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Vorwort 



Die erste Anregung zur nachfolgenden Arbeit gab dem Verfasser 
ein praktischer Fall, dem er deshalb die Ehre nicht versagen zu 
sollen glaubt, als letztes ,,Corollarium'' des Anhanges zu figuriren. 
In heutiger Zeit, wo Unbestrittenermassen zwischen juristischer Theo- 
rie und Oelehrsamkeit einerseits und juristischer Praxis andererseits 
eine grosse Kluft gähnt, darf sich die Arbeit deshalb gewissennassen 
selbst als ein „weisser Babe^' vorkommen. Dennoch hoffe ich, iß&s 
dieses Oeständn^ss ihr weder bei verständigen Theoretikern noch 
bei verständigen Praktikern Vorurtheile weckt. Die zur Zeit so weit 
klaffende Spaltung zwischen der Theorie und Praxis ist eben sehr 
zu beklagen. Als auf gemeinrechtlichen Gebieten noch das Institut 
der sogenannten Aktenversendung bestand, erlangten die Theoretiker 
wenigstens auf diesem Wege manchmal Fühlung mit dem wirklichen 
Rechtsleben, während sie heutzutage, wo sie nicht zufällig den Vor- 
tbeil geniessen, zugleich als Beisitzer eines Gerichtshofes zu fungiren, 
auf die Lectttre von Entscheidungen beschränkt sind, eine Lectttre, 
die selbstverständlich nicht so anregend wirken kann, wie die un- 
mittelbare Betheiligung. 

Die Schuld der besagten Entfremdung zwischen Wissenschaft 
und Praxis liegt deshalb keineswegs allein auf Seiten der „Profes- 
soren^'. Sie liegt mindestens ebenso sehr auf Seiten der Praktiker, 
deren viele heutzutage jede nicht unmittelbar praktische und con- 
crete Beschäftigung als gelehrte „Blaustrumpf- Beschäftigung^', wie 
einer meiner Berufs-CoUegen sich auszudrücken beliebte , verachten. 
Berechtigt würde diese Verachtung nur sein jener scholastischen 
Rechtsgelehrsamkeit gegenüber, die über dem Rückwärtsschauen nach 
alten aus dem Schutt des römischen Alterthums ausgegrabenen Formeln 
und Edicten, wie Lots Weib, zur Salzsäule erstarrt ist, die eine mit 
philologischem und historischem Handwerkzeug arbeitende Gelehr- 
samkeit, keine Wissenschaft ist. Die Jurisprudenz ist aber 
eine Real -Wissenschaft, deren Gegenstand die lebendigen und ent- 
wicklungsfähigen Gesellschafts- und Wirthschafts- Verhältnisse bilden. 
Mit Recht lässt sie daher Carey in dem von ihm in seiner Social- 
Oekonomie gezeichneten Baume der Wissenschaft als Nebenzweig 
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VI Vorwort. ^ 

der National-Oekonomie aus dem Aste der Gesellschaftswissenschaft 
entspringen. So waren auch die alten römischen Juristen und Prä- 
toren weniger Priester des gesetzlichen Buchstabens als Social-Poli- 
tiker und wissenschaftliche Praktiker, und eben deshalb war in der 
classischen Zeit des römischen Rechts Gesetz und Rechtswissenschaft 
keine „matte, künstlich getriebene Treibhausblttthe^', sondern eine 
,,lebendige Stimme^' des Verkehrs. Dies zur Entschuldigung der 
Doppelseitigkeit dieser Schrift, die sich alswirthschaftliche und 
juristische bezeichnet; diese Doppelseitigkeit involvirt an sich nach 
keiner Richtung dilettantische Oberflächlichkeit. Jede Construction der 
juristischen Natur eines Instituts setzt die Erforschung seiner wirth- 
schaftlichen und gesellschaftlichen Natur voraus. Der juristische Can- 
didat sollte daher auch heutzutage eingehender ttber politische Oeko- 
nomie, als über die Geschichte des römischen Formular-Prozesses oder 
des Sachsenspiegels zu prüfen sein. Auch sollte er, da die vergleichende 
Rechtsiyissenschaft für ihn werthvoUer ist, als die Gelehi:samkeit von 
den Rechts- Antiquitäten, mindestens englische und französische Gesetze 
und Entscheidungen ebenso leicht übersetzen und erklären können, als 
eine Novelle Justinians oder den Schwabenspiegel. Deshalb habe ich 
es für unwürdig gehalten, die citirten englischen Entscheidungen und 
•Gesetze in einer üebersetzung zu geben. Ein Jurist, der des Eng- 
lischen nicht wenigstens so weit mächtig ist, um es zu lesen, dürfte 
auch kaum für das Studium irgend einer wissenschaftlichen Mono- 
graphie Interesse besitzen. 

Dem HeiTn Professor Dr. Cohn, einem der seltenen Theoretiker, 
die über dem gewissenhaften Studium der Vergangenheit das Recht 
der Gegenwart auch bei anderen Eulturnationen nicht ausser Acht 
lassen und die Internationalität der Rechtswissenschaft aufrecht zu 
erhalten bestrebt sind, verdanke ich wesentliche Unterstützung durch 
liebenswürdigste Mittheilnngen über die den Gegenstand behandelnde 
Literatur, insbesondere die ausländische. 

Zum Schluss darf ich nicht vergessen, dem um die praktische 
Förderung des Checkwesens hochverdienten Herrn Reichsbank-Präsi- 
denten Geh. Finanzrath Dr. Koch meinen verbindlichsten Dank dafür 
auszudrücken, dass er mir die Bestimmungen der Reichsbank über 
den Check- und Giroverkehr gütigst zum Abdruck überlassen hat 
und mir auch übrigens durch geneigteste Auskunft bezüglich der- 
selben behülflich gewesen ist. 

Jena, September 1890. 

L. Euhlenbeek. 
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Kapitel I. 
Die wirthschaftliche Natur des Geldes. 

Origo emendi vendendiqae a permntationibas 
coepit; olim enim non ita erat nummos neque aliud 
merx aliad pretinm vooabatar, sed anos quisque 
secanduffl necessitatem temponim ac rerum utilibas 
inatilia pennatabat, qnando plerumque evenit, ut 
quod altert superett, altert desit, Sed quia non semper 
nee facile eoneurrebat, ut, quum tu haberes quod ego 
deiiderarem , invieem haberem, quod tu aecipere 
Teiles, eleeta materia est, cujus publica ae 
perpetua aestimatio difficultatibus per- 
mutationum aequaltiate quantitatis sub- 
veniret; eaque materia forma publica percussa 
tuum dominiumque non tarn ex substantia praebet, 
quam ex quantitate, nee ultra merx utrumque^ sed 
alterum pretium voeatur. 

Paulus, L. 1. Dig. XVIII. 1. 

§ 1. Natfirllehe Entstehung der wirthschaftlichen Funktionen. 

Je entwickelter ein Gegenstand, um so verwickelter pflegt er 
zu erscheinen, wenn die Elemente seiner Zusammensetzung dem Ge- 
sichtskreise des Betrachtenden entschwinden. In allen Dingen ist 
Klarheit nur durch Aufsuchung ihrer Anfänge zu erlangen and nur 
durch Festhalten am Faden der anfänglichen Anschauung zu be- 
wahren. Den Gegenstand unserer Studie bildet einwirth- 
schaftliches Werkzeug, das zur Erleichterung, Steige- 
rung und Vereinfachung der Geldcirkulation dient. Viele, 
die sich bislang mit demselben Gegenstande beschäftigt haben und 
ihn womöglich von Tdrnherein als ein Geldsurrogat auffassten, haben 
sich zu bedenklichen Trugschlüssen verleiten lassen, weil ihnen im 
Verlaufe ihrer Schlussfolgerungen die richtige Vorstellung von der 
elementaren Natur des Geldes selbst abhanden gekommen war. 
Daher wird es gut sein, wenn wir uns zunächst von letzterer eine 
möglichst lebendige Anschauung verschaffen. 

Wie sehr auch das Geld, der „schnöde Mammon^', sich vielfach 
als mächtigstes Werkzeug des Bösen erweisen mag, — dennoch dürfte 
man seinem Erfinder auf Gesammtkosten der Menschheit, als einem 

L. Kuhlenbeck, Der Check. 1 
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2 Kapitel I. Die wirthschaftliche Natur des Geldes. 

Wohlthäter derselben, ein Denkmal errichten, wenn ein solcher be- 
kannt wäre oder richtiger, wenn es einen solchen überall gegeben 
hätte.' Allein die Frage: „Wer mag das Geld erfunden haben?" ist 
nicht minder sinnlos, wie die, wer die Sprache erfunden habe. Das 
Geld — ich meine hier das Geld im Allgemeinen und im Besonderen 
das Metallgeld — ist ebenso wenig eine bewusste Erfindung des 
Menschengeistes, wie irgend eine Natursprache *); — Volapük ist 
sprachliches Papiergeld von nur beschränkter privater Geltung — , 
Geld ist ein unbewusstes Erzeugniss des menschlichen Verkehrs und 
hat sich mit diesem als eine unentbehrliche natumothwendige Be- 
dingung desselben gleichzeitig erzeugt und mit ihm fortschreitend 
entwickelt 

Der Mensch, «agt Aristoteles, ist ein „zoon politikon", ein Gesell- 
scbaftsthier, und in der That ist die äusserliche Geschichte der 
Menschheit nichts Anderes als der Entwicklungsprozess ihrer Ver- 
gesellschaftung; selbst unsere Zeit steht wohl noch eher im Anfangs-, 
als im Endstadium dieses Prozesses. Was aber ist die mächtige 
Triebkraft dieser fortschreitenden gesellschaftlichen Einigung aller 
mit artikulirter Sprache begabten Geschöpfe auf diesem Planeten? 
Etwa ein besonderer Geselligkeitstrieb, angeborenes Solidaritäts- 
bewusstsein oder gar jenes edle Grundgeflihl, das die positivistische 
Philosophie als Altruismus bezeichnet, weil Wohl und Wehe des 
Nächsten sein einziger Inhalt ist, die Wurzel der Freundschaft, 
Brüderlichkeit, Liebe, des Patriotismus und der Humanität? Mir 
liegt *es fern, diesen Trieben ihren Werth für die fortschreitende 

1) „Das Geld und die Sprache/' sagt der Magus des I^ordens (Hamann, 
Schriften II. S. 135), „sind zween Gegenstände, deren Untersuchung so tiefsinnig 
und abstrakt, als ihr Gebrauch allgemein ist. Beide stehen in einer näheren 
Verwandtschaft, als man muthmassen sollte. Die Theorie des einen erklärt die 
Theorie des anderen; sie scheinen daher aus gemeinschaftlichen Gründen zu 
fliessen. Der Reichthum aller menschlichen £rkenntni8s beruht auf dem Wort- 
wechsel ; — alle Güter hingegen des bürgerlichen und gesellschaftlichen Lebens 
beziehen sich auf das Geld als ihren allgemeinen Werthmesser, dafür es auch 
Salomo schon nach einigen Uebersetzorn erkannt haben soll. Prediger X. 19." 

Aristoteles im I. Bach de republica n^nt das Oeld Anfang und Ende des 
Tausches. 

„Der Geldwechsel ist dem Gebrauch der Sprache vergleichbar," meint 
Plutarch, De Pythiae oracal. metr. 

Eben dasselbe im Leben Phocions: „Wie die Münzen am meisten gelten, 
die bei dem kleinsten Umfange den grössten inneren Werth haben, so pflegt man 
auch die Stärke der Beredsamkeit darein zu setzen, dass sie mit wenigem viel 
sagt und andeutet." 
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Natürliche EntstehnDg der wirthschafU. Funktionen. — Natoraltanschverkehr. 8 

VereinheitlicbuDg unserer Gattung abzustreiten, yielmehr hoffe und 
glaube ich, dass ihre Bedeutung und ihr Einfluss im steigenden Ver- 
hältniss mit den zurückgelegten Zeiträumen der Oesammtentwicklung 
wachsen und immer klarer erkannt werden mögen. 

Dennoch muss die kulturgeschichtliche Forschung der Philosophie 
eines Helvetius oder Feuerbach die Eoncession machen, dass wenig- 
stens für das rein wir th schaftliche Vereinleben der Menschen der 
Egoismus des Individuums, sein Selbsterhaltungs- und Fort- 
pflanzungstrieb die mächtigste Triebfeder und scheinbar paradoxer 
Weise das wesentlichste Bindemittel abgegeben hat. Den Inhalt 
des wirthschaftlichen Lebens bildet die Gtttererzengang 
und der Güteraustausch. 

Der Güteraustausch wird ins Leben gerufen durch ein von der 
Natur gesetztes Missyerhältniss, eine Gleichgewichtsstörung zwischen 
den BedttrMssen jedes Individuums und den Gebrauchswerthai, die 
es sich durch eigene Kraft und mit eigenem Secht in seiner un- 
mittelbaren Umgebung beschaffen kann. Hätten alle Menschen kein 
anderes leibliches Bedttrfniss, als Luft zu athmen, so würde es wohl 
kein privat- und kein volks wirthscfaaftliches Leben geben. Erst 
die dem Individuum von der Natur gesetzten Schwierigkeiten, seine 
mannigfaltigen Bedürfiiisse zu befriedigen, jener „Fluch des Herrn" 
beim Vertreiben des ersten Menschenpaares aus dem Paradiese, die 
Nothwendigkeit der Arbeit, hat wirthschaftliche Werthe, 
Tauschwerthe geschaffen. 

§ 2. Naturaltausehverkehr« 

Das Meer bietet der menschlichai Arbeit Fische, der Strand 
ttuscheln, die fruchtbare Ebene Korn, Gemüse, Obst, das waldige 
Gebirge Bauholz und Wild, Aber der Strandbewohner mag nicht 
bloss von Fischen leben; schon für seine Schiffe, um nur Fische zu 
fangen, bedarf er des Holzes, wie ftlr seine Hütten; der Landmann 
der Ebene freut sich weit mehr über die für ihn selt^ie Muschel, 
als der Fischer, und dem Jäger erscheint der Seefisch als der feinere 
Leckerbissen, dem Fischer das Wildpret; auch ist der eine Mensch 
von Natur geschickter, Gewänder aus Fellen, Segel und Netze aus 
Flachs zu verfertigen, der andere, Viehzucht zu treiben oder Wild 
zu erjagen, wodurch Felle beschafft werden, oder den Acker zu 

t) „TauBcbhandel ist der Tausch des vergleichsweise Ueberflüssigen gegen 
das vergleichsweise Nöthige.'' Jevons, Geld und Geldverkehr. S. 8. 

1» 
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bestellen, der den Flachs hervorbringt. Wird sich nun jedweder 
von ihnen veranlasst fühlen, dem anderen ohne Entgelt, schenkweise 
von seinem Ueberflnss abzugeben, von seinen besonderen Fähig- 
keiten profitiren zu lassen? Geben ist zwar seliger als Nehmen; 
doch auf den „natürlichen^^ Menschen macht dieser geistliche Sitten- 
spruch wenig Eindruck. „Natürlicher" ist der von Hobbes voraus- 
gesetzte Krieg Aller gegen Alle; natürlich ist es aber auch, dass, 
sobald sich die Unzuträglichkeiten gegenseitigen Raubes wechsel- 
seitig fühlbar machten, sehr früh ein verständiger Egoismus und eine 
egoistische Verständigung zwei Menschen, die ihres beiderseitigen 
Ueberflusses und einseitigen Mangels und Bedarfs gewahr wurden, 
zudem historisch wahrscheinlich ursprünglichsten aller 
privatrechtlichen Eontrakte, zum Tauschgeschäft, führte. 

Den Anfang des wirthschaftlichen Kulturlebens bildet der Natu- 
raltauschverkehr. Man gibt Felle für Messer, Kleider u. s.w., 
Fische oder Fleisch für Obst und Gemüse. Aber welche Schwierig- 
keiten haften an dieser Verkehrsform? Wie oft musste wohl ein 
einseitig Wünschenswerther Naturalaustausch an unüberwindlichen 
Hindernissen scheitern, und wie oft mag gerade dieses Scheitern 
der wirthschaftlichen Verständigung wieder zu Raub und Gewaltsam- 
keiten geführt haben? 

Lange mochte ein Jäger, der eines Messers bedurfte, gesucht 
haben, bis er den Mann fand, der ein überflüssiges hatte; — was 
nützte ihm die Auffindung desselben, wenn jener nicht zugleich be- 
reit war, das Fell oder Geweih, die einzige Waare, die der Waid- 
mann ihm bieten konnte, dafür in Tausch zu nehmen? Vielleicht 
war ein Landmann gern bereit, diese zu nehmen, der aber hatte 
wieder kein entbehrliches Messer. Am Ende fand sich aber der 
Handwerker, der das Messer verfertigt hatte, bereit, die Felle und 
€feweihe zu nehmen in der Ho£fnung, dieselben wieder beim Land- 
mann gegen Obst und Gemüse auszutauschen. Aber nun fragte sich 
erst, wie viel Felle bezw. Geweihe ist dies Messer werth? 

Man beschuldige mich nicht der Weitschweifigkeit, wenn ich zu 
Beginn einer Studie über das entwickeltste Girkulationsmittel der 
Gegenwart diese Lage des uranfänglichsten Verkehrs möglichst 
anschaulich zu machen versuche; — diese elementaren Vorstellungen 
allein sind geeignet, es begreiflich zu machen, wie man, vom Tausch- 
bedürfniss getrieben, schliesslich überall, nicht mit bewusster Ueber- 
einkunft, sondern in unbewusster Folgerichtigkeit eine bestimmte 
Waare erfinden musste, die Jedermann gebrauchen konnte, und die 
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Das Geld als allgemeinste Tauschwaare. — Fonnen der Geldwaare. 5 

daher Jedermann, weil er selbst im Falle augenblicklichen Nicht- 
bedarfs sicher war, später einmal von ihr Gebraach machen zu 
können, oder auch nur einen anderen ihrer bedürftigen Abnehmer 
dafür zu finden, gegen andere Waaren vorzugsweise in Tausch zu 
nehmen geneigt war. Diese Waare wurde somit Waare „kaf exochen", 
eine Waare, die immer und überall verwerthet werden konnte, überall 
Geltung besass, mit einem Worte: Geld, 

§ 3. Das Geld als allgemeinste Tansehwaare. 

Der Tauschwerth des Geldes beruht also ursprünglich wie 
jeder Tauschwerth auf seinem Gebrauchswerth; diesen Elemen- 
tarsatz dürfen wir nie vergessen; — wie sich später mehrfach zeigen 
wird, würde sich solches Vergessen durch die verhängnissvollsten 
Irrthümer, welche Mark und Blut der Volks wirthschaft erkranken 
lassen können, strafen. 

Allein die eminente socialitäre Bedeutung, die dieser Waare 
zukam, musste selbstverständlich ihren Tauschwerth erheblich 
steigern, derart steigern, dass man ihren natürlichen Werth über dem 
Zuwachs, um welchen ihr Tauschwerth sich durch seine socialitäre 
Funktion potenzirte, aus dem Gesichte verlieren konnte, fast wie 
man die Wurzel eines Halmes gering achtet und übersieht, der an 
seiner Spitze den schweren Getreidekolben trägt. Und doch ist es 
nur die ursprüngliche allgemein begehrte Natur der Waare, ihre 
allgemeine Brauchbarkeit, gewesen, die sie zugleich zu einem all- 
gemeinen Werthmass und einer Anweisung Aller auf 
Alle, d. h. zur Geldwaare geeignet machte. 

§ 4. Formen der Geldwaare (Metallgeld). 

Nicht sofort konnte der unbewusst arbeitende Verkehrsinstinkt 
auf die zur Geldfunktion geeignetsten Stoffe gerathen; je nach Ver- 
schiedenheit der wirthschaftlichen Lebensformen hat man in den 
Anfängen der Kultur hier Felle, dort Korn, dort wieder Vieh als 
Geld benutzt; das lateinische Wort für Geld, pecunia (von pecus 
«» Vieh), ist ein sprachstammgeschichtliches Denkmal dieser Kultur- 
perioden 0) und noch vor nicht langer Zeit konnte der National- 

1) Auch das Wort „Kapital". „Da das Vieh nach Köpfen (capita) gezählt 
wurde, so erhielt es den Namen capitale und hieraus leitet sich ab der wirth- 
schafth'che Ausdruck Kapital, der juristische (englische) Ausdruck chattel für 
Eigenthum und das englische Wort cattle für Vieh." Vergl. Jevons, Geld und 
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Ökonom bei Hinterwäldlern nnd Trappern Amerikas, bei denen bei- 
spielsweise Felle die Rolle des Geldes spielten, genetische Kultnr- 
geschichte stndiren, wie der Physiologe durch den Eispiegel die 
Entwicklung des organischen Lebens. Aber Felle, Korn nnd Vieh 
sind schwerfällig transportirbar nnd nnr innerhalb gewisser Grenzen 
ökonomisch theilbar, ebenso wenig völlig vertretbar (fungibel) ; noch 
schlechter steht es um ihre Anhäuf barkeit und Aufbewahrung (Eapi- 
talisirung). Sobald man daher den Gebrauchswerth der Metalle 
erkannte und anerkannte, musste man mit naturgesetzlicher Kon- 
sequenz diese zum Geldstoff wählen, zunächst vielleicht Erz, Kupfer 
oder Eisen, endlich Silber und Gold. Das Edelmetall, Silber und 
vor Allem Gold, ist also von der Natur zum Gelde prädestinirt. 
„Da sie nur in geringen Mengen vorkommen und ihre Herbei- 
schaffung viele Arbeit erfordert, so repräsentiren sie einen be- 
deutenden Werth ; da ihr Volumen nur gering ist, so können sie 
leicht aufgehäuft oder von einem Ort zum anderen ge- 
schafft werden. Da sie nicht rosten, so bleiben sie ftlr eine 
lange Zeit unversehrt, und ihre Quantität ist daher nicht so ver- 
änderlich, als die des Weizens und Korns. Und da sie einer 
weitgehenden Theilung fähig sind, so sind sie für die klein- 
sten, wie fttr die grössten Tausche, ftlr solche im Betrage eines 
einzigen Groschens, sowie von vielen hundert Millionen Thalern 
brauchbar." 

§ 5. Bedeatang des Geldes ffir den wirthsehaftlichen 
Organismus. 

In der Entdeckung dieser Katurthatsachen, in der Schöpfung des 
Metallgeldes vollzog die unbewusste Vergesellschaftung der Mensch- 
heit einen Fortschritt, wie er sich seitdem kaum von gleicher Be- 
deutung wiederholt hat. Jetzt erst wurde auch die Theilung der 
Arbeit und Kombination der Kräfte möglich, wodurch die Gesammt- 
produktivität sich ganz unvergleichlich höher als zu einer blossen 
Additionssumme aller Einzelkräfte potenzirt. Jetzt erst entsteht ein 
Zustand, in welchem jeder Producent hauptsächlich das hervorbringt, 
was er selbst nicht bedarf, was Andere brauchen, während beim 
Naturaltauschverkehr noch Jedermann, soweit er es vermag, seine 
eigenen Bedürfnisse durch eigene unmittelbare Produktion zu decken 

Geldyerkehr (Internat. Bibliothek. Brockhaas, Leipzig) Kap. lY über die Geschichte 
des Geldes. 

1) Carey, Socialökonomie. S. 2^5. 
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bestrebt ist. Damit leitet der Geld verkehr einen D i f f e renzirungs- 
prozess oder, wie Herbert Spencer ihn nennt, einen Integrationsprozess 
in die menschliche Gesellschaft ein, der sie aus einem Polypen- 
dasein in die Gattung höher organischer Individuen empor- 
hebt ; wenn man sich nur der Gefährlichkeit oberflächlichen Miss- 
brauobs derartiger naturwissenschaftlicher Analogien bewusst bleibt^), 
so kann man jede Summe von Individuen, Familien und Völkern, 
die ihre wirthschaftlichen Produkte unter einander austauschen, mit 
einem lebendigen Körper vergleichen und einen wirthschaftlichen 
Organismus nennen; die bemerkenswertheste Folge dieser Organisa- 
tion, die nichts Anderes ist als der Uebergang von einer unbestimmten, 
unzusammenhängenden Gleichartigkeit zu einer bestimmten zusammen- 
hängenden Vielartigkeit, ist die, dass jeder Einzelne in demselben 
Verhältnisse, in dem er an ökonomischer Gonsumtions- und Produc- 
tionsfähigkeit gewinnt, an ökonomischer Selbstständigkeit einbüsst, 
dass er immer abhängiger wird von allen möglichen anderen Indi- 
viduen^), dass es ihm immer Wünschenswerther werden muss, ohne 
Unsicherheit, ohne Anstrengung und Verzug Andere zu finden, die 
seiner Erzeugnisse bedürfen und seine Bedürfnisse erzeugen. Das 
Geld aber spielt in dem wirthschaftlichen Organismus die Rolle des 
Blutes. Es vermittelt den Stoffwechsel; wie das Blut im thierischen 
Körper sich hier in Knochensubstanz, dort in Haut oder Muskelfaser, 
hier in Fett und Fleisch, dort wieder gar in empfindende und denkende 
Nervensubstanz umsetzt, so setzt im wirthschaftlichen System das 
Geld sich hier gegen dieses, dort gegen jenes wirthschaftliche Gut 
um, bringt jedes Ding an seinen richtigen Ort und befriedigt hier 
materielle, dort geistige Bedürfnisse.'*) 

1) Vergl. Herbert Spencers Definition der Entwicklung in First Principles 
S. 396. 

2) Gegen solchen besonders von dem Staatsrechtslehrer Bluntschli getriebe- 
nen Missbrauch wendet sich in geistToller Weise y. Krieken, lieber die sog. 
Organ. Staatstheorie in der Staatswissenschaft Leipzig 1S73. 

3) „Wir sind zum Zusammenwirken geschaffen, wie die Fttsse, die Hände, 
die Augenlider, die Reihen der oberen und der unteren Zähne,*' sagt der kaiser- 
liche Stoiker Marc Aurel. 

4) „Die Anzahl der Umläufe der Geldstücke in gegebener Zeit misst die 
Geschwindigkeit des Geldumlaufs." 

Preissumme der Waaren 1 __ Masse des als Girkulations- 

Ümlaufszahl gleichnamiger Geldstücke/ mittel funktionirenden Geldes. 
In der Geschwindigkeit des Geldumlaufs erscheint also die flüssige Einheit 
der entgegengesetzten und sich ergänzenden Phasen, Verwandlung der Gebrauchs- 
gestalt in Werthgestalt und ßückverwandlung der Werthgestalt in Gebrauchs- 
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Darum ist der Gegenstand unserer Studie von eminenter Be- 
deutung für die Gesundheitslehre des wirthschaftlichen Lebens. Wo 
das Blut erkrankt, da ist die grösste Lebensgefahr vorhanden. Trug- 
schlüsse über die Natur des Geldes im Kopfe eines Staatsmanns sind 
gefährlicher, als Irrthümer über die Bedeutung und Zusammensetzung 
des Blutes im Kopfe eines Arztes. Derartige Trugschlüsse pflegen 
sich nun zunächst mit Vorliebe bei der Betrachtung der positiven 
und bewussten Einwirkungen des Staats auf die Geldfunktion ein- 
zuschleichen. Nur wer daran festhält, dass, wie wir es im Vorstehen- 
den anschaulich gemacht haben, Geld und zwar Metallgeld eine 
Natureinrichtung ist, — eine Einrichtung derjenigen Natur, ver- 
steht sich, die mit ihrer unsichtbaren, psychologischen Gesetz- 
mässigkeit über das Gebiet der Naturwissenschaften im engeren Sinne 
hinausreicht und den Gegenstand der socialitären Wissenschaften 
bildet: — nur der wird hier vor Trugschlüssen gesichert sein. 

Gewiss hat der Staat den Gebrauch des Geldes ganz ausser- 
ordentlich erleichtert und gesteigert, als er vermöge seiner Autorität, 
— gestützt auf das Vertrauen, das er bei seinen eigenen Bürgern und 
selbst bei Ausländem geniesst, — die Geldstücke nach Gehalt und 
Gewicht prüfte und eintheilte und durch Aufprägung seines Stempels 
dem Einzelnen die lästige Sorge des Nachwägens und der Metall- 
probe abnahm. Aber der Staat als solcher^ als autoritative Ver- 
tretung einer Gesellschaftseinheit, hat damit nur die Münzen^) ge- 
schaffen, nicht das Geld.'^) Der absoluteste Autokrat kann an gewisse 
naturgesetzliche Schranken individueller Omnipotenz durch Nichts 
leichter erinnert werden, als wenn er einmal das ihm im Münzregal 
gewährte Vertrauen täuscht und Münzen schlagen lässt, deren Metall- 
werth ihrem Nennwerth nicht entspricht. Trotz seiner Vielköpfigkeit 
ist der wirthschaftliche Verkehr ein intelligenter Egoismus, der es, 



gestalt. Umgekehrt erscheint in der Yerlangsamung des Geldumlaufs die Tren- 
nung und gegensätzliche Yerselbstständigung dieser Prozesse, die Stockung des 
Formwechsels und daher des Stoffwechsels." Karl Marx, Kapital. S. 98 ff. Wie 
weit diese abstrakte Formel unrichtig ist, wird sich aus dem Folgenden ergeben; 
ihre Unrichtigkeit beruht auf einer Verkennung des wahren Wesens des Geldes. 

1) Ueber die Erfindung der MOnzkunst und die ersten staatlichen Münzen 
vergl. Jevons, a. a. 0. S. 57 ff. „Münzen sind Metallstücke, deren Gewicht und 
Feingehalt durch die Unversehrtheit des ihrer Oberfläche aufgedrückten Gepräges 
bezeugt wird." 

2) Im internationalen Verkehr bleibt das ungeprägte EdehnetaU als solches, 
bullion, Barrengold, das haare Geld; gemünztes Geld passirt bloss, insofern es 
mehr oder weniger bullion enthält. 
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Kapitel II. Papiergeld. — Irrthümer bezüglich der Papierwährung. d 

auf die Daaer wenigstens, vortreflflich versteht, autoritative Falsch- 
münzerei zu entdecken, Silber- und Kupfermischungen oder gar Papier 
von wirklichem Golde zu unterscheiden. 



Kapitel II. 
Papiergeld. 

§ 1. Irrthflmer bezflglich der Papierwährung. 

Weil das Geld eine natürliche Schöpfung, keine künstliche Er- 
findung ist, weil seine Geltung auf dem reellen Gebrauchswerth des 
Geldstoffes, nicht auf einem konventionellen und fingirten Werthe 
beruht, weil eben Tauschwerthe sich nur durch Tauschwerthe messen 
lassen, wie der Baum nur durch Eaumeinheiten: so könnte man die 
Welt leichter zwingen, zur rohesten Form des Realgeldes, zur Vieh- 
währung, zurückzukehren, als sich durch blosse Papierzettel, denen 
die staatliche Autorität einen fingirten Werth aufgestempelt hat, 
glücklich machen zu lassen. 

Jegliches Papiergeld, das mehr bezweckt als den Gebrauch 
des vorhandenen Metallgeldes zu erleichtern, ist eine Erfindung 
Mephistos, eine Erfindung, durch deren Verspottung der Altmeister 
Goethe in einer satirischen Episode des zweiten Theils seines „Faust'' 
an den Tag legt, dass er mit seinem poetischen Genie nicht nur ein 
sehr gesundes physisches, sondern auch sociales Naturverständniss 

vereinigte. 

Kanzler. 

Zu wissen sei es Jedem, der*8 begehrt, 
Der Zettel hier ist tausend Kronen werth, 
Ihm liegt gesichert als gewisses Pfand 
Unzahl verborgenen Guts im Kaiserland. 

Kaiser: 
Ich ahne Frevel, ungeheuren Trug! 
Wer fälschte hier des Kaisers Namenszug? 
Ist solch* Verbrechen ungestraft geblieben? 

Schatzmeister: 
Erinn*re Dich, hast selbst es unterschrieben! 
Erst heute Nacht. Du standst als grosser Fan, 
Der Kanzler sprach mit uns zu Dir heran: 
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,yGew&hre Dir das hohe Festvergnügen, 

Des Volkes Heil, mit wenig Federzügen." 

Du zogst sie rein; dann ward*s in dieser Nacht 

Durch Tausendkünstler schnell vertausendfacht. 

Damit die Wohlthat Allen gleich gedeihe, 

So stempelten wir gleich die ganze Reihe, 

Zehn, dreissig, fünfzig, hundert sind parat, 

Ihr denkt Euch nicht, wie wohl's dem Volke that. 

Seht Eure Stadt, sonst halb im Tod verschimmelt. 

Wie Alles lebt und lustgeniessend wimmelt! 

Kaiser: 

und meinen Leuten gilt's für gutes Gold? 
Dem EßeaTy dem Hofe g*nügt*8 zu vollem Sold? 

Mephisto pheles: 

Ein solch* Papier, an Gold und Perlen Statt, 

Ist so bequem; man weiss doch, was man hat! 

Und braucht nicht erst zu markten und zu tauschen. 

Kann sich nach Lust in Lieb* und Wein berauschen. 

Will man Metall, ein Wechsler ist bereit, 

Und fehlt es da, so gräbt man eine Zeit; 

Pokal und Kette wird verauktionirt. 

Und das Papier^ sogleich amortisirt, 

Beschämt den Zweifler, der uns frech verhöhnt. 

An diese Satire aaf die Idee einer sog. Papierwährung muss 
man immer aufs Neue wieder erinnern, da die vielfachen ernsten 
geschichtlichen Lehren, durch welche sich die Wahrheit, von der 
Natur des Geldes und der Irrthum von einer Möglichkeit papierner 
Geldsurrogate schon so oft und so schwer fühlbar gemacht hat, 
beispielsweise die Folgen des Law'schen Schwindels und der repub- 
likanischen Assignatenwirthschaft in Frankreich, gar zu leicht bei 
Socialpolitikern in Vergessenheit zu gerathen scheinen 0; so verficht 



1) „Mit Ausnahme von einigen britischen Kolonien gibt es fast kein zivili- 
sirtes Volk, welches nicht ein oder das andere Mal unter dem Fluch des Papier- 
geldes hat leiden müssen. Wie aus Wolowskis Werk über die Finanzen Russ- 
lands hervorgeht, hat dieses Reich mehr als 100 Jahre lang ein entwerthetes 
Papiergeld gehabt; wenn auch durch kaiserliche Verordnungen der Ausgabe des- 
selben wiederholt Schranken gesetzt wurden, so nöthigte doch jeder nächste Krieg 
zu einer Vermehrung der Noten: Italien, Oesterreich und die Vereinigten Staaten, 
lauter Länder, bei deren Regierungen man die tiefste staatswirthschaftliche Ein- 
sicht voraussetzen konnte, leiden gegenwärtig noch an dem üebel eines unein- 
löslichen Papiergeldes. In der älteren Geschichte Neuenglands und einiger der- 
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noch neaerdiBgs in einer Broschüre ,,Das Geld der Zuknnft" 
(1S84), (in der Sammlung y,Zeitbe wegende Fragen'') Atkin Eiroly 
allen Ernstes anfs Nene die Ansicht, die sociale Frage werde 
sich dnrch kein einfacheres Mittel erledigen und die krankeZeit 
dnrch nichts Geringeres heilen lassen, als durch ein blosses 
Zeiehengeld. 

§ 2. Ereditnatar des Papiergeldes. 

Grober Irrthnm liegt freilich oft hart an der Grenzscheide einer 
feinen Wahrheit. Ein Papiergeld, das auf der soliden Basis des 
Metallgeldes ruht, ist in der That ein nicht genug schätzbarer Fort- 
schritt des Verkehrs. Hochentwickelte Gesellschaftskörper sind schon 
frühzeitig auf diese wirthschaflilich wichtige Erfindung gerathen. 
Mommsen (R6m. Geschichte L S. 506) erwähnt, dass bereits Karthago, 
dieses London des Alterthums, ein solches Zeichengeld (Lederstttcke)^ 
beaass, und der berühmte Reisende des Mittelalters Marco Polo be- 
richtet, dass die Chinesen, die ja auch das Pulver und die Buch- 
drnckerkunst früher, als die Europäer erfunden haben, jedenfalls zu 
seiner Zeit (13. Jahrhundert), vermuthlich aber schon sehr lange Zeit 
vordem ein papiemes Zeichengeld benutzt haben. 

Der Nutzen eines auf wirkliches Geld (Metallgeld) fundirten 
Papiergeldes ist leicht einzusehen. 

Wie sehr auch schon das gemünzte Metallgeld den Tauschver- 
kebr gesteigert haben mag im Verhältniss zum rohen Naturgelde, 
Korn, Vieh, Metallbarren, zumal wenn es erst seine höchste Ent- 



jenigen Staaten, welche jetzt einen Theil der Nordamerikanischen Union bilden, 
finden sich wiederholte Beispiele von übermässiger Ausgabe von Papiergeld und 
von daraus entstandenen grossen öffentlichen Schäden. Nähere Aufschlüsse dar- 
über gibt Professor Sumner in seinem lehrreichen Werke ,,History of American 
currency'*. Einige der ersten Staatsmänner haben auf diese Resultate aufmerksam 
gemacht, wir wollen hier nur an Websters wohlzubeherzigende Worte über 
Papiergeld erinnern: „Wir haben grösseren Schaden hiervon gehabt, 
als Yon irgend Etwas und von öffentlichen Unglücksfällen. Es hat 
mehr Menschen umgebracht; es hat auf die wichtigsten Interessen 
unseres Landes den nachtheiligsten Einfluss ausgeübt und ist 
die Ursache von mehr Ungerechtigkeit als die Waffen und An- 
schläge unserer Feinde.'* Jevons, a.a.O. S. 240. 

1) Näheres darüber bei Goldschmidt in der Zeitschrift der Savigny-Stiftung 
1889. Romanist. Abth. S. 354. 

Ueber das Zeichengeld der Assyrer vergL Oppert & Mänant, Documents 
juridiqnes de PAssyrie et de la Chald^e 1877. 
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wicklüDgsstnfe, die Goldwährung, erreicht hat, so kann es dennoch bei 
der Unzahl von Tauschgeschäften, die der raschere Stoflfwechsel, das 
hochgesteigerte Wirthschaftsleben der Kulturstaaten hervorruft, als 
ein zu schwerfälliges Cirkulationsmittel erscheinen. Lästig wird es 
da zunächst bei den sog. Distancegeschäften, wo es sich um den 
Transport des Zahlmittels zwischen entfernten Orten handelt. Doch 
selbst an einem und demselben Orte wird man sich, wenn es sich 
um die Zahlung grösserer Summen handelt, die zeitraubende Mühe 
des Zählens gern durch Werthzeichen, die in einer Urkunde grössere 
Wertheinheiten repräsentiren, ersparen wollen. 

Inzwischen ist es auch keineswegs nöthig, dass das von einem 
Staate oder einer sonstigen, das allgemeine Verkehrsvertrauen ge- 
niessenden Korporation emittirte Papiergeld jeder Zeit durch eine 
in jedem Augenblicke disponible gleich grosse Summe gemünzten 
Metallgeldes gedeckt sei; der Reichthnm eines jeden wirtbschaftlichen 
Vereins so gut wie der Reichthum eines Einzelnen ist nichts Anderes 
als die Summe seiner sämmtlichen Tauschgtiter, von denen selbst- 
verständlich nur ein sehr verschwindender Bruehtheil in gemünztem 
Gelde oder selbst nur Edelmetall besteht. Solange nun die emit- 
tirten Papiergelder den Fonds an solchen aktiven Tauschgütern 
nicht überschreiten, können diese Werthzeichen immerhin eine dem 
unmittelbaren Tausch- und Gebrauchswerth des Metallgeldes nahe 
kommende Bedeutung haben. Allein es darf nie vergessen werden, 
dass das Papiergeld niemals wirkliches Geld ist, niemals unmittel- 
bare „Geltung" beanspruchen kann, sondern dass es seinem Wesen 
nach nichts Anderes sein kann als eine Krediturkunde, deren 
wirklicher Tauschwerth auf die Dauer wenigstens von dem Werthe 
der reellen Tauschgüter abhängt, welche der Aussteller erforderlichen 
Falls in wahres Geld (Metallgeld) umzusetzen vermag. In der That 
ist ja auch noch niemals ein Staat mit der Anmassung aufgetreten, 
den von ihm ausgegebenen Werthzetteln durch seinen blossen Macht- 
spruch die darauf genannten Werthgrade verleihen zu können, und 
selbst die Assignaten waren auf den verstaatlichten Grundbesitz des 
Klerus angewiesen i), und sogar das im Faust erwähnte Papiergeld 



1) Yergl. Jevons, a.a.O. Kap. 18. Derselbe führt 14 Methoden auf, nach 
welchen der Betrag der Ausgabe, sei es von Staats- oder Privatpapiergeld , sich 
regaliren lasse und eine Bürgschaft für die Erfüllung der übernommenen Ver- 
bindlichkeit gewonnen werden könne. Beachtenswerth ist seine Bemerkung zur 
sog. Methode einer aus realem Besitz bestehenden Eeserve: „Die 
Assignaten der französischen revolutionären Eegierung repräsentirten assignir- 
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des Mephisto nimmt wenigstens auf die im Lande vergrabenen Sehätze 
Bezug. 

Aber da das Papiergeld nichts Anderes als Ereditgeld ist, führt 
68 die grosse Gefahr .vorsätzlichen oder fahrlässigen Kreditbetrugs 
mit sich. 

Nun kann zwar auch das Metallgeld im Lichte einer feineren 
wirthschaftlichen Auffassung auch nur als eine Ereditnrkunde er- 
scheinen; denn es ist eine „Anweisung Aller an Alle", ein Gegen- 
stand, dessen regelmässiger Gebrauch nur in der Ausgabe zu Tausch- 
zwecken besteht. Doch ein nicht zu unterschätzender Unterschied 
dieser silbernen und goldenen „Krediturkunden" von papiernen 
liegt darin, dass der Tauschwerth der ersteren ein stofflich immanenter 
ist, fest gegrtlndet auf die Seltenheit des Stoffes und die psycho- 
logische Voi:eingenommenheit des Menschen für seinen Besitz, wel- 
chen zu erlangen grosse Arbeit kostet; — Arbeit aber ist der subjek- 
tive Faktor, welcher den objektiven Gegenständen seinen Werth ver- 
leiht. — Dagegen ist das Papiergeld ein Kreditgeld im engeren und 
rechtlichen Sinne, sein Kredit beruht auf Voraussetzungen, die mit 
dem Sto£f der Urkunde nicht zusammenhängen, demselben nicht im- 
manent, sondern materiell von ihm getrennt sind, und die in Be- 
ziehungen bestehen, welche unmittelbar schwer kontroUirbar und 
dem Wechsel der Werthschätzung in hohem Grade unterworfen sind. 



tes, d. h. angewiesenes Land, nämlich gewisse Theile der eingezogenen geist- 
lichen Güter und Domänen. Sie sollten yon den Staatskassen gegen baares Geld 
eingewechselt werden, wenn die Ländereien von dem Pablikum angekauft würden ; 
da aber der Preis des Landes nicht fixirt war und also kein Werthyerhältniss 
zwischen Land und Papier sich bildete, so konnte selbst das Yorhandensein der 
ausgedehntesten Ländereien nicht verhindern, dass die Assignaten immer mehr 
und schliesslich bis auf den 200. Theil ihres ursprtlnglichen Werths fielen. Bei 
den später ausgegebenen Mandaten versuchte man den Bodenpreis in Man- 
daten zu fijdren, was aber gleichfalls misslang. Die uneinlöslichen Tresorscheine, 
die Friedrich der Grosse ausgeben liess, hatten einen ähnlichen Charakter, trugen 
aber Zinsen. — Grund und Boden ist jedenfalls eines der besten Unterpfänder 
für die schliessliche Bezahlung einer Schuld und eignet sich darum vortrefflich 
als Bürgschaft, wenn Geld auf lange Zeit ausgeliehen wird. Da nun aber bei 
plötzlich eintretendem Geldmangel sich alles Andere eher in Geld umsetzen lässt, 
als gerade Land, und repräsentative Banknoten doch ihrem Wesen nach gegen 
Sicht zahlbar sein sollten, so ist es klar, dass eine Reserve in realem Eigenthum 
noch weniger zweckmässig ist, als eine solche von Schatzkammerscheinen oder 
sicheren Staatspapieren." 
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§ 3. Idee des Eredltgeldes. 

Die Idee eines blossen Ereditgeldes, die nicht nnr darch 
das Papiergeld, sondern mehr noch dnrch die später eingehend zn 
behandelnden Privatcirknlationsmittel ins Leben gerufen wurde, kann 
nicht gerade als unlogisch bezeichnet werden. 

Aliein Vieles kann durchaus logisch und doch gesellschaftlich 
unwahr sein, weil es nicht psychologisch begründet ist. So sind 
auch die Irrtfaümer des modernen Socialismus und CoUectiviemus 
ebenso wenig wie viele philosophische Irrthümer des mittelalterlichen 
Scholasticismus einem Mangel an formaler Logik entsprungen; es 
findet sich mancher dialektische Kopf unter den Theoretikeni des 
Communismus. Alle diese Irrthümer wurzeln in einer Verkennung 
der psychologischen Natur des Menschenwesens, wie die falschen 
Dogmen der Scholastiker in Unkenntniss der physischen Natur. Der 
socialistische Zukunftsstaat des Hegelianers Karl Marx glaubt mit 
einem blossen Kreditgelde auskommen zu können ; er würde das als 
vollendeter „Znchthausstaat^^ nur dadurch erreichen können, dass er 
den freien, von individuellen Bedürfnissen getriebenen Tausch- 
V erkehr beseitigte; die von den Centralbehörden der communisti- 
sehen Gesellschaft auszugebenden Waarenanweisnngen würden dann 
etwa eine ähnliche verschnittene Geldfunktion ausüben, wie die im be- 
rüchtigten „Trucksystem" von gewissen Fabrikanten ihren indirekten 
Lohnsklaven in Zahlung gegebenen Marken. 

Ja selbst für diese Zukunftsutopie ist die Vorstellung eines von der 
Metallgeldbasis vGllig abgelösten reinen Zeichengeldes noch unvoll- 
ziehbar, solange dem Bürger dieses Staates auch nur die denkbar 
geringste Wahlfreiheit des Gonsums und Waareneintausches mög- 
lich bleiben soll. Oder sollte etwa eine jede der geplanten sog. 
Arbeitsbescheinigungen und Waarenanweisnngen ein vollständiges 
Register aller möglichen Tausehwerthe enthalten, welches etwa nach 
einer allgemeinen vom Gentralorgan der Production festgestellten 
Werthgleichung in folgender Form abzufassen wäre^): 



1) In einer jener halb blöd witzigen Broschüren, die heutzatage die socialit&re 
Halbbildung der Massen immer konfuser machen, „Der Staatsmenopolist'' 
oder „Ein Beweis für die Unhaltbarkeit unserer Zust&nde, ein Yorschlag zur 
Lösung der socialen Frage von L. 0. Foppe. Berlin 1686*^ findet sich aller- 
dings dieser Vorschlag, der in der Eonsequenz des Marxistischen Socialismus 
liegt, ausgesprochen, ohne dass der Verfasser in seiner Naivität ahnt, wie sehr 
er sich damit selber ironisirt. Der Mann gibt folgendes Muster zum Besten: 
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Staatsanweisnng 

anf 

1 Eilogr. Weizen = 1 V^ Kilogr. Roggen = «A Kilogr. Brod — 

10 Zigarren — 1 Buch Papier — 6 Aepfeln = 0,05 Meter Seide 

n. s. w. in infinitnm? 

Selbst bei mikroskopischem Drnck müssten das lange Zettel 

werden! Und wo bliebe erst das Kleingeld nnd Wechselgeld? 

Doch genng von diesen Illasionen gewisser Socialpolitiker, deren 
einzige Kraft in der Massenagitation besteht 



Arbeitsstanden*) 

1 Paar neue Stief.m. Qual. — 

2 Anfüge III. Qual. . — 
30 Stunden Aufwartung — 

1 Wohnung III. Klasse — 
6 Hemden U. Qual. 

2 Pfund Seife II. Qual. 
1 Regenschirm II. Qual. 
1 Tisch II. Qual. . 
1 desgl. III. Qual. . 

1 Sekret&r II. Qual. 
V2 Ries Schreibpapier 

2 Dutzend Federn . 
5 Bleistifte . . . 

50 Liter Milch . . 

100 Pfund Eoggenbrod 

25 Pfund Weizenfarod 



Arbeitsstunden 
Transport . . . 
10 Pfund Karpfen 

5 Pfund Aal . . 
4 Stück Hasen . 
4 Stück Gänse . 

60 Pfund Rindfleisch 
20 Pfund Kalbfleisch 
30 Pfund Schweinefleisch . 
100 Stück Eier . . . 
20 Pfund Butter . . . 

6 Pfund Salz . . . 
90 Liter Bier .... 

2 Raummeter Holz . 
10 Raummeter Kohle . 
1 Konversationslexikon 

II. s. w. , g. s. w. 

Transport — Zusammen 500 Stdn. 

Zu 20 Proz. für Unterhalt öflfentlicher Einrichtungen . ... 100 * 

600 Stdn. 
*) (Hier wird fOr jeden einzelnen Gegenstand die Stundenzahl nach dem 
vom Staate veröffentlichten Preiskourant angegeben.) 

In dem freilich geistvolleren, zur Zeit von der Leserwelt verschlungenen 
atopistiBchen Roman: „Ein Rückblick aus dem Jahre 2000'* von Edward 
Bellamy wird wenigstens die Bezugnahme auf das Geld als Werthmesser 
festgehalten. Kap. IX : „Ein Kredit, der seinem Antheil an der j&hrlichen Pro- 
duktion des Landes entspricht, wird jedem Bürger eingeräumt und eine Kredit- 
karte wird ihm ausgestellt, auf Grund welcher er sich aus den öffentlichen 
Waurenlagem, die es in jeder Gemeinde gibt, das besorgt, was er nur wünscht 
und wann er es wünscht. Diese Einrichtung beseitigt, wie Sie sehen, vollständig 
die Nothwendigkeit aller Handelsgeschäfte zwischen einzelnen Personen. Viel- 
leicht möchten Sie sehen, wie eine solche Kreditkarte aussieht 
„Sie bemerken,^* fuhr er fort, als ich neugierig das Stück Kartenpapier be- 
trachtete, welches er mir gegeben hatte, „dass die Karte auf eine gewisse 
Anzalil Dellars ausgestellt ist. Wir haben das alte Wort behiJten, aber 
nicht die Sache. Der Ausdruck, wie wir ihn brauchen, entspricht nicht ^nem 
wirklich^i Dinge, sondern dient nur als algebraisches Zeichen, um die Werthe 
der verschiedenen Producte mit einander zu vergleichen. Zu diesem Zwecke ist 
für alle ein Preis in Dollars und Cents festgesetzt, ganz wie zu Ihrer Zeit Der 
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16 Kapitel III. Der Wechsel. 

Die Idee eines reinen Ereditgeldes ist also illusorisch schon um 
deswillen, weil sich ein Kreditgeld gar nicht anders denken lässt, 
denn als ein leichter Oberbau auf der unentbehrlichen soliden Grund- 
lage des Metallgeldes, wie sich denn auch alles Papiergeld bislang 
selber als blosse Anweisung auf Metallgeld gekennzeichnet hat. 

Statt auf Metall könnte es vielleicht auch auf irgend einen an- 
dere]\ Artikel, der an sich selbst Tauschwerth hat, z. B. auf Weizen 
oder Vieh, Bezug nehmen; wollte man also das Metallgeld abschaflfen, 
so Hesse sich immer noch ein Papiergeld denken, „nur müssten 
dann,'' wie Dühring^) gut bemerkt, „die Banken in Ställe umgewandelt 
werden". Denn ein Zauberwerth, ein Zauberkredit lässt sich durch 
keinen Tausendkünstler blossen Papierzetteln aufragen. 



Kapitel III. 
Der Wechsel. 

Wenn nach Vorstehendem klar ist, das die wirthschaftliche Be- 
rechtigung deer staatlichen Papiergeldes ganz allein darin zu 
finden ist, dass es den Gebrauch des Metallgeldes erleichtert, 
steigert, insoweit auch spart, niemals aber darin, dass es ihn völlig 
ersetzen könnte, so gilt dasselbe in noch viel höherem Grade von 
denjenigen Verkehrs- und Cirkulationsmitteln, welche man, wenn 
auch juristisch ungenau, so doch nach ökonomischer Analogie 
wohl hin und wieder unter dem von dem Juristen Einert aufgebrachten 
Namen des „Privatpapiergeldes" zusammenfasst. 

Historisch ist das erste dieser Cirkulationsmittel der Wechsel. 



Werth der yon mir auf Grund dieser Karte entnommenen Gegenstände wird von 
dem Beamten gebucht, welcher aus diesen Reihen von Vierecken den Preis des 
von mir Bestellten ausschneidet." 

Der phantasievoile Verfasser übersieht völlig, dass eine Bezugnahme auf 
nicht-existirendes Metallgeld so unsinnig ist, wie wenn unser heutiges Papier- 
geld auf die Binder, die zur Zeit Homers als Geld funktionirten, Bezug nähme; 
er übersieht ferner, dass ein „algebraisches Zeichen" keinen Massstab abgeben 
kann; wir können das Mass einer Meile nicht durch x oder y angeben, sondern 
nur durch eine Raum grosse; eine Meile = 7500 m (= Meter) hat Sinn, eine 
Meile « 7500 w oder x ist sinnlos. 

1) Gursus der National- und Socialökonomie. Leipzig 1876. Kap. UI. 2. 
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§ 1. Historische Entwicklung des Wechsels. 

Der Wechsel verdankt seine Entstehung dem Bedürfniss des 
Geldanstansches zwischen entfernten Orten, und zwar zunächst wohl 
zwischen Orten von verschiedenem Münzsystem. DemWesen nach 
mag auch der Wechsel schon in den hochentwickelten Kulturstaaten 
des Alterthums in Gebrauch gewesen sein.^) 

In seiner heutigen Form hat er sich zweifellos erst mit dem 
Aufblühen des Welthandels der italienischen Städte des 12. Jahr- 
hunderts entwickelt. Die Kaufleute jener Städte, namentlich die- 
jenigen von Genua, Pisa und Florenz, gründeten sowohl im Orient 
als auch in einzelnen europäischen Ländern ständige Zweignieder- 
lassungen, Kommanditen; unter ihnen nahmen die Geldwechsler, 
bancheri oder campsores genannt, eine hervorragende Stellung ein. 
Die Hauptbeschäftigung derselben war die Vermittlung von Zahlungen 
und die Uebermachung des Geldes von einem Ort an einen anderen 
unter gleichzeitigem Umtausch in die an dem Bestimmungsort gang- 
bare Münze. Dieser Umtausch („Wechsel") wurde entweder durch 
eine Urkunde bewirkt, die man cambium cum carta nannte, oder 
auch durch einfachen Brief (per litteras cambiales). Hauptsächlich 
bedienten sich derartiger Urkunden oder Wechselbriefe die nach 
den Messen reisenden Kaufleute (Messwechsel), auch die Kirche zur 
Uebersendung der Peterspfennige, Kreuzfahrer, endlich Studenten, 
welche sich auf diese Weise ihre Unterhaltungskosten auf den Uni- 
versitäten des In- und Auslandes übermitteln Hessen, weshalb der 
Unterhaltungsfonds bei denselben ja noch heutzutage, auch wenn er 
nicht durch Wechsel vermittelt wird, schlechtweg als „Wechsel" be- 
zeichnet wird. 

Der Annehmer eines solchen Wechselbriefes ersparte sich durch 
denselben, wenn er auf sichere, solvente Personen gezogen war, 
natürlich gern den zumal im Mittelalter riskanten Transport baaren 
Geldes, noch lieber fast den stets unvortheilhaften Wechsel der ver- 
schiedenen Münzsorten. — Eine fable convenue schreibt da- 
gegen den Juden die Ehre der Erfindung des Wechsels zu. „Die 
Juden," schreibt Montesquieu, Esprit des lois, 1. 21. c. 20, „da 
sie bald von hier, bald von dort vertrieben wurden, erfanden ein 



1) Vergl. darüber v. Ihering, Geist des röm. Rechts. 111. §55 (S.215), und 
Röscher, System der Yolkswirthschaft. 3. S. 262. Nr. 1. 

L. Enhlenbeck, Der Check. 2 
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Mittel, ihre Habe zu retten; sie legten ihren ßeiehthnm nirgend fest; 
denn sie wnssten, dass ein Fürst, dem die Laune kommen würde, 
sie sich yom Halse zn schaffen, sich damit keineswegs allemal auch 
ittren Reichthnm vom Halse zu schaffen wünsche. Sie erfanden den 
Wechselbrief. Durch dieses Mittel konnten sie den Handel der Banb- 
sucht entziehen und überall erhalten; denn nunmehr bestand der 
Reichthnm des Kaufmanns in unsichtbaren Gütern, die man leicht 
versenden konnte, ohne dass sie noch eine Spur hinter sich Hessen/' 

Auch Noguier (des lettres de change 1875 I. p. 39) und Andere 
bringen im Anschluss an Giovanni Villani, einen Florentiner Bankier 
und hervorragenden Geschichtsschreiber, der 1348 gestorben ist, die 
Entstehung des Wechsels mit der Vertreibung der Juden aus Frank- 
reich im Jahre 1181 in Verbindung. Eine andere Version behauptet, 
dass zuerst im 13. Jahrhundert von der Guelfenpartei vertriebene 
Florentiner im Auslande (und zwar zuerst in Amsterdam) sich der 
Wechselbriefe bedient haben, um ihre einheimischen Forderungen 
einzuziehen. Möglich, ja höchst wahrscheinlich ist es, dass die lom- 
bardischen campsores in Frankreich bezw. Holland sowohl im ersteren 
wie im letzteren Falle die Uebermachung und ümwechslung der 
Gelder nach und von Italien durch ihre Briefe vermittelt haben. Der 
Ursprung der Wechsel ist aber nicht in einem solchen besonderen 
Ereigniss zu suchen, vielmehr wird sich das Wechselgeschäft sehr 
allmählich entwickelt habend- 

Mit Rücksicht auf diese Entstehungsursache definirt noch der 
mittelalterliche Handelsrechtsprofessor Caesaregis den Wechselvertrag 
als „einen Kauf abwesenden Geldes mit gegenwärtigem 
oder einen Austausch des Ersteren für Letzteres"^). 

Nur aus dieser historischen Entstehungsursaehe des Wechsels, 
gewissermassen als eine dem Hühnchen an den Federn kleben ge- 
bliebene Eischale, lässt es sich erklären, dass zur Zeit noch in 
Frankreich distantia loci ein Essentiale des Wechsels bildet, d.h. 
dass dort der Wechsel nicht an dem Orte des Bezogenen (Trassaten) 
ausgestellt sein darf. Art. 110. T. VH des Code de commerce: „La 
lettre de change est tir6e d'un lieu sur un autre." 



1) Eine eingehende quellenmässige Darstellung der Geschichte des Wechsels 
fehlt. Wissenschaftlich das Genaueste lieferte bislang Freiherr y. Canstein, Lehr- 
buch des Wechselrechts 1890. S. 1— 50. 

2) Dieselbe Definition findet man bei den Franzosen auch heute noch, so 
z. B. bei B^darride , Commentaire du loi ^de commerce. Vergl. G. Cohn, Beiträge 
zum einheitlichen Wechselrecht. Heidelberg 1880. S. 38. 
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Seine wirthschafüiche Funktion. 19 

§ 2. Seine wirthschaftllche Funktion. 

Es mnssten sich aber durch die leichte Uebertragbarkeit mittelst 
Indossaments in Verbindung mit dem den kaufmännischen Bedürf- 
nissen entsprechenden privilegirten Rechtsschutz, der sog. Wechsel- 
strenge , alsbald noch ganz andere und wesentlich bedeutsamere 
Vortheile für den Verkehr aus dem Wechsel ergeben, als die des 
blossen Distanzverkehrs. Kolumbus suchte nur einen neuen Seeweg 
nach Indien und entdeckte einen neuen Kontinent; ähnlich ist es 
bei mancher Entdeckung gegangen, die Tragweite derselben war 
den Entdeckern selbst selten ganz bewusst. Auf sozialem Gebiete, 
wo bewusstes Schaffen überhaupt eine sehr untergeordnete Rolle 
spielt, gilt dies in hervorragendem Masse. 

Des Wechsels wesentlichste Bedeutung besteht zur 
Zeit nicht mehr in der Vermittlung des Distanzver- 
kehrs, sondern darin, dass er den Privatkredit als trei- 
bendes Agens in den Handel einführt, wie das Papiergeld 
den Staatskredit. Der Wechsel ist Krediturkunde kat' exochen. Er 
vereinigt daher mit den Vorzügen des Kredits in ganz besonderem 
Grade die Gefahr des Missbrauchs. Was eine unreelle Regierung 
durch schlechtes Papiergeld, das können in Zeiten starker Anspannung 
wirthschaftlicher Kräfte blosse Privatmenschen anrichten durch sog. 
Wechselreiterei, indem sie — ein schwindelhaftes Schaukelsystem — 
ihre gegenseitige Zahlungsunfähigkeit mittels Wechsel und Rück- 
wechsei verheimlichen, einen ungesunden Kreäit so lange in der 
Schwebe halten, bis schliesslich doch der allgemeine „Krach" herein- 
bricht und eine grosse Anzahl Unschuldiger mit sich reisst. Ein 
wichtigerer Vor th eil ist der, dass man durch den Gebrauch der 
Wechsel die B aar Zahlung nicht nur zeitweilig aufschieben, sondern 
sogar ganz ersparen kann, wie folgendes Beispiel veranschau- 
lichen mag: 

A, der Aufsteller einer Tratte (Trassant) sei Gläubiger des Z, 
auf den er den Wechsel zieht (Trassat), zugleich Schuldner des B, 
an den er den Wechsel begiebt (Remittent). B versucht durch In- 
dossirung des Wechsels an G (Indossatar) seine Schuld an diesen, 
C durch weiteres Indossament an den Indossatar D wiederum eine 
Schuld an Letzteren zu berichtigen u. s. w., bis schliesslich der 
Wechsel durch eine Kette von Indossamenten an den X 
gelangt, der seinerseits Schuldner des Z ist und mit dem 
Letzterer sich nun durch Kompensation (Aufrechnung) 

2* 
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begleicht. Augenscheinlich werden hier durch den Wechsel nicht 
nur mehrere Baarzahlungen von A an B, von B an D u. s. w., sondern 
überhaupt alle Baarzahlungen innerhalb des Personenkreises erspart, 
es vollzieht sich ein wirthschaftlicher Umsatz anscheinend ohne jede 
Hülfe des Metallgeldes, durch Scontration oder Giro (Giro vom Ita- 
lienischen giro»= Kreis, vom lateinischen gyrus). 



Kapitel IV. 

Das Gheckwesen. 

Hier ist nun der Ort, darauf aufmerksam zu machen, dass die 
Itföglichkeit, so durch eine allseitige Ausgleichung gegenseitiger 
Schulden innerhalb eines bestimmten Personenkreises die Baar- 
zahlungen zu ersetzen oder auf ein Minimum von Resten zu be- 
schränken, doch nur eine Reäexwirkung der ursprünglichen Bestim- 
mung des Wechselbriefs gewesen ist, dass dieser Vorgang, Skontration, 
Giro, — Zahlung mit geschlossenem Beutel, — in Frankreich auch 
virement oder riscontre genannt, anstatt durch Wechselbriefe ebenso 
wohl durch jede andere Form, auch die bloss mündliche, der Sum- 
mirung verschiedener Kompensations- und Delegationsakte vollzogen 
werden kann. 

Das zweckmässigste Mittel aber, welches sich für 
diese höchst wichtige und interessante Vereinfachung 
und Sublimirung des wirthschaftlichen Verbindlich- 
keitsausgleichs entwickelt hat, ist der in enger Verbindung 
mit dem Bankwesen stehende Check. 

§ 1. Einleitung. 

Der Check ist ein Wechsel — nicht im juristischen Sinne des 
„strengen" Wechselrechts, wohl aber im Sinne der zuletzt ver- 
anschaulichten Wirthschaftsfunktion, ein reiner „Wechsel", bei 
dem nicht die Ausnutzung des Personalkredits, sondern der Geld- 
und Verbindlichkeitswechsel, die blosse Vereinfachung der Geld- 
cirkulation, der wesentlichste Zweck ist; deshalb wird er auch 
nicht, wie die meisten Wechselbriefe, auf eine längere Frist, sondern 
„auf Sicht" gezogen, und der Trassat ist in der Regel ein Bankier. 
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Hiermit soll selbstverständlich keine Definition des Ghecks im juristi- 
schen Sinne gegeben sein, sondern nur eine seinem wirthschaft- 
lichen Wesen entsprechende Nominaldefinition ; doch mag bemerkt 
werden, dass sie sich mit der Legaldefinition, die das englische 
Recht, neben dem holländischen das einzige, welches das Gheckwesen 
ursprünglich und nicht auf Grund blosser theoretischer 
Nachahmungen regulirt hat, vollständig deckt. 

Vergl. Bills of Exchange (Ghalmers) art. 73; 

„A cheque is abill of exchange drawn on a banker payable 
on demand.'^ 

In England ist der Gheck auch schon der Form nach vom 
Wechsel kaum zu unterscheiden. In der Regel wird er auf den In- 
haber ausgestellt: 

Beispiel: 

Mr. Holdfast & Co. London, January 1. 1889 

Pay to Abraham Newland or bearer the sum of 
20 = twenty pounds. 

£ 20. 8. d. John StiDs. 

Doch sind auch Ghecks auf Ordre zulässig. 

Beispiel. 

Mr. NN. London, February 1. 1889 

Pay to the ordre of Mr. P. the sum of . . . . 

Letztere können nur durch Indossament, freilich auch durch 
Blankoindossament übertragen werden. 

Ein Mittelding zwischen beiden, und zwar die in England ge- 
bräuchlichste Form des Ghecks ist der sog. Crosse d cheque^), im 
Gegensatz zu welchem man die eben bezeichneten offene (open) 
Checks nennt; um nämlich die mit jedem Inhaberpapier nothwendig 
verknüpfte Gefahr zu vermindern, dass ein Unberechtigter dasselbe 
präsentirt und den Betrag empfängt, zieht man zwei Parallelen quer 
über den Gheck und vermerkt dazwischen den Namen eines Ban- 
kiers oder auch bloss „ and Go.^' oder auch die Klausel „not 

negotiable.'' ^) Dies hat die Wirkung, dass nur ein Bankier, und 

1) Von Crossing^ französisch barrement, deutsch Kreuzen, Sperren, oder 
korrekter Durchqueren des Ghecks. 

2) Jeder dieser drei Zusätze kann allein erscheinen, die dritte Klausel kann 
aber auch zu der ersten oder zweiten hinzutreten. Ist der Name eines Bankiers 
genannt, sei es mit oder ohne die not-negotiable-Klausel, so heisst das Queren 
ein spezielles, in jedem anderen Falle ein generelles. Vergl. G. Cohn, Der 
Gheck, in Endemanns Handbuch d. H.-R.III. S. 1163. 



Digitized by 



Google 



22 Kapitel IV. das Gheckwesen. 

zwar im ersteren .Falle der namhaft gemachte Bankier den Check 
einzukassiren berechtigt ist 

Beispiel: 



No. X. 11/1729. 

Please ta pay to Mr. 
bearer two hnnderd 
3 sh. 6 d. 
£ 205. 3 s. 6 d. 



Od 



London, 17. Dez. 1889. 
Fred. Williams or 
and five pounds 

J. Canting & Co. 



§ 2. Historische Entwicklung des Checks. 

Man hat sich bemttht, das Vorhandensein von Checks bereits für 
das klassische Alterthum nachzuweisen ^). Zweifelsohne kannten auch 
schon die alten Griechen und Römer das Bankiergewerbe, das Ge- 
werbe der trapezistae und argentarii, in einer derjenigen unserer 
Zeit durchaus ähnlichen Betriebsform; die Entwicklung eines solchen 
muss eben innerhalb jedes individualistischen Wirthschaftesystems^ 
wenn auch spät, so doch mit derselben Nothwendigkeit eintreten, 
wie das Gewerbe des Bäckers oder Fuhrmanns ; es wäre daher läp- 
pisch, zu behaupten, die ganze Thätigkeit der im Rom der Eaiser- 
zeit so viel erwähnten argentarii habe sich auf den Umtausch von 
Münzsorten beschränkt, das Gegentheil beweist schon für eine weit 
frühere Zeit Gajus III, 128 ff.; möglich, dass die hier erwähnten 
arcaria nomina in Verbindung mit der syngrafa in der transcriptio 
a persona ad personam die Rolle des heutigen Check- und Giro- 
contos' gespielt haben 2). 

1) Ein italienischer Schriftsteller, Ganelli (süUe Bauche. Torino 1872), be- 
hauptet sogar, dass bei den Chinesen das Gheckwesen schon für die Zeit von 
ca. 2000 Jahren vor unserer Zeitrechnung, unter der Herrschaft des Hoang-ti 
nachweisbar sei. 

üeber angebliche Checks bei den Assyrern (sipartu) vergleiche man 
Lenormand, Histoire ancienne de TOrient. 9. ed. 1887. V. p. 117. 

Oppert & M^nant, Documents juridiques de PAssyrie et de la Ghald^e 1877. 

G. Gohn in dem „Handbuch der Staatswissenschaften'' 1890 sub voce 
„Check". 

2) Dass bereits im alten Rom die Girozahlung bekannt war, beweist 
G. Gohn in Endemanns Handbuch HI. § 447. S. 1044. Vergl. insbesondere die 
Beweisstellen daselbst Anm. 17. 

Dagegen sind die positiven Nachweise der Gheckanweisung im klassischen 
Alterthum bislang für nicht minder missglückt zu erachten, wie solche des 
Wechsels. Man hat diverse Schriftstellercitate in gezwungener Weise auf Check- 
verkehr zu deuten gesucht, ja man hat folgende Worte aus einem Briefe Giceros : 
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Den ersten unzweifelhaften Ansatz zum modernen Gheck- 
y erkehr weist Prof. Gohn bei den blühenden italienischen und 
niederländischen Handelsstädten des Mittelalters nach. Dort bildeten 
sich die ersten Girobanken, die Geld oder Edelmetallbarren in Depot 
nahmen y und ihre Kunden erledigten ihre Zahlungen durch Anwei- 
sungen auf diese Depots. Solche Anweisungen nannte man Kassiers- 
briefe, bewijsinge, biglietti di cartulario, quittancien und ähnlich; 
materiell hatten sie jedenfalls einen den modernen Checks ent- 
sprechenden Wortinhalt. Das Wort^) und der Begriff des Checks 
in seinem jetzigen Sinne stammt aus England. 

Hier, insbesondere in London, im Karthago der Neuzeit, konnte 
und masste sich dieser Zahlungsmodus, konnte und musste sich das 
wirthschaftlich^ und rechtliche Wesen des Check- und Giroverkehrs 
am vollkommensten ausgestalten. Wir werden uns daher, sofern 
eshier weniger auf rechtsgeschichtliche Vollständigkeit, 
als auf das Verständniss der wirthschaftlichen Trag- 
weite des Gegenstandes ankommt, darauf beschränken dürfen, seine 
dortige Entwicklung eingehender darzustellen. 

Die Anfänge des Londoner Bankwesens schildert uns ein Klas- 
siker der englischen Geschichte, Macauley, folgendermassen: 

„Unter der Regierung Wilhelms lebten noch alte Leute, die sich 
erinnern konnten, dass nicht ein einziges Bankhaus in der City von 
London war. Noch zur Zeit der Restauration hatte jeder Handels- 
mann seine Kasse im eigenen Hause, und wenn ein Wechsel prä- 
sentirt wurde, zählte er die Kronen und Karolinen auf seinem Zähl- 
brett aus ; aber der Aufschwung des Reichthums hat seine natürliche 
Wirkung, die Theilung der Arbeit, erzeugt. Vor dem Ende der 

„Qoi de GCCC HS. CG praesentia solverimus, reliqua rescribamus" 
übersetzen wollen: 

„Von den 400 Sesterzien habe ich 200 baar bezahlt, und den Rest 
sende ich durch Check/' 

Cohn, in seiner Geschichte des Check (Zeitschrift für vergleichende Rechts- 
wissenschaft IL S. 130), bezweifelt aber mit Recht die Schlüssigkeit derartiger, 
im vorliegenden Fall auch philologisch unsicherer Nachweise. 

1) Die Stammgeschichte des Worts führt zunächst auf das englische ex- 
chequer (Schatzkammer) und von diesem auf das gleichbedeutende französische 
rechequier zurück, schliesslich aber auf das vulgär lateinische scaccarium 
(Schachbrett). Letzteres Wort bezeichnete auch eine Art von Zahltischen mit 
schachbrettartig gewürfelter Tuchüberkleidung. Schon im Jahre 1304 finden sich 
in den anglo -normannischen Schatzrollenauszügen Gutschreibungsanweisungen 
mit dem Zusatz : per billam de scaccario. Yergl. Cohn, Nachtrag zur Geschichte 
des Check (Zeitschrift für vergl. Rechtswissenschaft II. S. 131 ff.). 
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Regierung Karls IL war eine neue Art^ Geld zu zahlen und zu em- 
pfangen, unter den Eaufleuten der Hauptstadt Mode geworden. Es 
entstand eine Klasse von Agenten, deren Geschäft darin bestand, 
das baare Geld der Handlungshäuser aufzubewahren. Dieser neue 
Geschäftszweig fiel naturgemäss in die Hände der Goldschmiede, die 
seit Alters bedeutenden Handel mit den edlen Metallen trieben, und 
die Gewölbe hatten, in denen grosse Massen von Goldklumpen vor 
Feuer und Diebstahl gesichert lagen. In den Läden der Goldschmiede 
der Lombardstrasse wurden alle Zahlungen an Baargeld gemacht. 
Andere Händler gaben und empfingen Nichts als Papier. Diese grosse 
Aenderung griff nicht ohne heftige Opposition Platz. Die altmodi- 
schen Kaufleute klagten bitterlich, dass eine Klasse von Leuten, die 
vor dreissig Jahren sich auf ihr eigentliches Gewerbe beschränkt 
und einen schönen Profit an Bowlen und Schüsseln aus getriebenem 
Silber, an Juwelenfassung fbr schöne Ladies und aus dem Verkaufe 
Yon Pistolen und Thalem an Herren, die nach dem Kontinent 
reisen wollten, gezogen hatten, nun Schatzmeister geworden seien und 
bald die Herren der ganzen City werden wttrden. Diese Wucherer, 
hiess es, spielten Hasard mit dem, was durch den Fleiss und die Spar- 
samkeit anderer Leute eingeerntet sei. Wenn die Würfel gut fielen, 
würde der Schelm, der das Geld aufbewahre, wohl ein Alderman; 
fielen sie schlecht, so würde der Narr, der sein Geld ihnen anver- 
traut habe, mit ihnen bankrott. Auf der anderen Seite wurden die 
Annehmlichkeiten der neuen Praxis lebhaft gepriesen. Zwei Kommis, 
die in einem Zahlhause sässen, yerrichteten, sagte man, eben das, was 
unter dem alten Systeme von zwanzig Kommis und zwanzig Etablis- 
sements gethan werden musste. Der Wechsel eines Gold- 
schmieds könne an einem Morgen zehnmal übertragen werden, und 
so thäten hundert Guineen, die in seinem Geldkasten 
nahe der Börse verschlossen wären, dasselbe, was früher 
tausend Guineen erfordert hätte, die in verschiedenen 
Ladenkassen zerstreut waren. Einiges in Ludegat-Hill, Einiges 
in Augustin-Friars und Einiges in Tower-Street." 

Der hier erwähnte Bankier-,, Wechsel" der Londoner Goldschmiede 
hatte anscheinend grosse Aehnlichkeit mit den heutigen Ghecks 0. 

Interessant ist es, dass der blosse Wechsel der Münzsorten, histo- 
risch das erste Grnndgeschäft des Bankgewerbes, heutzutage noch 



1) Yergl. Daniel, On negotiable instruments p. 638 ff. Byles, BUls of ex- 
chaDge p. 210. Sie führten den Namen shop-notes (jetzt cash-notes). 
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in England ausschliesslich von den Goldschmieden betrieben wird, 
— bei Bankiers kann man auf englischem Boden keine ausländischen 
Mflnzsorten verkaufen oder kaufen 0* Die Goldschmiede der Lombard- 
Street aber haben seit jener Zeit ihr altes Kunstgewerbe bald ganz 
aufgegeben und sind blosse Bankiers geworden ; und zwar sehr solide 
Bankiers, deren wesentliche Thätigkeit nicht in wucherischen Ge- 
schäften und Differenzhandel mit Papieren, sondern in der Vermitt- 
Inng der Geldcirkulation besteht. 

Ihre mittels Ghecks bewerkstelligte Vereinfachung der Zahlungs- 
ausgleiche hat sich zufolge einer bereits im Jahre 1775 gegründeten 
Vereinigung zu einem so vollkommenen Mechanismus ausgebildet, 
dass sich eine eingehendere Darstellung dieses für ganz England als 
Eompensationscentrum funktionirenden Apparats rechtfertigt.^) 



§ 3. Das Clearing-Honse an der Lombard-Street. 

Im Jahre 1775 wurde von den Bankiers der Lombard-Street als 
eine gemeinschaftliche Abrechnungsstelle das sog. Clearing- 
House gegründet. Man darf dasselbe heutzutage eine Herzkammer 
des gesammten grossbritannischen Wirthschaftsblutumlaufs, d. h. der 
Geldcirkulation nennen. An der Lombard-Street, an der das Glearing- 
House liegt, oder wenigstens in deren unmittelbarster Nähe, haben 
fast sämmtliche Bankiers, die als unmittelbare Mitglieder des 
Glearing-House in Betracht kommen, ihre Geschäftsräume^). Das 
Glearing-House wird durch ein Gomit6 von 6 Mitgliedern, die von 
den Glearing-Bankers ernannt werden, verwaltet; dieses Gomitö er- 
wählt ans seiner Mitte den Vorsitzenden, der die Vereinigung nach 
aussen vertritt. Die staatliche Gesetzgebung, welche in England 
von jeglicher bureaukratischen Bevormundungstendenz, wie sie auf 



1) Wie Verfasser noch im Jahre 1S87 gelegentlich einer zum Studium 
englischer Wirthschafts- und Kechtsverh&ltnisse angestellten Reise konstatiren 
komite. 

2) Siehe R. Eoch, Geh. Oberfinanzrath (jetzt Präsident der Reichsbank), 
Abrechnungsstellen. Stuttgart 1883. Seyd-Sjöström, Das London Bank-, 
Check- und Glearing-House-System. Leipzig 1874. 

3) Es gehören dazu nur die 28 grösseren Lokalbankiers und die Banken 
der City; die mittelbare Betheiligung an demselben erstreckt sich seit Ein- 
führung des sog. Country - Clearing im Jahre 1858 auf jeden Bankier des. ver- 
einigten Königreichs, der nur einen Korrespondenten unter den eigentlichen unr 
mittelbaren Clearing-Bankers hat. 
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dem Kontinent vorherrscht, frei ist, hat sich bislang jeder Ein- 
mischung in den Betrieb des Clearing-Honse enthalten. 

Die gesunde, nicht nur rechtsprechende, sondern rechts- 
bildende Praxis der englischen Gerichtshöfe hat dagegen der wirth- 
schaftlichen Bedeutung des Glearing-House die gebührende Aufmerk- 
samkeit nicht versagt und unter Anderem die Präsentation eines 
Wechsels im Glearing-House der zum Beweise legaler Präsentation 
auf dem Kontinent üblichen schwerfälligen und kostspieligen Protest* 
form gleichgestellt^). 

Die täglichen Geschäfte des Clearing-House theilen sich in zwei 
Hanptabtheilungen, nämlich: 

1. in die Abrechnung der Londoner Geschäfte (Town-Clearing) 
(sie wird in zwei Sitzungen, deren eine auf den Vormittag, 
die andere auf den Nachmittag fällt, erledigt); 

2. in die Abrechnung der Provinzen (Country-Clearing) (hierauf 
wird eine Nachmittagssitzung verwendet). 

1. Town-Clearing. 
Die Abrechnung der Geschäfte von London: 
Sie besteht in zwei leicht zu trennenden Thätigkeiten, deren 
eine sich bei den einzelnen Bankiers, deren andere, die abschliessende, 
sich im Clearing-House selber erledigt. Bei den Bankiers werden 
im Laufe des ganzen Tages, wenigstens während der fttr den Ver- 
kehr mit dem Publikum in London üblichen Geschäftszeit von 
10 (9) — 4 Uhr von ihren Depotkunden baare Gelder, Checks, Wechsel 
und Effekten (Dividendenscheine und andere auf Sicht zahlbare 
Papiere (articles) eingezahlt; man pflegt solchen Einzahlungen eine 
Note beizufligen, die auf ihrer Vorderseite die verschiedenen Einzel- 
posten getrennt vermerkt, auf ihrer Rückseite den Totalbetrag an 
Baar, Checks oder Effekten verzeichnet. Diese Note bleibt beim 
Bankier; der Bankkassirer dagegen quittirt dem Kunden in dessen 
gleichzeitig von ihm zu präsentirenden Kontobuch, dem sog. Pass- 
book, das auf seinem Umschlag den Namen der Bankfirma und 
des Depotkunden trägt und dessen Folios nach bekannter Art links 
das Soll und rechts das Haben des Bankkunden rubriciren. 

1) Yergl. Eoch, Abrechnungsstellen in Deutschland und deren Vorgänger. 
S. 15. 16. 

Grant, Treatise on the law relating to bankers etc. A^^ ed. (Plumptre) London 
1S82. p. 54 fif., welcher zahlreiche F&Ue anfahrt. Gilbart, The history, principles 
and practice of Banking. Ed. by Michie, London 1882, vol. II, p. 312. Hutchinson, 
Practice of Banking 1880. S. 227. 381. 
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Ausser dem Pas8-book besitzt der Depotkunde noch ein zweites, 
sog. Slip-book, in welches er seinerseits zur eigenen Kontrolle die 
Bimessen (Gheckbeträge) einträgt, die er auf seinen Bankier durch 
Checks anweist. — Letztere entnimmt er dem eigentlichen Check- 
bnchy einem Heft fortlaufend numerirter Anweisungsformulare, welche 
bei der Ausgabe von einem, dieselben fortlaufenden Nummern tra- 
genden, schmalen Theile des Blattes, der sog. Souche oder dem Talon 
abgelöst werden, der im Gheckbuch verbleibt und bei Ausfüllung 
mit Summe und Datum des Gheck für den Buchinhaber neben dem 
Slip-book ebenfalls als Eontrolle dienen kann, wie folgendes Beispiel 
veranschaulichen mag: 



Souche: 


Mess. Holdfast & Go. London, 1. 1. 90 


No. 30932 


Pay to Mr. Abraham 


£ 20. 0. 8. 0. d. i 


or bearer the sum of 


to — 


20 £ s. d. 




John Stills. 



Die Eassirer der Banken schreiben den Totalbetrag der von 
einem Deponenten eingelieferten Beiträge diesem gut, sortiren die 
eingelieferten Werthe nach ihrer Natur, als Baar, Ghecks, Effekten, 
und liefern dann die Ghecks und Effekten an denjenigen -An- 
gestellten (Glerk) ihrer Bank ab, der mit den Glearing;House-Ge- 
Schäften betraut ist. Dieser versieht zunächst alle Ghecks und Effekten 
mit dem Firmenstempel der Bank, wodurch den Banken, auf welche 
die Ghecks gezogen, bezw. bei denen die Effekten domizilirt sind, 
angezeigt wird, fUr welche Bank sie den jedesmal in Frage kom- 
menden Betrag zu kreditiren haben; sodann sortirt er die Ghecks 
und Effekten nach den betreffenden Glearing- Bank-Firmen, die sie zu 
kreditiren haben, und überträgt den Betrag aller dieser Checks und 
Effekten auf die Debetseite eines Buchs, des Out-Glearing-Books, 
das für jeden Glearing-Banker eine besondere Eolonne führt: 

Debet. 





Barclay 


Barnett 


Bosaugnet 


Browns 


Etc. 
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Die hier eingetragenen und zugleich nach den Firmen sortirten 
Papiere werden dann ins Glearing-House geschickt. In der Regel 
haben die Clerks der Banken schon bei ihrem Kommen eine Anzahl 
solcher Papiere, welche am Tage zuvor nach der Clearing-Zeit ein- 
gegangen waren, mitgebracht (first Charge); und der hier mit der 
Vertheilung (delivery) betraute Clerk vertheilt die im Laufe des Tages 
nachgesandten Papiere, wie er die first Charge gleich bei Beginn der 
Sitzung vertheilt, an die zur Empfangnahme angestellten Clerks der 
betreffenden Häuser, bei denen sie domicilirt sind. 

Das Clearing-House besteht aus einem einzigen grossen Geschäfts- 
räume im Erdgeschoss eines Hauses zwischen der Lombard-Street 
und King-William-Street. In demselben sind in symmetrischer Ordnung 
und nach alphabetischer Reihenfolge der betheiligten Firmen für jede 
derselben einfache, grosse Schreibtische (desks) aufgestellt, an denen 
die mit den Clearing-Geschäften betrauten Clerks der Bankhäuser Platz 
nehmen^). An der einen Seite befindet sich ein Bureau (office) fttr die 
von der Vereinigung gewählten beiden Inspektoren (superintendents), 
welche die Gesammtarbeit zu leiten und die Ordnung aufrecht zu 
halten haben. Die mit der Empfangnahme im Clearing-House be- 
trauten Eommis haben nun die fbr ihre Bank so eingelieferten, d. h. die 
bei ihrer Bank als Schuldnerin zahlbaren Papiere fttr jede einzelne 
Bank, die sie sendet, gut zu schreiben. Es geschieht dies in der- 
selben Weise, wie vorher im Geschäfte der Bank selbst, nur dass 
hier selbstverständlich auf die Ereditfolien eines anderen Buchs (des 
In -Clearing-Book) eingetragen wird. Diese Kreditfolien sind gewöhn- 
lich roth gedruckt und werden mit rother Dinte ausgefüllt. 

Kredit. 



Alliance 


Barclay 


Barnett 


Bosauguet 


Brown 


Etc. 















Diese Arbeit setzt sich den ganzen Tag ttber je nach Ankunft 
der verschiedenen Boten, die von ihren Banken den verschiedenen 

1) Am 4. jedes Monats beginnen die Sitzungen des Clearing -Honse wegen 
der am 1. zahlbaren Wechsel nebst „3 days of grace" schon um 9 Uhr, sonst 
um 10 V2 Uhr. 

2) Einzelne Häuser sind durch 4—6 Clerks yertreten. 
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Vertretern der anderen Clearing-Banken Papiere überbringen, fort, bis 
dass es 4 Uhr schlägt. Kurz zuvor wird in den Geschäften selbst mit 
der Ftthrnng der Debetfolien das Out- Clearing-Book abgeschlossen, 
jede Kolonne der Debetfolios wird addirt, so dass man jetzt in jeder 
Bank die auf jeder anderen Clearing-Bank kennt, und die so ab- 
geschlossenen Debetfolien werden nun ebenfalls ins Clearing-House 
geschickt, wo sie um 4 Uhr spätestens eintreffen müssen. Jetzt 
schliessen auch die Eommis im Clearing-House ihre In- Clearing-Book- 
Folien und jeder derselben stellt durch einfache Addition den Betrag 
fest, den seine Firma an jede andere Clearing-Bank schuldet. Da 
jetzt auch für Jeden die Out-Clearing-Books oder Debetfolien aus 
den Bankgeschäften eintreffen, kann der im Clearing-House Angestellte 
auch sofort durch einfache Vergleichung der Letzteren mit den Kre dit- 
folien die Geschäftslage seiner Firma zu jeder der anderen Clearing- 
Banken klarstellen. 

Jetzt kann also die allseitige Aufrechnung beginnen. 

Was ist aber inzwischen mit den Papieren selbst, den Checks, 
Wechseln und Effekten, geschehen, die wir zuletzt in den Augen- 
blicken verliessen, wo sie auf den Kreditfolien des In-Clearing-Book 
im Clearing-House gebucht wurden? Da der Kommis, der diese Ein- 
tragung besorgt, nicht sofort wissen konnte, ob das Papier gut war, 
bezw. ob seine Bank über die erforderlichen Fonds für jeden einzelnen 
Aussteller verfügte, so blieb bezüglich desselben noch eine wichtige 
Arbeit zu erledigen: jede einzelne Bank hat die auf sie gezogenen 
Papiere zu prüfen und sich über ihre Annahme oder Ablehnung zu 
erklären. Die erste Eintragung sowohl im Comptoir wie im Clearing- 
House ist also nur provisorisch. Die im Clearing-House angestellten 
Clerks geben also den bei ihnen vortretenden Boten oder Lehrlingen 
ihrer eigenen Bank, welche die Kreditorpapiere fttr die anderen 
Banken gebracht haben, die bei ihnen eingelieferten Forderungs- 
papiere mit. Letztere händigen sie bei Rückkehr im Comptoir der 
Bank den dortigen Auszahlungsangestellten aus, welche die Aufgabe 
haben, jede einzelne Anweisung zu prüfen, zu bestätigen und auf 
das Debetfolio des jedesmal in Betracht kommenden Kunden zu 
übertragen« Dieselben bestätigen jedes Papier, das „gut" ist, d. h. 
dessen Unterschrift sie für echt befinden und fttr welches genügender 
Vorschuss im Kreditfolio des Ausstellers vorhanden ist, dadurch, dass 
sie es mit einem .Stempel versehen^ der Ort, Datum und Nummer 
der Einkassirung angibt (marking), und übertragen sodann die damit 
genehmigte Zahlung für den Aussteller auf dessen Debetfolio. 
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Da in England die überwiegende Mehrzahl aller Zahlungen, 
auch im privaten Verkehr, durch Ghecks vollzogen wird, gieht man, 
dass diese Eassenbeamten der Banken sich sehr wenig mit baarer 
Münze zu befassen brauchen ; ihre Hauptthätigkeit besteht eben nur 
in dieser Bestätigung der von anderen Banken bei ihnen präsentirten 
Checks, bezw. Wechsel. Zum Vergleich der Unterschriften und zur 
Prüfung der Deckungen müssen ihnen natürlich Register mit den 
Unterschriften der Kunden und laufende Rechnungen über deren 
Fonds zur Hand liegen, welche letzteren Tag für Tag von den eigens 
dafür angestellten Rechnungsführern kontroUirt werden. 

An diese Rechnungsführer geben die Eassenbeamten wiederum 
zur Fortführung der einzelnen Eundenrechnung ihre Zahlungsein- 
tragungen ab. Das quittirte Papier wird gelegentlich dem Kunden 
als Beleg der auf ihn gemachten Debeteintragung zurückgesandt. Ein 
„gutes" (echtei^, bezw. gedecktes) Papier macht also weiter keine 
Schwierigkeit, die einfiache Thatsache der Annahme durch Abstempehi 
zeigt der ein Clearing kreditirenden Bank an, dass die bezogene das 
Debet definitiv bestätigt hat. 

Was aber geschieht mit dem schlechten Check, dessen Unter- 
schrift gefälscht zu sein scheint oder für den die bezogene Bank 
keine Deckung hat, oder überhaupt mit den beanstandeten 
Papieren? 

Der Bankbeamte befestigt an diesen, den sog. Returns, einen 
Zettel, auf dem er den Grund der Ablehnung vermerkt, und übergibt 
sie demjenigen Eommis, welcher das Debetfolio der Bank im Clearing 
führt. Dieser trägt es einfach unter die Eolonne derjenigen Bank 
ein, von der es gekommen ist, genau so, als wäre es ein neues, auf 
diese Bank gezogenes, bei ihm eingeliefertes Papier, bloss, dass er 
noch am Rande eine Notiz betr. Zurückweisung des Check hinzufügt. 

Diese „Returns" vermehren also wieder die Debetposten und 
neutralisiren somit die im Clearing nur vorläufig gegebene Gut- 
schrift. Darnach werden sie ins Clearing-House zurückgeschickt und 
hier dem Repräsentanten der Bank zurückgegeben, die sie eingeliefert 
hatte. Dieser übernimmt es ohne Weiterung wieder auf das Eredit 
der Firma, die es zurücksendet, und die Thätigkeit der Banken be- 
züglich dieses Papieres ist damit abgeschlossen. Nachdem der ab- 
gelehnte Check zu der Bank zurückgekehrt ist, von der er zuerst 
ins Clearing-House kam, wird^er nun von dieser unter Begründung 
seiner Nichtannahme an den Eunden zurückgeschickt, der ihn ihr 
eingeliefert hatte. 
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Das Verfahren ist also äusserst einfach und erspart viel Schreiberei 
und Lauferei: 

Die Gewährleistung jeder Bank beruht auf folgenden zwei streng 
gewahrten Bedingungen: 

1. Sie ertheilt ihrem Depotkunden erst Gutschrift nach Ablauf 
der Präklusivfrist, die ein abgelehntes Papier nöthig hat, um 
vom Clearing-House zurückzukommen. 

2. Sie ist verpflichtet, ein Papier, dessen Zahlung sie ablehnt, 
innerhalb bestimmter Stunden nach seiner ersten Einlieferung 
zurückzuschicken. Diese Präklusivfrist ist nicht gesetzlich 
fixirt, beträgt aber für das Town-Glearing usancemässig 2 Tage, 
für das Country-Clearing 3. 

Nach Ablauf dieser geschäftsttblichen Fristen wird die Belastung 
für den kreditirenden Bankier definitiv, und der Verlust, falls ein 
solcher eintritt, fällt der Bank zur Last, welche die Frist der Rück- 
lieferung verstreichen Hess. 

Wir kommen jetzt auf das allseitige Aufrechnungsgeschäft im 
Clearing-House zurück. 

Nachdem jede dort vertretene Bank ihr Debetfolio erhalten, die 
Addition des Debet und Kredit abgeschlossen und das Saldo zu jeder 
anderen Clearing- Bank gezogen hat, überschreibt sie letzteres auf ein 
Bilanzformular oder Clearing-Balance-Sheet, das sog. Folio „der be- 
sonderen Abrechnung", in der Weise, dass sie es, je nachdem die 
betreffende Bank sich als Gläubigerin oder Schuldnerin ergibt, rechts 
oder links von ihrer Firma einträgt. 



Beispiel: 
The London Joint Stock Bank. 



Schuldner 



Gläubiger 



1 




Alliance 

Barclay 

Barnett 

Bosauguet 

Brown 

City 

Consolidated 

County 

Country-Clearing 

Clearing-House 




-m 



So ergibt sich die Lage jeder Bank im Verhältniss zur Gesammt- 
heit der Clearing -Banken. Dieselbe besteht in einem Forderungs- 
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oder Schuldsaldo, und wenn man sich der früheren Opera- 
tionen erinnert, bei welchen jedem Debet auch ein 
Kredit zur Seite trat, wird man einsehen, dass die Gesammt- 
heit der „besonderen Abrechnungsfolien" — vorbehaltlich etwaiger 
Bechenfehler oder Auslassungen — allemal eine der Summe aller 
Schuld Saldi gleichkommende Summe von Forderungs saldi 
liefern muss. 

Die somit von den Eommis jeder Bank aufgestellten Folien der 
besonderen Abrechnung werden nun beim Inspektor des Clearing- 
House abgegeben. 

Dieser stellt darnach das Folio der allgemeinen Abrechnung 
auf (Inspectors Balance Sheet), indem er neben jeder einzelnen 
Bankfirma rechts oder links den Gesammtbetrag einträgt, den sie 
an Clearing schuldet oder zu fordern hat: 



Debitors 



Clearing-House 



Creditors 







Alliance 

Barclay 

Barnett 

Bosauguet 

Brown 




' 


City 

Consolidated 

County 

Curris 

Glynn 

Country-Clearing 

Clearing-House 



Eine Addition auf der Kreditseite muss jetzt stets dieselbe Summe, 
wie auf der Debetseite ergeben. Im Prinzip dttrfen die Mitglieder 
des Clearing-House sich nun nicht eher trennen, als bis jeder Fehler, 
der eine solche Bilanz verwehrt, entdeckt ist. Indessen pflegt man 
doch bei Fehlem zu Gunsten des Clearing-House bis zum Betrage 
von 200 £ Nachsicht zu ttben und die Berichtigung (der Fehler wird 
unter dem besonderen Posten „Bank Balance^^ gebucht) bis zum 
folgenden Tage aufzuschieben*). 

1) Ein Debet saldo von 1000 £ und mehr muss an demselben Tage be- 
richtigt werden. Ein kleinerer Debetsaldo wird von dem Betrage des den 
Inspektoren zuletzt vorgelegten Credit-Transfer-Ticket (s. S. 33.34) abgezogen. 
— Vorgetragene Differenzen werden am nächsten Tage von den betreffenden 
(Häusern mit Erlaubniss der Inspektoren auf ihren Balance -Sheets unter G.-E. 
[Clearing-House]) belastet, bezw. kredltirt. S. Koch, Abrechnungsstellen. S. 9. 
Note 11. 
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Die Inspektoren, die bis zum Schluss jeder Sitzung keine regu- 
läre Funktion, abgesehen etwa von der Hausordnung, wahrzunehmen 
haben; beschäftigen sich eben bis dahin meistens mit der Aufklärung 
derartiger, vom Tage zuvor übrig gebliebener DiflFerenzen. Ist die 
allgemeine Bilanz gefunden, bezw. hat die Abrechnung wenigstens 
den hinreichenden Näherungswerth (bis auf 200 £) ergeben, so unter- 
zeichnet der Inspektor ein Exemplar derselben, welches an die Bank 
von England eingesandt wird. Sodann stellt er für die einzelnen 
Clearing-Banker besondere Anweisungen aus, je nachdem jeder sich 
beim Geschäftsabschluss als Gläubiger oder als Schuldner der Ge- 
sammtheit herausgestellt hat. 

Im ersteren Falle ertheilt der Clearing-Banker unter Visa des 
Inspektors Ordre an die Bank von England, fttr seine Rechnung dem 
Clearing eine bestimmte Summe zu kreditiren, und die Bank, welche 
ein Gegenstück der Anweisung zeichnet, gibt dem kreditirenden 
Bankier ihr Anerkenntniss. 

Im letzteren Falle ermächtigt der debitirende Bankier die Bank 
von England, sein Konto mit einer bestimmten Summe zu belasten, 
nnd die Bank, welche das Gegenstück mit Visa des Inspektors 
zeichnet, zeigt dadurch an, dass sie die Summe in das Debetfolio 
des betreffenden Bankiers eingetragen hatO 



1) Beispiele 

(s. Koch, Abrechnungsstellen u. s. w. 8.10): 
I. (Grünes Papier.) 

1. Settlement at the Glearing-House. 

London, 1883. 

To the Gashiers of the Bank of Enghind. 

Be pleased to credit our Account the Sum of out of the money 

at the credit of the account of the Clearing Bankers. 

Per Pro of the London Joint Stock Bank Limited 
N. N. 
.^ . . . sh. . . . d. 
Seen by me N. N. 
Inspector at the Glearing-House. 

2. Settlement at the Glearing-House. 

Bank of England, 1883. 

The account of the London Joint Stock Bank Limited has this evening 

been credited with the Sum of out of the money at the credit of the 

account of the Glearing Bankers. 

^ . . . sh. . . . d. 

For the Bank of England 

N. N. 

li. Knblenbeck, Der Check. 3 
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So erhält jeder Clearing -Banker Abend für Abend seine Kech- 
nnng mit der Bank, wie sie sich nach den Geschäften des Tages 
modificirt hat. Die Bank yon England hält ein besonderes Bureau 
für die laufenden Bechnungen mit den Clearing -House-Bankers, 
welches mit den Inspektoren des Clearing -House gemeinflchafüich 
arbeitet und erst geschlossen wird, wenn letztere die Gesammtbilanz 
bis auf die erwähnte Käherungsgrenze festgestellt haben; sie selbst 
hat davon einen erhebliehen Geschäftsvortheil , sofern sie auf diese 
Weise durch ca. 30 tägliche Anweisungen Zahlungsausgleiche be- 
wältigt, die sich anderenfalls in mehrere Tausende von besonderen 
Aufträgen zersplittern würden. 

2. Country-Clearing. 

Eine besondere Auseinandersetzung erfordert noch das sog. 
Country-Clearing, d. h. die Aufrechnung zwischen den Bankiers 
der Provinzen unter sich durch Vermittlung ihrer Korrespondenten 
unter den Clearing-Bankers. 

In England, Schottland und Irland herrscht selbst in den klein- 
sten Provinzialstädten und zwar nicht nur bei den eigentlichen Ge- 
schäftsleuten die Gewohnheit vor, den grösseren Theil der Baarmittel 
im Depot eines Bankiers zu haben und darüber zu ZahlzwjBcken 
mittels Checks zu verfügen. Die Schuldner tilgen ihre Zahlungs- 
verbindlichkeiten auf diese Weise nun nicht bloss bei ihren Gläu- 
bigem an demselben Ort, sondern auch bei ihren auswärtigen Gläu- 
bigern in London oder an anderen Plätzen des vereinigten König- 
reichs. Die Gläubiger aber liefern alle diese auf verschiedene Plätze 
gezogenen Checks ihren Bankiers zum Incasso ein, und so empfängt 
jeder Bankier sowohl in London wie in den Provinzen tagtäglich 

II. (Weiss.) 

Settlement at the Clearing-House. 

London, 1883. 

1. To the Cashiers of the Bank of England. 

Be pleased to trän sf er from our Account the sums of and place 

it to the credit of the Account of the Clearing Bankers and allow it to be 
drawn for by any of them (with the knowledge of either of the Inspectors signified 
by his countersigning the Drafts). 

Barclay & Co. 

2. A Transfer for the sum of 

has this evening been made at the Bank from the account of Mess. Barclay & Go- 
to the Account of the Clearing Bankers. 

For the Bank of England. 
This certificate has been seen by me 
N. N., Inspector. 
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eine nicht geringe Anzahl yon Ghecks, die an anderen Plätzen anf 
Sicht zahlbar sind. Die Abwicklung dieser Distaneegescbäfte fand 
schon seit langer Zeit in London statt, erforderte aber frflher ein 
ziemlich umständliches Verfahren. Jeder einzelne Bankier in London 
oder in der Provinz mnsste frtlher die bei ihm eingegangenen Distance- 
checks zunächst einzeln an jeden einzelnen Bankier in der Provinz, 
bezw. in London, auf den der betreffende Check gezogen war, mittels 
eingeschriebenen Briefes per Post versenden nnd ihn ersuchen, seiner- 
seits seinem Agenten in London Ordre zu ertheilen, den Betrag an 
den Londoner Agenten des Einsenders auszuzahlen. 

Seit etwa 1858 hat man aber allgemein folgende Vereinfachung 
dieser zeitraubenden Korrespondenzen und Zahlungen eingefttbrt: 
Da jeder Provinzialbankier seinen Agenten in London hat, der in 
der Begel selbst zu den Clearing-Bankers gehört, so sendet er alle 
bei ihm einlaufenden Checks täglich mit regelmässiger Post direkt 
an diesen; nehmen wir an, er habe 20 verschiedene Checks auf 
verschiedene Bankiers erhalten, so spart er damit 20 besondere Briefe 
und 20 Postmarken. Der Agent in London nun sortirt jeden Morgen 
die ihm von seinen verschiedenen Provinzialkorrespondenten zugehen- 
den Checks nach den ihm als Agenten derjenigen Provinzialbankiers, 
auf welche die Checks gezogen sind, bekannten Firmen, überträgt 
sie sodann auf das Folio seiner besonderen Abrechnung und schickt 
sie ins Clearing-House. 

Hier werden sie den Bankiers, bei denen sie zahlbar sind, zu- 
gestellt, die sie im Folio ihrer vorläufigen Gutschrift eintragen; die 
so unter die verschiedenen Bankiers vertheilten Checks werden dann 
ins Comptoir geschickt und von hier aus noch am selbigen Tage 
an den betreffenden Korrespondenten in der Provinz gesandt mit 
dem Aufkrage, sie entweder gut zu schreiben oder aber, falls keine 
Deckung da sei, zurückzusenden. Letzteres hat mit wendender Post 
zu geschehen. So erhält jeder Provinzialbankier, anstatt beispiels- 
weise jeden Morgen 20 bei ihm zahlbare Checks von 20 verschie- 
denen Bankiers in 20 besonderen Briefen zu erhalten, diese alle mit 
einem einzigen Briefe von seinem Korrespondenten in 
London, und hat folglich auch nur einen einzigen Brief an diesen 
zu schreiben, um die Outschrift einer einzigen Summe zu bestätigen, 
die er anderenfalls durch 20 besondere Briefe und besondere Gut- 
schriften erledigen mtsste. Es liegt auf der Hand, wie sehr dieses 
Verfahren die Geschäftsbeziehungen der Provinzialbankiers unter sich 
und mit London koncentrirt und vereinfacht; und nicht nur die Ge- 

3* 
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Schäfte der Bankiers, — alle Einwohner der Provinz, die in London 
oder sonst wo eine Zahlung zu leisten haben, brauchen ihren Gläu- 
bigem nur Ghecks auf ihren eigenen Proyinzialbankier auszustellen, 
die Gläubiger senden dieselben durch ihren Bankier nach London, 
wo das Incasso mittels des Country-CIearing besorgt wird. In der- 
selben , nur umgekehrten Reihenfolge erledigen die Schuldner in 
London ihre Zahlungsverbindlichkeiten an Provinzbewohner. 

Das Country-CIearing findet täglich um 2 Uhr Nachmittags statt 
und erledigt sich in derselben Form, wie das Town- Clearing, zu- 
nächst werden nur die provisorischen Gutschriften aufgerechnet; — 
da man hier aber natürlich längerer Zeit bedarf, um sich über die 
definitive Gutschrift zu verständigen, erfolgt der definitive Abschluss 
erst nach Ablauf einer zweitägigen Frist. Am zweiten Tage bringen 
die Kommis die Ghecks, welche etwa als unzahlbar aus der Provinz 
zurückgekommen sind, ins Clearing- House wieder zurück und hän- 
digen sie den Bankiers wieder aus, von denen sie eingeliefert waren. 
Durch einfache umgekehrte Debitirung, bezw. Kreditirung wird 
jetzt das Konto berichtigt, dann die abschliessende Bilanz gezogen 
das Resultat des Country-CIearing wird dem Saldo der Londoner 
Abrechnung hinzugefügt und zugleich mit diesem durch Anweisung 
auf die Bank von England beglichen. 

Jevons in seiner mehrfach citirten Schrift „Geld und Geldver- 
kehr" stellt das geschilderte englische Abrechnungssystem anschau- 
lich durch folgendes Schema dar: 

abcefglmn rstuvwxyz 

\/ .\i/ \^ V \i/ \j/ 

P Q R U V W 



X 



wo P, Q, R Provinzialbanken vorstellen mit dem Londoner Agenten X, 
und U, V, W andere Provinzialbanken mit dem Londoner Agenten Y. 
Wenn also a, ein Kunde von P, eine Zahlung an r, einen Kunden 
von ü, zu leisten hat, so schickt er ihm per Post einen Check an 
seine Bank P. Der Empfänger r zahlt denselben an die Bank U, 
die ihm dafür kreditirt und, da sie in keiner direkten Verbindung 
mit p steht, den Check weiter an Y befördert, welche Bank ihn 
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jetzt durch die Vermittlung des Clearing-House der Bank X präsen- 
tirt, die P dafür debitirt und ihn mit der nächsten Post an P schickt. 

Die Clearing -Bankers sind natürlich genöthigt, stets ganz be- 
trächtliche Summen im Kreditkonto bei der Bank von England zu 
halten, um die täglichen Geschäfte begleichen zu können. Man schätzt 
den Gesammtbetrag ihrer Einlagen bei derselben auf mindestens 
4,000,000 £ oder 80,000,000 Mark. Dagegen hat sich herausgestellt, 
dass die täglichen Umschreibungen von einem Konto auf das andere 
die Summe von 500,000 £ = 2,000,000 Mark nicht oft überschreiten. 
Zur weiteren Fruktificirung des geschilderten, Zeit und Geld in so 
bewundemswerther Weise ersparenden Aufrechnungsmechanismus hat 
nun der als Staatsmann, Naturforscher, ethnologischer Jurist und 
ökonomischer Schriftsteller rühmlichst bekannte Sir John Lubbock 
den Vorschlag gemacht, den hiemach zur täglichen Ausgleichung 
nicht erforderlichen Mehrbetrag der Garantieeinlagen auf der Bank 
von London auf gewinnbringende Weise anzulegen, was beispiels- 
weise in verzinslichen Staatsschuldscheinen geschehen könnte. Dazu 
bemerkt jedoch Jevons, Geld und Geldverkehr S. 332: „Ich selbst 
finde an dem ganzen Plane nur das auszusetzen, dass Gonsols 
einen Theil der Reserve bilden sollen. Wenn es wirklich an leih- 
barem Kapital im Lande fehlt, und wenn die Consols um jeden Preis 
verkauft werden müssen, um Metallgeld zu erlangen, so wird ihr 
Preis nothwendiger Weise fallen; das öffentliche Vertrauen wird er- 
schüttert und das Geld wird aus den Kanälen abgeleitet, in denen 
es sonst Verwendung gefunden haben würde. Der Verkauf von 
Consols könnte nur dann den Goldvorrath im Lande vermehren, 
wenn das Ausland sie bereitwillig annehmen würde. Es unterliegt 
keinem Zweifel, dass eine Baarreserve auch wirklich aus baarem 
Gelde bestehen sollte, und obwohl es für die Banken vortheilhaffc 
sein mag, sich dieses Wortes in zweideutigem Sinne zu bedienen, 
so sollte es doch, wenn von der letzten Reserve eines Landes die 
Rede ist, nichts Anderes bedeuten als geprägtes Gold oder Barren, 
oder Auslieferungsscheine, welche auf wirklich deponirtes Geld oder 
Barren Anspruch geben." 

Dazu vergl. auch unser Kap. IL S. 9—16 oben und des Näheren 
S. 56 ff. weiter unten. 

Das Clearing-House bewerkstelligt durch den geschilderten Ge- 
schäftsmechanismus eine ganz enorme Anzahl von Zahlgeschäften 
durch blosse Kompensation; die Umsätze schwanken von 1867 bis 

1) Yergl. S. 54. 55 weiter unten (Gesetz der grossen Zahl). 
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4882 jährlich zwischen 3 und 6 Milliarden £ = 60 nnd 120 
tausend Millionen Mark; z. B. 

1881: £ 6,357,069,000, 

1882: = 6,221,206,000. 
Vergl. Koch, Abrechnungsstellen u. s. w. S. 11. 

Werktäglich also vollzieht sieh dort eine scheinbar geldlose 
Zahlung von ca. 400 Millionen Mark. 

§ 4. Stand der Entwicklung in anderen Enltnrstaaten. 

Um nun einen kurzen Ueberblick auf die Entwicklung und den 
Stand dieses Zahlungsmechanismus in anderen Kulturländern zu 
werfen, so ist es selbstverständlich, dass selbstständige Ansätze dazu 
überall, wo Handel und Wandel eine gewiisse Blütfae erreichten 0? 
gefunden werden müssen. Wir haben schon der mittelalterlichen 
Girobanken und der holländischen Eassiersbriefe gedacht. In Italien 
war das erste derartige Institut der banco di giro in Venedig und 
banco St. Georgio in Genua. ^) In Deutschland sah man sich gegen 
Ausgang des Mittelalters wesentlich durch die überhand nehmende 
Münzverschlechterung zuerst in Hamburg zur Nachahmung dieser 
italienischen Vorbilder veranlasst. Dort entstand 1619 die „Giro- 
bank", bei welcher nur Metallbarren in Hinterlegung genommen 
wurden und die Umschreibungen unter Annahme einer Konventions- 
-oder Bechnungsmünze (der Mark Banco) bewerkstelligt wurden. 

Keiner dieser Ansätze konnte sich dem vollendeten System des 
englischen Clearing -House nähern, hauptsächlich wohl aus dem 
Grunde, weil sie nicht den koncentrirten Verkehr eines grösseren 
einheitlichen Staatswesens hinter sich hatten; — aber auch die 
Schwerfälligkeit der Formen musste ihre Entwicklung hemmen; die 
Umschreibungen in den Konten dieser Banken wurden meistens 
mündlich und zwar vielfach gar unter der Bedingung des persön- 
lichen Erscheinens der Betheiligten erledigt, und auch, als sich all- 
mählich die Zulässigkeit schriftlicher Aufträge fiahn brach, blieben 
diese doch in der Einfachheit der Form und vor Allem in der Ueber- 
tragbarkeit hinter den englischen Ghecks zurück. 

1) Dass bereits im alten Rom, mag aucli der Gebrauch des Ghecks fOr das- • 
selbe zweifelhaft sein (s. oben S. 22. 23), die Girozahlung bekamit war, beweist 
Prof. G. Gohn (Endemanns Handbuch III, § 447, S. 1044. Yergl. die Beweis- 
stellen daselbst in Anm. 17). 

2) Das Neueste über die italienische Geschichte des Check- und Girowesens 
bietet Prof. Vito Cusumano, Storia dei banchi della Sicilia. Borna 1887. 

S. darüber Zeitschrift für das Ges.-Handelsrecht. Bd 37. (1890) S. 263 ff. 
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Erst in neaester Zeit haben sieh alle ähnlichen Bestrebungen 
ansserbalb Englands nnter Einftlhning der Cheekanweisang oder eines 
materiell gleichartigen Surrogats das geschilderte Londoner Gearing- 
ßystem zum Vorbild genommen. 

Das bedeutendste Clearing -Hoase nächst demjenigen an der 
Lombard-Street zu London ist zur Zeit das im Jahre 1853 zu New- 
York gegründete. Gegenwärtig umfasst dasselbe 81 Banken. Die 
jährlichen Umsätze betragen etwa 30 Milliarden Dollars. Neben 
ihm existiren in der Union noch 25 Clearing -Cities (Philadelphia, 
Boston, Chicago, Cincinnati, St. Louis, San Francisco, New-Orleans 
n. a.). Bei Wirth, Grundzüge der Nationalökonomie, 4. Aufl., S. 259, 
findet sich die Bemerkung, dass in 26 Clearing- Häusern der Ver- 
einigtmi Staaten im Jahre 1880 Zahlungen von 50 Milliarden Dollars 
mit Hülfe von nur 3 Milliarden Umlaufsmitteln und bis dahin seit 
dem Bestehen des Systems in Nordamerika in sämmtlichen An- 
stalten Zahlungen von 710 Milliarden Dollars mit 48 MiUiarden Um- 
laufsmitteln auf dem Abrechnungswege erledigt seien. 

Um auf Europa zu kommen, so ist zunächst in Frankreich 
die Ausbildung und Vollkommenheit des Checkwesens gegenüber 
dem englischen und amerikanischen Vorbilde noch als sehr rück- 
ständig zu bezeichnen. Obwohl die wirthschaftliche Intelligenz des 
Franzosen unter den Kontinentalen vielleicht die fortgeschrittenste 
Stufe darstellt, so kann sich doch, wie der französische Checkschrift- 
steUer Le Mercier tadelnd hervorhebt, der gewöhnliche Mann in 
Frankreich noch nicht genügend von der unproduktiven Gewohnheit 
bloss privater Schatzbewahrung, des sog. „thesauriser", was der 
Engländer hoarding nennt, frei machen. Wie die meisten kontinen- 
talen Bauern, so legt auch der französische hin und wieder sein 
Geld noch gern „in einem Strumpfe'' unters Bettkissen. Grosse 
Schuld trägt auch der unfreiere, etwas bureaukratische und fiska- 
lische Geist der kontinentalen Gesetzgebung und Rechtspflege, wovon 
gerade Frankreich trotz aller politischen Bevolutionsmache sich bis- 
her am wenigsten zu emancipiren verstand. Der Check wurde von 
der französischen Gesetzgebung bislang sehr stiefmütterlich behandelt. 
Um eine Stempelsteuer von 50 Centimes auf 1000 Francs zu um- 
gehen, nahm er nicht die englische Form der Anweisung, sondern 
die einer Quittung an, ch^que regu (räc^pissä). Aber selbst 
in dieser Einkleidung wurde er wieder von einem Quittungsstempel 
gefasst. Im Jahre 1865 erhielt Frankreich, noch bevor sich unser 
wirthschaftliches Institut in freier Verkehrsluft dort hatte voll ent- 
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wickeln können, sein sehr voreiliges Gheckgesetz; und dieses beging 
wieder den Fehler, die in Frankreich nun einmal eingebürgerte Form 
des chfeque regu zu ignoriren. 

Sodann führte man in Frankreich einen äusserlichen Unter- 
schied ein zwischen rothen Ghecks, die nur znm Giroverkehr, und 
weissen, die nur zur Baarabhebung verwandt werden dürfen. 

Uebrigens besitzt auch Paris seit 1872 sein als „chambre de 
compensations'^ bezeichnetes Glearing-House. Nach Le Mercier tilgte 
dasselbe im Monat Januar 1874 schon die Summe von 230,444,456 Fr. 
durch Aufrechnung. 

Was Dentschland betrifft, so bestanden, auch abgesehen von 
dem erwähnten Hamburger Giroverein, seit langer Zeit hier und da 
Institute, die theilweise in bewusster Anlehnung an das englische 
Vorbild sich die Zahlungsausgleiche durch Giro-Umschreibungen zur 
Aufgabe stellten, so in Berlin der bereits 1823 gegründete „Kassen- 
verein", eine Vereinigung von 10 Berliner Bankfirmen, welche von 
Jedermann baares Geld als unverzinsliches Depositum an- 
nahm und darüber Depositenscheine ausstellte, indem sie im Statut 
als ihren Zweck anführte, „das Zahlungsgeschäft im Handel und 
Wandel dadurch zu erleichtern, dass die Zahlungen in baarem Gelde 
aus einer Hand in die andere entbehrlich gemacht werden, und den 
dazu dienenden Fonds mit der erforderlichen Sicherheit zu benutzen'^ 
Dieser Verein bildete sich im Jahre 1848 zu einer Aktiengesellschaft 
„Bank des Berliner Kassenvereins" um, führte jedoch die Umschrei- 
bung mittels Ghecks erst in den siebziger Jahren ein, und zwar 
unter Nachahmung der französischen Form. Nach SimonsonO 
hat sich sein Umsatz auf Girokonto im Jahre 1881 auf 2,830,600,000 M. 
belaufen. 

Das Gheckwesen nach englischem Vorbilde nicht bloss für 
den grösseren kaufmännischen Geschäftsverkehr, sondern auch für 
den kleineren Geschäftsmann und Privatmann auf deut- 
schem Boden einzubürgern, dieses nicht genug anerkennenswerthe 
Verdienst dürfte meines Wissens der Oldenburger Bank gebühren, 
welche schon 1869 ein Gheckkonto für Jedermann ohne eine 
Minimalgrenze der Einlagen einführte. 

Eine Filiale dieser Bank besteht in meiner Vaterstadt Osnabrück, 
einem Ort von ca. 36,000 Einwohnern, und es ist gewiss nicht ohne 



1) Ueber Giro- und Gheckverkebr in Deutscbland in Schmolle^s Jabrbücbern 
für Gesetzgebung, Verwaltung und Yolkswirthschaftslehre, 1884. 
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Interesse 9 einmal die Betheiligung der yerschiedenen Berufsklassen 
an dieser neuen Einrichtung in einem solchen übrigens keineswegs 
zu den fortgeschrittensten Provinzialorten Deutschlands gehörigen 
Orte zu konstatiren. 

Nach dem Geschäftsbericht der Osnabrücker Bank für das Jahr 
1887 wurden hier beim Gheckbureau: 

eingelegt: abgehoben: 

Posten Betrag Posten Betrag 

1889 4286 M. 3,775,217-03 1885 6336 M. 3,035,315-56 

1888 4399 = 3,679,901-36 1886 6113 = 3,358,390-13 

1887 4112 = 3,518,139-04 1887 5796 » 3,452,786-39 

1886 4505 = 3,322,943-51 1888 6100 = 3,649,904-54 

, 1885 4252 = 3,054,456-94 1889 6340 = 3,971,936-34 

Von dem am 31. Dez. 1887 vorhandenen Bestände waren ein- 
gelegt: 

durch Privatiers auf 208 Konti M. 133,992-30 

= Beamte, Lehrer, Aerzte = 179 * = ^ 103,049-67 

= Gajstwirthe, Handwerker . . . . = 124 = = 135,767-20 

- Kaufleute, Fabrikanten = 127 = = 255,180-20 

= Ingenieure, Architekten, Agenten = 21 = = 21,259-65 
= Kassen ^nd Vereine . . • . . . . = 30 = = 24,757'77 

Zusammen 689 Konti M. 674,006-79 

§ 5. FSrdenmg des dentschen Gheck- nnd Oirowesens durch 

die Beichsbank. 

Die Möglichkeit zu einer dem englischen Gheck wesen ähnlichen 
vollendeten Ausbildung unseres wirthschaftlichen Instituts ist für 
Deutschland erst mit der im Jahre 1876 begründeten Reich sbank 
gewonnen; mit derselben ist eine centralistische Bankpolitik ein- 
geleitet worden, die, — mag sich auch manches andere Bedenken 
dagegen geltend ^machen lassen, — für die Entwicklung eines all- 
gemeinen Gheck- und Girowesens nur günstig wirken kann. Bereits 
im Jahre 1884 hatte die deutsche Beichsbank 224 Filialen an den 
verschiedensten Plätzen des Reichs. Ihrer ersten Entstehung nach 
freilich im Wesentlichen eine Zettelbank, wurde sie, um sich die 
Verfügung über weitere Mittel zu verschaffen, durch ihr eigenes 
Interesse auf das Gheck- und Girowesen hingeleitet. Einen gross- 
artigen Aufschwung hat das letztere vorzugsweise durch die Zu- 
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lasBong kostenfreier Uebertragnngea von Bankplatz zu Bankplatz 
gewonnen. 1) 

Schon der Verwaltungsbericht der Beichsbank vom Jahre 1876 
konnte melden: ,,Das ganze Deutschland ist durch die Beichsbank 
Ein Giroplatz geworden." 

Die Form, in welcher der Check- und Giroverkehr der Beichs- 
bank sich begründete, lehnt sich freilich mehr an das französische 
als an das bessere englische Muster an; die Stelle der in England 
üblichen Checkanweisung vertrat anfänglich sogar eine dem franzö- 
sischen chgque regu nachgebildete einfache Quittung, deren Formular 
lautete: 

Nr. M. 

Von der Beichsbank in 

auf Girokonto erhalten 

O . . . . den .... 18 
Verständiger Weise hat man diesen Quittungscheck seit 1883 auf- 
gegeben. Die neuen Checks der Beichsbank sind Anweisungs- 
checks mit dem Zusätze „oder Ueberbringer" ^), und die Bedeutung 

1) S. die gedruckten Vorträge des jetzigen Beichsbankpräsidenten Geh. Ober- 
finanzraths Koch : „Ueber Giroverkehr und den Gebrauch von Checks als Zahlungs- 
mittd". Berlin 1878. S. 16 fF., „Ueber Bedürfiiiss und Inhalt eines Checkgesetzes 
fOr das deutsche Beich". Berlin 1883. S. 18 ff. . Desselben Artikel „Giroverkehr'' 
und ,,Check'' in v. Holtzendorffs Bechtslexikon. 3. Aufl. I, IL 

2) Formular des weissen Checks (Gareis, Handelsrecht, S. 489): 



Nr. 3785. 


am 


08 

OQ 

O 

-, de 


Nr. 3785. 

Die ] 

zahlen ge^ 

Guthaben 


M. 


Ausgehändigt 


Beichsbank in Berlin wolle 
,. ^, , meinem 


M. 




zen diesen Check aus 

unserem 


Datum 


M.. 

n _ 




oder üeberbringer 






18 



Checks, in welchen der Zusatz „oder üeberbringer" durch- 
strichen oder eine Zahlungsfrist angegeben ist, werden nicht 
bezahlt. 



500,000 

450,000 

400,000 

350,000 

300,000 

250,000 

200,000 

150,000 

100,000 

50,000 

40,000 

30,000 

20,000 

10,000 

5000 

4000 

3000 

2000 

1000 

500 
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dieser Kiaasel ist dahin bestimmt, dass die Bank an den Ueberbringer 
ohne Legitimatkmsprüfiang zahlt, auch wenn der Check an eine be- 
stimmte Person girirt ist. 

Eine dem englischen „crossing" entsprechende Sperrung des 
Ghecks kann man dadurch bewirken, dass man ihn auf der Vorder- 
-seite mit dem quer Aber den Text geschriebenen oder gedruckten 
Va*merk „Nur zur Verrechnung" rersieht. In diesem Falle darf der 
<!heck nicht baar bezahlt, sondern nur zur Gutschrift auf Lombard- 
konto, Girokonto oder irgend ein anderes Konto bei der Beichsbank 
benutzt werden. (Die Bestimmung, auf welches Konto verrechnet 
werden soll, erfolgt mündlich durch den Ueberbringer.) 
. Dagegen hat man in Nachahmung des französischen Vorbildes 
eine zweite Art von Anweisungen, die nur uneigentlich Ghecks ge- 
nannt werden, eingeführt und bislang bestehen lassen. 

Diese zweite Form, nur bestimmt für den eigentlichen Giro- 
verkehr, nicht zur Abhebung, auf rothem Papier, lautet: 





Nr. 


M. 


Die 


Beichsbank wolle dem Konto des . . . 




die Summe 






von . . . M. 




gut 


schreiben und dafür belasten das Konto 
, den . . . 18 . . 


von • . . 



Derselbe muss stets auf eine bestimmte Person lauten und ist 
nicht übertragbar, d. h. die Gutschrift erfolgt nur auf das Konto der 
in dem Check vom Aussteller namentlich bezeichneten Person. Wer 
den Gheck einliefert, ist auch hier unerheblich. Die Einlieferung 
muss aber stets bei der Bankstelle erfolgen, welche das Konto des 
Aussteller führt. Will dieser einem auswärtigen Girokunden eine 
Summe überschreiben lassen, so veranlasst seine Bankstelle dieses 
brieflich, während der Gheck bei ihr selbst zurückbleibt. 

Einen wichtigen Fortschritt in der Entwicklung des deutschen 
Girowesens bezeichnet der im Februar 1883 auf gegenseitige Ab- 



Die Zahlenkolonne rechts gewährt ein sehr wirksames Schutzmittel gegen 
Fälschung der Checksumme; der Aussteller schneidet nämlich yor Ausgabe des 
Ghecks alle Zahlen der Kolonne, welche die Checksumme übersteigen, ab. Das 
Fonnular ist an der Stelle, an der das Wort Beichsbank sich befindet, perforirt; 
der links befindliche kleinere Theil (souche. Stamm) ,bleibt im Checkbache zurück. 
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rechnung abgeschlossene sog. Checkvertrag zwischen der Beichs- 
bankhanptstelle und dem Berliner Kassenverein und anderen Banken. 
Die Beichsbank zahlt fflr die ihr anvertrauten Giro- 
gelder leider keine Zinsen; der einzige Vortheil also, der ihren 
Oiroknnden ervrächst, ist der einer spesenfreien Kassenverwaltnng. 
Um so erfreulicher ist es, zu konstatiren, wenn gleichwohl der Giro- 
verkehr der Beichsbank von Jahr zu Jahr in ganz ausserordent- 
lichem Masse zugenommen hat. Die Verwaltungsberichte der Beichs- 
bank ftlr die Jahre 1886—1889 ergeben, dass der Gesammtnmsatz 
auf den Girokonten betragen hat: 

ohne Einschlttss mit Einschluss 

der Ein- und Auszahlungen für Bechnung des Reichs und der Bundesstaaten: 



M. 57,229,843,000 


1886 


M. 59,898,782,000 


= 58,843,133,000 


1887 


= 61,786,984,000 


= 63,824,977,000 


'1888' 


= 66,904,379,000 


= 75,676.319,000 


1889 


= 79,026,107,000. 


An der neuen Abrechnungsstelle (Clearing-Hoose) hat der 


Umsatz sich belaufen auf 


1886 M. 13,356,482,500 


1887 = 14,207,193,600 


1888 = 15,514,563,000 


1889 = 18,048,962,000. 


Das Guthaben der Girokonten-Inhaber hat im Durchschnitt 


betragen: 

in 1886 M. 206,557,000 


= 1887 = 229,121,000 


= 1888 = 235,088,000 


= 1889 


= 239,998,000. 



§ 6. England als internationales Clearing-Honse. 

Es kann nur geringes Interesse haben, den Stand des Check- 
und Girowesens auch noch in solchen europäischen oder gar ausser- 
europäischen Ländern zu verfolgen, die beztlglich dieser Geldverkehrs- 
koncentration noch mehr rückständig sind, als Deutschland und 
Frankreich. 2) 

1) Betr. Errichtung einer gemeinsamen AbrechnungssteUe (Clearing-House). 
Siehe Anhang I. 2. 

2) Vergl. darüber Koch, Ueber Giroverkehr und den Gebrauch von Checks; 
Koch, AbrechnungssteUen u. s. w. 
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Wichtiger erscheint es mir, auf den grossartigen wirthsehaftliehen 
Vorsprang hinzuweisen, den England mit seinem hochentwickelten 
Clearing-System auf dem Weltmarkt erlangt hat. 

In Lombard-Street ist in der That nicht bloss das Glearing-House 
der britischen Staaten, sondern das Glearing-House der Welt. Der 
Check des internationalen Verkehrs heisst Wechsel. Soll aber eine 
Zahlung von einem Lande zum anderen durch direkte Wechsel 
möglich sein, so setzt dies bereits einen nicht unerheblichen Handels- 
verkehr und Waarenaustausch zwischen den beiderseitigen Ländern 
voraus. Je rückständiger ein Land in dieser Beziehung ist, um so 
mehr ist Jeder, der von ihm aus zufällig eine Zahlung im Auslande 
zu machen hat, auf indirekten Wechselverkehr angewiesen und 
genöthigt, einen nach dem Zahlungslande kursirenden Wechsel in 
einem Lande zu kaufen, wo solche Wechsel zu haben sind. So z. B. 
hat Deutschland zur Zeit noch keinen direkten Verkehr mit den 
indischen Plätzen. „Da bei diesem Umstände der indische Kaufmann, 
welcher Waaren direkt nach Deutschland verschifft hat, ftlr eine auf 
ein deutsches Haus lautende Tratte in Indien nur mit Schwierig- 
keiten einen Abnehmer finden wtlrde, so wird derselbe, um sich für 
seine Forderung auf Deutschland bezahlt zu machen, für Rechnung 
seines deutschen Schuldners eine Tratte auf das mit Indien im Wechsel- 
verkehr stehende London begeben und so den deutschen Schuldner 
ersuchen, an das betr. Londoner Bankinstitut zu zahlen. Der deutsche 
Schuldner wird zu diesem Zwecke in Deutschland einen Wechsel 
auf London .kaufen und dem Londoner Bankinstitut zur Befriedigung 
seiner Forderung übersenden, während der von dem indischen Kauf- 
mann auf London gezogene Wechsel im indisch-englischen Wechsel- 
verkehr in gleicher Weise wie ein Wechsel fungirt, der auf ein 
indisch-englisches Waarengeschäft basirt ist, nämlich als Kompen- 
sationsmittel." 1) 

Da England allen anderen europäischen Ländern wirthschaftlich 
überlegen ist, und allein mit den meisten Ländern, die überhaupt 
in Betracht kommen können, in direktem Wechselverkehr steht, tritt 
es so für die anderen Länder als Vermittler ein, und seine Banken 
beziehen dafür ihre Kommissionsgebühr. Die wichtigsten kolonialen 
und sonstigen Banken haben in London entweder eigene Häuser oder 
stehen in regelmässigem Verkehr mit einem Londoner Bankinstitute, 
so dass jeder bedeutende Punkt der Welt mit dem Londoner Bank- 
system in Verbindung treten kann. 

1) S. Bagehot, Lombard-Street. S. 40 ff. 

Digitized by VjOOQ IC 



46 Kapitel V. Analyse der wlrthschaftliclien Natur des Checkwesens. 

Auch die deutsche Reichsregierung hat sich, als sie anr Gold- 
währung überging; bei ihren umfangreichen Silberverkäufen in. Indien 
in den Jahren 1873 und 1874 der Vermittlung englischer Wechsel 
bedienen mtlssen, um den Erlös des Verkaufs zu erhalten, und yer- 
anlasste dadurch eine so rapide Steigerung des Preises der Londoner 
Wechsel in Indien, dass ihr auf diese Weise ein grosser Theil des 
Gewinns wiederum an England verlustig ging. W. Schrandt, „Die 
Lehre vom auswärtigen Wechselkurse. Leipzig 1881'^, nimmt an, 
dass ftlr Rechnung des überseeischen Handels des europäischen Kon- 
tinents jährlich mehr als 6 Milliarden Mark auf England gezogen 
werden und letzteres allein an Kommission dafür mehr als 50 Mil- 
lionen Mark jährlich verdient. 

„London,^' sagt daher mit Recht Bagehot in seinem interessan- 
ten Buche „Lombard -8 treet'^, deutsch von Beta. Leipzig 1874, „ist 
das einzige grosse Abrechnungshaus für europäische \Yechselgesehäfte 
geworden. Daraus aber folgt noch etwas mehr, als dass es bloss 
die Kommissionsgebühr einzieht und gelegentlich derartige Reflex- 
vortheile einheimst, wie bei den deutschen Silberverkäufen in Indien. 
Denn an einem Platze, wo manche Leute häufige Zahlungen zu 
machen haben, da müssen diese Leute auch Geld verwahren. So ist 
denn für Wechselgeschäfte ein sehr bedeutendes Deposit fremden 
Geldes vorhanden, welches mit jeder Steigerung des internationalen 
Verkehrs wachsen muss." 



Kapitel V. 

Analyse der wirtbscbaftlichen Natur des 
Gheckwesens. 

§ 1. Einleitende Bemerkung. 

Die Wissenschaften des Geistes haben sowohl das. Recht als auch 
die Pflicht, Ideale aufzustellen, welche zu verspotten der auf die 
Gegenwart beschränkte Realpolitiker es leicht hat. Das Auge des 
Theoretikers soll weiter reichen, als das des Praktikers, sowohl nach 
rüekwärts wie nach vorwärts, es soll die Ideen nicht punktuell in 
ihrem gegenwärtigen Stadium fixiren, sondern die ganze Kurve, die 
sie beschreiben, nach den ihm aus der Vergangenheit bis zur Gegen- 
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wart gegebenen Elementen auch in die Znknnft hinein zu konstrniren 
versuchen. So wenig nun anch die Gegenwart dieser Idee entspricht, 
und so unpraktisch der Staatspolitiker sein würde, der sich Yon dieser 
Idee als yon einer fär ihn wesentlich massgebenden Voraussetzung 
leiten liesse, so dürfen wir rein theoretisch doch die Erwartung aus- 
sprechen, dass sich die Volkswirthsehaftslehre dereinst zu einer Welt- 
wirthschaftslehre erweitem wird, deren Gegenstand die vollendete 
Wirthschaftseinheit unseres Planeten sein wird. Kein Auge, das einen 
Blick für den Plan der Weltgeschichte und für kdmartige Triebe im 
socialen Leben besitzt, wird diese Wirthschaftseinheit als eine Utopie 
oder „üpotie" ansehen. Ebenso wenig wie die Volkswirthschaft 
als solche die Auflösung der kleineren Wirthschaftsatome und Wirth- 
schaftegruppen (der Familie, der Gemeinden u. s. w.) bedingt, vielmehr 
sieh erst aus diesen Atomen, Molekülen und Organen aufbaut und nur 
durch sie besteht, ebenso wenig wird die wirthschaftliche Einheit 
der Welt einen allgemeinen, die Nationalitäten nivellirenden 
Weltstaat voraussetzen. 2) Nur solche Gebilde und Phantome, wie der 
socialistische Zwangsstaat eines Karl Marx oder der geschlossene 
Handelsstaat eines Fichte, werden als unverträglich mit der Idee einer 
Weltwirth Schaft zu bezeichnen sein. Wie das organische Leben von 
der Luft, so ist das wirthschaftliche Leben der Individuen und Völker 
objektiv und subjektiv (social und psychologisch) von der Freiheit 
abhängig. (Freihandel, individuelle Berufs- und Arbeitswahl u. s. w. 
sind naturgesetzliche Elemente des socialitären Daseins.) Eine Welt- 
wirthschaft aber wird ohne die Institution eines allgemeinen inter- 
nationalen Clearing-Hauses, in dem sich die Bilanzen aller Volkswirth** 
Schäften durch Abrechnung tilgen, undenkbar sein. 

Ein Botaniker, wenn er die Fundorte einer Pflanze und ihre 
äusserlichen Daseinsbedingungen, ein Zoologe, wenn er die Gestalt, 
die genetische Entwicklung und die Lebensbedingungen eines Thieres 
beschrieben hat, hat nach heutigen naturwissenschaftlieben Begriffen 
seiner Aufgabe noch nicht genügt. Man verlangt von ihm, dass er 
an der Hand jener rein empirischen Daten noch näher auf die innere 
Natur seiner Gegenstände, auf den Zusammenhang der Kette von 
Ursachen und Wirkungen, die unter sich und in ihrem Verhältniss 
zur übrigen Welt erst die eigentlichen Ideen derselben ausmachen, 
eingehe. 

1) Ovnore = niemals. 

2) Yielleicht aber einen Welt- Staatenbund mit gemeinsamem „Bundes- 
tag*' oder „Staatenkongress". 



Digitized by 



Google 



48 Kapitel V. Analfse der wirthschaftlichen Natur des Checkwesens. 

So ist es auch bei socialitären und wirthschaftlichen Gebilden 
wttnschenswerth, die treibenden, grossentheils psychologischen Motive 
nnd Ursachen ihrer Entwicklung sorgfältig klarzustellen. 



§ 2. PrlTatwlrthschaftliche Oeslchtspunkte. 

Das Metallgeld entsprang dem ßedttrfniss einer Vereinfachung 
und Steigerung des Tauschhandels. Der Wechsel entsprang dem 
Bedürfniss, Mflhe und Gefahr des Transports des Metallgeldes von 
einem Ort zum anderen zu ersparen. Dies Bedflrfniss bezeichnete 
aber sozusagen nur seinen historischen Durehbruchspunkt. Sobald 
der Wechsel einmal erfunden war, traten andere, weit erheblichere 
Vortheile des Verkehrs mit ihm in den Vordergrund. Ans einem 
blossen Transportwerkzeug, aus einem Instrument zur üeberwindung 
des Raumes, wurde er zu einem mächtigen Ereditwerkzeug (zu einem 
Mittel zur Üeberwindung der Zeit) und zu einem Mittel der Eon- 
centration der Zahlungen durch Eompensation und Skontration. 

Auch der historische Durchbruchspunkt und die nrsprflnglichsten 
socialen Motive des Check- und Bankwesens mOgen uns, wenn wir 
die mächtige Erone des Baumes bewundern, der aus einem indivi- 
duell-egoistischen Samenkorn erwuchs, fast trivial erscheinen. Sie 
liegen weit ab von den zuletzt berührten, sogar über die Grenzen 
der einzelnen Volkswirthschaften hinausreichenden Gesichtspunkten. 
Wie die Wurzeln aller gesunden volkswirthschaftlichen Einrichtangen, 
so sind auch diejenigen des Girowesens rein privatwirthschaftlich- 
egoistischer Natur. 

Der erste Anstoss zum Check- und Girowesen scheint dadurch 
gegeben zu sein, dass Privatleute grosse Summen Geldes nicht immer 
mit genügender Sicherheit vor Dieben aufbewahren konnten und sich 
zum Depositum genöthigt fanden. Aus keinem anderen Grunde ver- 
trauten die ersten Depotkunden den Goldschmieden der Lombard- 
Street ihre Baarbestände an, als weil dieselben über diebessichere 
und feuerfeste Gewölbe verfügten und schliesslich gar ihre Baar- 
reserven unter Bewilligung und Bürgschaft der Regierung im Staats- 
schatz hinterlegten. Es war also ein echtes römisch-rechtliches De- 
positum der erste juristische Grundcharakter des Checkvertrages. 
Es gehörte zunächst schon eine greifbare Nothwendigkeit dazu, die 
Leute zu veranlassen, ihre Schätze einer anderen Person anzuver- 
trauen; an sich lieben sie es nicht, ihr Geld aus den Augen zu lassen, 
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nnd noch weniger, es obne Sicherheit wegzugeben; nnd mancher 
deutsche Bauer zieht es heutzutage noch vor, seine harten Thaler 
in Strümpfen im Bettstroh zu verstecken, statt sie in eine Bank oder 
Sparkasse zu bringen. 

Das Sicherheitsbedfirfniss selbst aber musste den ersten Anstoss 
znr Deposition des Geldes geben. 

Jetzt erst mussten sich allmählich andere mit dieser Deposition 
yerbundene privatwirthschaftliche Vortheile herausstellen. Zweifels- 
ohne verbindet sich ein gewisses Gefühl von Wohlhabenheit und 
Noblesse mit der Möglichkeit, anstatt bei jeder Zahlung sich selbst 
mit der Last des Abzählens und den Geldstücken zu befassen, sich 
seiner Zahlpflicht einfach durch Ertheilung einer Anweisung auf seinen 
in der Verwahrung eines Anderen befindlichen Schatz zu erledigen. 
Esqnirol in seinen bemerkenswerthen „Studien über das englische 
Leben'^ erwähnt folgenden charakteristischen Zug dieser englischen 
Auffassung. Ein englischer Krämer, den er eines Tages fragte, was 
für ein Unterschied zwischen einem gewöhnlichen Mann und einem 
Gentleman sei, antwortete ohne Bedenken: „Ein gewöhnlicher Mann 
ist, wer Waaren kauft gegen Zahlung von Baargeld, ein Gentleman 
der, dem ich Kredit gebe und der mich alle 6 Monate durch einen 
Check bezahlt.''^) Seinen Bankier zu haben, gilt in England als 
wesentliche Bedingung der Bespectability. 

Auch ist nicht gering zu schätzen, dass, abgesehen von dem privat- 
wirthschaftlichen Vortheil, kleine Verluste bei häufigen Zahlungen in 
Folge Verzählens oder auch das Verlieren von GeldstfLcken in dieser 
Art der Kassenftthrung zu vermeiden, darin ein Palliativmittel gegen 
verschwenderische Ausgaben liegen kann; es gibt in der That viele 
Individuen, die sich Angesichts ihres Kassenbaarbestandes leichter 
zu unnützen Ausgaben verleiten lassen, als wenn sie denselben im 
Depot eines Dritten haben und erst durch eine Anweisung darüber 
yerfttgen müssen. Hierzu tritt aber alsbald noch ein anderes, das 
privatwirthschaftliche Sparen einerseits voraussetzendes und anderer- 
seits wiederum förderndes Moment, das Moment der Verzinsung 
der deponirten Summen und ihre Verfügbarkeit zu Zwecken 
des wirthschaftlichen'Kredits. Es ist ein grosser, den all- 

1) Yergl. Gohn in Endemanns Handbuch HI, S. 1138, n. 15. 

Nach Koch, Gutachten S. 6, n. 1, erstreckt sich der Gebrauch des Ghecks 
in England heutzutage auch auf viel tiefere Gesellschaftsschichten. 

üeber die oben mitgetheilte Anekdote yergl. Gohn, Zur Geschichte des 
Ghecks, Zeitschrift für vergl. Rechtswissenschaft I, S. 139. 

L. Knhlenbeck, Der Check. 4 
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gemein wünschenswertheii Gebranch des . Checkwesens wesentlich 
hemmender Defekt vorhanden, solange die in Gheckdepot gegebenen 
Gelder nicht einerseits dem Deponenten verzinst und andererseits 
gegen ausreichende Sicherheit produktiv verwerthet werden. Aller- 
dings setzt selbst der rein privatwirthschaftliche Gesichtspunkt der 
Verzinsung nicht direkt zur Gonsumtion verwendeter Ersparnisse schon 
eine gewisse Steigerung der privatwirthschaftlichen Intelligenz vor- 
aus, die sich nicht bei allen Individuen und Völkern gleich frühzeitig 
entwickelt. „In unseren gewöhnlichen Speculationen/' bemerkt hier- 
über Bagehot, „denken wir nicht genug daran, dass Zinsen für Geld 
einer verfeinerten Idee und nicht einer universellen angehören. Weit 
entfernt von ihrer Universalität finden «ie die meisten sparenden 
Personen in vielen Ländern heute noch verwerflich. Sie geben kein 
Geld gegen Zinsen heraus. Die meisten Ersparnisse in den meisten 
Ländern werden in baarem Gelde gesammelt und versteckt gehalten. 
In Asien, Afrika, Südamerika, häufig sogar noch in Europa, wird 
das Geld so fest gehalten, und es würde die meisten Inhaber solcher 
Ersparnisse erschrecken, sie aus ihrem Gewahrsam herauszugeben. 
Der moderne Engländer dagegen hält es für sein erstes Prinzip, dass 
er sich in den Stand setzen müsse, sein Geld irgendwo sicher gegen 
fünf Procent Zinsen anzulegen, während die meisten sparsamen Leute 
in anderen Ländern sich noch fürchten, ihr Geld überhaupt in Etwas 
anzulegen.^' Wo indess sich erst der auf Rentabilität gerichtete in- 
telligente Sparsinn entwickelt hat, können für den Einzelnen, sobald 
sein Wohlstand sich steigert, oft grosse Schwierigkeiten und Ver- 
legenheiten erwachsen, alles überschüssige Kapital, dessen er nicht zur 
Gonsumtion bedarf, zugleich rentabel und sicher anzulegen. In Folge 
übermässiger Anhäufung von Geld in privaten Händen, das nach 
Verzinsung sucht, treten dann leicht Zustände ein, wie sie Macauley 
gelegentlich des Beginns der Steigerung des allgemeinen wirthschaft- 
lichen Wohlstandes in England so klassisch geschildert hat: „In der 
Zeit zwischen der Restauration und Revolution,'^ schreibt derselbe, 
„waren die Reichthümer der englischen Nation plötzlich gestiegen. 
Tausende von Geschäftsmännern fanden jedesmal zu Weihnachten, 
dass nach Bestreitung der jährlichen Wirthschaftskosten aus der 
Jahreseinnahme ein Ueberschuss blieb ; und nun war es eine schwie- 
rige Frage, wie dieser Ueberschuss anzulegen sei; — im 17. Jahr- 
hundert war ein Jurist, Arzt oder aus dem Geschäft geschiedener 
Kaufmann mit seinen Tausenden von Ersparnissen oft in grosser Ver- 
legenheit, diese sicher und mit Gewinn anzulegen. Drei Menschen- 
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alter Mher kaufte ein solcher Mann gewöhnlich Grondeigenthmn 
oder legte sein Geld in Hypotheken an. Aber die Menge der Mor- 
gen im Königreiche war dieselbe geblieben, und der Werth dieser 
Morgen, obwohl bedentend im Preise gestiegen, hatte doch nicht so 
schnell zugenommen, als die Menge des Beanlagnng snchenden Ka- 
pitals. Ein Kapitalist hätte auf Bodmerei oder gegen persönliche 
Sicherheit verleihen können, aber dann lief er Gefkhr, Zinsen and 
Elapital zugleich zu verlieren. Es gab zwar Aktiengesellschaften mit 
der Ostindischen Compagnie obenan, aber die Nachfrage nach solchen 
Aktien war viel grösser als das Angebot. So ging denn auch das 
Geschrei nach einer neuen Ostindischen Compagnie hauptsächlich 
von Leuten aus, denen verzinsliche und sichere Anlage ihrer Er- 
sparnisse zu schwer geworden war. Man hat uns erzählt, dass der 
Vater des Dichters Pope, der während der Revolutionszeit sich vom 
Geschäft in der City zurückgezogen hatte, einen sehr starken Kasten, 
worin etwa 20,000 i? (403,000 Mark!), in seinen ländlichen Aufent- 
halt mitgenommen hatte und dann und wann den Bedarf für die 
Wirthschaft daraus hervorholte. Höchst wahrscheinlich war dies nicht 
ein einzelner Fall." — „Die natürliche Wirkung davon war, dass 
eine Menge genialer und absurder, ehrlicher und betrügerischer Pro- 
jektenmacher sich mit neuen Plänen für Anlage von überflüssigen 
Kapitalien beschäftigte." — Es würde mich hier zu weit führen, 
die höchst interessante und lesenswerthe, ja für alle Zeit ähnlicher 
Speculationssteigerung beherzigenswerthe Schilderung, die Macauley 
von den zahlreichen, theilweise recht windigen „Gründungen" jener 
Zeit zum Besten gibt, einzuflechten. Natürlich liess die Krise und der 
„allgemeine Krach" nicht lange auf sich warten. Aber kaum war der- 
selbe vergessen und kaum hatten sich die Geschädigten einigermassen 
erholt, als zu Macauleys eigener Zeit sich dieselbe Speculationswuth 
aufs Neue erzeugte. Unter den schwindelhaften Unternehmungen 
dieser Periode verdienen erwähnt zu werden u. a. eine Gesellschaft, 
die sich den Zweck setzte, Wracks an der irländischen Küste zu 
heben, — eine Versicheriong gegen Verluste durch Dienstboten, — 
eine Aktiengesellschaft für Handel mit Menschenhaar, — für Erfin- 
dung des Perpetuum mobile, — eine Gründung für ein Unternehmen, 
„welches zur rechten Zeit offenbart werden soll" ; zu letzterem hatte 
jeder Zeichner zwei Guineen zu zahlen, woftlr er hinterher eine Aktie 
al pari und eine Offenbarung des Geheimnisses erhalten sollte, und 
dies Anerbieten war verführerisch genug, um an einem Vormittage 
1000 Zeichnungen und Zahlungen zu erlangen, mit welchen der ge- 

4* 
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heimnissvoUe Unternehmer noch am Nachmittage desselben Tages 
verschwand. 1) 

Wir Deutschen brauchen nur auf den unvergesslichen Grttnder- 
schwindel der 70er Jahre zurückzublicken.^) 

Dem gegenüber nun weist Bagehot mit Recht darauf hin^ dass 
hier gerade die Banken berufen sind, um die Ersparnisse der Ein- 
zelnen in die wahrhaft produktiven Kanäle zu leiten und den Sparen- 
den dadurch zu einem, wenn auch geringen, so doch sicheren Zins- 
genuss zu verhelfen. Während die Privatkapitalisten zum grössten 
Theil zerstreut und entfernt vom Markte leben und nicht im Stande 
sind, die Mehrzahl kaufmännischer und gewerblicher Unternehmungen 
zu überwachen, steht der Bankier mitten im wirthschaft- 
lichen und geschäftlichen Getriebe und ist am besten in 
der Lage, das Geld gegen ausreichende kaufmännische 
Sicherheiten zu verleihen. 

„Unter allen Einrichtungen eines Gemeinwesens," schreibt Carey^), 
„vermag keine eine grössere Summe von Diensten zu leisten und 
wird gleichwohl keine weniger verstanden oder mehr verleumdet, 
und keine im Allgemeinen mehr gefürchtet als die Banken. Jedes 
Gemeinwesen braucht ein Geldgewölbe oder eine Stelle zur Erleich- 
terung des Verkehrs zwischen denen, welche Geld haben, und denen, 
welche keins haben, aber welches zu erhalten wünschen. Der Eine 



1) Eine eingehende Geschichte jener englischen Aktienschwindeleien („bab- 
blet^'' Seifenblasen) und aller späteren GrOndungsepochen, auch in Deutschland, 
Frankreich, Amerika u. s. w. bietet uns Wirth in seiner vortrefflichen „Ge- 
schichte der Handelskrisen*'. Frankfurt a./M. 1874. 

Yergl. S. 47 daselbst: „Auch die Spassvögel machten sich über die Thor- 
heit des Publikums lustig. Ein angebliches Bureau wurde in Change Alley er- 
öffnet, um Unterzeichnungen auf eine Million entgegenzunehmen. Der Zweck 
war nicht angegeben. Dennoch stürmten die Leute herbei, um 5 sh. auf 
jedes tOOO, das sie unterzeichneten, zu zahlen, in der vollen Meinung, dass sie 
ihr Glück machen würden. Nachdem eine bedeutende Summe gezeichnet war, 
wurde eine Ankündigung veröffentlicht, in welcher die Leute aufgefordert wur- 
den, ihr Geld ohne Abzug wiederzuholen, da man bloss habe sehen wollen, wie 
viel Narren an einem Tage gefangen werden könnten. Ein anderer Witzbold 
machte sich über das Publikum mit folgendem Inserat in einer Zeitung lustig: 

,An einem gewissen Orte werden am nächsten Dienstag die Bücher zur 
Unterzeichnung von 2 Millionen geöfiäiet werden zu einer Erfindung, um Säge- 
späne zu schmelzen und daraus gute Bretter ohne Bitzen und Spalten zu 
giessen*.*^ 

2) Vergl. Wirth, a. a. 0. (die Krisis von 1873) S. 434—697. 

3) Garey, Socialökonomie. c. 29. § 9. 
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will sein kleines Vermögen sicher aufgehoben wissen, ein Anderer 
braucht eine Anweisung, um an einem anderen Orte eine Geldzahlung 
zu leisten. Ein Dritter will eine cirkulirende Note haben, um nicht 
Gold oder Silber mit sich schleppen zu müssen, die beide viel 
schwerer ins Gewicht fallen als die Note, Der Besitzer von Tausen- 
den oder Millionen legt sie in die Bank nieder, welche letztere sie 
in zehn-, zwanzig-, fünfzig- oder hundertmal geringeren Summen, 
wie viel man nun eben braucht, auszahlt, und dadurch ihren Kunden 
viel Arbeit und alles Risiko des Verlorengehens abnimmt." — „Eine 
gut organisirte Bank hilft dem Landmann Dünger kaufen, dem 
Krämer grössere Waarenvorräthe und dem Bauherrn Ziegelsteine und 
Bauholz verschaffen, und so werden die kleinen Ersparnisse der 
Nachbarschaft auf derselben Stelle, wo sie gemacht sind, verwendet. 
Um die Kosten der Verwaltung zu decken, müssen die Bankiers für 
die Bequemlichkeiten, die sie dem Publikum durch Empfangnahme, 
Aufbewahrung und Auszahlung des Geldes verschaffen, eine Gebühr 
berechnen, oder sie müssen sich aus den Zinsen, die das Geld ab- 
wirft, bezahlt machen. Der aus dem Bestehen der Bank ent- 
springende Vortheil besteht für den Einzelnen darin, 
dass sie ihm die zeitweise Anlegung und Zurückforde- 
rung kleiner Summen erleichtert; für das Gemeinwesen 
darin, dass all' sein Vermögen in Thätigkeit gesetzt wird. 
Will der Arbeiter seinem Genossen sein Pferd nicht leihen, so 
könnte er dessen Wagen nicht entlehnen, und wenn die Besitzer 
kleiner Geldsummen dieselben in alten Strümpfen aufbewahren, so 
dürften sie es schwer finden, Geld zu entlehnen, wenn sie selber 
welches gebrauchen." 



Die grössere Masse aller Spargelder dürfte sich nun keineswegs 
aas solchen grossen Summen zusammensetzen, die deren Besitzer, 
reiche Leute, auf möglichst lange Zeit entbehren zu können glauben 
und daher auf halbjährliche, jährliche oder noch längere Kündigungs- 
fristen auszuleihen wünschen, sondern vielmehr aus kleineren Be- 
trägen, die man nur so verborgen kann, dass man jeden Tag oder 
gar jede Stunde wieder über sie verfügen darf. 

Da ist denn nun gerade eine Bank, die das Checkwesen in dem 
oben z. B. an der Oldenburger Bank gelobten System eingeführt 
hat, von ganz unschätzbarem Werth. Kleine Geschäftsleute, Aerzte, 
Anwälte, Beamte, welche anderenfalls gezwungen sein würden, einen 
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verhältnigsmässig grossen Baarbestand zu Hanse zn halten, um den 
regelmässigen, oft auch nnregelmässigen, ad diem gar nicht vorher- 
zusehenden Zahlungspflichten zu genügen, werden ohne eine solche 
Bank auf jede rentable Ausnutzung ihrer Einnahmen Verzicht leisten 
müssen. Anders liegt es, wo sie ihre Einnahmen auf Gheckkonto 
anlegen können, i) 

1) Folgende Formel, deren Entwicklung ich beifüge, ist geeignet, den ZinsYor- 
theil, den beispielshalber ein Beamter, der seinen Gehalt in vierteljährlichen Raten 
von c M. vorausbezahlt erhält, bei einer Gheckbank geniessen kann, mathematisch 
zu veranschaulichen. Er lege zu Beginn des Vierteljahres die empfangenen c M. 
sofort auf Gheckkonto an. Der einfacheren Rechnung halber mag nun die den 
wirklichen Verhältnissen mehr oder weniger entsprechende Annahme gelten, dass 
er in jeder Woche eine Abhebung von n M. machen muss. Wie viel hat er nach 
einem Zeitraum von m Tagen an Zinsen profitirt? Bezeichnen wir den Procent- 
satz derselben mit b. 

Das Kapital bringt im Laufe eines Jahres ein an Zinsen 

cb 
100' 

deomach im Laufe einer Woche Z, = 77^77: =* cp, wo =-;rTrr « p. 

' 5200 *^' o200 *^ 

Dann wächst das Kapital in einer Woche an zu 

Ci=c + cp«c(l+p). 

Werden nun n Mark am Ende der Woche abgehoben, so blieben noch 

c(l+P)~n. 

Diese bringen in einer Woche an Zinsen: 

Z2«c(l+p)p — np. 

Das Kapital ist demnach jetzt 

C2 = [c(l + P)-n](l+p). 

Hiervon werden wieder n Mark abgehoben. Es bleibt also noch : 

[c(l + p)-n](l+p)-n. 

Diese bringen wieder in einer Woche an Zinsen ein: 

<[c(l + P)-n](l+p)-n>5. 

Nach einer Woche also erhält er an Zinsen cp, 

nach zwei Wochen [c (1 + p) — n] p, 

nach drei Wochen ^[c (1 + p) — n] (1 + p) ~ n} p. 

Es sei nun c (1 + p) = G. 

Dann betragen die Zinsen nach der 1. Woche cp, 

nach der 2. Woche (C — n) p, 

nach der 3. Woche (G — n) p (1 + p) — np, 

. = 4. := (C-n)p(l + p)«-np(l+p)-np, 

. . 5. :: (C-n)p(l + p)3-np(l+p)«-.np(l + p)-np, 



Aten = (G--n)p(l+p)^~"^ 



Setzt man wieder G = c (1 -h p) und addirt sämmtliche Ausdrücke, so findet man: 
cp[l + (l + p) + (l + p)« + (l + p)» 
-np[l+(l+p)+(l + p)« + . 



.)« + .. . + (l-|.p/-M 
+ (l+p/~^J 
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Begreiflicher Weise muss eine Check- und Girobank, wenn sie 
ihren Kunden die Depotgelder verzinsen soll, selber in der Lage 
sein, ihrerseits die ihr überwiesenen Gelder rentabel und produktiv 
anzulegen. Wollte sie das ihr anvertraute Geld unproduktiv in ihren 
Kassen und Gewölben lagern lassen, so würde sie anstatt selber 
Zinsen zu zahlen, sogar eine Vergütung für die Aufbewahrung und 
die Kassengeschäfte verlangen müssen. 

Ist nun nicht aber mit der Befiigniss der Banken, die sog. Depot- 
gelder weiter zu verleihen, ein gar zu grosses Risiko vorhanden? 
Wie, wenn plötzlich der eine oder andere Depotkunde eine sehr 
grosse Baarabhebung machen muss, könnte dadurch nicht, selbst 
wenn die deponirten Gelder übrigens durchaus vortheilhaft und sicher 
angelegt wären, ein Bankbruch veranlasst werden? Auch hier bietet 
für eine gut geleitete Bank mathematische und statistische Wissen- 
schaft das Mittel, jegliches Risiko abzuwenden. Die einzige Vor- 
aussetzung der Banksolidität ist selbstverständlich, dass sie ihre 
Gelder nur gegen genügende Sicherheiten und zu produktiven Zwecken 
verleiht. Dann aber kann sie sich mit Ruhe auf jenes Gesetz ver- 
lassen, auf welchem auch das volks- und privatwirthschaftlich so 
unschätzbar wohlthätige Versicherungswesen ruht. Ich meine das 
80g. Gesetz der grossen Zahl 

Allerdings ist dasselbe, wie RümelinO klargestellt hat, kein 
Gesetz im gewöhnlichen naturwissenschaftlichen Sinne, — aber es 
ist ein Ausdruck festbegründeter Thatsachen, der als eine „unveränder- 
liche Grösse", wie der grosse Naturforscher J. R. Mayer richtig her- 
vorhebt, auch Erscheinungen, die im Einzelnen der Freiheit und dem 
Zufall anzugehören scheinen, als Summen der Berechnung zugäng- 
lich macht. Für den Einzelnen ist allerdings der Bedarf an baarem 



oder, wenn man nun die Summenformel der geometrischen Beihe berücksichtigt, 

= cp(i+p)^-i 2 <^+p)^~^-"^ 

P A=2 P 

Z==c{(l + p)^-l} + n(A-l)-n^-^^^[(l+p)^~^-l]. 

Nach dieser Formel wird sich Jeder, wenn er den ungefähren 
regelmässigen Betrag seiner Abhebungen, bezw. Umschreibungen 

(n), das Einlagekapitale und denZinsfuss der Depotbank p ['='fööo) 

zu Grunde legt, leicht einen ungefähren Voranschlag der Ben- 
tabilität seines eigenen Gheckdepots machen können. 
1) Beden und Aufsätze (Tübingen 1875) I. 1. 
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Gelde^ die eventuelle Nothwendigkeit, nnvorhergesehene grosse Zah- 
langen zu machen, ein anberechenbarer Zafall; aber wie selbst Feuers- 
brünste oder gar Verbrechen zusammensummirt Zahlen geben, die 
Jahr aus Jahr ein mit ziemlicher Konstanz wiederkehren, so unter- 
liegen auch derartige Zahlungsbedfirfnisse , wenn man einen hia- 
reichend grossen Kreis von Depotkunden in Betracht zieht, einem 
konstanten Procentsatz. Nehmen wir an, dass eine grössere Anzahl 
von Privatleuten eine genossenschaftliche Checkbank gründen, so 
wird sich bei einigermassen ausreichender Anzahl alsbald eine Kon- 
stante der wöchentlichen oder gar täglichen Baarabhebungen heraus- 
stellen, hiernach wird die Bank ihren Reservefonds, d. h. denjenigen 
Betrag haaren Geldes, den sie in ihrer Kasse stets zur Verfügung 
für die Baarabhebungen halten muss, festsetzen lassen. Falls in einer 
solchen Bank der Giroverkehr unter den Checkkunden selbst zur 
allgemeinen Regel wird, kann dieser Reservefonds noch erheblich 
geringer sein, als bei überwiegenden Baarabhebungen. Für ausser- 
gewöhnlichen Bedarf mttsste die Bank sich durch Notenausgabe 
helfen dürfen. 

Für plötzliche allgemeine Wirthschaftskrisen ist allerdings noch 
kein Kraut gewachsen, solche Krisen aber dem Bankwesen an sich, 
d. h. einem umsichtig geleiteten Bankverkehre zur Last zu legen, 
das hiesse so viel als die Wirkungen mit den Ursachen zu verwechseln. 

§ 3. Yolkswlrthscliaftliclie Gesichtspunkte. 

Was ich bisher als rein privatwirthschaftliche Vortheile betrachtet 
habe, stellt sich an und für sich auch schon als volkswirthschaft- 
licher Nutzen dar. Das unbenutzte Spargeld der Privaten ist zwar 
kein damnum emergens für die Volkswirthschaft, wie es der rein 
luxuriöse Consum ist; wohl aber ein lucrum cessans, und beide Be- 
griffe fallen bekanntlich nach juristischer und ökonomischer An- 
schauung unter denjenigen des Vermögensnachtheils. Für den ge- 
sunden wirthschaftlichen Sinn ist jeder Stillstand Rückschritt. Wenn 
man also die Volkswirthschaft als Summe der Privatwirthschaften 
auffasst, so ergibt sich schon aus dein Gesagten die volkswirth- 
schaftliche Bedeutung der Checkdepots. 

Allein die Volkswirthschaft ist noch etwas ganz Anderes, als die 
Summe, sie ist ein Produkt, ja eine vielfache Potenz der privaten 
und korporativen Wirthschaftseinheiten. 

1) Vergl. S.37 oben! 
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Fassen wir die Volkswirthschaft als einheitlichen Organismus 
anfy so scheint für diesen die Bedeutung des Checkwesens zunächst 
darin zu bestehen, dass es das baare harte Metallgeld dem Kreis- 
lauf innerhalb dieses Organismus, der Girkulation im Verkehr ent- 
zieht, seinen Oesammtbedarf an Metallgeld verringert; und in der 
That findet man vielfach die Ansicht vertreten, der Check sei wie 
der Wechsel eine Art privaten Papiergeldes, bestimmt und 
geeignet, die Metallgeldwährung einzuschränken, wo nicht gar über- 
flüssig zu machen und durch blosses sog. Ereditgeld zu ersetzen. 
Dadurch würde denn unsere Voraussetzung von der Naturnoth- 
wendigkeit des Metallgeldes umgestossen werden, und so findet 
man denn auch, dass gerade solche Theoretiker und Praktiker, welche 
in diesem Punkte die uns entgegengesetzte, im letzten Gründe socia- 
listisch- antiindividualistische Anschauungsweise vertreten, sich mit 
Vorliebe auf das Check- und Girowesen berufen, um zu beweisen, 
dass das Metallgeld sehr wohl durch ein künstliches, verfeinertes 
Medium zu ersetzen sei. 

Hier erweist sich die Noth wendigkeit unserer, manchem Leser 
vielleicht etwas zu weit hergeholt erschienenen Einleitung vom Wesen 
des Geldes. 

Ich erinnere zunächst daran (S. 27. 28 ff.), wie überhaupt eine 
reine Papiergeldwährung ohne Bezugnahme auf eine als Fundament 
gedachte Metallwährung gar nicht einmal denkbar ist. Auf keinen 
Fall also würde das Check- und Girowesen die Metallgeldwährung 
völlig ersetzen, sie würde höchstens den faktischen Gebrauch derselben 
ersparen können. Doch selbst diese Einschränkung kann noch 
einen gefährlichen Irrthum mit einschliessen, wenn man etwa unter 
dieser Ersparniss eine Verminderung des Vorraths und Be- 
darfs an baarem Gelde, eine Einschränkung desselben auf ein 
Minimum durch den Check- und Wechsel verkehr begreift. Wir 
müssen uns hier gegen einen Irrthum wenden, der in der herrschenden 
Volkswirthschaftslehre tief wurzelt, nachdem schon der Vater dieser 
Wissenschaft, Adam Smith i), eine sehr geringschätzige Ansicht von 
der Bedeutung des Metallgeldes entwickelt und durch seine Autorität 
verbreitet hat. Das Metallgeld ist für ihn ein „todtes Kapital", „der 
einzige Theil des umlaufenden Kapitals der Gesellschaft, dessen 
Unterhaltung eine Verminderung ihres reinen Einkommens bewirken 
kann"; allerdings ist es „das grosse Bad des Umlaufs, das Werk- 

1) Untersachongen über das Wesen und die Ursachen des Volkswohlstan- 
des in. c. 2. 
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zeng des Verkehrs" ; — abef die Gesellschaft thnt wohl daran, dieses 
kostspielige Rad durch ein weniger werthvoUes (Papiernoten) zu 
'9,ersetzen", das anzuschaffen und zu erhalten, weniger kostet, als 
^as alte. Denn solange der Verkehr durch Metallgeld bewirkt wird, 
„fordert eine gewisse Menge sehr werthvoller Stoffe, Gold und Silber, 
eine sehr künstliche Arbeit (Münzprägung), statt den zur unmittel- 
baren Consumtion bestimmten Vorrath, den Lebensunterhalt, Com- 
fort und Genuss der Einzelnen zu vermehren, (z. B. durch die schönen 
Schmucksachen, Silber- und Goldgeräthe, die daraus gemacht werden 
könnten) — in der Unterhaltung des wichtigen, aber kostspieligen 
Verkehrswerkzeugs, durch welches jeder Einzelne in der Gesellschaft 
seinen Comfort und Genuss im geeigneten Verhältnisse regelmässig 
zugetheilt erhält". — Wie nun ein Fabrikant zweifellos unwirth- 
schaflilich handeln y^rde, der etwa ein Schwungrad von Gold oder 
Silber herstellte, das doch von Holz oder Papiermache sein könnte, 
so müsste auch nach Adam Smith jeder Staat es vorziehen, das kost- 
spielige Cirkulationsmittel des Metallgeldes möglichst durch papierne 
Banknoten zu ersetzen, und den diesen direkten Noten dann frei- 
lich sehr nachstehenden, — volkswirthschaftlichen Nutzen des Check- 
Wesens würde Adam Smith hauptsächlich in dieser Richtung suchen. 

Diese Theorie grenzt dicht an diejenige der papiernen Wäh- 
rung. Sie wird aber durch die Thatsachen widerlegt. Es ist kein 
Unglück für ein Land, wenn in demselben eine erheblich grössere 
Quantität Edelmetalls in goldenen und silbernen Münzen umläuft, 
als in goldenen und silbernen Gefässen festliegt. Auch ist die 
Banknote nicht nützlicher, als der Check, sondern umgekehrt. In 
Wahrheit wirkt das Checkwesen auch nicht auf Ersparniss an Edel- 
metall in dem negativen Sinn, in welchem Sparen nicht „Anhäufen", 
sondern „Ejiickem" bedeutet, und das Verb des Adverbs „spärlich** 
ist; es verringert keineswegs den Bestand des umlaufenden 
Edelmetalls, es wirkt vor Allem nicht, wie Smith meint, auf eine 
Ausfuhr der überflüssig gewordenen Edelmetalle ins Ausland hin. — 
Wäre dieses der Fall, — dann hätte jede vernünftige Regierung 
allen Anlass, der Entwicklung eines Check- und Girowesens hindernd 
entgegenzutreten, etwa durch enorme Stempelsteuern u. s. w. 

Denn ein Land, welches die Edelmetalle exportirt, beweist, dass 
es in wirthschaftliche Abhängigkeit von anderen Ländern geräth; 
-es hat die Handelsbilanz gegen sich. Jeder Export von Edelmetall 
ist ein Beweis, dass das exportirende Land eine Roh Stoffexport be- 
fördernde Politik betreibt, mit anderen Worten, dass es seine eigene 
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Kraft, sich selber exportirt. Mit Recht schreibt Carey 0-* „Um einen 
günstigen Geldumlaaf aufrecht zu erhalten, mnss in allen Ländern, 
die nicht selbst edle Metalle prodaziren, auf ein Einströmen der- 
selben hingewirkt werden, d. h. auf eine günstige Handelsbilanz. 
Fragen wir aber Harne and Smith, so erhalten wir die Auskunft, 
dass die Frage nach der Handelsbilanz die Beachtung der Staats- 
männer nicht im Mindesten verdiene; und ihre Lehre ist mit geringen 
Variationen von allen Schriftstellern über das Oeld seit ihrer Zeit 
bis heute wiedergekaut worden. Die Ansicht, dass die Note und 
Bankanweisung das Geld selbst ersetze oder erspare, gleicht dem- 
selben Missverständniss, als wenn man sich vorstellte, es sei das 
Wort, das die Telegraphendrähte entlang laufe, und nicht der elek- 
trische Funke selbst.'' Bei jeder Zahlung, ob sie in Münzen oder 
durch Ueberweisung einer cirkulirenden Note, die bei Präsentation aus- 
gezahlt werden muss, oder durch eine Banknote geschieht, ist es das 
Geld selber, das übergeht Dass dies der Fall ist, beweisen 
die Stockungen, die stets bei vermindertem Vertrauen eintreten. 

Das Gheckwesen erspart also nicht den Gebrauch der Edelmetalle, 
sondern macht ihn nützlicher. Seine wahre Bedeutung liegt darin, 
dass es den Geldumlauf beschleunigt, den Nutzen der Gold- 
oder Silberwährung durch Erleichterung der Eigenthumsübertragung 
erhöht. Ein Check ist und bleibt immer eine Anweisung auf Geld, 
und zwar nicht auf nicht existirendes , bloss fingirtes , oder etwa in 
Zukunft erhofftes, sondern auf wirklich vorhandenes Geld. Daher 
ist der Check, wenigstens nationalökonomisch genau genommen, 
keine Krediturkunde, wie vielfach der moderne Wechsel oder 
nicht fundirtes Papiergeld. Der Check wie die fundirte Banknote er- 
leichtem die Uebertragung eines existirenden Geldstücks und lassen 
ein einziges Geldstück so viel für den Tauschverkehr leisten, als ohne 
sie höchstens von 5 oder gar 10 Geldstücken geleistet werden könnte. 
So ist denn das Check- und Notenwesen, nicht wie Adam Smith 
meint, mit einem aus billigerem Stoffe verfertigten Rade zu ver- 
gleichen, welches das aus Edelmetall verfertigte grosse Umlaufsrad er- 
setzt, sondern richtiger mit einer beschleunigenden Kraft, welche dieses 
ans Edelmetall verfertigte Umlaufsrad lediglich in raschere Bewegung 
setzt, etwa einer Verbesserung an den Transmissionswellen. 

Daher ist es auch keineswegs eine Folge des Checkwesens, den 
Bestand d^s Metallgeldes innerhalb eines Landes zu verringern, das- 



1) A. a. 0. c. 30. § 3. 
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selbe nach aussen abfliessen zu lassen, sondern wie alle Waaren 
nach den Orten hinstreben, wo sie die meiste Nutzanwendung 
finden, so auch das Metallgeld. Das baare Geld strebt den 
Plätzen zu, wo am meisten Noten und Checks im Gebrauch 
sind; es geht z. B. in Amerika aus den südlichen und westlichen 
Staaten nach den nördlichen und östlichen, von Amerika nach Eng- 
land, demjenigen Lande, in welchem die Leichtigkeit seiner Ueber- 
tragung seit langer Zeit am vollkommensten gewesen ist. 

Aus keinem anderen Grunde als dem seines ausgebildeten Check- 
und Girowesens ist Lombard - Street der Geldmarkt der Welt ge- 
worden. Nach Bagehot ^) betrugen die bekannt gewordenen Depositen 
der Banken, welche Berichte veröffentlichen, am Ende des Jahres 1873, 

in London 120,000,000 £ 

in Paris 13,000,000 = 

in New- York 40,000,000 = 

im deutschen Reich nur . 8,000,000 := 

1) Mit Recht beklagt eben auch der Reichsbankpräsident Geh. Oberfinanz- 
rath Koch in seiner Broschüre „Abrechnungsstellen in Deutschland, 1883", S. 23 
die Rückständigkeit Deutschlands im Check- und Girowesen. 

„Noch immer,'' schreibt er, „werden (bei uns) grosse Summen in Banknoten, 
Reichskassenscheinen und Münzen hin und her getragen, bezw. durch die Post 
verschickt, weil die Neigung des Publikums, die Vermittlung seines Geldverkehrs 
einer Bank oder einem Bankier zu übertragen, nur gering ist. Auch die 
Staatsbehörden sind hierin noch nicht mit gutem Beispiele vorangegangen. 
Alle grösseren Kaufleute halten eigene Kassen mit zahlreichem Personal an Kas- 
sirem und Kassenboten, welche Zahlungen für sie leisten und in Empfang nehmen. 
Sie scheuen die Domizilirung ihrer Wechsel bei einer Bank, um diese nicht in 
ihre geschäftlichen Beziehungen blicken zu lassen, oder aus anderen schwer er- 
klärlichen Gründen. Ebeäso gross ist die Scheu der Privaten, ihre entbehrlichen 
Geldbestände zur Verwaltung einer Bank zu übertragen und Ihre Zahlungen durch 
Anweisungen auf ihr Guthaben zu leisten. Andererseits ist anzuerkennen, dass 
auch die Mehrzahl der Banken und Bankiers noch nicht diejenigen Eigenschaften 
besitzt, welche das zu einer solchen Gestaltung des Bankwesens erforderliche 
hohe Vertrauen rechtfertigen, sei es, dass es ihnen an Kapitalkraft fehlt, sei es, 
dass sie verschiedenartige Geschäfte, darunter auch gefahrvolle, treiben, wie sie 
sich für eine Depositenbank nicht eignen. Auf diese Weise entgehen dem 
Gemeinwesen fortwährend zahlreiche Vortheile — " 

Meines Erachtens dürfte die Entwicklung auch in Deutsch- 
land gar bald einen grossen Aufschwung nehmen, wenn die Reichs- 
bank sich entschliessen könnte, eine geringe Zinsvergütung (seien 
es auch nur 1 — 2^0) für die ihr anvertrauten Depositengelder zu 
gewähren! Das oben S. 40 gegebene Beispiel einer kleinen Lokalbank be- 
weist, welche Anziehungskraft die kleinste Verzinsung bei steter Disponibilität 
der Kassenbestände auf alle Bevölkerungsklassen ausübt! 
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Bagehot schreibt: „Bankdepots sind auf dem Kontinente so ge- 
ring, dass keine grossen Reserven für dieselben gehalten zu werden 
brauchen. Aber alle grossen Gemeindeverbände haben zuweilen 
grosse Summen baar zu zahlen, und diese müssen irgendwo vor- 
räthig gehalten werden. Solcher Yorrathskammem gab es früher 
zwei in Europa, die Bank von Frankreich und die Bank von Eng- 
land. Aber seit Suspension der Speciezahlungen durch erstere ist 
sie kein Reservoir mehr dafür. Niemand kann einen Check auf 
dieselbe ziehen und mit Sicherheit auf Gold und Silber dafür rechnen. 
In Folge davon ist die ganze Verpflichtung für solche internationale 
Baarzahlungen der Bank von England zugefallen. — London ist 
deshalb das einzige grosse Abrechnungshaus für europäische Wechsel- 
geschäfte geworden." 

Wo aber das Geld sich koncentrirt, da koncentrirt sich die 
Macht Denn Geld ist Macht. 

Wenn wir diesen Satz für eine üßt triviale Wahrheit hinnehmen, 
80 brauchen wir damit keineswegs dem sog. merkantilistischen Irr- 
thum, der sich übrigens schwerlich je bei einem Merkantilisten ge- 
fanden hat, sondern eine blosse Unterstellung gegnerischer Sophistik 
sein dürfte, anheimzufallen, als ob der wahre Wohlstand eines Volkes 
in seinen Geldstücken selbst, und nicht vielmehr in den con- 
samtiblen und produktiven Gütern bestände, die man dafür kaufen 
kann. Für uns ist die Macht des Geldes nichts Geheimnissvolles. 
Nachdem die alte merkantilistische Praxis die wahre Natur des 
Geldes instinktiv erkannt, die erste nationalökonomische Theorie 
eines Hume und Smith aber sie vollständig übersehen hatte, hat 
Carey sich das grosse Verdienst erworben, die socialitäre und pro- 
duktive Funktion des Geldes ins klardte Licht gesetzt zu haben. 
— Einen sehr guten Ausdruck findet das richtige Verhältniss des 
Cirkulationsmittels zum Volkswohlstande in dem Satze Dührings^): 
„Erstens ist es die Produktion, welche verursacht, dass ein Geld- 
system in einem bestimmten Umfange ein nothwendiges Erforder- 
niss wird; zweitens aber ist die Beschaffungsmöglichkeit in Be- 
ziehung auf Geld selbst und zugehörige Kreditmittel wiederum 
selbst eine Ursache, welche auf die Schicksale der Produktion ein- 
wirkt oder, wenn man lieber will, zurückwirkt." 



1) Socialökonomie a. a. 0. Hier liegt in der Regel auch der Irrthom des 
abstrakten Freihandels. • 

2) GarsuB der National- und Socialökonomie, Kap. 3. 
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Dass Oeld = Macht ist, ein Satz, dessen privatwirthschaffliehe 
Wahrheit Niemand bezweifelt, und dessen Bedeutung für den Kriegs- 
fall, den Kampf der Mächte ein bekanntes geflügeltes Wort des alten 
Feldmarschalls Montecuculi bestätigt, wird am besten durch die 
wirthschaftliche Prärogative des englischen Inselstaats bewiesen. Der 
politische Befreiungskampf Nordamerikas ward durch Washington 
erledigt, der wirthschaftliche ist jetzt noch nicht zum Abschluss ge- 
bracht, und wie Nordamerika, so haben auch die meisten europäi- 
schen Staaten noch schwer zu kämpfen, um sich von der wirth- 
schaftlichen Abhängigkeit von England zu befreien. Ich mache 
darauf aufmerksam, dass die Ausbildung eines dem englischen gleich- 
werthigen Check- und Oirowesens eine unentbehrliche Waffe in diesem 
Kampfe ist. Ein packendes Beispiel der wirthschaftlichen Prärogative 
Englands vermöge des bei ihm durch das Depotwesen koncentrirten 
Geldstoffs liefert uns folgender Passus aus dem bereits mehrfach 
cifirten Buche Bagehots^): 

„Der Suezkanal ist ein merkwürdiges Beispiel (der englischen 
Wirthschaftsprärogative). Alle prophezeiten, dass er verderben würde, 
was die Entdeckung des Seeweges nach Indien um das Kap herum 
bewirkt habe. Vorher ging aller orientalischer Handel in die süd- 
lichen Häfen Europas und verbreitete sich von da durch die übrigen 
Theile. London und Liverpool als Mittelpunkte des ostindischen 
Handels waren eine geographische Anomalie, welche der Suezkanal 
angeblich berichtigen sollte, M. de Tocqueville sagte : ,Die Griechen, 
Steiermärker, Dalmatier, Italiener und Sizilianer werden, wenn irgend 
Jemand, den Kanal benutzen.^ Nun benutzen ihn aber im Gegentheil 
hauptsächlich die Engländer. Keine der genannten Nationen hatte 
nur Vio des Kapitals für Erbauung der für den Kanal erforderlichen 
grossen Schraubendampfer. Bis jetzt waren diese Voraussetzungen 
also im Irrthum, nicht weil England reiche Leute hat; denn 
solche gibt es in jedem Lande, sondern weil es unver- 
gleichliche Fonds flüssigen Geldes besitzt, welches 
augenblicklich jedem Kaufmann hilft, der grosse Aus- 
sicht auf Gewinn hat." 

Solche Fonds flüssigen Geldes verdankt England in erster Linie 
seinem grossartigen Checksystem. 



1) Lombard- Street, deutsch von Beta. 
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Die modernen Nationalökonomen knüpfen am Bank-, Check- und 
Girowesen gewöhnlich die Bemerkung an, dass diese Institutionen 
die Mittel seien, das System der sog. Geldwirthschaft durch 
das feinere und höhere System einer sog. Kreditwirthschaft ab- 
zulösen, i) Wir haben nun hinreichend betont, dass der Check im 
wirthschaftlichen Sinne Nichts weniger ist, als ein sog. Eredit- 
papier, dass seine Hauptfdnktion lediglich die Beschleunigung 
der Geldcirkulation bildet. 2) Wie jedoch der Wechsel, der ur- 
sprünglich ja nur den lokalen Transport des Geldes erleichtern sollte, 
sich allmählich zu einem wichtigen Hebel des Kredits entwickelt 
hat, so ist auch beim Checkwesen nicht zu verkennen, dass seine 
Yolks- und privatwirthschaftliche Bedeutung in der blossen Be- 
schleunigung, in der Intensitätssteigerung der Geldcirkulation nicht 
ihren Abschluss findet. Einen mittelbaren Nutzen schafft es weiter- 
hin dadurch, dass ein so grosser Theil der auf Checkdepot belegten 
Gelder auf Kredit verliehen werden kann, dass somit ein anderenfalls 
todt daliegendes Kapital volkswirthschaftlich verwerthet wird. Mit- 
hin ist der Kredit allerdings eine wichtige Seite des Checkwesens 
und vielleicht seine förderlichste. 

In den beiden Anschauungsformen „Raum und Zeit" objektivirt 
sich, wie das ganze Weltleben, so auch das wirthschaftliche Leben; 
beide Anschauungsformen sind Korrelate. Leben ist Bewegung, Be- 
wegung Umsetzung von Raum in Zeit und umgekehrt. Diese welt- 
schematische Grundthatsache macht es begreiflich, wie auch in wirth- 
schaftlicher Beziehung mit der Bewegung, als einer blossen Raum- 
überwindung, sich nothwendig vereinigen muss die üeberwindung der 
I^eit; wie also beim Wechsel- wie beim Checkwesen das zeitliche 
Moment und damit der sich hierauf im wirthschaftlichen Leben ba- 
sirende Kredit in die Erscheinung treten muss. 

Schon das einfachste Tauschgeschäft beruht ja in gewissem Sinne 
auf Kredit. Denn ganz simultan kann keine Leistung und Gegen- 
leistung, kein Wechsel zweier Raumbeziehungen, zweier Oerter zwi- 
schen zwei verschiedenen Waaren erfolgen; so ist das zeitliche Moment 
des Kredits, mag es auch auf ein verschwindendes Moment beschränkt 



1) Diese Idee wird besonders vertreten von Bruno Hüdebrandt, Die National- 
ökonomie der Gegenwart und Zukunft. Frankfurt 1848. 

2) In Anknüpfung an die oben berührte Analogie von Geld und Sprache, 
nur unter Ausdehnung derselben auf die Schrift, als eine Verkörperung der Sprache, 
könnten wir das Check- und Girowesen als eine „Kurzschrift des Zahlungs- 
verkehrs" bezeichnen. 
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sein, selbst bei der Tanschliefernng „Zag um Zug'' vorhanden. 
Sobald aber das Geld als Mittel dazwischen tritt, spielt dieses Moment 
eine noch erheblichere Rolle. Daher deuteten wir bereits früher 
(S. 13) an, auch das Geld sei in einem subtileren Sinne schon eine 
Erediturkunde. So machte auch schon die distantia loci den Wechsel 
noth wendig zu einer Erediturkunde, und insofern kann auch jeder 
Check als Erediturkunde gelten. 

Die kreditsteigemde Funktion des Gheckwesens beschränkt sich 
aber keineswegs auf diese rein theoretische Annahme, welche sogar^ 
wie wir dies bereits bei der Betrachtung des Papiergeldes hervor- 
hoben, hart an der Grenze eines praktischen Irrthums liegt. Im 
praktischen, im normalen Sinne muss der Check selbst immer ein 
blosses Cirkulationsmittel bleiben, und wttrde es eine gefährliche 
Entartung darstellen, ihn etwa durch Befristung seiner Fälligkeit zu 
einem Ereditmittel auszugestalten. 

Die kreditsteigemde Wirkung des Checkwesens hat sich nach 
einer anderen Richtung hin zu bethätigen. Wir unterscheiden pas- 
sive und aktive Ereditgeschäfte der Banken, das passive Geschäft 
besteht in der Anleihe, das aktive in der Hingabe ttberschüssigen 
Eapitals an Ereditnehmer. Indem nun die Banken juristisch zwar 
den Depotkunden gegenüber in ein Passiv verhältniss treten , öko- 
nomisch aber mehr als die blossen Vermittler und Depositare der- 
selben fungiren, durch die ihnen ttberlieferten Checkdepots in ganz 
besonderem Grade zu aktiven Ereditgeschäften befähigt werden, 
erwächst in der That durch diese Funktionssteigerung dem volkswirth- 
schaftlichen Ereditverkehr ein Fortschritt, fast vergleichbar demjenigen 
von der Naturaltauschwirthschafi; zum Geldwirthschaftssystem. Nie- 
mand hat diesen Fortschritt in ein helleres Licht zu stellen ver- 
standen als Macleod Oi derselbe hat sich aber dabei in sehr bedenk- 
liche Trugschlüsse verwickelt und nöthigt uns, da seine Irrthümer 
von Vielen getheilt werden, eher gegen eine Ueberschätzung, 
als gegen eine Unterschätzung dieses letzten und erheblichsten 
volkswirthschaftlichen Vortheils des Checkwesens einzutreten. 

Macleod scheint den Eredit nahezu für ein zauberisches Mittel 
anzusehen, die produktive Wirkung des Eapitals zu verdoppeln. Er 
versteht es, seine Theorie mit einem gewissen dialektischen Schein 
zu umgeben. Er meint, dass 1000 M., die der kreditirende A dem B 
gibt, jetzt dasselbe leisten, als wenn sowohlA als auchB, Jeder 



1) Macleod, Credit in s. diction. of polit. economy. 

/Google 
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selbstständig die 1000 M. besässen; denn A behalte ja die 1000 M. 
als Forderungsrecht in seinem Vermögen, zweifellos könne eir seine 
Forderung verkaufen oder sonst verwerthen, zu derselben Zeit, da 
der Schuldner B sein Eigenthumsrecht an derselben Summe ausübe. 
Dieser Schein entspringt aber lediglich aus einer rein juristischen 
Auffassungsweise, ökonomisch tritt durch die Leihe der 1000 M. 
zwischen A und B weder eine Vermehrung des Privat- noch des 
Volksvermögens ein; produktiv können jene 1000 M. entweder nur 
in der Hand des A oder in der des B wirken; was A gleichzeitig 
mit B hat, ist nicht der Genuss der Produktionskraft der 1000 M., 
sondern bloss das rein formelle, juristische Recht, das unter Umstän- 
den, falls die 1000 M. bei dem B verloren gehen und derselbe in- 
solvent wird, gleichzeitig mit den 1000 M. selbst, deren blossen Schat- 
ten es bildet, verschwinden oder sozusagen wenigstens nur der 
Schatten eines Schatten werden kann. Benutzen können A 
und B die 1000 M. gleichzeitig ebenso wenig, wie A und B gleich- 
zeitig dasselbe Pferd reiten können. Aber wie ein Pferd, das sonst 
vielleicht müssig im Stalle stehen und seinen Hafer umsonst ver- 
zehren würde, wenn A selbst am Reiten verhindert ist, dadurch, 
dass derselbe es an B ausleiht oder vermiethet, nutzbar werden 
kann, so und nicht anders verhält es sich auch mit der volkswirth- 
schaftlichen Bedeutung des Kredits. Geld, das sonst im Kasten liegen 
würde, Kapital, das sonst unbenutzt rosten würde, kann durch den 
Gebrauch im Kreditwesen produktiv verwendet werden. 

Mit Recht bemerkt daher Kniess in seinem vorzüglichen Werke 
über den „Kredit" IL 1, S. 132: „Man darf sich dadurch nicht täuschen 
lassen, dass Kreditvorgänge auch dazu dienen können, den Gebrauch 
von Geld in vielen einzelnen Fällen und für die Funktion desselben 
als Zahlungsmittel unnöthig zu machen. Man übersieht schon hier- 
bei freilich nur zu leicht, welche unabsehbare Menge von späteren 
Geldzahlungen gerade nur durch den Kreditverkehr herbeigeführt 
werden und dass man so oft nicht einmal sagen darf, der Kredit 
erspare den Gebrauch des Geldes als Kaufmittel; denn ohne Kredit 
wäre ja eben überhaupt nicht gekauft worden ! Sodann aber bedarf 
der unmittelbare Kreditverkehr ebenso sehr, wie der Baarverkehr 
zunächst der unersetzbaren Funktion des Edelmetallgeldes als 
des allgemeinen Werthmasses und für die Handhabung des allge- 
meinen Preismassstabes." 

An diese einfache Wahrheit erinnernd, weisen wir also den von 
Anfang an sich an die Theorie des Geldes herandrängenden Irrthum, 

L. Kahlenbeck, Der Check. 5 



Digitized by 



Google 



66 Kapitel V. Analyse der wirthachaftlichen Natur des Check wesens. 

der sich hier beim Gheckwesen in verschleierter Gestalt nochmals 
unbemerkt einschleichen möchte, nochmals an der Thttr ab; es ist der 
alte theoretische Irrthum, eines Boisguillebert*) und anderer übrigens 
verdienstvoller Wirthschaftstheoretiker, dessen praktische Konsequen- 
zen der Lawsche Papiergeldschwindel zog, als ob ein einfaches 
Papierstückchen, „un simple morceau de papier^', die edlen Metalle 
überflüssig machen könne. 

Geben wir zu, dass mit dem Check- und Girowesen der Ver- 
kehr eine höhere (dritte) Entwicklungsperiode, diejenige der Kredit- 
wirthschaft erreichen kann, so müssen wir doch daran festhalten, 
dass dieselbe auf der soliden Metallbasis der Geldwirthschaft beruht. 
Von jeder wahren positiven Entwicklung gilt das hehre Wort Christi: 
„Ich bin nicht gekommen aufzulösen, sondern zu erfüllen". 

Naturaltauschverkehr, Geldwirthschaft, Kreditwirthschaft lassen 
sich cum grano salis mit den drei Aggregatzuständen des Festen, 
Flüssigen und Gasförmigen vergleichen. Wie der gasförmige Aggre- 
gatzustand sich jeder Zeit wieder zum flüssigen, der flüssige sich 
jeder Zeit wieder zum festen kondensiren kann, so muss auf wirth- 
schaftlichem Gebiet jedes gesunde Kreditgeschäft sich schliesslich 
wieder auf ein Geldgeschäft, und jedes Geldgeschäft auf ein Natural- 
tauschgeschäft reduziren lassen, wenn tiberall wahrer Werth, der Stoff 
des wirthschaftlichen Lebens ihm zu Grunde liegt. Jede gegentheilige 
Anschauung leidet an verkehrtem, nämlich an abstractem Idealismus. 



Notenbank und Olrobank. 

Zum Schluss ist noch zu bemerken, dass diesem verkehrten, ab- 
stracten Kredit-Idealismus gewöhnlich die Banknote, bezw. die reme 
Notenbank als das vollkommenste Werkzeug des Geldverkehrs er- 
scheint. Von unserem Standpunkte aus ist dies völlig verfehlt und 
vielmehr die Checkbank eine fortgeschrittenere und gesundere Form. 
Das lehrt auch die Geschichte des Bankwesens. 

„Der Gebrauch der Bankanweisungen (Checks)," schreibt daher 
mit Recht Kniess^), „auf Deposite und in laufender Rechnung hat 
weithin die Banknote entbehrlich gemacht, und um so mehr, 
als auch die von der Bank gegebenen Darlehen sofort mit ihrer Ge- 
währung, in der Form des Deposits bei der Bank verbleiben und 



1) Yergl. Dühring, Geschichte der Nationalökonomie S. 69. 74 ff. 

2) Der Kredit, a. a. 0. 
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dnrch Anweisungen, die anderen Bankkunden gegeben sein können, 
zu verbrauchen sind. Deutschland freilich ist. hierin, gewiss auch 
in Folge der (früheren), die Banknoten im allgemeinen Verkehr 
so viel mehr festhaltenden Silberwährung, weit hinter anderen Län- 
dern zurückgeblieben." 

„In Germany," schrieb Cleffle-Leslie (nach einem längeren Aufent- 
halt 1871 in Deutschland) im Forthnightly Review Nov. 1872, S. 569, 
„checques are stränge to say hardly in use, and there is no 
Clearing House. But there are a mass of bank-notes." 



Seitdem haben wir einen grossen Fortschritt zum Besseren ge- 
macht. Aber noch liegt unser Check- und Girowesen sozusagen in 
den Windeln. 

Die Banknote ist für die Girkulation bestimmt, man lässt sie 
je länger, je lieber cirkuliren und sie ermöglicht daher eine grosse 
Kreditgefahr. 

Der Check ist seiner wahren Natur nach nicht zur Girkulation, 
sondern zur schnellen Realisirung dnrch Abhebung oder Aufrechnung 
bestimmt, und daher das beste Agens eines gesunden, auf Geldwirth- 
schaft gegründeten Kreditsystems. 

1 ) Ich schliesse mit einer Aeusserung des Nationalökonomen Eniess in seinem 
oben citirten Werke S. 273: 

„Die Entwicklang des Gheckverkehrs in der Neuzeit, gegenübergehalten der 
Entwicklung des Wechselrechts in „dunkler Vorzeit", gemahnt an das Yerhältniss 
zwischen einer präsenten Beobachtung des Lebens und der Entwicklung von 
Kolonien — und der Erkundung von Anfangszuständen der modernen Kultur- 
völker. 

Zahlungsanweisungen überhaupt, schriftliche Aufforderungen einer Person A 
an eine Person B, eine Geldsumme an C zu zahlen, sind uralt. Und gewiss 
mnss die Entwicklung des Verkehrs eine gewisse Beihe von Bestimmungen für 
den Gebrauch solcher Zahlungsanweisungen von selbst herbeiführen. Daneben 
sind dann die gezogenen Wechsel, die Tratten, aufgekommen, die auch eine 
,order to pay' einschliessen , für welche aber mancherlei ganz besondere Vor- 
schriften beachtet werden müssen. Daher wurde es weiterhin möglich, zwischen 
den ganz gewöhnlichen Anweisungen, welche dem allgemeinen bürgerlichen Becht, 
und jenen Wechseln, welche dem sozusagen individuellen Wechselrechte unter- 
stellt sind, eine dritte Gattung als ,kaufniännische Anweisungen* verkehren 
zu lassen, für welche einige specielle Vorschriften des Handelsrechts platzgreifen, 
wie dass sie auf Ordre lauten und indossirt werden können (D. H.-G.-B. S. 300 ff.). 
Der Check ist nun ein solches Gebilde einer Zahlungsanweisung, 
welches einem neuen eigenthümlichen, aber starken und bedeut- 
samen Verkehrsbedürfniss entspringt. Die ,Gewohnheit' hat mit 
freiem Schaffen für ihr besonderes Ziel Normen aus dem Wechselverkehr mit 

5* 
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Normen für kaufmännische Anweisungen verbunden und sucht auch für erweiterte 
Ziele freie Bahn zu behalten. Die staatliche Gesetzgebung jedoch bringt dann 
wohl Bestimnuingen hinzu, die sich nicht aus dem Gheckverkehr als solchem, 
sondern nur aus Bücksichten erklären lassen, welche etwa einer Steuerfrage, 
einer Bekämpfung möglicher Missbräuche u. dergl. entspringen." 
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DIE JURISTISCHE MTÜR DES CHECKS. 
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Kapitel I. 
Methode der Untersuchung. 

(Einleitung.) 

Ich wende mich nunmehr zum II. Theil meiner Aufgabe, zur 
Bestimmung der jurlstlsclien Natur des Checks. 

Ein „positiver" Jurist in dem heutzutage in Deutschland vor- 
herrschenden Verstände, wonach nur derjenige ein solcher ist, der 
sicli auf die Paragraphen eines gedruckten Gesetzbuches zu beziehen 
versteht, dürfte diese Aufgabe leicht fttr unlösbar ansehen. Für ihn 
gilt der Satz: Jurisconsultus sine lege erubescit. Die deutsche Ge- 
setzgebung hat aber bislang noch kein Checkgesetz aufzuweisen. 
Lediglich das deutsche „Wechselstempelgesetz" bietet uns 
folgenden Paragraphen: 

„Befreit von der Stempelabgabe sind: — — die statt der 
Baarzahlung dienenden, auf Sicht zahlbaren Platzan- 
weisungen ^) und Checks (d. i. Anweisungen auf das Gut- 
haben des Ausstellers bei dem die Zahlungen desselben 
besorgenden Bankhause oder Geldinstitute), wenn sie 
ohneAccept bleiben; anderenfalls muss die Versteuerung erfolgen, 
ehe der Acceptant die Platzanweisung oder den Check aus den 
Händen gibt." 

Aus diesem dürren Paragraphen, der sogar eine Definition 2) 
aufstellt, würde sich eine den vielfältigen Bedürfnissen und Wechsel- 
fällen des Verkehrs entsprechende Construction unseres Gegenstandes 
wohl nur mittels allerhand dialektischer Taschenspielerkunststücke 
entwickeln lassen. Mögen nun auch manche Jurisconsulti es ver- 
standen haben und verstehen, gewandter selbst als Metaphysiker 
vom Schlage Spinozas und Hegels, die aus einer Wortdefinition von 
„Substanz" oder „schlechthinigem Sein" ein philosophisches Welt- 
gebäude aufbauten, aus substanzlosen Wortdefinitionen Bechtssätze 
herauszuspinnen, — so fühle, ich mich doch für solche Gedanken- 

1) Der Ausdruck ,)Platzanweisung" fOr Check erscheint mir unangemessen 
und ungeschickt. 

2) Wohl vermerkt aber nur des „Stempel freien" Checks! 
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magie nicht veranlagt. Andererseits bin ich aber weit entfernt, von 
meiner Fachwissenschaft geringer zu denken, als jene Orthodoxie 
des. gesetzlichen Buchstabens, glaube vielmehr, dass die 
wissenschaftliche Jurisprudenz vielfach gerade da aufhört, wo 
der Buchstabe des Gesetzes und seine byzantinische Gefolgschaft an- 
fängt, und erinnere mich gern einer ümkehrung des eben citirten 
lateinischen Spruches, die mein hochverehrter Lehrer Prof. Rud. von 
Ihering gelegentlich seiner Pandektenvorlesung dahin gab: 
„Jurisconsultus sine lege non erubescens 
verus denique Jurisconsultus." 
Wäre in der That der er st er e Spruch richtig, so bedürften wir 
einer fach wissenschaftlichen juristischen Bildung überall nicht; an 
der Hand eines genügend umständlichen deutsch geschriebenen Ge- 
setzbuches mtisste jeder Laie, der zu lesen versteht, jeden Fall ent- 
scheiden können. Jedermann aber weiss, dass casuistische Gesetz- 
bücher, wenn nicht Unmöglichkeiten, so doch Missgeburten sind. 
Kein Gesetzbuch sollte sich eine andere Aufgabe setzen, als gewisse 
von dem jeweiligen wissenschaftlichen Standpunkte aus rathsam er- 
scheinende autoritäre Fahrzeichen und Schifferbaaken an der Meeres- 
küste des ruhelosen Verkehrslebens aufzustellen. Wir lenken nun 
in eine Verkehrsströmung ein, für welche die deutsche Gesetzgebung 
solche Fahrzeichen noch nicht aufgestellt hat. Ob und wie weit es 
wünschenswerth ist, dass sie es thue, wird sich am Schlüsse unserer 
Untersuchung ergeben. Einstweilen wollen wir unseren principiellen 
Standpunkt dahin präcisiren, dass wir es für ein testimonium pai|- 
pertatis des jeweiligen juristischen Bildungsniveaus ansehen, wenn 
die juristischen Praktiker sich gar zu eilfertig über sog. Lücken 
in der Gesetzgebung beklagen und, sobald ihnen ein relativ 
neues Verkehrsinstitut vor die Augen kommt, um das Einschreiten 
der Gesetzgebung petitioniren. Auch der heutige Jurist dürfte sich 
noch ein wenig mehr, als eine viva vox legis empfinden in dem 
Sinne, in welchem es nach der Angabe des Gajus der römische 
Prätor gewesen ist, der die feechtsprechung mit den stets fort- 
schreitenden und sich weiter entwickelnden Bedürfnissen des Verkehrs 
auf dem Laufenden zu erhalten suchte. Für den römischen Prätor 
und die produktive Wissenschaft der römischen Jurisconsulti gab es 
neben dem Buchstaben des Gesetzes, der 

„matte Blüthen langsam treibt^', 
noch eine andere lebendige Quelle des Rechts, die man als „Natur 
der Sache" oder die den Verhältnissen selbst immanente wirthschaft- 
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liehe oder socialitäre Zweckidee bezeichnen kann; die Quelle, 
aus welcher allein auch der besonnene Gesetzgeber selbst seine Be- 
stimmungen ableiten kann. Der praktische Jurist sollte nun nicht 
so blöde sein, tiberall erst die Initiative der gesetzgeberisbhen 
Factoren abzuwarten, vielmehr sich zutrauen, iin Geiste seines 
Rechts dort, wo ihm die Gesetzgebung Lücken zu haben scheint, Wo 
sie ihm also Freiheit zu einer rein rationellen Bethätigung seiner 
fachwissenschaftlichen Bildung gewährt, der „Gesetzgeber im ein- 
zelnen Fall" zu sein; nöthigt ihn dazu doch selbst im Angesicht 
eines umständlichen Gesetzeskodex mehr oder weniger jeder con- 
crete Fall. Das erst heisst juristische Kunst und Wissenschaft. Es 
ist eine durchaus positive Kunst- Wissenschaft, die eines vornehmlich 
aus den fach wissenschaftlichen Bestandtheilen der Nationalökono- 
mie und Verkehrspsychologie zusammengesetzten Untergrundes nicht 
entbehrt. 

Für den hiermit gekennzeichneten Standpunkt ^) gilt es als selbst- 
verständlich, dass er die historische Gontinuität des Rechts und der 
Wissenschaft nicht verkennt und auch die rechtliche Construction 
eines anscheinend ganz neuen Yerkehrsindtituts an etwaige im posi- 
tiven Recht schon vorhandene Anhaltspunkte anzuknüpfen versucht 
und wenigstens für die Rechtsprechung selbst solche, nach juristi- 
scher Logik zwingende, bloss autoritäre Normen derselben anerkannt, 
die ihm nicht aus der „Natur der Sache" zu resultiren scheinen; er 
wird sich in diesem Falle auf kritische Bemerkungen und Vorschläge 
de lege ferenda zu beschränken haben. 

Für Deutschland haben wir also, solange die allgemeine 
deutsche Civilgesetzgebung noch ein blosser Entwurf ist, abgesehen 
vom „absolut" gemeinen Theil des jetzigen Reichs-Civilrechts, näm- 



1) Vergl. hierzu Prof. Dr. Kohlers geistvollen Aufsatz über „Die schöpfe- 
rische Kraft der Jurisprudenz" in Iherings dogmatischem Jahrbuche. XXV. N. 4. 
S. 262-297. 

„Warum hat die praktische Jurisprudenz in Deutschland nicht die schöpfe- 
rische Kraft der französischen, englischen, amerikanischen bewiesen? Wo gibt 
es bei uns Etwas, das sich irgendwie mit den schöpferischen Thaten messen 
kann, welche allein in Patailles Annales de la propri^t^ industrielle zu Tage 
getreten sind, oder mit dem Equityrecht der englischen Gerichte oder mit den 
Entscheidungen der amerikanischen Courts im Gebiete des Industrierechts ?" 
Auf diese Frage Köhlers möchte ich antworten: Die Schuld liegt wesentlich an 
einer Entfremdung zwischen Theorie und Praxis; der Durchschnittspraktiker in 
Deutschland vernichtet beinahe die Wissenschaft und der Theoretiker sieht vor- 
nehm auf den blossen Praktiker herab." 
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lieh dem Handels- und Wechselrecht, an das subsidiär gemeine 
römische Recht anzuknüpfen; und glauben wir die partikulären 
Rechte, vor Allem das preussische Landrecht im Grossen und Ganzen 
i^noriren zu dürfen und zu sollen, wenn wir unsere Arbeit nicht 
unnöthig compliciren und verbreitem wollen. Einen Vortheil finden 
wir darin insofern, als wir allerdings nur das gemeine römische Recht 
als ein entwicklungsfähiges „wissenschaftliches'^ System werthschätzen 
und in den Partikularrechten vielfach nur vorzeitige Verknöcherungen 
und casuistische Präparate der zur Zeit ihrer Godification vorherr- 
schenden romanistischen wissenschaftlichen Auffassungsweise erkennen 
zu dürfen glauben. 



Kapitel EL. 

Juristische Voraussetzungen des Checks 
(Der Checkvertrag). 

§ 1. Oeslehtspunkt des Bankdepots. 

Der Zweck des Checks ist die Ersparung einer 
direkten Baarzahlung. Dem Nachweis und der wirthschaft- 
lichen Bedeutung dieses Zwecks war der I. Theil unserer Unter- 
suchung gewidmet; der Check will kein Kreditpapier sein, er be- 
zweckt „nur eine einfache Verschiebung in der Person des 
Zahlungsleisters". ^) Dieser Zweck kann nur erreicht werden, wenn 
derjenige, auf den die Checkanweisung gezogen ist, juristisch ver- 
pflichtet ist, den Check bei Präsentation zu zahlen. Eine 
solche Verpflichtung kann sich , sofern nicht etwa besondere gesetz- 
liche Bestimmungen ergänzend eingreifen, nur aus einem rechtlich 
anerkannten Vertrage ergeben. Wir haben also zunächst die 
Natur dieses Vertrages, welcher die erste Voraussetzung eines 
rechtswirksamen Checks bildet, festzustellen. 

Den historischen Ausgangspunkt des Checks bildete, wie 
wir im I. Theil unserer Studie sahen, ein Vertrag zwischen einem 
Bankier und seinem Kunden, der sich juristisch als sog. hinein- 
gezahltes Depositum^) qualificirt. Der Regel nach werden auch heute 

1) Endemanns Handbuch III. S. 1151. 

2) „Depositengeschäft ist derjenige Vertrag, durch welchen ein Contrahent, 
der Depositar, von dem anderen Contrahenten, dem Deponenten, eine Sache zur 
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noch die meisten Checkkontos durch haare Einzahlungen hei 
einem Bankier eröffnet. Da es sich bei diesen ,,Depots'^ um die 
Hinterlegung vertretbarer Sachen handelt, — es braucht übrigens 
keineswegs immer baares Geld, es können auch Wechsel, 
Effekten u. s. w. eingeliefert werden — , so bezeichnet man dieses 
Depositengeschäft als irreguläres; der Depositar wird von vorn- 
herein nicht zur Bttckgewähr der deponirten Sachen in specie, sondern 
nur zur Bttckgewähr einer gleichen Quantität ejusdem generis ver- 
pflichtet 

Ein Muster dieses normalen Falles bietet schon folgende Stelle 
des Corp. jur.: 

L. 24 D. depositi 16. 3. 

Papinianus libro nono quaestionum: Lucius Titius Sempronio 
salutem: Centum nummos, quos hac die commendasti mihi ad- 
nnmerante servo Sticho actore, esse apud me, ut notum haberes, 
hac epistola manu mea scripta tibi notum facio: quae quando 
voles et ubi voles, confestim tibi numerabo. 

Wir haben hier sogar ein antikes Beispiel der auch heute beim 
Bankdepositengeschäft ttblichen Depositenscheine (Bankobligationen, 
deposit receipts), durch welche der Depositar (Bankier) dasselbe dem 
Deponenten beurkundet. ^) Nur wird im Checkverkehr statt ver- 
einzelter derartiger Depositenscheine, wegen der ttblichen Ver- 
stärkungen des Depots im Verhältniss zu den Abhebungen, zweck- 
mässiger sogleich ein Quittnngsbuch, das Theil I, S. 26 be- 
schriebene sog. Passbuch ^), auch Gegenbuch, Kontobuch genannt, 
ausgeantwortet. 

Wegen der Abweichungen dieses sog. irregulären Depositums 
vom gewöhnlichen Hinterlegungsvertrag kann auf jedes Pandekten- 
lehrbuch verwiesen werden; insbesondere trägt nach der Intention 
der Contrahenten der Depositar (Bankier) hier selbstverständlich die 
Gefahr; auch dass er, wie wir sahen, nicht selten dem Deponenten 
Zinsen gewährt, verstösst nicht gegen den römisch -rechtlichen Be- 
griff des Depositum irreguläre. 



Aufbewahrung und sp&teren Rückgabe empfängt/* Yergl. Endemanns Handbuch 
des Handelsrechts. III. § 433. 6. (S. 924). 

t) Yergl. Cohn (Endemanns Handbuch III. § 433. S. 929). 

2) Yergl. Cohn a.a.O.; Walker, Treatise on banking law p. 121. „The 
State of the customers account is communicated to him, in London at least, 
byabook formerly known as a passage-book, and now more commonly caUed 
a pass-book." 
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„Im Fall des Depositum irreguläre/* selireibt Windtscheidt, 
Pandekten § 379, „trägt der Empfänger die Gefahr des Hinterlegten, 
ohne dass jedoch Ausbedingung einer Zlnsrergütung für diesen 
Vortheil ausgeschlossen ist." 

Es liegt auf der Hand, dass dieser Rechtsbegriff im Wesent- 
lichen mit demjenigen des Darlehens zusammenfällt. 
Endemann (Deutsches Handelsrecht § 142) meint, dass nur ein that- 
sächlicher und wirthschaftlicher Unterschied zwischen beiden 
Geschäften bestehe; Cohn (Endemanns Handbuch a. a. 0. S. 926): 
„Es wird immer zu prüfen sein, in wessen Interesse das Geschäft 
eingegangen ist; nur wenn es dem Interesse des Geldgebers aus- 
schliesslich dienen soll, nur dann liegt ein irreguläres Depositum 
vor; soll es aber dem Interessfe des Geldnehmers oder auch gleich- 
massig den IntereiBsen beider Kontrahenten dienen, so ist Darlehen 
anzunehmen." 

Da nun das Geschäft der Regel nach im beiderseitigen Inter- 
esse abgeschlossen wird, so würde hiernach Kapp (Zeitschrift f. 
d. ges. Handelsrecht XXX, S. 872) mit Recht das Darlehen als 
regelmässigen Grundvertrag des Checkverkehrs setzen. Für uns aber 
hat diese Distinction, wie sich später zeigen wird, nur ein akade- 
misches Interesse. Es genügt, auf die Gleichartigkeit des Bank- 
depots, welcher Ausdruck jedenfalls der üblichere ist, mit dem Dar- 
lehen aufmerksam zu machen. 



Abgesehen von dem ausgehändigten Quittungsbuch (Passbttch, 
Gegenbuch), wird das Depositum begreiflicher Weise noch durch be- 
sondere Gutschrift in den Bankbüchern beurkundet. 

Eine solche, den Checkverkehr vorbedingende Gutschrift 
braucht aber keineswegs allemal durch direkte Einzahlung von Seiten 
der Checkkunden selbst, sie kann auch durch blosse üeber- 
weisung, Umschreibung aus einem anderen Konto (Giro) veranlasst 
sein. Dies würde noch kein Grund sein, die bisherige juristische 
Construction als unzulänglich zu bezeichnen. Auch das Darlehen 
ist im römischen Recht schon früh von dem Erforderniss losgesprochen, 
dass das Eigenthum des Dargeliehenen direkt vom Creditor 
beschafft werden müsse. 



1) Vergl. noch Windtscheidt, Pandekten §379. N. 5. 

Neuste tel und Zimmern, Römischrechtliche Untersuchungen. S. 1—26. 
Goldschmidt, Zeitschrift für Handelsrecht. Bd. IV. S. 49 ff. Niemayer, 
Das Depositum irreguläre. 
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I^. 15 de rebus ereditis: 

„Singularia qnaedam recepta sunt circa pecuniam credltam; 
nam si tibi debitorem meum jussero dare pecuniam, obligaris mihi 
quamvis meos nummos non acceperis/' 

Bd dem minimalen Unterschied zwischen Darlehen und Bank- 
depot steht Nichts im Wege, die Analogie dieser Stelle auch auf 
letzteres auszudehnen. 

Es kann aber vorkommen, dass der Checkknnde gar kein fun- 
gibles, sondern ein individuell bestimmtes Werthobjekt, beispiels- 
halber Pretiosen, hinterlegt und ihm hiergegen ein Checkkonto 
erit^ffnet wird. Auch dann ist noch die Annahme eines Deposi- 
tums als Grundvertrags möglich, wenn der betreffende Gegenstand 
taxirt übergeben wird und eine Verbindung mit dem sog. contractus 
aestimatorius vorliegt, nach Massgabe von D. 19. 8.i) Der Fall dürfte 
jedoch selten sein. Man hüte sich, damit den Fall zu verwechseln, 
da^ts der Baiikier eine individuell bestimmte 3ache (auch Effekten 
u. s. w.) vom Checkkunden nur als Lombard (Pfandi^ücke) entgegen- 
nimmt, und nun seinerseits, anstatt ein Darlehen (oder Depot) 
vom Kunden anzunehmen, diesem gegenüber die Verpflich- 
tung übernimmt, ihm Darlehen bis zu irgend welchem 
Betrage zu gewähren mit der Befugniss, durch Checks darüber 
zu verfügen. 

Bei einem solchen Verhältniss kann man unmöglich mehr 
von einem Depositum oder Darlehen auf Seiten des Bankiers als 
Grundlage des Oheckverkehrs reden; hier würde sich das ursprüng- 
lich vorausgesetzte Beehtsverhältniss geradezu umgekehrt haben; 
der Bankier macht hier ein aktives Kreditgeschäft, während er im 
ersteren Fall ein passives macht. '^) 

Nur bei sehr grosser Elastieität der juristischen Begriffscon- 
strnction, ja nur unter Benutzung jener juristischen Eselsbrücke, 
welche sich Fi et ion nennt, würde man diese thatsächlich nicht 
seltene Gestaltung des Checkvertrags unter den historisch gegebenen 
-Gesichtspunkt bringen können. Andererseits ist doch kein Grund 
vorhanden, einen Checkverkehr auf dieser letzteren Grundlage für 
unerlaubt zu erachten. Auffällig ist es, dass gleichwohl gerade die 
englischen und amerikanischen Juristen, die sich doch am leichtesten 
von einer allzu strengen Anlehnung an das römische Recht lossagen 

1) Aestimation beim Deposit am 1. 25 pr. D. 24. 1. 

2) lieber diesen ünterscliied s. Wagner, Kredit- und Bankwesen, in Schön - 
bergs Handbuch der polit. Oekonomie I. 8. §43 und S. 63 oben. 
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dürften, der Mehrzahl nach am Depotsgesichtspnnkt als Ausgangs- 
punkt des Checks festhalten. So schreibt Daniel, Treatise on the 
law of negotiable Instruments (1879, p. 53): 

„A check purports to be drawn upon a precious deposit." 
und Ghalmers, Digest of the law on bills of Exchange, n. zu art. 360, 
Darlehen annehmend: „The contract implied by law between the 
banker and customer is in effect money lent repayable on- demand/' 

§ 2. Der Check auf Grund eines KrediterSffnungsTertrags. 

Den zuletzt als möglichen und vielfach üblichen Ausgangspunkt 
des Checkverkehrs genannten Vertrag bezeichnet man als Kredit- 
eröffnungsvertrag. Das Wesen desselben besteht darin, dass 
sich eine Person, gewöhnlich ein Bankier, verpflichtet, einer anderen 
Kredit unter näher zu vereinbarenden Bedingungen zu gewähren, 
„offenen Kredit''. Die Kreditzusage ist das einzige Essentiale, 
alles Andere, das Aequivalent, gegen welches er eingeräumt wird, 
die Deckung oder die Art der sog. Bevalirung (Rttckleistung), die 
Art, wie der Kreditnehmer über den Kredit zu verfügen hat, bleibt 
besonderer Vereinbarung vorbehalten. 

Dieser Vertrag ist an sich formlos, „es muss nur ausser Zweifel 
sein, dass der Wille des Kreditgebers auf üebemahme einer wirk- 
lichen Verpflichtung, Kredit, wenn auch für zunächst speciell noch 
nicht bestimmte Geschäfte, zu gewähren, verpflichtet ist" 

Es besteht ein festes Rechtsverhältniss, aus dem eine Klage für 
den Kreditnehmer sich mit dem blossen Nachweis der er- 
theilten und acceptirten Kreditzusage begründet. 

Dieser Klaggrund genügt abgelöst von dem unterliegenden beson- 
deren Verhältniss, das lediglich als Motiv der Kreditzusage in Be- 
tracht kommt. Der offene Kredit kann ebenfalls ein Depositen- 
geschäft zur Unterlage haben, er kann durch baare Zahlung eines 
„Kreditpreises" erkauft sein, statt solchen einmaligen Preises kön- 
nen neben besonderen Bückgewährverpflichtungen irgend welche Ge- 
bühren, „Provisionen" vereinbart sein, er kann gegen oder ohne 
Sicherheitsleistung (Lombard oder Kredithypothek) eingeräumt sein, 
er kann bis zu einem bestimmten Maximalbetrage (als limitirter Kre- 
dit) oder für bestimmte Dauer, er kann selbst auf unbestimmte Höhe 
und unbestimmte Dauer versprochen sein; im letzteren Fall wird 



1) Grünhut in Endemanns Handbuch m. S. 930. 
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eben nur der Richter nach seinem, durch die Erwägung aller Um- 
stände geleiteten Ermessen zu entscheiden haben, ob überall noch 
ein juristisch fassbares Versprechen vorliegt. Der Kredit kann 
möglicherweise sogar unentgeltlich eingeräumt sein und durch 
einen liberalen Akt, Schenkung oder auch letztwillige Verfügung 
veranlasst worden sein. 

Dass aber ein solches Versprechen, als abstracter, d. h. Yon 
seinem besonderen Schuldgrunde (causa) losgelöster Vertrag, juristisch 
bindend ist, unterliegt heutzutage gemeinrechtlich keinem Zweifel mehr. 

Wir stehen mit der Anerkennung derartiger abstracter Verträge 
auf dem Boden der historischen Gontinuität und können uns min- 
destens auf Handelsgewohnheit und allgemein durchgedrungenen usus 
fori beziehen. 

Schon die Kömer unterschieden zwischen ,;indiyiduellen'', „con- 
creten", „materiellen" Obligationen, d* h. solchen, bei denen, wie 
bei der Miethe, dem Darlehen, dem Depositum u; s.w., der wirth- 
schaftliche Zweck auch in der juristischen Begrififsform sichtbar ward 
nnd die erst dadurch aus der Masse der im Allgemeinen unverbind- 
lichen, wenigstens klaglosen Vereinbarungen (pacta) herausgehoben 
wurden, — und solchen Obligationen, die man „abstracte" nennt, 
weil sie von dem besonderen Schuldgrund (der causa) abstrahirten 
und ihre rechtliche Giltigkeit lediglich auf eine besondere Form Bezug 
nahm, weshalb sie auch als Formalcontracte bezeichnet werden. 

Dieser Art war die Stipulation und der Literalcontract. Wir 
haben bereits im I. Theil S. 22 die abstract bindende Kraft der 
Gutschriften in den sog. Codices accepti und expensi mit ihrer an 
den Giroverkehr erinnernden transcriptio a persona in personam er- 
wähnt. 

Während nun die früher herrschende gemeinrechtliche Doctrin 
und Praxis annahm, mit dem Wegfall jener besonderen Formen, 
des liiteralcontractes und der stipulatio, seien auch die ab- 
ßtracten Verträge selbst aus dem Rechtsleben verschwunden, sofern 
sie nicht etwa durch positive neue Formbildungen, wie im Wechsel- 
recht, wieder ersetzt seien, hat seit einigen Jahrzehnten die ent- 
gegengesetzte Anschauung die Oberhand gewonnen. Bahnbrechend 
in dieser Richtung war eine klassische Schrift von 0. Bahr: „Die 
Anerkennung als Verpflichtungsgrund". 

Grosse Unterstützung erhielt die hier versuchte rein romanistische 
Ausführung von einigen Germanisten, die es als deutsch-rechtlichen 

1) Gajus, III. 128—134. 
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Grandsatz verfochten, dass der Wille sich abstract, d. h. ohne jede 
Bezugnahme auf wirthschaftliche oder sociale Zwecke verpflichten 
könne, wie auch von mehr rechtsphilosophischen Doctrinären, die den 
allgemeinen Grundsatz vertraten: 

Pacta sunt servanda. 
Nun bin ich freilich mit Wächter -) und Thöl ^) der Ansicht, dass 
in der allgemeinen unbedenklichen Annahme dieses Princips eine 
nicht geringe Gefahr für jedes gesunde Kechtsleben liegt, allge- 
meii^e Zulässigkeit der abstracten formlosen Verpflichtung würde 
geradezu gleichbedeutend sein mit einer Decomposition aller festen 
Begriffsbildungen des Civilrechts, und ich werde noch im Laufe dieser 
Studie Gelegenheit haben, auf diese Bedenken näher einzugehen. Die 
heutige Praxis, vielleicht weil die Theorie gar zu bequem und ein- 
fach ist, ist sogar geneigt, allzu leichtfertig sich mit der in allgemeiner 
Fassung etwas saloppen Theorie einzulassen; unter Anderem erinnere 
ich mich aus meiner Praxis, dass im Anfang der 80 er Jahre ein 
Amtsgericht und Landgericht einen von einem Nicht-Kaufmann aus- 
gestellten sog. Bon, d. h. einen Zettel mit der Aufschrift: „Gut für 
20 M. N. N." als zureichenden, von materiellen Einreden freien, klag- 
baren Verpflichtungsschein anerkannte. Immerhin ist nicht zu be- 
streiten, dass der moderne Rechtsverkehr bestimmte Verpflichtungs- 
gründe abstracter Natur mit rechtlicher Giltigkeit gezeitigt hat. Thöl *) 
bezeichnet dieselben als Summenversprechen, indem er von der Voraus- 
setzung ausgeht, dass sie stets auf eine bestimmte Summe, auf ein certum 
gestellt sein müssen. Zweifellos gehört dazu aber auch der Kredit- 
eröffnungsvertrag, welcher klagbar ist ohne Bezugnahme auf das ihm 

1) Vergl. Witte, Die bindende Kraft des Willens im altdeutschen Obliga- 
tionenrecht (Zeitschrift f. Rechtswissenschaft. Bd. VI. S. 470 ff.). St ebbe, Zur 
Qeschichte des deutschen Yertragsrechts (Erit. Yierteljahrsschiift. VI. S. 330. 
378). So hm in Grünhuts Zeitschrift für das Becht der Gegenwart. I. 248. Buhl, 
Beiträge zur Lehre vom Anerkennungsvertrag. Schlossmann, Der Vertrag. 
S. 36. Siegel, Versprechen als Verpflichtungsgrund. Regelsberger (Ende- 
manns Handbuch. II). 

2) Pandekten II. § 184. 

3) Handelsrecht § 212. 

4) Handelsrecht § 52. 8. 212. Thöl selbst scheint allerdings den Kredit- 
eröfihungsvertrag nicht für eine abstracte Obligation zu halten. Er erwähnt als 
vermöge besonderen Rechtssatzes zugelassen nur: 1. das Wechsel versprechen, 
2. das kaufmännische Accept, 3. das Accept einer kauftnännischen Anweisung, 
4. den von einem Kaufmann ausgestellten Verpfiichtungsschein; und bemerkt: 
„Weitere Summenversprechen hat weder die W.-O. noch das H.-G.-B,'S aber ein 
besonderer Rechtssatz kann auch durch Gewohnheitsrecht entstehen. 
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unterliegende Verhältniss (Schnldgrund). Da nun der oflFene Kredit 
nicht auf eine bestimmte Summe gestellt zu sein braucht 0, so er- 
weist sich der Ausdruck „Summenversprechen" als unzulänglich, und 
wir müssen die Bezeichnung derartiger Verträge als abstracter 
Obligationen vorziehen. 

An eine Form sind solche abstracte Obligationen heutzutage in 
der Regel nicht gebunden, wofern solche nicht, wie beim Wechsel, 
durch positive Vorschrift eingeführt ist. So ist auch der Kredit- 
eröflFnungsvertrag an keine Form gebunden.'-) lieblich ist freilich 
bei ihm die Schriftform, als Bucheintragung „Gutschrift". 

Die Gutschrift beurkundet die vertragsmässige Feststellung des 
Ej-edits; und präsumtiv tritt die Perfection des Obligirungsgeschäfts 
erst mit dem Bucheintrag ein. Diese obligirende Bedeutung eines 
Bucheintrags ohne Angabe der causa ist in der Rechtsprechung 
schon sehr frühzeitig anerkannt.^) Von neueren deutschen Präju- 
dicien citire ich nur die Entscheidungen des R.-0.-H. L Nr. 47. 11. 
63. XII. 21. XIV. 83. XXIII. 56. Aber die Schrift allein ist, wie 
sie nicht unbedingt erforderlich ist, auch nicht ausrei- 
chend zur Perfection der Verpflichtung. Denn die blosse Unter- 
zeichnung eines Schriftstückes ist niemals eine wirksame Kundgebung 
des Willens nach aussen, sondern im rechtlichen Sinne ein interner 
Vorgang ; „sie hat nicht mehr Bedeutung, als ein auf einsamem Berge 
in die Luft gegebenes Versprechen."^) Erst die Entäusserung der 
Urkunde gestattet den Schluss, dass Urkundeninhalt und Willens- 
erklärung sich decken; das Rechtsgeschäft, ein zweiseitiger Akt, 
entsteht erst durch Begebung der Urkunde oder durch eine be- 
sondere Notification. Traditio facit loqui chartam. 

Von welcher praktischen Erheblichkeit diese Bemerkung ist, 
wird sich mehrfach im Folgenden zeigen. 

Der KrediteröflTnungsvertrag ist nun zwar an und flir sich ver- 
pflichtend, zu seiner Ausführung aber bedarf er doch noch 
bestimmter Rechtsgeschäfte, durch welche wirklich Ver- 
mögenswerth von dem Krediteröffner auf den Kredit- 



1) Yergl. Endemanns Handbuch. III. S. 930. 

2) Endemanns Handbuch, a. a. 0. 

3) Yergl. Endemann, Studien I. S. 240. N. 60. Hierher gehört der alte Satz: 
Promissio mercatoris cedit in locum solutionis. Angabe einer causa bedurfte 
diese tilgende promissio nicht. 

4) Vergl. Schnitze, Krit. Vierte^jahrsschrift. XVIII. 244. Endemanns Hand- 
buch, n. § 194. 

L. Eahlenbeck, Der Check. 6 
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nehmer übergeht and die Möglichkeit eintritt, dass 
auch ersterer wieder den letzteren debitire. Als solches 
ergänzendes, einen offenen Ereditverkehr unterhalten- 
des Rechtsgeschäft kann nun die Zahlung durch Checks 
dienen und in der That ist es nichts Ungewöhnliches, dass der 
Kreditnehmer vom Kreditgeber ermächtigt wird, über den offenen 
Kredit mittels Checks zu verfügen. 

§ 3. Ac^essorisclie und abstracte Nator des Checkvertrags. 

Wir sahen, däss es nicht möglich ist, den Checkvertrag dem 
Begriff des Bankdepots oder Darlehens unterzuordnen, dass er sich 
vielmehr auch dem Erediteröffnungsvertrag als Ergän- 
zung zugesellen kann. Die Frage ist daher nicht unmotivirt, 
ob denn der Check überhaupt einen Yertragsabschluss 
voraussetze und nicht vielmehr einen blossen Zahlungsmodus dar- 
stelle. So verneint unter Anderen Birnbaum^) die Nothwendigkeit 
eines voraufgehenden Vertrages; „das Yerhältniss zwischen Aussteller 
(des Checks) und Bankier,^' meint er, „setzt nicht noth wendig 
den Abschluss eines Vertrages voraus; es kann auch ohne 
besondere Vereinbarung durch die Art des Geschäftsverkehrs zwi- 
schen dem Aussteller und Bezogenen begründet werden." In der 
That sehen einige ausländische Oesetzgebungen von der Voraus- 
setzung eines zur Checkanweisung ermächtigenden Vertrages ab. 

Der Art 339 des am 1. Januar 1883 in Eraft getretenen italieni- 
schen Codice di commercio z. B. lautet: 

„Chiunque ha spmme in danaro disponibili presso un istitnto 
di credito o presso un commerciante pu6 dispome a fiavore proprio 
di un terzo mediante assegno bancario (check)." ^) 
Für Italien steht es hiemach positiv gesetzlich fest, dass 
es keiner vertragsmässigen Ermächtigung zur Checkaus- 
stellung bedarf. Auch das französische Checkgesetz vom 14. Juni 
1865^) erwähnt nur eine Provision pr6alable et disponible; und 
mit Bezugnahme hierauf meinen ausser dem citirten Birnbaum noch 
einige andere deutsche Juristen, der Check setze keinen Vertrag, 

1) Zeitschrift für d. ges. Handelsreclit. XXX. S. 7. 

2) „Jeder, der verfügbare Geldsummen bei einem Kreditinstitut oder Eaof- 
mami hat, kann darüber zu Gunsten seiner selbst oder eines Dritten verfügen 
mittels Bankanweisung (Checks)." 

3) Vergl. Anhang IL 2. Art. 2. 
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sondern nnr ein verftigbares ,,6 nt haben'' voraus. Allein die meisten 
französischen Juristen, so z. B. Lyon-Gaen (Les ch^ques, Paris 1882. 
1347 a. f.) halten doch wiederum eine Convention pr^alable für 
erforderlich und genügend: ,,on peut admettre, qu'il y a provision 
qnand le tirö a ouvert un credit au tireur et consenti a ce que 
celui-ci usät de ce credit au moyen de ch6ques." In der That hat 
Cohn (Endemann III. § 454. S. 1148) durchaus Recht, wenn er den 
Satz aufstellt: „^ein Check ohne Checkvertrag". 

Wenigstens fUr Deutschland und diejenigen Länder, welche 
nicht etwa, wie das eben citirte italienische, eine besondere positive 
Bestimmung dafür aufzuweisen haben, ist daran festzuhalten, „dass 
blosse Disponibilität einer Forderung wohl berechtigt, Zahlung zu 
verlangen, nicht aber noth wendig auch, Zahlung gegen Checks 
in zerstückelten Beträgen der disponiblen Summe zu iordern; denn 
es besteht für den Schuldner an sich keine Rechtspflicht zu Theil- 
zahlungen".2) 

Auch ist darauf hinzuweisen, dass der Begriff einer blossen Pro- 
vision pröalable et disponible, eines „Guthabens" jeglicher juristischen 
Bestimmtheit ermangelt. Gegen die citirte Aeusserung Birnbaums 
erwidert Cohn treffend: „Einer besonderen Vereinbarung bedarf 
es allerdings nicht, aber doch einer Vereinbarung, einer Willens- 
übereinstimmung, die aas der Art des Geschäftsverkehrs sich in 
der That ergeben kann." Es bleibt nur die Frage zu erledigen, wie 
dieser die Voraussetzung des wirklichen Checks bildende Vertrag 
juristisch zu qualificiren ist. Aus § 1 und 2 dieses Kapitels erhellt, 
dass es nicht zulässig ist, ihn als blosse Unterart, sei es des Depo- 
sitengeschäfts, sei es des offenen Kredits, aufzufassen.^) Allerdings 
bat der Checkvertrag, wie das Zahlungsgeschäft überhaupt, nur eine 
accessorische Natur. Eine Zahlung setzt immer irgend ein anderes 
Kechtsgeschäft voraus, sei es nun als Ursache oder als Zweck, sei 
es, dass sie als „solntorische" Zahlung einen anderen Schuldgrund 
erfüllt, sei es, dass sie als „obligatorische" Zahlung einen anderen 
Schuldgrund begründet. Eine von jeder Beziehung zu irgend 



1) Abgesehen von den Reichslanden, wo das französische Gheckgesetz gilt. 

2) Cohn, a. a. 0. S. 1148. 

3) Kapp (Zeitschrift für d. ges. Handelsrecht. XXX. N. 156 ff.) meint ihn als 
Kassenyerwaltüngsgeschäft bezeichnen zu können, der Bankier übernehme 
die Yerpflichtung zur Kassenbewahnmg und Eassenführung, der Vertrag setze 
sich juristisch aus Darlehen und Mandat zusanunen. Die Unrichtigkeit dieser 
Auffassung ergibt unser § 2. 

6* 
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welcher causa abgelöste Zahlung ist undenkbar; das Kausalitätsprincip 
beherrscht eben das wirthschaftliche nnd das Rechtsleben nicht min- 
der, wie die gesammte physische Welt. Gleichwohl ist die Zahlung 
kein blosses Factum, auch keine bloss einseitige Kechtshandlung, 
sondern ein zweiseitiges Rechtsgeschäft, ein Vertrag. Aber sie ist 
eben ein ab str acter Vertrag, welcher sich an die verschiedenartig- 
sten individuellen, oder auch, wie der KrediteröflFnungsvertrag, selbst 
wiederum abstracten Rechtsgeschäfte anschliessen kann. Der Gheck- 
vertrag ist ein besonders qualificirtes Zahlungsgeschäft. Gohn 
(Zeitschrift flir vergL Rechtswissensch. III. S. 81) versucht ihn als 
„einen eigenthümlichen Vollmach tsvertrag" zu construiren, „als 
Vollmachtgeber erscheint der Bankier, er ermächtigt den Kun- 
den, Zahlungsanweisungen, und zwar nach Massgabe besonderer In- 
struction auszugeben, welche den Bankier insoweit zur Einlösung 
verpflichten". 

Ich halte auch diese Definition für bedenklich. Eine Vollmacht 
ist eine nach aussen (bestimmten Dritten gegenüber) hervortre- 
tende (unter Umständen auch ad incertam personam adressirte) Er- 
mächtigung, sie braucht allerdings nicht in einer besonderen Urkunde 
verkörpert zu sein, sie kann auch in bloss mündlichen Erklärungen, 
ja selbst gesetzlich in gewissen Umständen (vgl. Art. 50 des H.-G.-B.) 
befunden werden. Allein immer ist sie eine ErklBrnng, durch 
welche der Bevollmächtigte berechtigt wird, den Voll- 
machtgeber dritten Personen gegenüber rechtlich zu ver- 
pflichten. Worin soll diese Erklärung bei Eingehung des Gheck- 
^ertrags gesucht werden, — etwa in der Aushändigung der Gheck- 
formuläre oder des Passbuchs? Die Gheckformulare gewinnen doch 
erst juristische Bedeutung durch die Unterschrift des Kunden, durch 
letztere allerdings werden sie, wie wir später genauer feststellen 
werden, Vollmächten, aber nicht Vollmachten des Bankiers, son- 
dern des Kunden. Das Passbuch oder die Gutschrift in demselben 
ist an sich nichts Anderes, als ein Anerkennungsvertrag zwischen 
Bankier und Kunden, ein internes Rechtsgeschäft, keine Erklärung 
ad incertam personam. 

Wir begnügen uns besser damit, den Gheckvertrag zu bezeichnen 
als einen Vertrag, inhaltlich dessen sich der eine Gontrahent 
(der Bankier) verpflichtet, in Gheckanweisungen ertheilte 
Zahlungsaufträge des Anderen bei Sicht zu erfülleiiJ) 

1) Vom gemeinrechtlichen Mandat unterscheidet sich dieser Vertrag, jden 
man sonst als generelles Zahlungsmandat zu bezeichnen geneigt sein köi^te, 
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Bis zu welcher Höhe, bezw. in welchen Theilbeträgen, hängt yon 
dqr besonderen Vereinbarung ab. Meistens wird ein Maximnm der 
Summe, zuweilen auch ein Minimum und Maximum der Theilbeträge 
vereinbart sein, welches von dem unterliegenden Schuldgrunde, Depot 
oder offenem Kredit abhängt; nicht selten kommt auch die Verein- 
baning vor, dass das Maximum um eine bestimmte Summe hinter der 
4em Gheckyertrage zu Grunde liegenden Schuldsumme zurflckbleiben 
mflsseO; es kann aber auch die Befugniss eingeräumt sein, jenen 
Betrag um eine gewisse Summe zu überschreiten. 

Dieser Vertrag, der sich irgend einem beliebigen unterliegenden, 
auch selbst wieder abstracten Obligationsverhältniss (z. B. dem Kredit- 
eröffiiungsy ertrag) anschliessen kann, ist als abstracter, juristisch von 
seiner causa abgelöster Vertrag im Sinne des oben S. 79. 80 Gesagten an- 
zuerkennen. Es bedarf zur Substantiirung einer Klage aus ihm nur des 
Nachweises der so oder so modificirten Zahlungsvereinbarung, wie sie 
in der Regel im Checkbuch und Quittungsbnch beurkundet sein wird. 
Selbstyerständlich ist damit nicht ausgeschlossen, dass er unter Be- 
zugnahme auf die zu Grunde liegende causa (das unterliegende be- 
sondere Verhältniss) oder auch wegen Betrugs, Irrthums, ungerecht- 
fertigter Bereicherung u. s.' w. angefochten werden kann, üeber diese 
abstracte Natur der Bucheinträge haben wir uns in § 2. S. 81 hin- 
reichend geäussert; es ist selbstverständlich, dass sie als rechtlich 
relevante Eintragungen (und zwar bezüglich jenes einzelnen 
Postens) vom Bankier oder seinem legitimirten Vertreter unterzeichnet 
werden; wenngleich die Unterschrift ebenso wenig wie die Schrift- 
form überhaupt ein Essentiale des Anerkennungsvertrags ist, so ist sie 
doch ein Essentiale der Beurkundung. Eine schriftliche Quittung 
ohne Unterschrift des Quittirenden ist keine schriftliche Quittung. 
Eine (schriftliche) Anweisung ohne Unterschrift des Anweisenden 
keine (schriftliche) Anweisung. 

§ 4. Debetfolien des Eontogegenbnchs, rechtliche Irreleranz 

derselben. 

In der Kegel enthalten die im Gheckverkehr üblichen Konto- 
gegenbücher (Passbücher) auch Debetseiten, auf welchen der Check- 



wesentlich dadurch, dass der Mandatar das Mandat nicht einseitig aufkündigen 
darf. L. 22. § 11. D. mandati. 

1) Verpflichtung, beim Depot eine unangreifbare Reserve („a good balance") 
zu halten. Vergl. Cohn, a. a. 0. N. 78. 
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knnde selbst die von ihm durch Checks gemachten Abhebungen 
notirt. Haben auch diese Eintragungen rechtliche Relevanz, sind 
auch sie als den Ereditirungen gleichwerthige abstracte Entlastungen 
(Quittungen), d. h. als Anerkenntnisse, als abstracte Debitirungen des 
Kunden aufzufassen? 

Wenn ich überhaupt diese Frage aufwerfe, so ftihle ich mich 
dazu durch einen praktischen Fall angeregt, in welchem ihre Be- 
jahung (!) verhängnissvoll zu werden drohte. Dem Fall lag, soweit 
er hier zunächst interessirt, folgender Thatbestand zu Grunde: 

Der Kaufmann Eduard Esch zu Osnabrück hatte sich bei der 
Osnabrücker Bank ein Gheckkonto eröffnet, darauf das übliche Konto- 
gegenbuch, sowie das die Anweisungsformulare enthaltende Check- 
buch erhalten und stand nunmehr in einem Checkverkehr, den er 
einerseits durch Abhebungen mittels Checks, andererseits durch 
Baareinzahlungen zur Balancirung seines Guthabens aufrecht hielt. 
Am 16. November 1885 präsentirte nun ein Lehrling, den Esch eben 
entlassen hatte, bei der Osnabrücker Bank einen mit gefälschter 
Namensunterschrift desselben versehenen, auf die Summe von 550 M. 
ausgefüllten Check und erhielt denselben bezahlt. Der betreffende 
Lehrling hatte unmittelbar nach seiner Entlassung dem Kaufmann Esch 
das Checkformularbuch in Gemeinschaft mit einem Helfershelfer ent- 
wendet und die Unterschrift des Prinzipals nachgemacht. Die Fälscher 
«vandten die so gehobene Summe bei einem Fluchtversuche auf. Erst 
einige Tage nach dieser Abhebung wurde dieselbe vom Checkkunden 
auf der Bank in Erfahrung gebracht und ihre Rechtswidrigkeit con- 
statirt. Der Direktor der Bank sah es nun als selbstverständlich an, 
dass Esch den Verlust tragen müsse, und hielt an seiner Debitirung 
bezüglich der von den Fälschern gehobenen 550 M. fest. Esch gab 
hierauf gar keine Erklärung ab, notirte aber, zu Haus angekommen, 
in der Meinung, dass der Bankdirektor wohl Becht haben möge, die 
550 M. auf der Debetseite des Kontobuchs. Das Kontobuch wurde 
darauf der Bank wiederholt gelegentlich neuer Einzahlungen zwecks 
Erhöhung des Guthabens und Kreditirung desselben vorgelegt. Erst 
nach Verlauf von ca. 14 Tagen holte Esch, inzwischen über die Recht- 
mässigkeit seiner Debitirung mit den fälschlich gehobenen 550 M. 
zweifelhaft geworden, sich ein Gutachten von dem Verfasser dieser 
Schrift, seinem damaligen Anwalt, ein, und dieses fiel dahin ans, 
dass ihm die 550 M. mit Unrecht zur Last geschrieben seien. Auf 
die Gründe desselben werden wir später, wenn uns die Frage nach 
der rechtlichen Natur des Checks auf den wichtigsten Streitpunkt des 
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Kechtsfalls führt, zurückkommen (vgl. Anhang III, 3). Das Gutachten 
veranlasste ihn, auf Anerkennung der 550 M. als Bestandtheil seines 
Guthabens gegen die Bank Klage zu erheben (Anhang III, 1). 

Letztere machte nun gegenüber dieser Klage in erster Linie den 
Einwand geltend, dass Esch selber durch die von ihm geschehene 
Notirung der 550 M. auf der Debetseite des Kontobuchs, nachdem 
ihm seitens des Bankdirektors erklärt sei, er müsse den Verlust 
tragen, ein bindendes Anerkenntniss dieser Belastung abgelegt habe, 
„bezw." dadurch „in Verbindung mit den nach dieser Eintragung ge- 
schehenen wiederholten Einreichungen des Kontobuchs bei der Be- 
klagten und durch Fortsetzung des Checkverkehrs die auf seinen 
Namen geschehene Abhebung genehmigt habe". Man vgl. die 
Klagbeantwortung im Anhang III, 2. 

Die Anwälte der Bank gingen sogar so weit, die Thatsache, 
dass Esch, nachdem er über seine NichtVerpflichtung zur Notirung 
der 550 M. aufgeklärt worden war, diesen Posten wieder aus der 
Debetseite gestrichen hatte, als eine Urkundenfälschung qualifi- 
ciren zu wollen (s. Anhang III, 2). 

Das erstinstanzliche Gericht, die Givilkammer I des königl. Land- 
gerichts zu Osnabrück, erkannte auf Abweisung der Klage, indem 
es sich den Ausführungen der Beklagten anschloss, dass der Kläger 
4ie Belastung seines Kontos mit dem streitigen Posten durch die 
Eintragung auf der Debetseite des Kontobuchs „geneh- 
migt" habe. Man sehe die Entscheidungsgründe des Urtheils im 
Anhang III, 4. 

Für Jeden, der einigermassen aus dem I. Theil. unserer Studie 
sich mit dem Zweck und Wesen unseres Instituts vertraut gemacht, 
oder der selber einen praktischen Verkehr mit derartigen Depositen- 
verhältnissen hat, dürfte es auf der Hand liegen, dass in diesem 
Urtheil die Bedeutung des Kontogegenbuchs flir diesen Verkehr völlig 
verkannt ward. Das Passbuch dient lediglich flir den Checkkunden 
und enthält nur für diesen auf seiner Kreditseite rechtlich rele- 
vante einseitige Anerkenntnisse (Quittungsgutschriften) der Bank. 
Diese Eintragungen bedürfen daher auch, wie wir zum Schluss ihrer 
Besprechung ausdrücklich hervorhoben, wie jegliche rechtlich bin- 
dende Verpflichtung, der Unterschrift des Verpflichteten. Oben 
S. 85. § 3. i. f. Dagegen dient die Debetseite lediglich zur Rechnungs- 
kontrolle des Kunden. Derselbe kann diese ganz unterlassen oder, 
wenn er will, auf andere Art führen, behält er doch z. B. die sog. Souche, 
d. h. den numerirten Rand jeder Gheckanweisung, in seinem Check- 
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formnlarheft für jeden begebenen Check zurück; notirt er sich also 
nur auf diesen Souchen Datum und Summe der begebenen An- 
weisung, so hat er dieselben Bechnungskontrollen, die er jeder Zeit, 
wenn es ihm beliebt; zur Nachrechnung seines Saldo zusammeu- 
addiren kann. Der Verfasser z. B., der ebenfalls sein Checkkonto 
führt, hat sich in der Regel hiermit begnügt und ist, wenn er dann 
ans diesen Souchen gelegentlich mit einem Bleistift die Summen auf 
die Debetseite seines Eontogegenbuchs zwecks Addition und Ziehung 
seiner Bilanz übertrug, ungeachtet seines juristischen Interesses für 
den Checkverkehr im Allgemeinen, dabei nie auf den Gedanken ge- 
kommen, rechtliche, abstract verpflichtende Debitirungen gegenüber 
der Bank zu vollziehen. Vergl. auch S. 81, Abs. 3 oben! Ich glaube, 
dass jeder Laie, der sich gleichen Verfahrens bewusst ist, mir darin 
beistimmen wird. Auch hatte dieselbe Bank selbst die Unterlassung 
dieser Eintragungen auf der Debetseite niemals monirt; hatte sie 
doch ihrerseits die, gegen Zahlung oder Umschreibung an sie aus- 
gelieferten, unterschriebenen Checks als ausreichende und — 
für den Fall der Echtheit der Unterschrift — gültige Belege und 
Anerkenntnisse (Quittungen) im Besitz, um sich für die spätere Ab- 
rechnung zu salviren. 

Die Anschauung des Landgerichts Osnabrück ging also in der 
Uebertreibung der sog. abstracten Anerkennungen als Verpflichtungs- 
grund so weit, sogar nichtunterschriebene einseitige Notizen 
als solche zuzulassen ; — welche Bedenken durch eine solche Kechts- 
anschauung für den Verkehr erwachsen würden, das bedarf kaum 
einer Ausführung. 

Das Urtheil II. Instanz, welches übrigens auch die eingelegte 
Berufung aus einem anderen, später zu erörternden Grunde verwarf 
und die Klage abwies, hat denn auch diese Begründung wenig- 
stens mit Recht verworfen. Es sagt: „Da hier von einer Genehmigung 
im Sinne von Ratihabition nicht die Rede sein kann, so laufen die 
Gründe des Landgerichts darauf hinaus, dass der Kläger d^n frag- 
lichen Posten als einen ihn belastenden anerkannt habe. Es unter- 
liegt keinem Zweifel, dass in dieser Beziehung nicht eine bloss that- 
sächliche*) (?), sondern nur eine vertragsmässige Anerkennung von 
Bedeutung sein würde. Eine Anerkennung der letzteren Art liegt 
aber nicht vor. Den Eintragungen auf der Debetseite des 
Kontobuchs abseiten des Klägers wohnte eine rechtsbegrttn- 

1) Sollte wohl richtiger heissen „eine bloss einseitige" Notirung, die keine 
^auch bloss „thatsächliche" Anerkennung ist. 
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dende Kraft an sieb nicht inne. Die genannte Seite diente 
Tielmehr lediglich dem Zwecke, dem Kläger, falls er davon Ge- 
branch machen wollte, die Kontrolle über die Höhe seiner 
Forderung an Beklagten zu erleichtern. Da nnn Kläger 
nicht verpflichtet war, auf die mündliche Erklärung des beklagtischen 
Direktors, Kläger habe den entstandenen Schaden zu tragen, zu er- 
widern, so könnte in der fraglichen Eintragung in Verbindung mit 
der Vorlegung des Kontobuchs eine vertragsmässige Anerkennung 
höchstens dann erblickt werden, wenn das Kontobuch der Beklagten 
zum Zwecke der Kenntnissnahme von der Eintragung vorgelegt wäre. 
Solches ist aber nicht geschehen, vielmehr ist die Vorlegung nur 
znm Zwecke der Quittung von Einlagen auf der Kreditseite 
erfolgt, und in diesem Falle konnte Beklagte, falls sie die Eintragung 
der 550 M. auf der Debetseite bemerkte, darin nur den unverbind- 
lichen Ausdruck der Meinung des Klägers, den Schaden selber 
tragen zu müssen, erblicken." Vgl. Anhang IIl, 5. 

Dass demnach den Eintragungen des Gheckkunden auf der Debet- 
seite seines Kontobuchs an sich — abgesehen etwa von irgend welcher 
rein factischen Beweisqualität — keinerlei rechtliche Be- 
deutung zukommt, dürfte evident sein. 

§ 5. Eigenthnm des Eontogegenbnehs. 

Eine zweite in dem eben referirten Checkprozess zur Entscheidung 
gebrachte Frage ist diejenige des Eigenthums am Kontogegen- 
bnch; — steht dieses Buch im Eigenthum des Kunden oder der Bank ? 
Die Osnabrücker Bank hatte das Kontogegenbuch des Kaufmanns 
Esch, sobald sie erfuhr, dass derselbe nicht mehr der Meinung sei, 
die von den Fälschern gehobenen 550 M. zu debitiren, und daher den 
streitigen Posten auf der Debetseite gestrichen hatte, gelegentlich 
einer von ihm zwecks Gutschrift einer neuen Einzahlung veranlassten 
Präsentirung einseitig zurückbehalten und weigerte sich, unter dem 
Vorwande, sich nur auf diese Weise vor „nachtheiligen Fälschungen 
abseiten des Kunden" sichern zu können, dasselbe wieder heraus- 
zugeben. Esch vereinigte daher mit seiner Klage auf Anerkennung 
des streitigen Postens im Gheckkonto einen Antrag auf Herausgabe 
des Kontogegenbuchs. Die Anwälte der Bank vertraten die Rechts- 
ansicht, dass das Eigenthum der Kontogegenbücher, welche von dem 
Bankier selbst bei Eröffnung des Kontos dem Kunden geliefert zu 
werden pflegen, beim Bankier bleibe ; der Wille, Eigenthum an den- 
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selben zu übertragen, liege bei diesen Traditionen nicht vor, die 
Gheckknnden haben dieselben nicht nnr bei jeder Einzahlung, son- 
dern auch zu den jährlichen Abschlüssen der Gheckkonten vorzu- 
legen und müssen sie bei Beendigung des Gheckverkehrs oder auf 
sonstiges Abfordern wieder abliefern; sie erboten sich, diese Rechts - 
behauptung durch Zeugniss des Bankkassendieners zu beweisen (!); 
eventuell werde wegen der durch Wegstreichen der angeblich debi- 
tirten Summe auf der Debetseite abseiten des Kunden manifestirten 
Gefahr der „Urkundenfälschung^' dem Anspruch desselben auf Heraus- 
gabe die exceptio doli opponirt 

Diese Rechtsansicht der Bank ist nun freilich von beiden In- 
stanzen gleichmässig verworfen und insoweit der Klage stattgegeben 
worden. 

Das erstinstanzliche Urtheil gab in dieser Richtung folgende Be- 
gründung: „Das dem Kläger von der Beklagten übergebene Konto- 
bucTi sollte im Wesentlichen dem Zwecke dienen, die Quittungen für 
die im Laufe des Gheckverkehrs gemachten Einzahlungen aufzu- 
nehmen. Diesem Zwecke hat es auch, wie sein eine fortlaufende 
Reihe von Quittungen ausweisender Inhalt ergibt, gedient. Wie aber 
alle Quittungen in das Eigenthum des Quittüngsempfängers übergehen, 
so musste auch das Kontobuch, wenn anders es seinen Zweck er- 
füllen sollte, in das Eigenthum des Klägers übergehen. Wenn es 
zutreffend wäre, was die Beklagte ausführt, dass sie ein Recht habe, 
jeder Zeit und besonders bei Beendigung des Gheckverkehrs die Konto- 
bücher von ihren Kunden einzufordern, so würden hierdurch die 
Quittungen den Kunden entzogen, mithin diese jeglichen Zahlungs- 
nachweises beraubt. Es kann daher bei Uebergabe der Kontobücher 
nichts Anderes beabsichtigt sein, als den Empfänger zum Eigen- 
thümer des Buches zu machen und ihn dadurch in den Stand zu 
setzen, jeder Zeit über die von ihm eingezahlten Summen den Qnit- 
tungsnachweis zu führen. Ein Anderes würde auch durch Vernehmung 
der beklagtischen Zeugen über das von der Beklagten hinsichtlich 
der Kontobücher bisher geübte Verfahren nicht festgestellt werden 
können. Ein Recht auf die Vorenthaltung des klägerischen Konto- 
buchs kann sich die Beklagte sonach mit Erfolg nicht beilegen. Denn 
auch die exceptio doli, welche sie dem klägerischen Anspruch ferner 
entgegensetzt, ist völlig unbegründet. Wenn Kläger thatsächlich in 
dem Kontobuch eine Fälschung vorgenommen hätte, so könnte doch 
ein solches Verfahren einen eigenmächtigen Eingriff der Beklagten 
in klägerisches Eigenthum um so weniger rechtfertigen, als ihre an- 
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gebliehe Besorgniss vor weiteren Missbränchen mit dem gedachten 
Buche hier keineswegs begründet war/' Vergl. Anhang III, 4. 

Das Urtheii der Bernfangsinstanz bestätigte diese Rechtsanffassung 
und fügte hinzu : ,, Wenn das Kontobuch auch eine gemeinschaftliche 
Urkunde im Sinne des § 387 N. 2 der Giyilprozessordnung sein mag, 
so berechtigt dies die Beklagte gegebenen Falls wohl zu dem Ver- 
langen auf Vorlegung desselben , ändert aber in den Eigenthums- 
Terbältnissen Nichts." Vergl. Anhang III, 5. 

Mir scheint indessen diese sachenrechtliche Frage keineswegs so 
einfach zu sein, wie sie in den beiden angefahrten Urtheilen behandelt 
wird. Dieselben begnügen sich, den Eigenthumsübergang an den frag- 
lichen Büchern in einem bei der Uebergabe aus dem Zweck derselben 
za entnehmenden, aufEigenthumsübertragung gerichteten Traditions- 
willen zu begründen. Abgesehen aber von der Frage, ob nicht 
neben diesem abstracten Willen eine justa causa zu fordern sein 
würde, scheint es mir bedenklich, den Eigenthumsübergang auf ein 
so individuelles und unsicheres subjektives Moment zu gründen. Wie, 
wenn es dem Hingeber des Kontobuches gelingt, vollen Beweis dafür 
anzutreten, dass er ungeachtet aller entgegenstehenden Motive des 
Verkehrs, ungeachtet des Zwecks der Quittungen, bezw. diese ent- 
haltenden Kontobücher diesen dinglichen Recbtseffect nicht beab- 
sichtigt habe, dass ihm der animus dominii transferendi gefehlt habe? 
Angenscheinlich wird hier ein allgemeiner Verkehrswille über 
den abweichenden Individualwillen gesetzt. Ein positiv gesetzlicher 
Anhalt für den Eigenthumsübergang von Briefen, Quittungen, Voll- 
machten u. s.w. an den Adressaten, Schuldner u. s. w. lässt sich weder 
im römischen Recht, noch im Handelsrecht finden. In Wahrheit wird 
die sachenrechtliche Willensbestimmung der Contrahenten bei der- 
artigen zur Erledigung von obligatorischen Beziehungen vorkommenden 
Traditionen durchaus unaujsgeprägt sein, im entscheidenden Moment 
der Tradition wird sich weder der Tradent noch der Empfänger über 
die dingliche Wirkung, über den Bechtseffect bezüglich der sachen- 
rechtlichen Seite eine Vorstellung machen. Man kann also hier weder 
einen Eigenthumserwerb ex consensu noch ex lege construiren. Den- 
noch halte ich die Entscheidung für sachlich durchaus richtig, sie 
stimmt auch durchaus mit der herrschenden theoretischen Ansicht in 
allen analogen Verhältnissen überein. Man vergl. z. B. Thöl, Handels- 
recht § 226. 223 (Eigenthum bei Papieren auf Inhabern). Aber auch 
bei den Theoretikern finde ich nirgends eine klare Begründung des 
Princips. Meines Eracbtens haben wir es hier mit einem aus „der 
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Natur der Sache'' geschöpften Kechtssatz zu thun; und es ist lediglieh 
eine gewisse Blödigkeit unserer am autoritär-positiven Recht klebenden 
Jurisprudenz, wenn sie sich scheut, dies anzuerkennen; es bestätigt 
meine Bemerkung auf S. 73 oben. Der Kechtssatz ist rein aus der 
Verkehrspsychologie entnommen. „Die Wissenschaft," schreibt Thöl, 
Handelsrecht § 15, „findet Rechtssätze aus factischen Grundlagen, 
aus der Natur der Sache, der Verhältnisse, der Institute, des 
Thatbestandes, also aus dem Factischen. Aus diesem folgt ein Rechts- 
satz zuweilen mit Nothwendigkeit. Zu diesem Factischen gehört 
insbesondere der Wille und der Zweck und das Verfahren der 
Contrahenten bei einem Vertrag, überhaupt der Interessenten bei 
einem Rechtsgeschäft. Nicht der besondere Wille (Zweck, Ver- 
fahren) Einzelner, sondern der allgemeine Wille der Gesammtheit, 
der eben das ausmacht, was, wie man es ausdrückt, die Natur der 
Sache, das Wesen der Verhältnisse mit sich bringt." 

Nur wenn wir diese Rechtsquelle anerkennen, brauchen wir auch 
bei der Gonstruction eines zur Zeit der positiv gesetzlichen Regelung 
noch entbehrenden Verkehrsinstituts, wie es für Deutschland das 
Checkwesen ist, nicht in Verlegenheit zu gerathen. Wir werden da- 
her noch häufig auf diese unseres Erachtens vornehmste aller Rechts- 
quellen uns zu berufen kein Bedenken tragen. 

§ 6. Der Checkvertrag ein Bankgeschäft. 

Dem Wesen des Checkverkehrs entspricht es , wie der I. Theil 
unserer Stadie klargestellt haben dürfte, dass der Checkvertrag in der 
Regel mit einem Bankier abgeschlossen wird. Das englische Recht 
hat daher auch dieses Erforderniss in seine Legaldefinition der Checks 
aufgenommen. A cheque is a bill of exchange drawn onabanker 
payable on demand (art. 254, act. 1882). Anhang II, 1. Auch der Para- 
graph des zu Eingang citirten deutschen Stempelgesetzes hat dieses 
Requisit in seine Definition aufgenommen. Es versteht sich aber wohl 
von selbst, dass der Begriff des Bankiers nicht von dem äusserlichen 
Umstände der Namensführung abhängig zu machen ist; derselbe ist 
ebenso wie der Begriff des Kaufmanns mit dem thatsächlichen Re- 
quisit des gewerbsmässigen Betriebes gewisser Grundgeschäfte ge- 
geben, welche Thöl in § 28 seines Handelsrechts unter 10 Nummern 
aufgezählt hat. ^) Der gewerbsmässige Betrieb (einiger oder auch nur 

1) 1. Umsatz von Geld: a) Geldwechsel, b) Depositengesch&ft, c) Dar- 
lehensgeschäft (Lombard- und Hypothekengeschäft), d) Emissionsgeschäft (Noten-, 
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eines) dieser Geschäfte muss genügen, nm den Betreiber als Bankier 
im Bechtssinne erscheinen zu lassen ; — so betreiben z. B. in Frank- 
reich die Notare , insofern sie Gelder in Depot nehmen nnd Check- 
kontos dafllr eröffnen, zweifellos ein Bankiergewerbe. 

Wie aber, wenn der abnorme Fall vorkommen sollte, dass ein 
Nichtbankier in einem einzelnen Fall mit einem anderen das von 
nns charakterisirte Zahlgeschäft abschlösse und einer einzelnen Per- 
son ein Checkkonto eröffnete ? Die rein dispositive Natur des Civil- 
rechts kann es ihm nicht verwehren. Ob es dem Checkkunden ge- 
lingt, derartige auf einen Nichtbanker angewiesene Checks in Ver- 
kehr zu bringen, ist eine juristisch unerhebliche Frage. Würden wir 
auch dieses Geschäft als einen Checkvertrag zfi beurtheilen haben? 
Ich antworte: Wir würden es nach ganz denselben Voraussetzungen 
insoweit zu beurtheilen haben, als im einzelnen Fall anzunehmen sein 
würde (nach Massgabe der concreten Verabredungen) , dass die Par- 
teien die für den gewerbsmässigen Checkverkehr geltenden Normen 
auch für ihr im einzelnen Fall nicht gewerbsmässiges Geschäft haben 
gelten lassen wollen und können. Dagegen würde ein eigentlicher 
Checkvertrag nicht anzunehmen sein. Gewisse später noch näher zu 
behandelnde gerade aus der Eaufmannsnatur des Bankiers sich er- 
gebende Rechtseffecte des gewöhnlichen Checkverkehrs würden, falls 
ein solcher Vertrag unter zwei blossen Privatiers einmal vorkäme, 
nicht eintreten. Würde der Aussteller des Checkguthabens ein Kauf- 
mann sein, so würden sich freilich kaum irgend welche Differenzen 
vom normalen Cbeckverkehr ergeben; es würde Art. 273 u. 274 des 
deutschen Handelsgesetzbuchs in Betracht kommen. Wir hätten in 
diesem Fall ein vereinzeltes, gewissermassen verirrtes Gewerbshandels- 
geschäft, das möglicher Weise bei dem betreffenden Kaufmann den 
Anfang eines Bankiergewerbes bilden soll. 

Jedenfalls ist so viel anzuerkennen, dass die gewöhnlichsten Grund- 
geschäfte des Checkverkehrs, das Bankdepot und der Krediteröff- 
nungsvertrag, zwar keine absoluten, wohl aber relative Handels- 
geschäfte im Sinne des Art. 272, Abs. 2 des H.-G.-B. sind. Es kommen 

Zettelbank), Kontokorrentgeschäft. 2. Umsatz Yon Gold und Silber in 
Barren. 3. Umsatz von Ereditpapieren (Wechsel, Zinskoupons, Dividen- 
denscheine), Diskontogeschäft. 4. Kommissionsgeschäft. 5. Agentur- 
geschäft. 6. Incassogeschäft. 7. Zahlgeschäft. (Zu 6 u. 7 gehört das 
Girogeschäft.) 8. Delcrederegeschäft. 9. Wechselgeschäft (Geben 
und Nehmen von Wechseln). 10. Eigentliche Deposita (Hinterlegungs- 
geschäft). 

1) Siehe Kap. V, § 2, unten i. f. 
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deshalb alle auf diese bezflgliehen Bestmunmigeii des Handekrechts 
zor Ad Wendung, d. h. alle diejenigen, welehe nieht ein beider- 
seitiges Handelsgeschäft nnter Kanflenten Toranssetzen. Letztere 
kommen nnr dann znr Anwendung, wenn zafiUlig aneh der Check- 
knnde Kanfinann ist 

f 7. Der Cheekrertrag b^rftndet ein Kontokorrent- 
Terhiltnlss. 

Diese einseitige Haadelsqnalität des Cheekyertrags ist auch für 
seine im Folgenden weiter zn bestimmende Natnr nicht ohne Belang. 
Der Checkyertimg nämlich begrfindet regelmässig aach ein sog. 
KoDtokorrentyerhältniss.O Der Zweck des Bechtsgeschäfts 
erfordert, dass die Contrahenten ansdrtteklich oder stUlschweigend 
dahin ttbereinkommen, „dass die Leistungen und Forderungen auf 
jeder Seite als ein Ganzes behandelt und die resultirenden Sunmien 
zur Ermittlung der Differenz yerglichen werden sollen, welche letztere, 
als Saldo, entweder yon dem Schuldner zu berichtigen oder in dessen 
Debet der neuen Bechnungsperiode als erster Schuldposten yorzn- 
tragen ist'^ „Demgemäss gehen die einzelnen Bechnungsposten in den 
Abschlusssummen des Credit und Debet und mit diesem in dem Saldo 
auf." Vgl. Entsch. des Beichs-Ober-Handelsgerichts. Bd. 2. S. 138. 
Auch dies wird durch die Natur der Sache erfordert, es ist des- 
halb nicht nöthig, dass diese Folgen der gegenseitigen Ereditgebung 
den Contrahenten bei Eingehung des Cheekyertrags zum Bewusstsein 
' gekommen sind. Ein solches Eontokorrentyerhältniss kann zweifellos 
auch zwischen Kaufmann und Nichtkaufinann bestehen. So auch 
B.-0.H.-6. Entsch. Bd. 4. S. 140—145. Nur kommen flir diesen Fall 
die Bestimmungen des H.-6.-B. nicht in Betracht Ist zufällig der 
Checkkunde ein Kaufmann, so unterliegt der Vertrag dem Art. 291 
des H.-G.-B.: 

„Wenn ein Kaufoiann mit einem anderen Kaufinann in laufen- 
der Bechnung steht (Kontokorrent), so ist derjenige, welchem beim 
Bechnungsabschlusse ein Ueberschuss gebührt, yon dem ganzen 
Betrage desselben, wenngleich darunter Zinsen begriffen sind, seit 
dem Tage des Abschlusses, Zinsen zu fordern berechtigt. 

Der Bechnungsabschluss geschieht jährlich einmal, sofern nicht 
unter den Parteien ein Anderes bestimmt ist.'^ 



1) Das blosse Eontokorrentyerhältniss ist vom eigentlichen Eontokorrent- 
vertrage wohl zu unterscheiden. Vergl. T h ö 1 , §317. 
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Die abgesehen davon auch für das Kontokorrentverhältniss mit 
einem Nichtkaufmann in Theorie und Praxis anerkannten massgeben- 
den Rechtsfolgen sind im Wesentlichen folgende: 1. Die einzelnen 
Ereditposten können nicht vor dem Bechnnngsabschluss geltend ge- 
macht werden. 2. Die allmählich entstehenden Forderungen des 
Einen und Anderen stehen ungetilgt einander bis zum Rechnungs- 
abschluss gegentiber, so dass jeder Theil bis dahin Gläubiger der 
sämmtlichen Summen seines Credit und Schuldner der sämmtlichen 
Summen seines Debet ist. 3. Das Saldo gilt nicht als Resultat einer 
Reihe von Gompensationen oder theils Gompensationen , theils Zah- 
lungen, sondern der Addition der beiden Gesammtsummen auf der 
Credit- und Debetseite unter sich und der darnach erfolgenden Sub- 
traction der geringeren Abschlusssumme von der grösseren. Der als 
richtig anerkannte Saldo gibt einen abstracten Verpflichtungsgrund 
(Abrechnung). 

Indessen ist gegenüber dieser Anerkennung der Beweis eines 
Irrthums oder eines Betruges in der Rechnung nicht ausgeschlossen. 
Letzteres ist noch besonders handelsgesetzlich anerkannt durch Art. 
294 des H.-G.-B. Im Uebrigen vgl. man Thöl, Handelsrecht § 317. 



Kapitel III. 
Der Check als Anweisung. 

§ 1. Erfordernisse des Anwelsungsoheeks. 

Wenngleich der Checkvertrag, mag er sich auch in der Regel 
nicht anders als schriftlich vollziehen, an keine bestimmte Form gebun- 
den ist, möglicher Weise also mündlich oder durch blosse concludente 
Handlungen abgeschlossen werden kann, so ist doch der Check 
selbst, die auf Grund des Checkvertrags dem Bankier (d. h. dem 
Zahlungsmandatar) ertheilte Anweisung, nur in schriftlicher Form 
brauchbar und möglich. Eine mündliche Zahlungsanweisung würde 
kein Check sein.^) Dies liegt in der Natur der Sache, es wird er- 

1) Yergl. Gohn (Endemanns Handbuch) S. 1144. 

„Einen mündlichen Check gibt es so wenig als einen mündlichen Wechsel.^' 
Bills of Exchange Art. § 73, Abs. 2. 

Auch Kapp definirt nach N. 51 den Check als eine schriftliche An- 
weisung, sagt dann aber doch vor N. 199: „Im weiteren Sinne des Wortes ist 
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fordert durch den Zweck des Verkehrsinstituts; da der Check eine 
Anweisung auf Baarzahlung ist, welche die Geldcirkulation zwar 
nicht völlig ersetzen, aber für einen bestimmten oder unbestimmten 
Personenkreis sparen soll, die den Bankier (den Zahlungsmandatar) 
ermächtigen soll, dem Remittenten oder Ueberbringer den angewie- 
senen Betrag auszuzahlen, bedarf sie der schriftlichen Beurkun- 
dung. Ebenso ergibt sich aus der Natur der Sache der noth- 
wendige Inhalt der Urkunde, welche als Check gelten will. Der 
Check muss enthalten: 

1. Einen Zahlungsauftrag. Die Formel, in welche derselbe 
sich einkleidet, ist gleichgültig. „Zahlen Sie'' oder „N. N. 
wolle zahlen" oder ähnliche Wendungen können den Zah- 
lungsauftrag zum Ausdruck bringen.^) 

2. Die Unterschrift des nach dem Checkvertrag zur Aus- 
stellung Berechtigten, des Ausstellers. 

3. Die Bezeichnung des zur Einlösung vertragsmässig Ver- 
pflichteten, des Bezogenen. 

4. Die Angabe der zu zahlenden Geldsummen. 

Weitere Angaben sind nicht wesentlich. Unwesentlich ist ins- 
besondere die Bezeichnung der Anweisung selbst als Check, sog. 
Checkklausel. 2) Der Check ist kein formelles Gebilde, wie der 
Wechsel, bei welchem, damit sich der Aussteller, der Bezogene und 
Remittent der eigenthümlichen Natur der Urkunde bewusst werden, 
die Wechselklausel, wenigstens nach deutschem Recht, zum Essen- 
tiale erhoben ist. 

Nach gemeinem Recht ist auch ein Orts- und Zeitdatnm nicht 
wesentlich. 3) Der Check ist jedenfalls auch ohne solche brauchbar, 
und Thöl erklärt (Wechselrecht § 171) mit Recht dieses für den 
deutschen Wechsel gesetzlich eingeführte Requisit als willkürlich, es 
führe dahin, dass brauchbare Tratten ungültig seien, und zwinge, die 
Tratten auch für solche Wirkungen brauchbar zu machen, welche 

jeder beliebige mündliche oder schriftliche Zahlungsauftrag ... ein 
Check." (?) 

1) Auch die Quittungsform, von den Franzosen freilich als forme men- 
teuse bezeichnet. S. unten Eap. YII. 

2) Anderer Ansicht ist Kapp a. a. 0. , der den Check ganz nach Analogie 
der Tratte behandelt und 9 Formrequisite aufstellt; de lege lata zweifeUos un- 
begründetermassen, de lege ferenda kaum zu empfehlen. 

3) In einzelnen Ländern (in Holland, Frankreich, Belgien, Itsüüen und 
Schweiz) ist die Orts- und Zeitangabe zufolge positiver Gesetzesbestimmung 
essentiell. 
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gar nicht gewollt werden. Als normales Requisit dagegen darf an- 
genommen werden, dass der Check angibt, an wen gezahlt werden 
soll, sei es an eine bestimmte Person oder an deren Ordre oder an 
den Inhaber; essentiell ist jedoch auch diese Angabe nicht und, 
wenn sie fehlt, ist anzunehmen, dass dem Inhaber gezahlt werden 
80II. Dagegen erfordert die Natur, der Zweck des Checks, der eine 
statt der Baarzahlnng dienende Anweisung und „wirthschaftlich'' kein 
Ereditpapier sein soll, dass eine bestimmte Zahlungszeit nicht 
aogegeben sei. Der Check soll ja nur der Zahlung, nicht dem Kredit 
dienen. Freilich können wir gemeinrechtlich nicht behaupten, dass 
eine Zeitangabe, eine Zahlungsfrist für nicht geschrieben anzu- 
sehen ist, wenn dies auch de lega ferenda empfehlenswerth sein sollte. 
Jedenfalls aber ist eine auf Datum oder Frist gestellte Anweisung 
kein Check im wirthschaftlichen und juristischen Sinne und auch 
keiner im Sinne des deutschen Wechselstempelgesetzes vom 10. Juni 
1869. Vergl. oben S. 71. Er fällt lediglieh unter den allgemeinen 
Begriff der Zahlungsanweisung. i) 

Der Check kann aber auch in Quittungsform ausgestellt 
werden; diese Form kommt in Holland vielfach vor (Quittancie), 
nicht selten auch in Frankreich und Deutschland; so war der weisse 
Check der Reichsbank früher (vergl. I. S. 42) Quittungscheck. Der 
Sinn des Quittungschecks ist augenscheinlich der einer Zahlungs- 
anweisung, er ii^t eine in Erwartung der Zahlung ausgestellte 
Quittung. Nach Art. 296 des D. H.-6.-B. gilt „der Ueberbringer einer 
Quittung als ermächtigt, die Zahlung zu empfangen, sofern 
nicht dem Zahlenden bekannte Umstände der Annahme einer solchen 
Ermächtigung entgegenstehen". Weiteres s. Blap. VII unten. 



§ 2. Der Check als Zahlungsmandat. 
(Yerhaitnlss des Ausstellers zum Bezogenen.) 

Der Erfolg der im Check ertheilten Zahlungsanweisung, die 
Kechtsp flicht des Bezogenen, den Check einzulösen, gründet sich 
anf das im Checkvertrag übernommene Zahlungsmandat. Mit der 
Aushändigung des Gegenbuchs und Checkformularbuchs an den Kun- 
den hat der Bankier zum voraus alle Zahlungsmandate — aber auch 
nicht mehr — übernommen, welche innerhalb des Bahmens des Check- 



1) A. M. Gohn a. a. 0. S. 1153: „Die Sichtstellung ist Naturale, nicht 
Essentiale des Checks.'' 

L. Knhlenleck, Der Checic. 7 
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Vertrags ertheilt werden. Die Eechtspflicht zur Einlösung der ein- 
zelnen Anweisung gründet sich also nicht auf diese, den Check selbst, 
sondern auf das im Gheckvertrage übernommene generelle Mandat, 
als dessen Ausführung sich der Check als Einzelmandat darstellt. 
Im Fall der Nichtzahlung hat also der Gheckknnde auf jenes gene- 
relle Mandat zurückzugreifen und durch Bezugnahme hierauf seine 
eventuelle Klage zu substantiiren, und Koch bemerkt ganz richtig: 
,,Nicht sowohl aus dem Check als aus dem Contractsverhältnisse 
zwischen Bankier und Kunden ist die strenge Verpflichtung zur Ein- 
lösung des durch genügendes Guthaben gedeckten Checks abzu- 
leiten.^) Die Klage aus dem einzelnen Check ist hiernach als actio 
mandati begründet, wenn der Check dem Checkvertrage gemäss aus- 
gestellt ist. Folglich kann der Checkkunde in derselben für den Fall, 
dass der Bankier einen auf ihn gezogenen Check nicht auf Sicht 
einlöst, sowohl direkte Erfüllung des Mandats (Zahlung der Check- 
summe), als auch eventuell Schadenersatz wegen Nichterfüllung 
oder verspäteter Erfüllung beanspruchen."») 

So bestimmt auch im Einklang mit diesen allgemeinen Principien 
Art. 260 des englischen Checkgesetzes: 

,,A banker as such is bound to honour his customers checques 
when duly presented to the extent of the balance which the ca- 
stomer then has in his hands. If the banker make default, 
he is liable to his customer in an action for damage." 
Es sind dabei selbstverständlich auch die bei dem Checkvertrage 
getroffenen etwaigen besonderen Vereinbarungen (accidentalia 
negotii) zu beachten, die dem Kunden u. A. nicht selten vor An- 
weisung gewisser Maximalbeträge eine zuvorige Aufkündigung zur 
Pflicht machen. 

So finde ich unter Nr. 5 der von der Osnabrücker Bank auf- 
gestellten „Bedingungen des Checkverkehrs" (vergl. Anhang I, 3): 
„Auszahlungen bis 5000 M. an einem Tage erfolgen ohne Kün- 
digung." 

1) Cohn (Endemanns Handbach. III. S. 1156) ist sogar der Ansicht, dass die 
Nichteinlösung den Bezogenen unter geeigneten Umständen zur Busse 
wegen Kreditgefährdung nach § 187 und 188 des St.-G.-B. verpflichte. Mir scheint 
dieser Satz in seiner allgemeinen Fassung doch etwas gewagt zu sein, die Straf- 
barkeit nach § 187 und 188 des St.-G.-B. hat doch ihre ganz eigenthümlichen 
Voraussetzungen, die mit der blossen NichterflÜlung einer civilen Rechtspflicht 
an sich Nichts zu thun hahen und niemals durch blosse Unterlassung einer solchen 
gegeben sein können; wird jedoch diese Unterlassung mit besonderen positiven 
Behauptungen verknüpft, so bilden eben letztere den Strafgrund. 
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y,Dagegen bedarf es bei Rttckforderangen 
„von mehr als 5000 M. eioer Itägigen Kündigung" 
„ ^ ^ ^ 10000 ^ ^ 2 ^ ^ " 

„ ^ ^ ^ 15000 *^ ^ 3 ^ ^ " 

In dieser Richtung bemerkt also Ghalmers in seinem „Digest of 
the law of Bills of Exchange" in der Note zum Art. 260 sehr richtig; 
„The contract implied by law between banker and customer 
may of course be modified by special agreement, but apart 
irom this money in the hands of a banker is in efifect money lent 
repayable on demand, which may be either personal or by 
checque." 
Aus dem Mandatscharakter des Ghecks ergibt sich gemeinrecht- 
lich auch die Zulässigkeit des einseitigen Widerrufs, des rechtzeitigen 
Contremandats von Seiten des Assignanten (Gheckausstellers). 

Der Widerruf muss jedoch dem Bankier bekannt geworden sein. 
Hat er, ohne ihn zu wissen, den Gheck bezahlt, so gilt die Zahlung 
zwischen ihm und dem Gheckkunden als mandatsmässig, und kann 
er das Konto des letzteren damit belasten. L. 15 D. mandati 17. 1. 
Aus dieser Widerruflichkeit kann sich auch, solange die Zahlung 
noch nicht geleistet ist, keinerlei zweckwidrige Folge für den Bankier 
ergeben. Dagegen kann eine acceptirte Anweisung nicht contre- 
mandirt werden. L. 106 D de solutionibus 46. 3. 

„Aliud est jure stipulationis Titio solvi posse, aliud postea 
permissu meo id contingere. Nam cui jure stipulationis recte sol- 
vitur, ei etiam prohibente me recte solvi potest: cui yero alias 
permisero solvi, ei non recte solvitur, si, priusquam solveretur, 
denuntiaverim promissori, ne ei solveretur." 
Acceptirte Ghecks pflegen allerdings in England und auf dem 
europäischen Kontinent nicht häufig vorzukommen, während im New- 
Yorker Geschäftsverkehr ausschliesslich beglaubigte Ghecks im Ge- 
brauch sind, welche in der Signatur der Bank ein Zahlungsver- 
sprechen der letzteren enthalten. Vergl. Jevons, Geld und Geldverkehr 
1876, S. 248. Unstatthaft sind sie selbstverständlich auch bei uns 
nicht. 2) Für den Verkehr will es Vielen bedenklich erscheinen, dass 



1) Marking. Vereinzelt kommt dies auch in England vor, man nimmt dann 
an, dass durch dieses marking, einen blossen Stempelyermerk, the banker „entered 
into an agreement with the holder to pay it^' (Summenversprechen, Accept!). 
Vergl. Shaw, A practical Treatise on the law of Bankers Gheques II. ed. 1871. 
Ch. III: „Promissio cedit in locum solutionis.^' 

2) Koch (Gutachten S. 29) tritt de lege ferenda für ein Verbot derselben 
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nach gemeinem Becht der Tod des Ausstellers, als Mandanten, dem 
Widerruf gleichsteht. Freilich fttr den Fall, dass der Checkkmide 
Kaufmann ist, constatirt hier das H.-G.-B. eine Ausnahme. Vielleicht 
dürfte hier Mancher einen Punkt sehen, wo eine gesetzgeberische 
Nachhülfe im Sinne einer Verallgemeinerung der handelsrechtlichen 
Norm wünschenswerth sei. Das englische Recht bestimmt für diesen 
Fall im Art. 261 : ' 

„The authority of a banker to pay a checque drawn on him 
by a customer is determined by notice of the customers death 
or bancruptcy." 
Allein soweit kommt uns mit 1. 58 pr. mandati auch das römische 
Becht entgegen: 

„Si praecedente mandato Titium defenderes quamvis mortno 
eo, cum hoc ignorares, ego puto mandati actionem adversns 
heredem Titii competere." 
Und ich sehe in der That nicht ein, warum eine grössere Ab- 
weichung vom gemeinen Becht nöthig wäre; vielmehr dürfte es 
geradezu empfehlenswerth sein, auch da, wo das römische Becht 
nicht gilt, diesen Einfluss der Eenntniss des Todes auf das Gheck- 
verhältniss gesetzlich zu machen. Gerade dadurch könnten vielleicht 
Missbräuche Unberufener mit noch nicht begebenen Checks des ver- 
storbenen Ausstellers verhütet werden. 

Was endlich die gemeinrechtliche Folge der Insolvenz des 
Gheckkunden (Zahlungseinstellung, Bankrott) betrifiH;, so ist lediglich 
auf die allgemeinen, an Stelle der früheren actio Pauliana getretenen 
Bestimmungen der §§ 22—34 der Beichs-Konkurs- Ordnung und des 
Beichsgesetzes vom 21. Juli 1879 zu verweisen. 



ein; die Berliner Abrechnungsstelle schliesst sie aus. Gesetzlich aasgeschlossen 
sind sie in der Schweiz. Obl.-B. 854. 

Nach Art. 300 des H.-G.-B. „gilt die auf eine schriftliche Anweisung ge- 
schriebene und unterschriebene Annahmeerklärung als ein dem Assignatar 
geleistetes Zahlungsversprechen'^ Soll man hieraus per argum. a contrario den 
Schluss ziehen, dass das blosse „marking^' bei uns nicht als Accept aufzufassen 
sei? Meines Erachtens ist dieser Schluss unzulässig. An sich ist die Anerken- 
nung als abstracter Yerpfiichtungsgrund nicht an eine Form gebunden, dieser 
gemeinrechtliche Satz kann durch ein argum. a contrario aus dem Speciakecht 
nicht beseitigt werden. Es ist blosse That frage, ob in dem „marking^^ ein 
Accept zu befinden ist. 
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§ 3. Der Check als Incassomandat und IncassoYOllmaclit, 

YerkehrsTOllmaclit. 

(YerhSltnlss des Checknehmers zum Bezogenen.) 

Nach herrschender Lehre, yergl. Thöl, Handelsrecht § 325, Pachta, 
Arndts Pandekten n. A., enthält jede Zahlungsanweisung neben 
dem an den Bezogenen gerichteten Zahlungsmandat auch ein an den 
Aissignatar (Checknehmer) gerichtetes Incassomandat. Ich erkenne, 
obwohl Cohn^) nebst einigen anderen Juristen die Noth wendigkeit eines 
solchen in Abrede stellen, keinen gewichtigen Grund gegen diese 
Lehre. Allerdings bemerkt Cohn richtig, es bestehe bei der An- 
weisung im engeren Sinne keinerlei Verbindlichkeit des Assignatars 
zur Beitreibung oder zur Benachrichtigung von der Nichthonorirung, 
der Assignatar könne z. B. im Falle der Schenkung, bei wirklicher 
Annahme an Zahlungsstatt den Check liegen lassen, ihn vernichten 
(Cohn in Endemanns Handbuch III, S. 1104). Allein das Incasso- 
mandat ist im letzteren Fall dennoch als mandatum in rem suam 
vorbanden; es ist allemal vorhanden, wo die Anweisungsurkunde mit 
der Ermächtigung zur Einlösung begeben wird, — und wo sie 
nicht mit dieser Ermächtigung begeben, also etwa bloss Detention 
an der Urkunde eingeräumt wird, liegt auch keine Anweisung vor. 
Ist sie aber mit dieser Ermächtigung begeben, so liegt eben in der 
Ermächtigung ein Auftrag, durch dessen Annahme der Mandats- 
vertrag zwischen dem Begeber und Nehmer perfectwird; es kann 
freilich die Annahme des Auftrags in das Belieben des Nehmers der 
Urkunde gestellt sein, das Mandat braucht somit nicht allemal mit 
der Begebung selbst zu Stande zu kommen, der Nehmer ist nicht 
znr Annahme, wohl aber zur Ausführung des angenommenen Man- 
dats verpflichtet, d. h. will er die actio mandati contraria anstellen, 
so muss er selbstverständlich seinerseits Annahme des Mandats be- 
haupten und sich etwaigen Einreden des Mandanten aus der actio 
mandati directa aussetzen. (S. weiter unten Kap. IV, §3.) 

Wohl zu beachten freilich ist, dass die Anweisung und somit 
auch die qualificirte schriftliche Anweisung, die wir als Check be- 
zeichnen, nicht nur ein Incassomandat, sondern auch eine Incasso- 

1) Cohn (Endemann III. 1158. N. 136) meint, der Bemittent könne Incasso- 
mandatar sein, die Yermuthung streite dagegen. Cohn scheint mir den 
Mandatar in rem suam und den Zeitpunkt der Perfection des Mandatsver- 
trags, der möglicher Weise nicht mit der Annahme der Urkunde zusammenfällt, 
zü übersehen. Vergl. übrigens weiter unten Kap. IV. § 3. 



Digitized by 



Google 



102 Kapitel III. Der Check als Anweisung. 

vollmacht ist. Diese Vollmach tsnatur des Ghecks in das richtige 
Licht gesetzt zu haben, ist ein Verdienst des Aufsatzes von Laden- 
burg (Zeitschrift für Handelsrecht Bd. 11). Die Vollmacht ist unab- 
hängig von ihrer causa, d. h. dem Bezogenen, sowie einem dritten 
Checknehmer gegenüber ist es gleichgtlltig, ob der Repräsentant oder 
Begeber direkter oder indirekter Stellvertreter, Mandatar im engeren 
Sinne oder procuratpr in rem suam ist. Der Check ist eine Ver- 
kehrs vollmacht und als solche dadurch gekennzeichnet, dass er 
(in der Begel wenigstens) nicht auf einen bestimmten Incassomandatar, 
sondern auf Ordre oder noch gewöhnlicher auf den Inhaber ge- 
stellt ist. 

1. Ordrecheck. 

Ist der Check auf Ordre gestellt^) und zufällig der Checkkunde 

(der Aussteller) ein Kaufmann, so mtlssen die Bestimmungen des 

D. H.-G.-B. in Art 301 u. 303 zur Anwendung kommen. 

Art. 301: 

„Anweisungen — , welche von Kauf leuten über Leistungen 

von Geld oder eine Quantität vertretbarer Sachen oder Werth- 

papiere ausgestellt sind, ohne dass darin die Verpflichtung zur 

Leistung von einer Gegenleistung abhängig gemacht ist, können 

durch Indossament übertragen werden, wenn sie an Ordre 

- lauten. Zur Gültigkeit der Urkunde oder des Indossa- 
ments ist nicht erforderlich, dass sie die Angabe des 
Verpflichtungsgrundes oder das Empfangsbekennt- 
niss der Valuta enthalten. 

Wer eine solche Anweisung acceptirt hat, ist demjenigen, zu 
dessen Gunsten sie ausgestellt oder an welchen sie indossirt ist, 
zur Erfüllung verpflichtet." 
Art. 303: 

„Durch das Indossament der in beiden vorhergehenden Artikeln 
bezeichneten Urkunden gehen alle Bechte aus dem indossirten 
Papiere auf den Indossatar über. 

Der Verpflichtete kann sich nur solcher Einreden bedienen, 

- welche ihm nach Massgabe der Urkunde selbst oder unmittelbar 
gegen den jedesmaligen Kläger zustehen. 

Der Schuldner ist nur gegen Aushändigung des quit- 

- tirten Papiers zu erfüllen verpflichtet." 



1) Der Ordrechecii kommt übrigens selten yor. 
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Wie aber, wenn der Ordre-Checkaussteller kein Kaufmann ist? 
Anch dann halten wir seine Indossabilität für zulässig. Es ergibt 
sich dies ans den allgemeinen Grundsätzen tlber die von Ladenburg 
sog. VerkehrsYollmachten. Daraus, dass das H.-G.-B. ausdrück- 
lich einzelne Papiere, wenn sie auf Ordre lauten, für indossabel er- 
klärt, darf nicht gefolgert werden, dafs die, welche es übergangen 
hat, nicht indossabel seien. Sichtig schreibt Thöl, Handelsrecht 
§ 218 i. f.: „Das H.-6.-B. will nur das Minimum von indossablen 
Papieren bezeichnen, denn es erkennt ausdrücklich die Indossabilität 
aller nach dem bisherigen Recht indossablen Papiere an (304). Nach 
dem bisherigen JKecht steht aber dem Willen des Schuldners und 
Gläubigers, das Kreditpapier an Ordre lauten und die Folgen daraus 
über sich ergehen zu lassen, kein Bechtssatz entgegen. Demnach 
sind alle Kreditpapiere rechtlich indossabel, welche es factisch sein 
können, d. h. alle, deren Inhalt es zulässt, dass die Forderung auf 
eine andere Person übergeht und die etwaige Gegenleistung von einer 
anderen Person geleistet werden kann.'' 

2. Check auf Inhaber. 
Dass der Check gemeinrechtlich mit Bechtswirksamkeit auf den 
Inhaber gestellt werden kann, dürfte kaum bezweifelt werden können. 
Wenn Speisemarken, Badekarten, Theaterbillets Inhaberpapiere sind, 
warum soll nicht auch der Check auf den Inhaber gestellt werden ? 
„Das Becht, ein Kreditpapier auf den Inhaber zu stellen , steht ge- 
meinrechtlich jedem Schuldner zu, sei er der Staat oder eine Privat- 
person." (Thöl § 224, Entech. der B.-0.-H. Bd. 17. S. 151.) Wenn 
ein Schuldpapier auf den Inhaber gestellt werden kann, d. h. ein 
solches, in dem der Aussteller die Zahlung einer bestimmten 
Geldsumme oder sonstige Leistungen verspricht, so kann eine An- 
weisung erst recht auf den Inhaber gestellt werden. Im Check 
verspricht nicht der Aussteller eine Leistung, sondern er ertheilt einen 
Auftrag. Für den Check kann daher auch das partikularrechtliche 
Verbot des preuss. Ges. vom 17. Juni 1833, wonach 

„Papiere, wodurch die Zahlung einer bestimmten Geldsumme 
an jeden Inhaber versprochen wird, von Niemanden ausgestellt 

])I]i]SiniieThö^sist auch der Check ein Eredltpapier. Denn ihm ist (vergl. 
§ 211 [JI. S. 37]) „ein Werthpapier eine Urkunde mit yermögensrechtlichem In- 
halt, und ein Werthpapier ist ein Kreditpapier, wenn die dem Inhalt desselben 
entsprechende ErfOUung ganz oder theilweise noch nicht geschehen ist*'. 
Wirthschaftlich sehen wir allerdings den Check nicht als Kreditpapier an. 
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und in Umlauf gesetzt werden dürfen, der dazu nicht Unsere 
Genehmigung erhalten hat'S 
nicht in Betracht kommen; tlbrigens ist auch dieses Verbot nur mit 
einer Strafe ausgestattet, also keine sog. lex perfecta, die Nichtig- 
keit zur Folge hätte. 

Der Check tritt aber in der Regel nicht als reines Inhaber- 
papier, sondern als sog. unvollkommenes Inhaberpapier auf, der 
Inhaber pflegt neben dem benannten Gläubiger genannt zu werden *): 
„Die Reichsbank in Berlin wolle zahlen 

an .... N. N. 

oder Ueberbringer." 

Der Inhabercheck hat nur die Bedeutung einer Verkehrsvollmaoht 
oder eines Legitimationspapiers. Er jedenfalls ist nur eine Beweis- 
urkunde und für ihn kann die in Betreff reiner Inhaberpapiere strei- 
tige Frage, ob das Papier selbst als Rechtsträger einer Forderung gelte 
und Eigenthnm desselben und Forderungsrecht zusammenfallen, ausser 
Betracht bleiben. 

Wir haben ja schon oben S. 98 klargestellt, dass aus der Check- 
nrkunde selbst, ohne Bezugnahme auf den Gheckvertrag und die 
Gutschrift, keinerlei Recht gegen den Bezogenen abzuleiten ist. 
Gläubigerschaft aus dem Gheckvertrag ist nicht bedingt durch den 
Besitz des Papiers. Nach unserer Gonstruction des letzteren kann der 
Checkaussteller ja sogar (S. 99 oben) die im Check ertheilte Anweisung 
(wenigstens mit Wirksamkeit dem Bezogenen gegenüber) bis zur 
Zahlung noch widerrufen. Die Inhaberpapierqualität des Checks 
ist daher jedenfalls nur in demjenigen Sinne zu verstehen, welchen 
Thöl, Handelsrecht § 225, nach meiner Ansicht mit vollem Recht den 
Inhaberpapieren überhaupt zuschreibt, wenn er sagt: 

„Bei den Papieren auf Inhaber soll an die Stelle dieser 

schwerfälligen Legitimationsnachweisung (der persönlichen 

Identität, der causa p. p.) der Besitz des Papiers treten, er soll den 

Beweis jeglichen Legitimationsverhältnisses vertreten und ersetzen.'* 

Der Inhaber der Checks ist ermächtigt ohne Bezugnahme auf 

die causa seiner Vollmacht, Zahlung zu empfangen. 

Die rechtliche Stellung des Inhabers zum Aussteller kann eine 
sehr mannigfaltige sein, der Inhaber kann blosser Bote, detentor, er 
kann procurator nomine alieno und in rem suam sein ; dem Bezogenen 
gegenüber kommt die causa der Vollmacht nicht in Betracht. Er 



1) Vergl. Stobbe, Privatrecht § 179. 
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ist nicht berechtigt, sie zu prüfen, er ist auch nicht verpflichtet 
zu prüfen, ob der Inhaber überall eine causa des Besitzes hat, ob 
er überall rechtlicher Inhaber ist. Ans der Inhaberschaft des 
Checks folgt nicht das Secht zum Incasso, der Inhaber kann ein 
Räuber, Dieb oder Schwindler sein, der sich unrechtmässiger Weise 
in den Besitz des Papiers gesetzt hat; ein Recht aus dem Papier 
hat ein solcher nicht. Allein der Bezogene ist der Pflicht enthoben, 
dieses Recht zu prüfen, und wird selbst durch Zahlung an den un- 
rechtmässigen Präsentanten liberirt. Nicht mehr und nicht weniger 
bedeutet die Inhaberklausel. Weiss der Bezogene zufällig, dass 
der Inhaber kein rechtmässiger Inhaber ist, so verbieten ihm schon 
die Strafgesetze, ihn wegen der blossen Inhaberschaft für legiti- 
mirt zu erachten. Die Theorie, die Inhaberschaft gebe das Recht 
ans dem Papier, ist also auch bei sog. reinen Inhaberpapieren 
falsch; um so mehr beim Check, der in der Regel ein sog. unvoll- 
kommenes Inhaberpapier nach der gewöhnlichen Terminologie ist. 

Die Zahlung an einen trotz der Inhaberschaft als nicht legiti- 
mirt erkannten Repräsentanten kann also den Bezogenen nicht Übe- 
riren, sie würde dolos sein, in contractlicher Hinsicht steht grobe 
Fahrlässigkeit dem dolus gleich. Es kann daher Fälle geben, 
wo trotz der Inhaberqualität der Bankier Anlass hat, die Zahlung 
an den Inhaber zu verweigern. 

Allein in solchen Fällen handelt er stets auf eigene Gefahr, 
d. h. auf die Gefahr hin, wegen Verzögerung schadenersatzpflichtig 
und mindestens für den Fall des Prozesses kostenpflichtig zu werden. 
Man vergl. Thöl a. a. 0. N. 7. 329: 

„Er wird in eklatanten Fällen aus menschlichem Erbarmen die 
Bestreitung der Legitimation wagen mögen. Aber ein Wagniss ist 
es stets. Was er auch sagen mag, der Besitzer hat stets die Mög- 
lichkeit eines Einwandes, den er aber nicht einmal zu äussern ver- 
pflichtet ist.'' Beispiele: Ein Bettler präsentirt einen Check über 
eine bedeutende Summe. Aber der Bettler kann ein ehrlicher Mann 
und Mandatar des wahren Gläubigers sein. 
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Kapitel IV. 

Verhältniss zwischen dem Aussteller und 
Checknehmer (Remittenten) und Gheckinhaber. 

§ 1. Die Gonstraction der Begebung des Glieeks. 

Wir haben gesagt, dass die Checkanweisung stets ein Incasso- 
mandat einschliesse. Damit ist nicht gesagt, dass ein solches In- 
cassomandat allemal die einzige nnd letzte causa der Begebung 
bilde. Ebenso wie die Tradition, die Cession den verschiedensten 
weiteren Zwecken dienen kann, so auch das Incassomandat. Das- 
selbe kann ertheilt werden solvendi causa, credendi causa, donandi 
causa; der Empfänger und Inhaber des Ghecks kann verpflichtet 
sein, die Summe lediglich zum Vortheil des Mandanten zu erheben, 
um sie darauf diesem auszuliefern (der häufige Fall, dass er lediglich 
Botendienst verrichtet), oder berechtigt sein, sie zu erheben zum 
eigenen Vortheil, in rem suam, um sie zu behalten; und auch dieses 
mandatum in rem suam kann wiederum donandi, credendi oder sol- 
vendi causa ertheilt worden sein. Das in der Anweisung steckende 
Incassomandat ist eben, wie der Checkvertrag selbst es war, ein 
accessorisches und abstractes Bechtsgeschäft, ein Bechtsgeschäft aber, 
das, auch wo sich die Contrahenten seiner nicht bewusst sind, bei 
jeder Checkbegebung der Logik des Verkehrs zufolge zu subintelli- 
giren ist. Wenn ich an Jemandem einen Nachen veräussert habe, so 
wird, falls nicht ausdrücklich das Gegentheil stipulirt wurde, an- 
zunehmen sein, dass ich auch die zubehörigen Buder mit verkauft 
habe; wenn ich einen Koffer veräussere, gilt präsumtiv der zugehörige 
Schlüssel als mit veräussert. Wir bezeichnen dieses Zubehörverhält- 
niss zwischen verschiedenen Sachen als Pertinenzqualität. Meines 
Erachtens steht Nichts im Wege, diesen Begriff auch auf das Ver- 
hältniss zwischen Be cht sgeschäften unter einander auszudehnen, 
sowie selbst auf das Verhältniss zwischen Bechtsgeschäft en und 
Sachen. Es gibt Bechtsgeschäfte (zweiseitige und einseitige), die 
manchmal nothwendig als abgeschlossen subintelligirt werden müssen, 
wenn ein anderes Bechtsgeschäft Bestand erlangt haben soll. So 
haben wir Kap. II, § 5 den üebergang des Eigenthums am Konto- 
buch auf den Checkkunden aus der Logik des Verhältnisses selbst 
abgeleitet, wir hätten auch sagen können, dieser Eigenthumsüber- 
gang sei eine Pertinenzqualität des Checkvertrags. Das Kontobucli 
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ist eben eine PertiDenzsa che des Checkvertrags, deren Mitveräusse- 
rung zu präsumiren ist, wenn nicht ausdrücklich abweichende Ver- 
einbarung feststeht. Vergl. oben S. 91. 92. Ebenso ist bei Ertheilung 
jeder Quittung anzunehmen, dass ich dem Qiiittungsempfänger auch 
dasEigenthum an dem Papier der Quittung tradire; diese Eigen- 
thumstlbertragung ist ein Pertinenzgeschäft, das in der Regel im Be- 
wusstsein der Parteien nicht hervortritt. 

Das Incassomandat ist ein zweites derartiges Pertinenzgeschäft 
der Checkbegebung. Denkbar ist allerdings, dass ein Check auch 
einmal nicht zum Incasso, sondern etwa zu blosser Aufbewahrung 
und Detention übergeben wird, allein wo nicht ausdrücklich fest- 
steht, dass es ausgeschlossen ist, ist das Incassomandat allemal 
ein Zwischenglied, das zur Realisirung der übrigen Zwecke, denen 
die Begebung des Checks in der Regel dienen soll, unentbehrlich, 
und demnach für stillschweigend (bewusst oder unbewusst) abge- 
schlossen anzunehmen ist. 

Die Richtigkeit dieser Construction des Begebungsaktes wird 
nur noch evidenter werden, wenn man sie mit den abweichenden 
Anschauungen vergleicht. 

Französische Juristen wollen in der Begebung des Checks selt- 
samer Weise eine Eigenthumsttbertragung, „eine Art brevi 
manu traditio" erblicken. So Noguier und Le Mercier 2) 
Letzterer schreibt wörtlich: 

„II fäut reconnattre en consöquence avec cette jurisprudence 
que le tiers porteur n'est plus un simple cessionaire reprösentant 
activement et passivement son c6dant; qu'au contraire il a des 
droits personnels, 6chappant ä toutes exceptions ou compensations 
opposables aux anciens d^tenteurs et qu'il a pour se faire payer, 
un double droit, d'abord action contre le tir6; dötenteur de la pro- 
vision^ ensuite recours solidaire contre le tireur et contre tous les 
autres signataires." 
n. S. 59:„ — ilyaurait transmission de propri6t6 de la somme 
enonc6e au regu et par cons6quence Obligation de la part du 
signataire de la faire payer par le banquier ou de la payer k son 
d6faut soit ä celui, a qui la cession a 6t6 faite soit ä ceux auxquels 
il en a transf6r6 le benefice." 



1) Noguier et Espinas, Des Ghäques. Gomment. th^oret. et pratique des lois 
de 1865 et 1874. 2. 6d. 1874. 

2) fitude sur les chöques. 1874. 
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Ebenso sehreibt J. B^darride, Gommentaire de la loi da 14 juin 
1865 sur les Chfeques (Paris 1876): 

9,La jarispmdence postörieare ä la loi n'a pas h^sitö k inter- 
preter la loi dans le sens que nons lui donnons; eile n'a refnsö 
de donner ä Tendossement ou ä la remise du ch^qne Teffet de 
transf^jer la propri6t6 de la provision, que lorsque le titre 
qualifiö ch^que ne pouvait gtre reconnu et accept6 comme tel." 
Arret de la cours d'0rl6ans du 30 aoüt 1871: 

„Instrument du paiement et non du credit le ch^que a pour 
effet de transförer imm6diatement et par le seul effet 
de sa remise au p orte ur le d omaine delachosedu tireur, 
tandis que le r6cepi8s6 n'est qu'une simple quittance sign^e k 
Tavance pp." 

Ihnen folgen einige Deutsche, u. a. Härtung, der den Check 
definirt als „ein Instrument, mittels dessen erreicht wird, dass eine 
Summe Geldes ihren Besitzer durch Umschreibung ohne kör- 
perliche Uebergabe wechselt". Für mein in der Schule der Römer 
gebildetes und die Unterscheidung ökonomischen und juristi- 
schen „Besitzes" als Elementarvorstellung betrachtendes Denken ist 
diese dingliche und obligatorische Wirkungen confundirende Auf- 
fassung völlig unbegreiflich. 

Was die dingliche Seite des Verhältnisses betrifft, so liegt doch 
auf der Hand, dass, selbst wenn wir den Grundvertrag als depositum 
auffassen, immerhin doch ein depositum irreguläre und also Ueber- 
gang des Eigenthums 4ediglich auf den Bankier anzunehmen ist. 
Wie in aller Welt kann man also diesen als blossen detentor be- 
zeichnen? Ich erinnere nur an 1. 78 D. de solut. 46. 3: „Si alieni 

nummi mixti essent, ita ut discerni non possent, ejus fieri qui 

accepit in libris Gaji scriptum est," 1. 11, 2. 14. 31 § 1. D. de reb. 
cred. 12. 1. Wie endlich gar von einer „brevi manu traditio" 
reden? Eine solche setzt doch voraus, dass der Erwerber schon 
detentor sei und nur noch zum corpus den animus possidendi hin- 
zuzufligen braucht! 

Auch in dem weiteren analogen Sinne, iü welchem man bei der 
Cession, die allerdings der heutigen Rechtsauffassung zufolge mehr 
als ein blosses mandatum ad agendnm ist, von einer quasi 
traditio einer res incorporalis (einer Forderung) reden darf, kann 
man bei der Gheckbegebung nicht von einer traditio sprechen. Die 
einzige traditio, die sich vollzieht, ist die des Papiers, a,uf dem 
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die Anweisang oder Quittung steht, wie wir bereits sahen, eine 
blosse sachliche Pertinenz des Rechtsverhältnisses. 

Die Begebung des Check enthält aber auch keine Gession, 
wie der ebenfalls zwischen dinglichem und obligatorischem Ueber- 
tragen unklar schwankende Le Mercier meint; und es ist aller- 
dings richtig, in ihr lediglich zu befinden 

„un simple mandat etpar suite droit derevooation 

et droit d'opposition au paiement tant qu'il n'a pas 

6t6 r6ali86". 
Dies entspricht der ratio des gemeinen Rechts, wie wir oben S. 56. 57 
ausgeführt haben, und hat auch in der englischen Rechtsprechung 
und Gesetzgebung unbedenkliche Anerkennung gefunden. Der In- 
haber des Checks ist also auch nicht einmal „un simple cessio- 
naire, repr^sentant activement et passivement son c^dant'^ und 
noch weniger kann davon die Rede sein, dass er habe „un double 
droit, d'abord action contre le tir6, detenteur de la provision, 
ensuite recours solidaire contre le tireur et contre tous les 
autres signataires". Die letztere Negation werden wir weiter 
unten (Kap. V) noch eingehender begründen, wenn wir auf das Ver- 
hältniss zwischen dem Checkinhaber und dem Bezogenen näher 
eingehen. 

§ 2. Der Gheek als ZaUungsmitteL 

Am häufigsten wird dem Incassomandat der Checkbegebung die 
Absicht zu Grunde liegen, eine Schuld des Checkkunden an den 
Empfänger zu tilgen (causa solvendi). Der Check wird in diesem 
Falle zum Zweck einer Zahlung gegeben^ und zwar, da die Zahlung 
ja selbst wieder ein abstractes Rechtsgeschäft ist, näher bestimmt 
2um Zweck einer solutorischen Zahlung, zwecks Erfüllung 
irgend einer anderen auf Baarzahlung gerichteten Obligation. Diese 
Funktion ist für den Check ebenso wie für den Wechsel geradezu 
die normalste und der Grund, weshalb man diese Geldpapiere ge- 
radezu als privates Papiergeld hat bezeichnen wollen. Juristisch 
aber würde es völlig verfehlt sein, den Check für ein mehr als bloss 
provisorisches Surrogat der Baarzahlung anzuerkennen. 

Zunächst ist zweifellos Niemand verpflichtet, einen Check auch 
nur provisorisch statt der Baarzahlung anzunehmen. L. 16 Cod. de 
solnt. 8. 43: 

„In solutum nolentem suscipere nomen debitoris tui compelli 
juris ratio non permittit." 
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Ferner gilt die Begebung und Hinnahme eines Checks nicht etwa 
als Zahlung, sondern als Versuch , die Zahlung durch Vermittlung 
des Bankiers zu erlangen. Anweisung ist keine Zahlung. 

Eine satisfactio durch Begebung des Checks kann jedoch, wenn 
der Gläubiger damit einverstanden ist, was immer nur unter Voraus- 
setzung der Existenz der Gheckforderung an sich, d. h. der Begrtlndet- 
heit derselben nach der Gutschrift des Bankiers denkbar ist, in 
concreto vereinbart sein. 

Zweifelhafter kann diese Frage in solchen Fällen sein, wo es 
sich um die in England und auf dem europäischen Kontinent nicht 
üblichen, aber, wie gesagt, in Amerika (New- York) gebräuchlichen 
acceptirten Checks handelt. In diesen Fällen kann man geneigt sein, 
allgemein eine Delegation und Novation zu unterstellen und sich 
damit auf 1. 26. § 2 D. mandati 17. 1 : 

„Bonum nomen facit creditor qui admittit debitorem dele- 
gatum" 
sowie § 1. I. qnib. modis tollitur obligatio III, 29. L. 6. § 1 D. qüibus 
modis pignus 20, 60 berufen, um die Tilgung der ersten Obligation 
durch die Checkbegebung zu rechtfertigen. 

Dagegen spricht indessen mit Entschiedenheit die lex ultima Cod. 
de novat. et delegat. Dieses Gesetz verlangt allerdings richtiger Auf- 
fassung nach nicht die ausdrückliche Erklärung des Novations- 
willens von Seiten des Contrahenten, allein sie beseitigt jegliche Ver- 
muthung für einen solchen. Vergl. Windtscheidt, Pandekten § 354 N. 15. 
Es ist also lediglich eine thatsächliche, in jedem einzelnen Fall be- 
sonders zu prüfende Frage, ob durch Begebung und Annahme eines 
solchen Checks die Tilgung einer Schuld effectuirt worden ist oder 
ob von Seiten des Schuldners nur der Versuch einer Zahlung be- 
zweckt und als solcher vom Gläubiger angenommen worden ist. 
Weiteres hierüber Kap. VIII und IX unten. 



1) § 1. I. quib. mod.: 
„Tollitur autem omnis obligatio solutione ejus quod debetur, vel si quis con- 

sentiente creditore aüud pro alio solyerit. Item per accepti lationem 

tollitur obligatio, est autem accepti latio imaginaria solutio.'^ 
L. 6. § 1. D. quib. mod. pignus: 
„Qui paratus est solvere, merito pignus videtur liberasse: qui vero non 
solvere, sed satisfacere paratus est, in diyersa causa est. ergo satisfecisse 
prodest, quia sibi imputare debet creditor, qui satisfactionem ad- 
misit yice solutionis.*^ 
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§ 3. Präsentationspfliclit des Checknehmers und Präsentations- 
frist. 

Obgleich die Begebung des Ghecks an sich keine Zahlung ist, 
so können doch diejenigen, welche einen bei ihrem Bankier sofort 
zahlbaren Check in Zahlung geben, der Sorge sich entschlagen, dass 
der Empfänger nach beliebig langer Zeit auf die alte Forderung, 
zu deren Tilgung der Check dienlich sein sollte, zurückgreifen könnte. 
Der Check ist nicht zur Cirkulation, sondern zur alsbaldigen Präsen- 
tation bestimmt. Diese wirthschaftliche Bestimmung wird für das 
gemeine Becht juristisch nur anerkannt werden können, wenn der 
Check als Incassomandat aufgefasst wird. Alsdann ergibt sich auch 
nach gemeinem Recht für den Checknehmer die Verbindlichkeit, die 
Einkassirung rechtzeitig und mit allem Fleiss zu betreiben. An- 
dernfalls muss er für das Interesse des Ausstellers aufkommen. 
L. n. Cod. mandati 4. 35: 

„Procuratorem non tantum pro his, quae gessit, sed etiam pro 
his, quae gerenda suscepit, et tam propter exactam ex man- 
dato pecuniam quam non exactam, tam dolum quam culpam, 
sumptuum ratione bona fide habita praestare necesse esf 
Diese Verbindlichkeit des Checknehmers ist praktisch von nicht 
geringer Erheblichkeit. Der Checkkunde kann sein Verhältniss mit 
dem Bankier abwickeln wollen, der Bankier kann in Insolvenz ge- 
rathen, es können Todesfälle eintreten u. s. w. Man wende nun 
nicht ein, dass man bei Annahme eines Checks auf Grund einer 
Schenkung oder auch zwecks einer Zahlung ja doch keine Ver- 
bindlichkeit auf sich nehme, sondern nur die Ermächtigung 
erhalte, den Check einzulösen ; dass es aber gegen das Wesen solcher 
Begebungsakte Verstösse, dem Aussteller einen Anspruch auf Einlösung 
des Checks durch den Nehmer einzuräumen ; der Checknehmer könne 
ja doch den Check weiter begeben, auch zerreissen oder ihn liegen 
lassen, wie es ihm beliebe, er sei bloss berechtigt (ermächtigt), nicht 
verpflichtet; wie denn anscheinend Prof. Cohn aus diesem Grunde 
auch die Construction der Checkanweisung als Incassomandats für 
unzulänglich erachtet. Zunächst erinnere man sich, dass römische 
Juristen selbst die Cession nur als ein mandatum ad agendum 
construirten, der Cessionar war procurator in rem suam, wesent- 
lich ermächtigt, nicht verpflichtet. Gleichwohl haftet auch er 
dem Cedenten in gewissem Grade für die Ausführung des Mandats. 
Allerdings ist mit der blossen Annahme der Checkurkunde noch 
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kein klagbarer Anspruch, keine actio mandati des Ausstellers gegen 
den Nehmer gegeben. Es kommt eben Alles auf die causa dieses 
Aktes an. Es kann, — bei causa donandi, auch credendi causa 
z. B. — , die Annahme des Mandats noch vom Belieben des Neh- 
mers abhängen, für letzteren also zunächst blosse Ermächtigung 
vorliegen. Wir haben hier ein ähnliches Verhältniss, wie beim 
negotium claudicans. Vergl. Windtscheidt, Pand. §321 Nr. 5. 
Ich möchte sagen, in diesen Fällen ist die Verbindlichkeit des 
Ghecknehmers nur „eine unvollkommene Civilobligation^' im Sinne 
V. Iherings, d. h. eine solche, die nur als Einrede zur Wirkung 
kommt. Dagegen besteht die Verpflichtung zum Incasso wenigstens 
insofern, als sie dem Aussteller ebenfalls eine Einrede gibt fttr 
den Fall, dass der säumige Ghecknehmer nat^h langer Zeit wieder 
auf das Verhältniss zurückgreifen sollte, zu dessen Abwicklung der 
Gheck begeben ist. 

„In beiden Fällen" — d. h. sowohl, wenn der Incassomandatar 
die Summe lediglich zum Vortheil des Mandanten erheben soll, um 
sie diesem auszukehren, als auch, wenn er, Mandatar in rem 
suam, sie behalten darf — „in beiden Fällen," schreibt 
Thöl, Handelsrecht § 323, „haftet der Mandatar fttr das Interesse. — 
Auch in letzterem Fall hat er die Stellung eines Mandatars and 
dessen Verbindlichkeit, die Einkassirung gehörig zu betreiben tind 
für das Interesse einzustehen, welches sich aber hier in der 
Form gestaltet, dass es, ungeachtet Br gar nicht oder 
nicht gehörig empfing, gilt, als habe er gehörig em- 
pfangen. Der durch den Empfang bezweckte Titel (causa des 
Mandats) wird nun durch den Empfang verwirklicht, und er tritt nun 
hervor und die Stellung aus dem Mandat in den Hintergrund." L. 10. 
§4 D. mandati (17. 1): 

„Si quis Titio mandaverit, ut ab actoribus suis mutuam pecu- 

niam acciperet, mandati cum non acturum Papinianus libro tertio 

responsorum scribit, quia de mutua pecunia eum habet obligatum." 

Bei dieser gemeinrechtlichen Gonstruction der Zahlungsanweisung 

als eines Incassomandats stellt sich der Art 2610 des allg. bad. Land- 



1) In diesem Sinn — und deshalb nicht bloss zufolge inkorrekter Ausdrucks- 
weise, wie Cohn a. a. 0. S. 1158. N. 136 meint — erkennen auch ausländische 
Gesetzgebungen eine Verpflichtung zum Incasso an. 

Frankreich, art. 5: „Le porteur d'un ch^quedoit en r^clamer le payement"; 
Belgien, art. 4: „Le payement doit toe r^clam^"; Italien, C. d. c. 342: „Deve 
representarlo". 
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rechts nur als ein positiver Ausdruck der ratio juris dar; derselbe 
lautet: 

„Anweisung gilt unter der Bedingung als Zahlung, dass Assignat 
zahlen kann und will, wenn er darum ohne Aufenthalt angegangen 
wird." 
Unter Bezugnahme auf diesen Artikel hat, wie Prof. Dr, 6. Cohn 
mittheilt, das Amtsgericht Heidelberg unlängst , eine Forderungsklage 
des ersten Ghecknehmers gegen den Aussteller abgewiesen, weil der- 
selbe die Einziehung des Ghecks 8 Tage lang versäumt und inzwischen 
die Bank ihre Zahlungen eingestellt hatte. Die Entscheidung, welche 
vom Standpunkt des badischen Landrechts aus unanfechtbar ist, dürfte 
sich nach Vorstehendem auch auf gemeinrechtlichem Gebiete haben 
begrtlnden lassen. 

Unsere gemeinrechtliche Auffassung, die sowohl der Rechtslogik 
wie der utilitas Rechnung trägt, entspricht auch durchaus den Ent- 
scheidungen des englischen Rechts, also eines Rechts, das sich zwar 
vollkommen unabhängig vom römischen Recht entwickelt hat, den- 
noch aber im Wesentlichen, wie letzteres, nichts Anderes ist, um 
mich eines Jheringschen Ausdruckes zu bedienen, als „der gesetz- 
liche, wissenschaftliche oder gewohnheitsrechtliche Niederschlag des 
gesunden Menschenverstandes in Dingen des Rechts". 

Es bestimmt nämlich art. 74 der Bills of Exchange, act. 1882: 
„Where a cheque is not presented for payment within a 
reasonable time of its issue, and the drawer or the person, on 
whose account it is drawn, had the right at the time of such 
presentment as between him and the banker to have the cheque 
paid and suffers actual damage through the delay he is discharged 
to the extent of such damage, that is to say to the extent to which 
such drawer or person is a creditor of such banker to a larger 
amount, than he would be have been, had such cheque been paid. 
2. In determining, what is a reasonable time regard shall 
be had to the nature of the Instrument, the usage of trade and 
of banker and the facts of the particular case." ^) 



Entsprechend dem Geiste der englischen Rechtspflege, hat sich 
allmählich eine ziemlich beständige Auslegung des Begriffs der rea- 
sonable time in der Praxis der Gerichtshöfe entwickelt, welche jedoch 

1) y. Ihering, Geist des röm. Rechts. IL S. 319, 

2) Vgl. Anhang U. 1. 

L. Kuhle üb eck, Der Check. 8 



Digitized by 



Google 



114 Kapitel IV. Yerhäliniss zwischen dem Aussteller und Ghecknehmer u. s. w. 

eine billige Berttcksichtigang ganz besonders liegender abweichender 
Fälle, partienlar cases, nicht ansschliesst. Es bemerkt darüber der 
Digest von Ghalmers zn dem fraglichen Gesetzesartikel: 

„A cheque is deemed to have been presented within reaso- 
nable time, when presented according to the foUowing rnles: 

1. If the person, who receives a cheqne, and the banker, on 
whom it is drawn, are in the same place, the cheque mnst in 
the absence of special circumstances be presented for 
payment on the day after it is received.^ 

2, If the person, who receives a cheque, and the banker, on 
whom it is drawn, are in different places, the cheque must 
in the absence of special circumstances be forwarded for 
presentment on the day after it is received, and the acquit to 
whom it is forwarded must in like manner present it or forward 
it on the day after he receives it." 

Bemerkenswerth ist eine hierher gehörige Entscheidung des Ober- 
landesgerichts Köln vom 21. Februar 1883 (Busch, Archiv 45, S. 365), 
aus deren Gründen ich Folgendes hervorhebe: 

„Bezüglich einer als Baarzahlung dienenden Anweisung auf zu diesem 
Zweck bei dem bezaglichen Bankhause befindliche Guthaben des Ausstellers 
(Checks) ist eine formelle Regressverbindlichkeit des Ausstellers, bezw. In- 
dossanten für den Fall der Nichteinlösung seitens des Bezogenen analog der 
Regresspflicht über den Wechsel als Gewohnheitsrecht aus dem Handels- 
gebrauch nicht herzuleiten. Eine solche Bechtsverbindüchkeit des Ausstellers 
dem Remittenten gegenüber ist anzunehmen, wenn der Aussteller, welcher 
Valuta empfangen, dafür eine Anweisung hingegeben, welche den Grund ihrer 
Werthlosigkeit und späteren Nichteinlösung bereits in sich selbst trug. 

Versäumnisse in der Einlösung einer bei rechtzeitiger Präsentation sicheren 
Anweisung treffen den Nehmer, bezw. Indossanten und können keine Regress- 
yerbindlichkeit des Ausstellers begründen. (Entsch. des R.-O.-H. Bd. 26. 417.) 
Mit Rücksicht auf die Gesetzgebung anderer Staaten, insbesondere Frank- 
reichs und Englands, sowie auf die desfallsigen Bemühungen in Deutschland, 
namentlich den vorgelegten Entwurf eines Gheckgesetzes ist anzunehmen, dass 
auch in Deutschland für die Präsentation kaufmännischer Anweisungen zur 
Einlösung eine kurze Frist im Handelsverkehr gebräuchlich ist, 
welche jedenfalls 8 Tagenach der Ausstellung nicht übersteigt.'* 
So richtig diese Entscheidung in concreto gewesen sein mag, 
für so bedenklich halte ich ihre Entscheidungsgründe; ausländische 
Gesetzgebungen und Gesetz entwtlrfe sind keine Rechtsquelle, ein 
Gewohnheitsrecht in dem Sinne der hier angenommenen Präsen- 
tationsfrist besteht gemeinrechtlich auf keinen Fall. 

1) Präjudiz First v. Brooks (1861), Alexander y. Burchfield (1842). 
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Partikularrechtlich allerdings sind derartige Fristen eingeführt. 
So bestimmt das preuss. Landrecht 1, 16, § 277: 

„Der Angewiesene (Assignatar) muss, wenn nicht ein Anderes 
verabredet worden, die angewiesene Post binnen 14 Tagen, von 
Zeit der geschehenen Anweisung, einzuziehen sich angelegen sein 
lassen/' 

Diese Bestimmung ist aber selbst auf landrechtlichem Gebiet 
wiederum nur so weit massgebend, als nach Art. 1 des H.-6.-B. keine 
Handelssache vorliegt. Andere Partikularrechte (Sachsen -Weimar, 
Reuss, Altenburg, Bayern) stellen wiederum den kaufmännischen 
Check der Tratte gleich, für welche, wenn sie auf Sicht gestellt ist, 
die Präsentationsfrist zwei Jahre beträgt. Es liegt auf der Hand, 
dass auch diese gesetzliche Frist dem Wesen des Ghecks nicht ge- 
recht wird. 

Gemeinrechtlich kann ich aus den vorhin dargelegten Gründen, 
wonach das Princip der englisch enBechtsprechung in dieser Oheckfrage 
sich auch mit dem Recht der Wissenschaft deckt, keine Lücke in der 
Gesetzgebung zugeben. Dennoch muss ich zugeben, auf sehr contro- 
versem Boden zustehen; eine gesetzliche Regelung der Frage dürfte 
praktisch sehr dringlich sein. Der Fall ist keineswegs sehr selten. 
Noch vor wenigen Jahren ereignete er sich in meiner eigenen Anwalts- 
praxis. Lange vor Ausbruch eines Bankrotts der Bankfirma Fort- 
lage in Osnabrück hatte der Schlachtermeister Essen daselbst zur 
Zahlung einer Weinrechnung dem Weinhändler Roth daselbst einen 
Check auf sein Guthaben bei Fortlage begeben, der Weinhändler Hess 
den Check Monate lang im Pult liegen und gab ihn nach Eintritt 
des Bankrotts an den Begeber zurück, jetzt Baarzahlung verlangend. 
Um mein Gutachten von Essen angegangen, glaubte ich dasselbe 
demselben theoretisch dahin ertheilen zu müssen, dass er nicht 
mehr zu zahlen brauche, wenigstens dass der Weinhändler Roth für 
den ihm nunmehr wegen der verspäteten Einlösung des Checks er- 
wachsenden Ausfall im Konkurse hafte, unter Berufung auf die Grund- 
sätze des Incassomandats ; — - praktisch rieth ich jedoch von dem 
Risiko eines Prozesses ab, da ich, mit Rücksicht auf die mir soeben 
erst in dem, gleichfalls in dieser Schrift mehrfach erwähnten Fall Esch 
contra Bank zu Tage tretende Unsicherheit der Praxis in Checkfragen, 
für den günstigen Ausfall nicht Gewähr leisten konnte, vielmehr ge- 
radezu besorgen musste, mit meiner Anschauung zu unterliegen. 

Ob nun aber de lege ferenda eine einfache positive Sanction des 
von mir aufgewiesenen Princips, das die Rechtzeitigkeit der Präsen- 
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tation der concreten Prüfung in jedem einzelnen Fall anheimgibt, 
oder die Einführung einer gesetzlichen Präsentationsfrist empfehlens- 
werther ist? — Die Stellung zu dieser Frage hängt ab von dem 
Zutrauen, welches man zu dem gesunden ürtheil der Richter hat. 
Im Gegensatz zu den Präsentationsfristen des französischen, bel- 
gischen, schweizerischen, italienischen, holländischen und portugie- 
sischen Rechts halte ich die englische Anschauung für richtiger, 
welche zwar eine Bezugnahme auf Usancen enthält, allein auch bei 
besonderen Umständen (s. oben Chalmers, Digest „special cir- 
cumstances'O eine Abweichung von den zahlenmässigen Fristen zulässt. 
Jegliche Zahlbestimmung ist willkürlich und führt in praxi gar zu 
leicht auf das „summum jus summa injuria". Je mehr das Recht 
positive Fristen einführt, um so häufiger wird die Rechtsprechung 
das Rechtsgefühl in einzelnen Fällen verletzen. Der Zug der heutigen 
Gesetzgebungen hat freilich eine ausgesprochene Vorliebe für der- 
artige „praktikablere** Bestimmungen, und so befürchte ich denn, 
dass auch das demnächstige deutsche Gheckgesetz irgend eine un- 
widerrufliche Nothfrist, sei es nun von 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8— 17 Tagen, 
für die Präsentation der Checks einführen wird. Man wird dadurch 
die Gedächtni SS arbeit der Examenskandidaten erschweren und dem 
durch das Examen hindurch gekommenen Judex die Verstandes- 
arbeit erleichtern. 

§ 4. Kegressreeht des Checknehmers, bezw. Cheekinhabers. 

Nach französischem, belgischem, italienischem und schweize- 
rischem Recht kann der Inhaber eines Checks im Fall der Nicht- 
zahlung durch den Bezogenen, anstatt auf das der Begebung unter- 
liegende Verhaltniss zurückzugreifen, auch aus der Urkunde 
selbst Regress nehmen und zwar sowohl per ordinem als per saltum 
(Sprungregress), d. h. sowohl gegen den letzten Indossanten als auch 
direkt gegen den Aussteller oder einen beliebig herausgegriffenen In- 
dossanten. Ausstellerindossanten haften solidarisch, nur die blossen 
Vorinhaber eines Inhaberchecks sind in Ermangelung einer Unter- 
schrift von dem Regress ausgeschlossen.^) 

1) In Frankreich (s. Anhang II) und der Schweiz 5 Tage für den Platz-, 
8 Tage für den Distancecheck ; in Belgien 3 resp. 6 Tage; in Italien '8 resp. 
14 Tage. Dagegen in Malta stets 3 Tage, in Holland 1 resp. 3 Monate bei 
dem Ordrecheck, bei dem Inhabercheck ohne Unterschied des Orts 10 Tage. 
Art. 213. 214. 222. In Portugal Art. 431 an dem Tage der Fälligkeit resp. der 
Ausstellung. Vergl. Cohn (Endemann III. S. 1158. N. 138). 

2) Vergl. Cohn (Endemann m. S. 1160). 
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Gemeinrechtlich ist ein solcher „recours solidaire" nicht zu be- 
gründen. Wir haben schon oben S. 98 hervorgehoben, dass sich 
ans der Urkunde selbst ohne Verbindung mit dem Gheckvertrag 
keinerlei Rechte gegen den Bezogenen ergeben. Dies gilt auch mit 
Bttcksicht auf den Aussteller oder Indossanten. Nach unserer Auf- 
fassung des Gheckmandats kommt es stets auf die causa der Be- 
gebung an. Ist der Gheck solvendi causa begeben, und wird er nicht 
honorirt, so gilt eben die beabsichtigte Zahlung als nicht geleistet. 
Ist er donandi causa begeben, so ist vielleicht gar kein Rückgriflf, 
möglicher Weise aber ein solcher aus dem mit dem Begebungsvertrage 
verknüpften Schenkungsvertrage möglich , u. s. w. Weiter können 
wir mit den Gonstrnctionsmitteln des gemeinen Bechts nicht gelangen. 
Ob das Bedürfhiss des Verkehrs zu jener anderen, im französischen, 
belgischen, italienischen und schweizerischen Recht sanctionirten 
Auffassung drängt und etwa, wie beispielsweise Simonson meint, 
in der Begebung eines Ghecks „die Versicherung dem Empfänger 
gegenüber" erblickt, „dass er, der Anweisende, zur Zeit der Präsen- 
tation bei dem Beauftragten diesen Betrag gut haben werde, und 
dass ihm dieser gestattet habe, durch Gheck über dieses Guthaben 
zu verfügen, sowie das Versprechen, dass mangels Zahlung seitens 
desselben er selbst auf Grund des Papiers zahlen werde'^ das ist 
eine sehr zweifelhafte Frage, für deren Bejahung ich keine zureichen- 
den Gründe finde. ^) Ich sehe nicht ein, warum die bisherige auf 
dem Boden des gemeinen Rechts und der einfachen Logik gegebene 
Entwicklung nicht allen berechtigten Bedürfnissen genügen sollte, 
and erinnere daran, dass der Gheck kein Girkulationspapier, kein 
Privatpapiergeld sein soll. 

Vielfach hat man sich bemüht, ein derartiges Regressrecht für 
den Gheck aus der Analogie des Wechselrechts abzuleiten. Aller- 
dings ist der Wechsel, wie Thöl ^) des Näheren ausführt, im letzten 
Grunde auch nur eine „Anweisung" ; allein die bei ihm eingeführten 
Regressverpflichtungen ergeben sich nicht aus dieser allgemeinen 
Natur. „Das Rechtsverhältniss des Assignanten zum Assignatar 
ist gänzlich verschieden von dem Rechtsverhältniss des Tras- 
santen zum Wechselnehmer. Zwar ist möglicher Weise und 
wirklieh das unterliegende Verhältniss derselben mannigfaltiger Art, 

1) Archiv für Theorie und Praxis des Handelsrechts 1880. 

2) Thöl findet ein solches Versprechen nicht einmal in der Begebung einer 
Tratte. Thöl, Wechsehrecht. § 230. 

3) Thöl, Handelsrecht. § 331. 
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was bedeutend wird für die Abrechnung zwischen diesen beiden 
Personen, wenn die Zahlung der Anweisung und der Tratte erfolgt. 
Allein die Anweisung begrtlndet gar keine obligatio 
zwischen dem Assignanten und-Assignatar, die Tratte be- 
gründet eine solche zwischen dem Trassanten und Wechselnehmer. 
Wenn nach dem unterliegenden Verhältniss zwischen dem Assig- 
nanten und Assignatar eine obligatio besteht, und dies ist der häufigste, 
nun zu besprechende Fall, dann ist der Assignatar steter Mandatar 
(Einkassirungsmandatar) und daher wesentlich verpflichtet, 
gleichviel ob er die Summe lediglich zum Vortheil des Assignanten 
erheben soll, um sie darauf auszukehren, oder zu eigenem Vortheil, 
um sie zu behalten. Der Wechselnehmer dagegen ist Gläubiger, 
und zwar Gläubiger ohne alle Verpflichtung; was man seine Ver- 
pflichtungen nennt, ist Bedingung seines Rechts. Das Wechselver- 
sprechen ist ein Summenversprechen ohne Gegenversprechen. Es 
besteht kein Recht aus der Anweisung, nur ein Recht 
aus dem der Anweisung unterliegenden (Valuta-) Ver- 
hältniss; dagegen besteht ein Recht des Wechselnehmers aus dem 
Wechsel, für dieses Recht ist das unterliegende (Valuta-) Verhältniss 
gleichgültig. Der Assignant als Mandant ist wesentlich nur berechtigt^ 
nicht verpflichtet; der Trassant ist nur verpflichtet, nicht berechtigt. 
Hieraus folgt: die Verpflichtungen des Trassanten sind 
nicht Verpflichtungen des Assignanten, die Rechtssätze 
des Wechselrechts können also für die Anweisung nur bedeutend 
werden, um die Verpflichtungen des Assignatars genauer 
zu bestimmen, nicht um Rechte des Assignatars (gegen den Assig- 
nanten) herauszustellen. 

Diese Verpflichtungen fallen aber mit den sog. Verpflichtungen 
d. h. den Bedingungen, welche der Wechselnehmer zu erfüllen 
hat, nicht durchweg zusammen, ihrer sind, weil der Assignatar Man- 
datar, der Wechselnehmer Gläubiger ist, theils mehr, theils weniger. 
Von den Rechtssätzen, welche das Verfahren des Wechselnehmers 
bestimmen, leiden auf den Assignatar nur diejenigen Anwendung, 
welche die Auslegung des Zahlungsauflrags und das Suchen der 
Zahlung betreffen, nicht aber diejenigen, welche (für den Fall 
des Ausbleibens der beauftragten Zahlung) den Protest und die 
Protesterhebung betreffen; denn der Protest wird nur 
für die Verpflichtung des Trassanten bedeutend". 

Es ist selbstverständlich, dass dort, wo die positive Gesetzgebung 
den Check den Bestimmungen des Wechsels unterwirft, eben dieses 
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positive Recht massgebend sein muss. Aber daraus, dass die eng- 
lische Gesetzgebung definirt: the cheqne is a bill of exchange 
drawn on a banker, dass femer das Schweizer Obligationenrecht ihn 
bestimmt als ^^eine wechselmässig verpflichtende Zahlungs- 
anweisung u, s. w." ^), folgt Nichts für die rein wissenschaftliche Con- 
struction des Ghecks auf einem Gebiete, wo, wie bei uns, diese Rechts- 
materie der positiven gesetzlichen Regelung noch entbehrt. Also 
weder ein Regressrecht des Inhabers gegen seinen Vorinhaber, noch 
gar ein sog. Sprungregress noch die damit beim Wechsel verbundene 
Protestpflicht würde sich gemeinrechtlich für den Check begründen 
lassen, vielmehr hätte hiemach im Fall der Nichthonorirung des 
Checks der jeweilige Inhaber allemal auf die der Begebung unter- 
liegende causa zurückzugreifen und sich lediglich an den durch eine 
solche causa zu ihm in Beziehung stehenden unmittelbaren Vormann 
zu halten. Aus der allgemeinen Natur des Incassomandats, die wir 
allen Ghecks, sowohl den Anweisungs- wie den Quittungschecks vin- 
dicirt haben, lassen sich eben principaliter nur Pflichten des Man- 
datars herleiten. Rechte nur so weit, als die actio mandati contraria 
solche wegen besonderer Auslagen und Verluste des Mandatars be- 
gründen kann ; es würde aber zu gewagt erscheinen, die actio man- 
dati contraria direkt auf Zahlung der zum Ineasso angewiesenen 
Summe gegen den Aussteller zu ertheilen. 

Oder sollte man nicht vielleicht daran deuken, in der Ausstellung 
eines Ghecks implicite. ein klagbares Summen versprechen von Seiten 
des Ausstellers zu befinden, wie Thöl ein solches Summenversprechen 
dem Trassanten beim Wechsel unterlegt? Vergl. Thöl, Wechselrecht 
§ 194: „Der Trassant verspricht, dass er im Fall der Nichtzahlung 
des Trassaten denWerth der Wechselzahlung, also den zur Zahlungszeit 
am Zahlungsort bestehenden Gours der Wechselsumme zahlen wolle," 
So hat denn auch das englische Recht, auch schon vor der, die Er- 
gebnisse der früheren Rechtsprechung lediglich zusammenfassenden 
und resumirenden Godification entschieden und in Verbindung damit 

1) Der Gbeck des schweizeriscben Obligationenrechts vonDr. jur. Otto Zoller. 
(Frauenfeld, J. Huber 1885.) 

Auch nach italienischem Recht: 
„Sono applicabili all* assegno bancario tutte le disposizione che riguardano 
la girata, Tayallo, le firme di persone incapaci, le firme false e falsificate, la 
scadenza ed il pagamento delle cambiali, il protesto, Tazione verso il traente 
ed i giranti e le cambiali smarrite.'* 

L'Assegno Bancario, Studio Teoretico-Pratico dell' Avvo- 
cato Luigi Callaversi, Milano 1883. 
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eine dem Wechselprotest analoge notice of the dishonour ought to be 
given in the same manner as in the case of a bill of exchange erfordert. 
So schon in dem Präjudiz Bayley versus Bodenham (10 L. T. 422). i) 
Es wurde erkannt, dass allemal, wenn nicht der oben S. 85, 86 
besprochene Verzugsfall vorliegt, — if the holder is not guilty of 
laches — der Aussteller, drawer, haftet, und zwar nicht bloss 
seinem unmittelbaren Nehmer, sondern jedem rechtmässigen Inhaber. 
„The holder of a cheque may sue the drawer, although it 
was not drawn in the holders favour originally, but has passed 
through the hands of several intermediate parties ; it being clearly 
settled, that cheques are transferabel, either by delivery or by 
indorsement, although the former is the most usual.^' 
Bei den allerdings selten vorkommenden^) Indossamenten eines 
Checks würde sich dann ein gleiches Regressrecht auf Grund der- 
selben Gonstruction gegen jeden Indossanten ergeben. Ausgeschlossen 
dagegen würde dieser allgemeine, von der besonderen causa ab- 
strahirte Regress sein gegen denjenigen, der einfach den Check ohne 
Indossament weiterbegibt; gegen diesen gibt auch das englische 
Recht nur dem unmittelbaren Nehmer eine auf die specielle causa 
der Begebung gestützte Klage. 

„As regards the remedies of the holder of a cheque against 
the indorser, they are the same as those which he would have 
on a bill of exchange. He cannot upon its dishonour sue a person 
not being the drawer, who has passed it without indorsing it; but 
if it was cashed or received in payment of a debt, he may sue 
the party from whom he received it for the consideration he gave 
for it (Chitty, Jen. 45), provided there has been no laches which 
has caused loss."^) 
Wer geneigt ist, wie wir im Allgemeinen es sind, den Ver- 
kehrswillen als wissenschaftliche Rechtsquelle zu betrachten, dürfte 
freilich einerseits sehr geneigt sein, ein allgemeines und abstractes 
Regressrecht nach Massgabe dieser Entscheidungen beim Check zu- 
zulassen. Dieselbe ratio, die Thöl dafür angibt, dass die Tratte, 
ihrem Wortlaut nach auch nur eine blosse Anweisung, ein Summen- 
versprechen des Ausstellers gegenüber jedem späteren Nehmer sei, 
könnte man sagen, liegt ja auch hier zu Grunde. 

1) Shaw, A practical Treatise on the law of Bankers Cheques. IL ed. 
London 1871. 

2) Und eigentlich zweckwidrigen! 

3) Shaw, A practical Treatise c. 9. 
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„Dass es kein anderes Versprechen sein kann, nämlich ein 
von allem miterliegenden Verhältniss unabhängiges Versprechen 
ist, ergibt sich am schlagendsten ans folgendem, wie es scheint, 
immer übersehenem Umstand, dass dem Trassanten die Per- 
son und die Persönlichkeit seines Wechselnehmers 
gänzlich gi;eichgtlltig ist."0 
Aus einer Broschtlre des Geh. Oberfinanzrath Eoch^) entnehme 
ich die Notiz, dass das Landgericht Hamburg durch eine Entscheidung 
vom 3. August 1877 den Regress des dritten Checkinhabers gegen 
den Aussteller für zulässig erklärt habe. Vielleicht dürften ähnliche 
Erwägungen wie die vorstehenden in diesem mir leider nach Rubrum 
und Thatbestand nicht näher bekannten Falle zu dieser Entscheidung 
geführt haben. Dennoch ist andererseits die gewagte Natur einer 
solchen Analogie unverkennbar. Diese Frage dürfte, ebenso wie die- 
jenige der Repräsentationspfiicht eine gesetzliche Entscheidung am 
drmglichsten erheischen.^) 



Kapitel V. 

Verhältniss des Checkinhabers zum Bezogenen 

(Bankier). 

§ 1. Kein Keeht des Inhabers gegen den Bezogenen aus dem 

CheekYertrag. 

Ein direktes Elagrecht gegen den Bezogenen lässt sich aus 
unserer gemeinrechtlichen Auffassung auf keine Weise begründen. 
Man könnte freilich an den Versuch denken, sich fUr ein solches 
Klagrecht auf die modernen Grundsätze über Verträge zu Gunsten 
Dritter zu berufen. Bekanntlich machte schon das spätere römische 
Recht von dem ursprünglichen strengen Grundsatze ,,alteri stipulari 
nemo potest, . . . inventae sunt obligationes, ut unus quisque sibi 
acquirat" (1. 38, § 17 de V. 0.) gewisse Ausnahmen: 

1. Wenn C sich von B eine Leistung versprechen liess, an deren 
Erfüllung A ein Interesse hat, so gibt er dem A eine actio utilis 
gegen B. L. 38, §21 de V.O.: 

1) Thöl, Lc. S. 211. 

2) üeber BedOrfniss und Inhalt eines Gheckgesetzes fOr das deutsche 
Reich 1883. 

3) Unsere legislative Stellungnahme s. unten cap. X. i. f. 
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yj — si qniSy enm promisisset Titio fundam Maevinm datnrnm 
ant, si is non dedisset poenam se datnrnm, stipnlatus a Maevio 
fuerit fnndam Titio datum iri: item si quis id loeaverit faciendnm 
qnod ipse condaxerit: coDstat habere eum ntilem ex locato 
actionem/' 

2. So hat femer auch der Dritte (A) eine direkte Klage gegen B 
ans dem an C gegebenen Versprechen bei Bückgabe einer dos. 
L. 45 D. soluto matr. 

3. Dieselbe actio ntilis wird bei Auflage zu Gunsten eines Dritten 
letzterem im Fall einer Schenkung bewilligt. L. 3 C. de donat. 

4. Beim Pfandverkauf 1. 17, § 1 D. de distr. pign. und beim 
Depositum im Fall der Vereinbarung zwischen B und C dem 
Dritten (A) zurückzugeben. L. 26 pr. depos. 16. 3. 

Paulus libro 4 resp.: „Publia Maevia cum proficisceretur ad 
maritum suum arcam einsam cum veste et instrumentis common- 
davit Gajae Sejae et dixit ei: ,Cum sana salvave venero, restitaes 
mihi: certe si quid humannm contigerit filio meo, — defuncta ea in- 
testata desidero res commendatae cui restitui debeant filio seu 
marito.' Paulus respondit: filio." 
Zweifellos hat das moderne Becht diesen Grundsatz in einigen 
bestimmten Fällen, doch ohne ein bewusstes klares Princip, erweitert, 
z. B. im Fall der Lebensversicherung zu Gunsten eines Dritten, bezw. 
des Vertrags mit einer Wittwenkasse. Letzteres sind aber gewohnheits- 
rechtlich anerkannte besondere Fälle. ^) Dagegen erscheint mir doch 
die Ausdehnung dieses immer noch als Ausnahme vom Princip zu 
betrachtenden Elagrechts auf das Gheckverhältniss allzu gewagt; an 
eine Analogie des zuletzt cit. 1. 26 pr. depositi ist nicht zu denken, 
da wir die Gonstruction des Checkvertrags als eines derartigen De- 
positalyertrags verwerfen mussten. Auch den von Gohn (a. a. 0. 
Endemann III, S. 1155) subintelligirten Vollmachtsvertrag, wo- 
nach der Bezogene aus dem Check deshalb verpflichtet sein soll, 
weil der Checkkunde denselben als sein Bevollmächtigter ausgestellt 
habe, konnten wir nicht begründet finden. Wir glauben sogar, dass 
eine solche direkte Verpflichtung des Bankiers der Intention des Check- 
vertrags und der Natur der Sache widerspricht. So sagt, ohne 
gerade an das Gheckverhältniss zu denken, ganz richtig schon Wächter, 
Pandekten ü, § 190: „Zwar behaupten Viele, nach deutschem Ge- 
wohnheitsrecht könne der Dritte auch wider Willen der Contrahenten 
erklären, er trete nun dem Vertrage bei, und dadurch bekomme er 
1) Vergl. Gerber, Deutsches Privatrecht. § 192 a. E. 
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das Becht, aaf ErftLllang gegen den Versprechenden zu klagen. Allein, 
dass das deutsche Becht einen solchen Grundsatz anerkenne, lässt 
sich nicht nachweisen ; auch wäre es ganz gegen die Natur der Sache, 
da in solchen Fällen es offenbar die Absicht der Parteien ist, bloss 
einander sich zu verpflichten und Herren des Verhältnisses 
zubleiben, nicht aber dem Dritten ein selbstständiges Becht gegen 
sie einzuräumen. Wenn ich z.B. meinen Bankier beauftrage, 
er soll dem N in den nächsten 6 Monaten monatlich 60 M. auf meine 
Bechnung zahlen, und der Bankier den Auftrag annimmmt, oder wenn 
ich bei dem Verkauf meiner Pferde bedinge, der Käufer soll meinem 
Diener ein Trinkgeld geben, so wäre es widersinnig, wenn 
N oder ans dem Vertrage ein selbstständiges Becht auf Zahlung 
wider unseren Willen bekommen sollte; vielmehr ist hier das, was 
ich mir ausbedungen habe, lediglich mein Becht, worüber ich frei 
disponiren kann und das ich, solange die Leistung an den Dritten 
noch nicht gemacht ist, widerrufen und meinem Contrahenten nach- 
lassen kann.^' 

Allerdings würde es für unseren Standpunkt, der ja die Check- 
anweisung als ein Zahlungsmandat, bezw. Incassomandat auffasst, 
widersinnig sein, dem Incassomandatar trotz der Bevocabilität des 
Mandats (s. oben S. 99) ein direktes Elagrecht zu gewähren. 

Es ist auch unzulässig (mit ünger, Dogmat. Jahrb. 10, S. 9) in 
dem mandatum accipiendi ein mandatum praesumptum agendi 
suchen zu wollen, weil zwischen beiden Mandaten nur ein kleiner 
Schritt sei; sei der Schritt auch noch so klein, — er ist unzulässig; 
das mandatum agendi kommt vor ohne mandatum accipiendi, z. B. 
beim deutschen Prozessbevollmächtigten, und umgekehrt. 

In Uebereinstimmung mit dieser gemeinrechtlichen Eonsequenz 
steht wieder das englische Checkrecht; so ist unsere Frage aus- 
drücklich in vorstehendem Sinne entschieden in den Fällen: 

Hopkinson v. Forster 19. L. Bep. Equity case 74. 

Bence v. Beard 8 C. B. N. p. 381. 

Moore v. Bushell 27, C. 7, 381. 

HiÜ V. Boyds 8 L. Bep. Equity case 290. 

Williams v. Everett 14, East 582. 

Stuart V. Fry J. Faunt 339. 

Wedlake v. Aurely 1 C. & J. 83. 

Schröder v. Central Bank of London 34, L. T. 735. 
Sect. 53. Bills of Exchange Act: „A bill of itself does not ope- 
rate as an assignment of funds in the hands of the drawee available 
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for the payment thereof and the drawee of -a bill, who does not 
accept as required by this Act, is not liable on the instrn- 
ment." 

Auch in Amerika hat sich diese Praxis durchweg behauptet, 
wenngleich einige amerikanische Juristen, wie Daniel und Morse, 
versucht haben, die Haftbarkeit des Bezogenen dem Inhaber des 
Checks gegenüber aus der Lehre von den Verträgen zu Gunsten 
Dritter, bezw. der Schuldübernahme zu rechtfertigen. So weist noch 
der Supreme Court U. S. in Sachen National Bank v. Miliard die 
Klage des Checkinhabers ab mit der Begründung: 

„The holder takes the cheque on the credit of the drawee 
in the belief, that he has funds to meet it; but in no sense 
can the bank be said to be connected with the trans- 
action."^ 
Anders kann die Sache gegenüber positiven Gesetzesbestim- 
mungen liegen, so hat z/B. das preussische Landrecht I, 16, §281 
dem Assignaten, also dem Checkinhaber, in der That ein mandatum 
praesumptum agendi eingeräumt, indem es sich in seiner „geschmack- 
vollen" Weise folgender Worte bedient: 

„Doch hat der Angewiesene, wenn er die assignirte Post 
im Namen des Anweisenden einklagt, die Vermuthung einer Voll- 
macht für sich." 
Auch die französische, holländische, italienische und portugie- 
sische Jurisprudenz erkennt das direkte Elagrecht des Checkinhabers, 
in Anlehnung an die positiven Gesetzesbestimmungen, an. Wir wissen 
aber auch, aus welcher Art von Construction (vergl. S. 107. oben) zum 
grossen Theil diese romanischen Gesetze, Kunstprodukte der legis- 
lativen Theorie, nicht Niederschläge einer wissenschaftlich geleiteten 
Praxis, — hervorgegangen sind. 

De lege ferenda möchten wir der Einführung des direkten Elag- 
rechts nicht das Wort reden. Dass ein solches Klagrecht sich nicht 
auf die Check Urkunde selbst beziehen könne 2), sondern auf den 
Check vertrag zurückgreifen müsse, geben auch die Anhänger dieser 
actio utilis zu. Damit aber wird die Anstellung der Klage für den 
Dritten, der sich ja doch der Instruction des Checkkunden bedienen 



1) Yergl. auch Birnbaum, Zeitschr. für ges. Handelsrecht. XXX. S. 17 ff. 

2) Yergl. Gohn, a.a.O., der das Elagrecht des Inhabers, wie auch Eocb, 
Gutachten S. 29, annimmt: „Die Klage kann nicht auf die Checkurkunde ge- 
stützt werden, vielmehr hat der Inhaber den Abschluss des Checkvertrags und 
die Einhaltung der yertragsmässigen Grenzen seitens des Ausstellers zu erweisen.^ 
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müsste, 80 gut wie unpraktisch. Nur für ganz besondere Fälle, wie 
Tod, Abwesenheit, Insolvenz des Ausstellers, kann die Möglichkeit 
direkter Klage einen Werth zu haben scheinen. Dem gegenüber lässt 
sich daran erinnern, dass die ratio und Eonsequenz vortheilhafter ist, 
als eine auf Singularitäten bedachte Verkehrs utili tat, und dass gerade 
letztere, z. B. im Fall der Insolvenz des Ausstellers, bei vorhandener 
Deckung in den Händen des Bankiers, missbräuchlichen Manipu- 
lationen — in fraudem creditorum — allerhand Schleichwege er- 
möglichen würde. 

§ 2. Recht aas dem Accept. 

Obwohl, wie wir bereits S. 99. N. 1. 2. oben erwähnten, acceptirte 
Checks in Deutschland selten vorkonamenO, so sind sie doch in 
Ermangelung eines positiven Verbots nicht unzulässig. Der Check 
lautet zwar den Worten nach nur auf Zahlung, schliesst aber doch 
zweifellos die Befugniss ein, sich die Zahlung auch versprechen 
zu lassen, bezw. zu versprechen. Denn in dem Majus ist das Minus 
enthalten. 2) Die nächste Folge einer solchen Acceptation des Checks 
durch den Bezogenen würde die sein, dass der Aussteller jetzt nicht 
mehr contramandiren darf (s. 99 oben). Und in Verbindung damit 
steht, dass jetzt ein direktes Elagrecht, ein selbstständiges Recht 
des Inhabers gegen den Bezogenen eintritt. 

Wenigstens unbestreitbar ist dieses in dem Fall, dass der Aus- 
steller des Checks ein Kaufmann oder dass der Bezogene ein Kauf- 
mann ist, also da der Bezogene der Regel nach Bankier und also 
Kaufmann ist, in der Regel. Denn in diesem Fall haben wir in dem 
Accept ein gesetzlich durch Art. 300 u. 301 des H.-6.-B. anerkanntes 
Summenversprechen. Das Accept bildet einen neuen abstracten 
Verpflichtungsgrund. Nach dem Accept kann der Bezogene sich 
keinerlei Einreden mehr aus dem Checkvertrage bedienen. 

Fraglich kann nur sein, ob das blosse „marking" ^)y wie es stellen- 
weise in England, vielfach in Amerika üblich ist, sich als genügendes 

1) Der Vertrag der Beichsbank (b. Anhang I, 2) enthält sogar unter 5 die 
Bestimmung: ,,Eein Check darf acceptirt werden". Die Bestimmung 
entspricht der wirthschaftlichen Zweckidee. A cheque is not intended for accep- 
tance, but for prompt presentment and payment. Ghalmers, M. D. Digest art. 256. 

2) Yergl. Thöl, Handelsrecht. § 327. 

3) Chalmers, Digest 256, bemerkt für England Folgendes: At common law 
there is no objection to the acceptaace of a cheque if the holder likes to take 
Jlt in lieu of payment, but the Bank- Charter Acts would in the most cases render 
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Accept in diesem Sinne qualificirt. Nach amerikanischem Recht gilt 
es für „acceptance". Vergl. Cohn a. a. 0. p. 1157. N. 133.^) Der 
Art. 300 unseres H.-6.-B. spricht von einer geschriebenen und unter- 
schriebenen Annahmeerklärung. Es ist aber zu bedenken, dass das 
Zahlungsversprechen an und für sich keine Form voraussetzt , auch 
mündlich ertheilt werden kann, und dass demnach der Art. 300 nicht 
eine Form einführen, sondern nur eine Präsumtion aufstellen will. Es 
ist also blosse Thatfrage, ob das „marking'^, wenn es nur in einer 
Abstempelung besteht, nicht die Beurkundung einer Acceptation 
darstellt. 

Der Vollständigkeit halber müssen wir auch auf den denkbaren 
Ausnahmefall eingehen, dass der Bezogene kein Bankier, also kein 
Kaufmann ist, und den Check acceptirt. Art. 300. 301 des H.-G.-B. 
können dann nicht zur Anwendung kommen. Thöl schreibt § 239 
seines Handelsrechts: „Das auf Grund einer nicht kaufmänni- 
schen Anweisung dem Assignatar gegebene Zahlungsversprechen 
ist gemeinrechtlich ungültig. Denn die Gültigkeit dieses Ver- 
sprechens bedarf, da es ein reines Summenversprechen ist, eines be- 
sonderen Eechtssatzes, welcher aber für die nicht kaufmännische 
Anweisung gemeinrechtlich fehlt." Wir haben bereits oben S. 80 
betont, wie wir ebenfalls der Ansicht sind, dass eine allgemeine 
Zulässigkeit abstracter, formloser Verpflichtung im Recht nicht be- 
gründet ist, ja sogar eine grosse Gefahr für das Rechtsleben mit sich 
führen würde. Da wir in der That keinen, auch keinen gewohn- 
heitsrechtlichen Rechtssatz finden können, der der Meinung Thöls in 
diesem Fall entgegenträte, wie beim Erediteröffnungsvertrag und 
beim Incassomandat, so bleibt uns Nichts übrig, als seiner Aeusse- 
rung beizupflichten. 

Man vergl. auch S. 80 oben. 

Noch ist daran zu erinnern, dass acceptirte Ghecks nach dem 
deutschen Wechselstempelgesetz (vergl. S. 71) stempelpflichtig sind. 

this iUegal. MarkedCheqaes: As between banker and banker marking a 
cheque may perhaps amount to a binding respresentation that it will be paid, 
but it is clearly not an acceptance which the holder could take advantage of. 

üeber die certified cheques in den Vereinigten Staaten cf. Daniel, §§ 1601 
bis 1611. 

1) In Amerika wird das Wort »good** quer über den Check geschrieben; 
„certifying''. Koch p. 29. a. a. 0. theilt übrigens mit, dass ein kürzlich erlassenes 
amerik. Gesetz dieses certifying den Nationalbanken verbietet. 
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Kapitel VI. 
Ungültige Ghecks. 

§ 1. Check ohne Gheckrertrag (falscher Check). 

Kein (rechtsgültiger) Check ohne Checkvertrag (vergl. Kap. I, 
§ 3y S. 83 oben). Diese Voraassetznng überhebt uns nicht der Frage, 
welche Bechtswirknng ein ahne zn Gmnde liegenden Checkver- 
trag ausgestellter Check für den Anssteller habe. 

In der Aasstellnng und Begebung eines solchen Checks kann 
ein Delict liegen. Der Aussteller kann durch die Vorspiegelung der 
falschen Thatsache, dass er durch einen Checkvertrag zur Ausstellung 
des Checks ermächtigt sei, auch durch blosse Unterdrückung der 
wahren Thatsache, dass er dazu nicht ermächtigt ist, einen Irrthum 
erregen wollen, um sich auf Unkosten eines Anderen, des Check- 
nehmers, einen rechtswidrigen Vermögensvortheil zu verschaffen. Dann 
haftet er strafrechtlich und civilrechtlich aus diesem Delict. 

Zweifelsohne kann aber ein ungültiger, ebenso wie ein die Ver- 
tragsgrenze überschreitender, ungedeckter Check auch in gutem Glau- 
ben ausgestellt sein. Wie ist alsdann den durch diese Thatsache 
geschädigten Checknehmem zu helfen? Ein Regress aus der Ur- 
kunde selbst ist, wie wir gesehen haben, S. 116 oben, zu ver- 
sagen. Cohn (Endemanns Handbuch III, S. 1161) meint (mit Lyon- 
Caen Nr. 1357. K 4, Noguier Nr. 127, Kirt S. 403), der Aussteller 
hafte als Garant eines gültigen Checkvertrags resp. als falscher 
Bevollmächtigter Jedem, der durch die Vorspiegelung der an- 
geblichen Vollmacht Schaden erlitten habe, unter Umständen also 
nicht nur dem ersten, sondern auch einem späteren Nehmer; es sei 
dabei irrelevant, ob der Aussteller dolos oder culpos gehandelt habe. 

Diese Meinung beruht auf der von uns (vergl. S. 84 oben) ab- 
gelehnten Vollmachtstheorie; wir können sie also nicht verwerthen. 
Aber wir haben ein einfacheres Rechtsmittel, die actio mandati con- 
traria. Jedenfalls ertheilt auch der Aussteller eines ungültigen (d. h. 
nicht auf einen Checkvertrag begründeten) Checks ein Incassomandat; 
er ertheilt dasselbe, wenn der Check auf den Inhaber gestellt ist, 
nicht nur dem ersten Nehmer, sondern in incertam personam. Das 
Contrahiren cum incerta persona ist im modernen Verkehr im wei- 
testen Sinne zugelassen; wenn ich incertae personae tradiren kann, 
warum soll ich nicht auch incertae personae, d. h. Jedem, der mein 
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Mandat übernehmen will, mandiren können? Der Check auf Inhaber 
oder Ordre ist eine Verkehrsvollmacht, jede nicht auf einen beson- 
deren gesetzlichen Titel gegründete Vollmacht setzt ein Mandat des 
Vollmachtgebers voraus, allerdings kann dieses Mandat, als acces- 
sorisches, abstractes, wiederum auf den verschiedensten rechtlichen 
Unterlagen ruhen; seine causa kommt, ebenso wie die causa cessionis, 
S. 101 oben, nicht in Betracht, die actio mandati directa tritt gegen- 
über jener causa gewöhnlich in den Hintergrund, wird von derselben 
absorbirt, — nicht so die actio mandati contraria, die eventuellen 
Bückansprüche des Mandatars. Es würde also die actio mandati 
contraria sein, die im Falle eines unwirksamen Ghecks dem 
Checknehmer bezw. -Inhaber einen Regress gegen den Aussteller er- 
möglicht Gegenstand dieser Klage würde Ersatz des durch die Nicht- 
honorirung erwachsenen Vermögensnachtheils sein. 

§ 2. Der gemischte Check. 
(Die beim Checkvertrag zu prästirende Sorgfalt.) 

Am wichtigsten wird hiernächst die Frage nach der Wirkung 
eines gefälschten Ghecks d. h. eines solchen, der entweder ganz, 
hinsichtlich Unterschrift. des Ausstellers und Betrags, — oder 
theilweise, hinsichtlich der Summe, gefälscht worden ist. 

Dass der angebliche Aussteller eines gefälschten Ghecks, also 
zunächst derjenige, dessen Unterschrift gefälscht worden ist, von 
dem durch diese Fälschung getäuschten Bankier oder einem anderen 
gutgläubigen Annehmer nicht wegen Deckung in Anspruch genommen 
werden kann, sollte als selbstverständlich gelten. Es fehlt ja 
die Willenserklärung. Der angebliche Aussteller kann seine gefälschte 
Unterschrift diffitiren. Auch, wenn zwar die Unterschrift nicht, 
aber die Summe des Ghecks gefälscht worden ist, muss im Prineip 
dasselbe gelten. Nach allgemeinen Grundsätzen rechtlicher Logik 
haftet man nur, sofern und soweit die wirkliche Willenserklärung 
reicht. An sich ist Niemand für einen betrügerischen oder irrthtim- 
lichen Schein, der bezüglich seines Willens von Anderen und bei 
Anderen erregt wird, verantwortlich. So erkennt auch das englische 
Gheckrecht: „If the drawers signature be forged or the amount of 
the cheque be fraudulently altered after it has been properly fiUed 
up by the drawer, the banker ought not to pay it."0 



1) Shaw, a. a. 0. Ch. IV. 
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Ein interessantes englisches Präjudiz in dieser Bichtong bietet 
case Hall & Another versns Faller & Others. Dowling & 
Byland 464 : Mr. Hill hatte dem Mr. Hall mittels Gheqne 3 £ geliehen, 
Mr. Hall den Check an Mr. Wagstoff begeben und letzterer die Samme 
3 £ s. d. in £ 200 abgeändert „in snch a manner that no one in 
the ordinary conrse of bnsiness conld have observed it''. Der Mr. 
Justice Bajley begrtlndet sein Urtheil wie folgt: 

„The banker as the depositary of the cnstomers money is 
boand to pay from time to time such sums as the latter may order. 
If unfortunately he pays money belonging to the customer upon 
an ordre which is non genuine, he must suffer; and to justify 
the payment he must show that the order is genuine, not in 
signature only, but in every respect. This was nat a 
genuine order, for the customer never ordered the payment of the 
money mentioned in the cheque." 
So einfach und natürlich dieses Princip nicht nur dem juristi- 
schen Logiker, sondern auch dem uninteressirten Rechtsge- 
ftthl erscheinen muss, so gibt es doch zumal in jure, wo interessirtes 
Wollen so vielfach die Klarheit des Vorstellens trübt. Nichts, was 
nicht schon bestritten worden wäre. So auch hier. Schon Thöl 
bemerkt bei der analogen Frage im Wechselrecht 2): „Die kauf- 
männische Ansicht geht dahin, dass eine Zahlung, auf eine unver- 
dächtige Tratte und unverdächtige Indossamente hin geleistet, gültig 
mid wirksam sei, mithin dem Empfänger nicht wieder abgefordert 
werden könne und dem zahlenden Trassaten ein Becht auf Deckung 
gebe." Thöl selbst, auf die näheren Verhältnisse des Wechselver- 
kehrs eingehend, stellt dieser interessirten Meinung mit seiner be~ 
kannten feinen Unterscheidungsgabe richtige Grundsätze gegentlber, 
die wir jedoch bei der sonstigen Verschiedenheit des Check- und 
Wechselwesens nicht für unseren Gegenstand verwerthen können. 
Wir stossen hier auf einen Gonflict von grosser Tragweite und all- 
gemeinem Interesse zwischen einem Handelsgeist einerseits, 
der wesentlich nur die Sicherheit des Verkehrs betont und unbe^ 
wusst von egoistischen Interessen beeinflusst wird, und der Becht s- 
logik und dem gesunden Bechtsgefühl andererseits. Es 
ist nicht in Abrede zu stelle, dass die geschichtliche Entwicklung 
der Gesetzgebung und Bechtspflege seit langer Zeit dem ersteren ein 
bedenkliches Uebergewicht über das Principienrecht einzuräumen 



2) Thöl, Wechselrecht. § 304. 
L. Eahlenbeck, Der Check. 
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geneigt ist. Eine moderne Praxis, unterstützt durch eine der auf- 
richtigen Quellenauslegung und den Principien Gewalt anthuende 
Theorie, ist bestrebt, überall der äusserlichen Erklärung und 
selbst dem Schein derselben im Interesse der sog. Verkehrsutilität 
den Vorrang vor der wirklichen Willensmeinung und Willenseinigung 
zu geben 0; ein Bestreben, das schliesslich mit einer materialistischen 
Rechtsphilosophie und dem die Erwerbsvortheile über Alles setzen- 
den Zeitgeiste in engstem Zusammenhange steht. Es dürfte an der 
Zeit sein, dass die Wissenschaft solchen praktischen und theoretischen 
Verirrungen endlich ein entschiedenes „Bis hierher und nicht weiter!" 
entgegensetze! In diesem Sinne können wir Worte, mit denen 
Windtscheidt in seinem vortrefflichen Aufsatz „Wille und Willens- 
erklärung" 2) gegen jene Bestrebungen protestirt, begrüssen: „Man 
hat doch alle Ursache, mit der Begünstigung des guten Glaubens 
im Verkehr vorsichtig zu sein. Sie ist ein zweischneidiges Schwert. 
Man wird nicht vergessen dürfen, dass man mit der einen Hand gibt, 
was man mit der andern nimmt. Gewiss ist es für denjenigen, welcher 
erwerben soll, sehr angenehm, wenn er erwirbt, trotzdem dass 
eine Thatsache, welche seinen Erwerb rechtfertigen würde, nicht 
vorhanden ist, bloss deswegen, weil er in gutem Glauben angenommen 
hat, sie sei vorhanden. Aber in gleichem Masse ist es für 
denjenigen, welcher durch den Erwerb des Andern verliert, 
empfindlich, wenn er verliert, obgleich eine seinen 
Verlust rechtfertigende Thatsache nicht vorliegt. Dass 
ein Fremder über meine Sache verfügt, ist keine That- 
sache, welche meinen Eigenthumsverlust gerecht er- 
scheinen lässt; nichtsdestoweniger soll sie meinen 
Eigenthumsverlust herbeiführen, damit die Interessen 
eines Dritten nicht geschädigt werden. Allerdings habe ich 
den Trost, dass in einem andern Falle einem Eigenthümer sein 
Eigenthumsrecht zu m einen Gunsten genommen wird, damit meine 
Interessen nicht geschädigt werden. Aber jedenfalls ist in dem 
einen oder dem andern Falle begangen worden, was die 
Bechtsordnung selbst als Ungerechtigkeit anzuerkennen 
nicht umhin kann! Also eine Gompensation von Ungerechtig- 
keiten!" 

So nackt und rücksichtslos, wie sich die hier von Windtscheidt 
kritisirte Utilitätstheorie des sog. guten Glaubens und der Ver- 

1) Vergl. oben S. 87. 88. 

2) Archiv für civilistische Praxis. Bd. 63. S. 72 ff. 
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kehrssicherheit in einzelnen Monographien und selbst Partikular- 
gesetzen ^) bereits in den Vordergrund gedrängt hat, pflegt sie sich 
freilich in der gemeinrechtlichen Praxis noch nicht zu zeigen; hier 
sucht sie sich aber vielfach mit einem Feigenblatt zu bekleiden, das 
dem Baume des Schuldbegriffs entsprossen sein soll 

Ein instructives Beispiel der heutigen Praxis in derartigen Fällen, 
wo es sich darum handelt, wer den Nachtheil einer Fälschung zu 
tragen hat, bietet uns der bereits oben, Kap. II. § 4 u. 5 (S. 80—91) 
besprochene Rechtsfall Esch contra Osnabrücker Bank. Der 
Kläger Esch wurde in diesem Fall in beiden Instanzen (eine dritte, 
die Bevisionsinstanz, war bei dem nur 500 M. betragenden Objekt 
ausgeschlossen) schuldig erkannt, die Belastung mit einem auf seinen 
Namen gefälschten Check, den die Bank gezahlt hatte, anzuerkennen. 

Die Gründe der I. Instanz, welche in der II. Instanz reprobirt 
wurden und auf einer irrigen Anschauung von der Bedeutung 
des Kontogegenbuches beruhten, haben wir bereits eingehend 
besprochen. Vergl. Kap. II. § 4 oben (S. 86 ff.). Die IL Instanz 
gründet ihre Abweisung darauf, dass die Fälschung nur durch eine 
Fahrlässigkeit des Checkkunden möglich geworden sei, und dass 
daher letzterer und nicht die Bank den Verlust zu tragen habe. 
Man vergl. den Anhang III, 5. Bevor wir auf eine eingehendere 
Kritik dieses Erkenntnisses eingehen, haben wir an dieser Stelle 



1) In besonders weitgehendem Masse thut dies das preussische Gesetz über 
den Eigenthumserwerb an Grundstücken Yom 5. Mai 1872. S&mmtliche auf 
den dinglichen Eechtszustand eines Grundstücks bezügliche Einschreibungen im 
Grundbuche bilden formelle Wahrheit zu Gunsten dritter Erwerber, wenn 
sie auch materiell unrichtig sein sollten. §§ 9. 3S des Gesetzes. 

Im Interesse der Sicherheit des Verkehrs kann ich hier um den an- 
gestammten Grundbesitz, um das Haus meines Vaters kommen, wenn auch der 
raffinirteste Betrug eine Umschreibung in den Büchern zu Wege gebracht hat» 
sofern ich nur dem dritten Erwerber seine (subjektive) Unredlichkeit nicht 
nachzuweisen vermag; nicht einmal das schadet dem dritten Erwerber, wenn er 
wusste, dass seinem Eechtsvorfahr eine persönliche Verpflichtung oblag, deren 
Erfüllung sich mit seinem Erwerbsakt in Widerspruch setzt. 

Beispiele: 1. Ein Betrüger fälscht eine notarielle Vollmacht, auf Grund 
derselben verkauft und überschreibt er meinen Grundbesitz durch Vermittlung 
yieUeicht einer Zwischenperson einem Dritten, dem keine Mitwisserschaft nach- 
zuweisen. Ich werde von Haus und Hof gejagt, im Interesse des guten Glaubens. 
— 2. Ich überschreibe einem Freunde zu einem bestimmten Zweck, etwa, dass 
er es wiederum an meinen Bruder übertrage, mein Gut; jener lässt es statt dessen 
an einen Dritten gegen Entgelt auf, der sogar von jener Verpflichtung weiss. Ich 
werde von Haus und Hof gejagt, im Interesse des gutgläubigen!?) Erwerbers. 

9* 
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den Massstab der culpa , welcher beim Gheckverhältniss für die 
BetheiligteD eintritt, tlberhaupt zu erörtern. 

Wer von einer Constraction des Verhältnisses als depositam 
irreguläre ansgeht und sich ängstlich an die römischen Quellen hält, 
kann bezüglich dieser Frage leicht in Verlegenheit gerathen. Beim 
regulären Depositum haftet bekanntlich nur der Deponent ftlr 
omnis culpa, der Depositar dagegen nur für dolus, ausgenommen die 
Fälle, 

a) dass die Hinterlegung ausnahmsweise nur in seinem Interesse 
geschehen oder 

b) dass er sich zur Hinterlegung gedrängt hat, oder 

e) dass er weitere Verhaftung ftlr Nachlässigkeit vertragsmässig 
übernommen hat. 

Die Quellen schweigen darüber, ob beim depositum irreguläre 
etwas Abweichendes eintreten soll. 

Hiernach könnte man freilich zu einer für den Bankier sehr 
günstigen und für den Checkkunden nachtheiligen Gon- 
struction des Schuldmassstabes gelangen. Allein abgesehen von der 
Frage, ob der Checkvertrag in der That als depositum irreguläre auf- 
zufassen ist, was wir bekanntlich zurückgewiesen habend, wissen wir, 
dass jene Sätze über die beim depositum reguläre zu prästirende Sorg- 
falt nichts Anderes sind als der Ausfluss eines tieferen und 
allgemeinen Princips des Schuldmassstabes bei Ver- 
trägen, eines Princips, das v. Ihering folgendermassen formulirt hat: 

1. Bei allen Verträgen, die lediglich im Interesse des einen 
Theils abgeschlossen sind, haftet der andere nur für dolus (und 
culpa lata). 

2. Bei allen im beiderseitigen Interesse abgeschlossenen 
Verträgen, wo auf beiden Seiten der Egoismus das treibende 6e- 
schäftsmotiv ist, wird der Regel nach beiderseits culpa levis prästirt. 

Augenscheinlich gehört nun das depositum reguläre und das blosse 
Gefälligkeitsdarlehen zur ersteren Kategorie (der Depositar und ande- 
rerseits der Darlehensgeber [beim unverzinslichen Darlehen] handeln 
uneigennützig), dagegen fällt das depositum irreguläre und das ver- 
zinsliche Darlehen unter die beiderseits lucrativen Geschäfte, wo Vor- 
theil gegen Vortheil eingewechselt wird. Von diesem Princip aus ist 
es gleichgültig, ob wir das Gheckverhältniss als irreguläres deposi- 
tum oder als einen Vertrag sui generis auffassen; dass der Geschäfts- 
vortheil auf beiden Seiten, sowohl auf Seiten des Bankiers wie des 

1) S. 83. 84 oben. 
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CheckknndeD, das Motiv bildet, ist zweifellos. Beide Parteien 
haben also ftlr levis culpa in der Ausführung des Con- 
tractes zu haften. Wenden wir nun diesen Massstab auf unseren 
concreten Fall an, so ist es von vornherein doch keineswegs unzweifel^ 
haft, inwiefern besondere Vorsicht bei Aufbewahrung des Formular- 
befts einen Bestandtheil der Pflichten des Checkkunden bildet. Die 
Frage ist allerdings mehr concreter und thatsächlicher, als all- 
gemein juristischer Natur. Im besonderen Fall hatte freilich die 
Osnabrttcker Bank auf den von ihr den Kunden ttbergebenen Konto- 
buch em den Wunsch drucken lassen: 

,,Man wolle zur Verhtltuag von Fälschungen dieses Quittungs- 
buch unter Verschluss halten und einen etwaigen Verlust desselben 
sofort bei uns anzuzeigen.'' 
Allein ein solcher Wunsch ist noch keine Vertragsbedingung, viel- 
mehr gerade als solcher deutet er darauf hin, dass die Bank sich wohl 
bewusst war, dass Fälschungen der Ghecks an sich ihr zum Nachtheil 
gereichen würden und nicht dem Checkkunden; sie spricht den 
Wunsch in ihrem Interesse und nicht im Interesse des Kunden ausJ) 
Ist also die besondere Aufbewahrung der Formularhefte weder ein 
nothwendiges noch naturales Vertragsmoment, so kommt bei einer 
angeblichen Nachlässigkeit in dieser Richtung wieder die gemein- 
rechtlich controverse Frage nach etwaigen Folgen aussercontract- 
lichen Versehens in Betracht. Die actio legis Aquiliae setzt posi- 
tives Thun voraus, die Mehrheit der Romanisten ist sogar der Ueber- 
zeugung, dass culpa lata aussercontractlich dem dolus nicht gleich 
zu achten ist.^) 

Im vorliegenden Fall hatten sich die Fälscher das in einem offen 
stehenden Pulte befindliche Formularhefk angeeignet. Würde man 
das Offenlassen eines Pultes, selbst wenn derselbe Geld und Werth- 
sachen enthält, unter allen Umständen als culpa lata zu bezeichnen 
haben? Mir scheint hier sogar die Bejahung einer culpa levis nicht 
in abstracto zulässig zu sein. Doch selbst wenn man die Frage 

1) Die Osnabrücker Bank hat anscheinend trotz des von ihr erhaltenen ob- 
siegenden Erkenntnisses die Unsicherheit desselben empfunden und jenen Wunsch 
in ihren seitdem neu redigirten Vertragsbedingungen zu einem Yertragsmoment 
erhöben. Man vergl. Anhang I, 3. In diesem Falle, wo der Gheckkunde aus- 
drücklich alle Folgen übernimmt, die aus dem Abhandenkommen der Formulare 
entstehen möchten, wird natürlich kein Streit über dieselben erwachsen können, 
sofern nicht die weiter unten zu erwähnende Frage der Compensation der 
culpa auch hier den Gans alz usammen hang unterbricht. 

2) Vergl. Wächter, Fand. I. S. 455. 
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eines snbjektiven Verschuldens noch so rigoros behandeln will, so 
mass die Haftbarkeit dafür im vorliegenden Fall an der richtigen 
Lehre vom Gausalznsammenhang scheitern. Verantwortliche Folgen 
irgend eines an sich schuldhaften Verhaltens können dieser Lehre 
zufolge nur solche Ereignisse sein, die als solche nicht unwahrschein- 
lich waren, die einer, freilich nach den concreten Umständen za 
beurtheilenden Regel nach als Folgen einer solchen Regelwidrig- 
keit, wie das bestimmte Versehen sie darstellt, vorausgesehen werden 
konnten. Jedes diese Wahrscheinlichkeitsregel wieder unterbrechende 
Ereigniss, besonders ein solches , das auf ein anderes schuldhaftes 
Verhalten einer anderen Person als Causalmoment zunächst wieder 
zurttckzuführen ist, unterbricht den Gausalzusammenhang« Wenn 
irgend, so ist in dem verbrecherischen Gebrauch, den die Fälscher 
von den Formularen machten, eine solche den Gausalznsammenhang, 
d. h. die Wahrscheinlichkeitsregel, unterbrechende neue Regel- 
widrigkeit zu befinden. Oder soll man sagen, es sei eine Wahr- 
scheinlichkeit, eine Regel des Lebens, dass unsere Handlungsgehtllfen 
sich an die offenen Pulte ihrer Principale machen, sich deren Formu- 
lare zueignen und Fälschungen damit begehen? Nehmen wir an, 
ein Portier lässt in einer grossen Stadt eine Hausthür offen, ein 
Raubmörder benutzt diese Nachlässigkeit zum Einschleichen und be- 
raubt und mordet die Hausbewohner. Darf man den Portier der 
fahrlässigen Tödtung beschuldigen? In Städten und Zeiten, wo der- 
artige Verbrechen an der Tagesordnung sind, wo also die Wahr- 
scheinlichkeit nicht ausgeschlossen war, vielleicht, — der Regel 
nach auf keinen Fall. Ea, quae raro accidunt, non temere in 
agendis negotiis computantur 1. 64 D. de R. J. Jura constitui oportet, 
ut dixit Theophrastus, in bis, quae e^l to nleloTov accidunt, non 
quae «x naqaUyov 1. 3 D. de legibus. Dieses Princip ist für die 
Schuldhaftung im römischen Recht überall gewahrt; so z. B. 1. 21, 
§ 3 D. 19. 1 ; 1. 15, § 1 D. 9. 2; 1. 28 D. 9. 2 und a. a. 0. 

Uebrigens hätten jene Gheckfälscher, um sich die 
Formulare anzueignen, den Pult, auch wenn er ver- 
schlossen war, aufbrechen können; ja, sie konnten schliess- 
lich die Formulare selbst so gut wie die Unterschrift fälschen. 

Andererseits konnte vielleicht die Bank selbst durch genaue Prü- 
fung der Unterschrift und Vergleichung mit der Originalhandschrift 
sich vor der Annahme eines Falsificats schützen. Sorgfalt in dieser 
Richtung gehört zweifelsohne zur Vertragspflicht des Bankiers in weit 
höherem Grade, als Aufbewahrung der Formulare zu derjenigen des 
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Kunden. Da es sich nach unserer Auffassang keineswegs um ein 
blosses depositum, sondern um ein im beiderseitigen egoistischen 
Interesse abgeschlossenes Geschäft handelt, muss der Bankier für 
omnis culpa in dieser Beziehung aufkommen und kann sich nicht 
auf den milderen Massstab der 1. 11 D. 16. 3 berufen. Das im vor- 
liegenden Fall feststellbare Unterlassen einer sorgfältigen Prüfung 
der Gheckunterschrift seitens des Bankangestellten musste demnach 
die etwaige culpa des Klägers compensiren. Endlich aber, selbst 
wenn zuzugeben wäre, dass die Grundsätze des Erkenntnisses über 
die Schuldverantwortlichkeit richtig wären, so ergäbe sich aus solcher 
zunächst doch nur eine Verpflichtung zum Schadenersatz, nicht 
aber zur direkten Anerkennung des fälschlich debitirten Postens. 
Insofern weist also das Erkenn tniss ebenfalls eine, dem Laien viel- 
leicht weniger fühlbare Lücke der juristischen Gonsequenz auf. Vergl. 
Endemanns Handbuch IL § 194. (167). Die unmittelbare Abweisung 
der Klage ohne Bezug auf eine dem an sich anzuerkennenden An* 
Spruch gegenübertretende gleichwerthige Schadenersatz einrede 
wäre auch dann noch ein logischer Sprung. 

Wie mir scheint, völlig übereinstimmend mit unserer Ansicht, 
schreibt auch Gohn (Endemanns Handbuch III. 1053) bei Gelegenheit 
des Giro-Ghecks, übrigens also im durchaus analogen Falle: „Der 
Girokunde übernimmt oft vertragsmässig die Pflicht, die Formulare 
sorgfältig aufzubewahren, bei Verlust rechtzeitig die Bank zu be- 
nachrichtigen und die leeren Stellen der Formulare so auszufüllen, 
dass Fälschung unmöglich ist; auch die Tragung aller Nachtheile, 
die aus Verletzung dieser Pflichten entspringen, wird bei vielen Banken 
dem Girokunden vertragsmässig auferlegt. Ohne solchenNeben- 
vertrag hat die Bank alle Gefahr der Fälschung oder 
Verfälschung der ümschreibungsanweisung zu tragen; 
aber auch jener Nebenvertrag kann im Zweifel die Bank 
nicht von der Haftung befreien, falls sie bei Prüfung 
der ihr eingereichten Umschreibungsanweisung einer 



1) L. 11. cit: „Si sine dolo omni reddat, hoc est, ut nee culpae qaidem 
suspicio Sit . . . ceterum suf fielt bonam fidem adesse/' Vergl. Endemanns 
Handbuch III. S. 898. N. 85. 

Aber selbst beim Deposit sagt Hübner, Banken u. s. w. I. S. 57: „Ver- 
pflichtet sie sich, o^s Deposit nur an den legitimirten Inhaber auszuliefern, 
80 übernimmt sie auch das Risiko einer falschen Legitimation, durch welche sich 
der Dieb eines Depositenscheins möglicher Weise als rechtmässiger EigenthOmer 
geltend macht." 
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concurrirenden culpa durch Nichtanwendung der Sorg- 
falt eines ordentlichen Bankiers sich schuldig ge- 
macht hat/' 

Ferner derselbe bezttglich des gewöhnlichen Checks (Endemaun 
IIL S. 1165): 

„Der Bezogene muss die Unterschrift des Ausstellers kennen; 
hat er Checks mit gefälschter Unterschrift gezahlt, so hat er der 
Regel nach an den Fälscher und unter allen sonstigen Voraussetzungen 
der condictio an den Empfänger des Geldes einen Anspruch. Kur 
im Fall eines besonderen Versprechens wird derjenige, dessen Unter- 
schrift gefälscht worden, die Zahlung gegen sich gelten lassen müssen. 
Ein solches Versprechen liegt noch nicht in der Annahme von Check- 
formularen, es bedarf vielmehr noch der ausdrücklichen Erklärung, 
dem Bezogenen allen Schaden zu ersetzen, der ihm aus dem Verluste 
oder sonstigem Abhandenkommen der Blanquette erwachsen sollte. 
Ist nicht dies, sondern nur die sorgfältige Aufbewahrung der Blan- 
quette versprochen, so beschränkt sich die Haftung auf den Fall, 
dass durch ein Versehen in der Aufbewahrung die Möglichkeit des 
Missbrauchs entstanden ist. In jedem Fall hat die Haftung zur Voraus- 
setzung, dass den Bezogenen nicht eine, wenn auch noch so geringe 
Schuld bei der Einlösung trifft, sei es bei Prüfung der Unterschrift, 
der Datirung oder der Numerirung des Checks, sei es durch Nicht- 
berücksichtigung einer vom Aussteller eingegangenen Anzeige von dem 
Verluste der Formulare." Vergl. Funk, Rechtl. Natur des Cheeks 
S. 25ff. 

Ueber die Nichtigkeit der Klausel „qui exonfere le banquier 
d6positaire de toute garantie en cas de perte ou de vol du titre" 
ein Pariser Urtheil vom 1. Juli 1870 bei Noguier p. 235, Nr. 5. 

Es dürfte von Interesse sein, auch noch einige berühmte Präju- 
dizien der m. E. auf dem Gebiete des Checkrechts musterhaften 
englischen Rechtsprechung mit unserem Fall zu vergleichen. 

In dem Fall ShoUy versus Ramsbottom (2 Campbell 485) hatte 
der Kläger am 20. Sept. 1869 zur Zahlung einer Schuld bei Mrs. 
Miller & Co. einen Check folgenden Wortlauts auf die beklagte 
Bank gezogen: 

Mrs. Ramsbottom, Neumann, Ramsbottom & Co. 

London 20. September 1869. 
Pay to Mrs. Miller & Co. or bearer three hundert and sixly 
six pounds £ 360 Robert Sholly. 
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Da die Samme sich als unrichtig herausstellte, so zerriss ShoUy 
den Check sofort in vier Stücke, die er fortwarf, und füllte einen 
anderen aus auf & 366. Letzterer wurde ordnungsmässig noch an 
demselben Tage bei der Beklagten präsentirt und eingelöst. Am 
Montag 4en 25. Sept. 1869 wurde aber auch der erstere, zerrissene 
Check von einem Unbekannten auf der Bank präsentirt. Die vier 
Stückchen, in die er zerrissen worden waj*, waren auf einem Papier- 
stück wieder aneinander geklebt, die Bisse waren sichtbar und die 
Oberfläche war ^was schmutzig. Dennoch zahlte der Kassirer der 
Bank ohne weitere Umstände auch auf diesen Check. Es handelte 
sich im Prozesse um die Anerkennung der Belastung im Konto des 
Kunden. Die Jury verurtheilte die Bank dem Klagantrage entspre- 
chend zur Streichung der Belastung. Lord EUenborough als Mr. 
Justice gab sein Bechtsgutachten dahin, dass die Umstände die Bank 
nicht entschuldigen könnten, auf den verdächtigen Check Zahlung 
geleistet zu haben. 

Um den Checkkunden auf Grund eines von demselben verlorenen 
oder ihm gestohlenen Checks bei bona-fide-Zahlung durch die Bank 
belasten zu können, genügt nach englischer Judicatur der Nachweis 
gewöhnlicher Nachlässigkeit nicht. So erkannte die Queens bench 
im Fall Crook v. Jadis. Ja im Fall Goodman vers*. Harvey (4 Adol- 
phus & Ellis 870) wurde ein derartiges Ereigniss als aussercontractlich 
nicht einmal, wenn auf culpa lata zurückführbar, für erheblich er- 
achtet. Mr. Justice (Lord Dumman) sagte: „I believe we are all of 
opinion that gross negligence only would not be a sufficient answer 
by the defendant, when the plaintiff has given consideration for the 
bill. Gross negligence may be evidence of mala fides, but it is not 
the same thing. We have shaken of the last remnant of the con- 
trary doctrine." 

Dagegen erkennt die englische Bechtsprechung es für eine Pflicht 
der Aussteller, die Anweisung in „a businesslike manner", d. h. so 
auszufüllen, dass einer betrügerischen Aenderung möglichst vorge- 
beugt werde. Diese Pflicht bildete den Gegenstand des Falls Whit- 
more v. Wilks (Moody & Malkins Beport, 216). 

Der Beklagte Wilks war Vorsteher einer Gesellschaft „for light- 
ing and paving city Lakes", er hatte die Amtsgeschäfte theiiweise 
durch seinen Clerk, Namens Milne, verwalten lassen. Letzterer hatte 
sich Veruntreuungen zu Schulden kommen lassen. Es stellte sich 
heraus, dass die Bank verschiedene Checks kassirt und gezahlt hatte, 
die auf weit grössere Summen lauteten, als wirklich geschuldet waren. 
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Diese Checks waren von Milne präsentirt. Es konnte nicht er- 
mittelt werden, ob Milne die Checks von vornherein auf die unrich- 
tigen grösseren Beträge ausgestellt hatte und die Trustees der Ge- 
sellschaft dies übersehen hatten, oder ob er sie zunächst, um die 
Unterschriften derselben zu erhalten, richtig, aber so ausgefüllt hatte, 
dass er die grösseren Beträge nach der Unterzeichnung hinzuschreiben 
konnte; z. B. einen Check auf 50 £ so, dass er ihn darnach auf 
500 abänderte. Wahrscheinlicher erschien letzteres. Lord Tender- 
don, der den Fall entschied, sagte: „Der Verlust kann auf zweierlei 
Weise entstanden sein. Milne kann die Checks von vornherein mit 
den Summen ausgefüllt haben, mit denen sie der Bank präsentirt 
wurden. Dann trifft die Trustees die Schuld, weil sie die Schulden, 
zu deren Deckung die Checks ausgestellt werden sollten, und also 
die Summen, auf die sie lauten mussten, kannten oder kennen mussten. 
Wenn dies nicht der Fall war, so müssen ihnen die Checks mit den 
richtigen Beträgen vorgelegt worden sein, aber in solcher Form, 
dass leicht Worte dazwischen geschrieben werden konnten. In die- 
sem Fall hätten die Trustees, als ,men of business', bei der Zeichnung 
die offenen Stellen ausfüllen sollen, wodurch der Fälschung vor- 
gebeugt sein würde. Dies haben sie, wenn die Checks ursprünglich 
richtig waren, fahrlässiger Weise unterlassen und so die Aenderung 
ermöglicht. In beiden Fällen ist der Verlust auf ihr Verschulden 
zurückzuführen, und ich meine, sie können die Beklagte mit den 
Folgen desselben nicht belasten." 

In dem Fall Young v. Grote (4 Binghames Report 253) hatte 
ein Clerk des Young, nachdem letzterer einen Check auf £ 50 2 s 
3 d ausgestellt, vor fifty, welches Wort Young mit kleinem An- 
fangsbuchstaben geschrieben hatte, „three hundert" eingetragen 
und diese Summe gehoben, um damit durchzugehen. Auch hier 
nahm der Richter eine Nachlässigkeit Youngs an und wies dessen 
Klage ab. 

Dasselbe Princip wurde bestätigt im Fall Rex v. Right (Lewins 
Crown Cases 135), wo der Checkkunde die Gepflogenheit hatte, 
Blankochecks auszustellen, deren einige von betrügerischen Em- 
pfängern mit höheren Summen ausgefüllt worden waren, als sie auf 
dieselben zu heben ermächtigt worden waren. 

Ganz besonderes Interesse verdient endlich noch aus der aus- 
ländischen Rechtsprechung ein Brüsseler Urtheil vom 20. Januar 
1881, mitgetheilt im Journ. de droit international priv6 IX. p. 588. 
Dasselbe repartirte bei con cur rirendem Versehen des Ausstellers 
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und Bankiers den Schaden imVerhältniss des beiderseitigen Ver- 
sehens unter beiden Parteien. 

Eine Kritik dieses letzteren Eikenntnisses, das Gohn a. a. 0. für 
nachahmenswerth hält, würde uns zu weit in die allgemeine Lehre 
vom Schadenersatz abführen. Es enthält unserer Ansicht nach 
eine im gemeinen Recht bislang noch nicht begründete kühne 
Neuerung auf dem intricaten Gebiete der civilrechtlichen Scha- 
denshaftung. 



Kapitel VII. 
Der Quittungscheck. 

Bislang habe ich ausdrücklich nur von den in Anweisungs- 
form ausgestellten Checks gehandelt. Gelten nun die hierfür ent- 
wickelten Rechtsfolgen auch für den sog. Quittungscheck? Vergl. 
Theil I. S. 42. Abs. 3. 

Obwohl derselbe von der Reichsbank abgeschafft worden ist, 
kommt er in Deutschland doch noch vielfältig im Verkehr anderer 
Banken vor. 

Wie schon S. 96. 1 bemerkt wurde, kommt auf diesen Unter- 
schied in der Wortfassung Nichts an. Auch die Begebung einer 
solchen Quittung schliesst nach dem allgemeinen, Verkehrswillen die 
Ertheilung einer Incassovollmacht an sich ein. Vergl. Ladenburg, 
Vojlmacht und Verkehrsmittel u. s.w. (Zeitschr. für d. ges. 
Handelsrecht. XL). Im kaufmännischen Verkehr hat diese Geschäfts- 
auffassung gesetzliche Sanction erhalten durch Art. 296 des D. H-G.-B.: 
„Der üeberbringer einer Quittung gilt für ermächtigt, die 
Zahlung zu empfangen, sofern nicht dem Zahlenden bekannte 
Umstände der Annahme einer solchen Ermächtigung entgegen- 
stehen." 

Es liegt kein Grund vor, den Quittungseheck für eine unstatt- 
hafte Form der Checks zu erklären. Ebenso wenig bedingt diese 
Form irgendwelche zu den in vorstehenden Kapiteln zusätzliche oder 
von denselben abweichende Rechtsfolgen. 

1) Vergl. Kapp, a. a. 0. S. 83 ff. 
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Kapitel Vni- 

Scontration (Clearing), Girozahlung und Giro- 
oder Umscbrelbungs-Gheck (rother Check). 

Im I. Theil haben wir an dem Musterbilde des Londoner Clea- 
ring-House gezeigt, dass der wirthschaftliche Zweck des Checks erst 
in der allseitigen Abrechnung und in der Oirozahlung seinen Ab- 
schluss findet. Wir verweisen nochmals auf das diesen Vorgang 
veranschaulichende Schema S. 36. Was ist das juristische Wesen 
dieses Endvorganges? Augenscheinlich eine auf allseitiger Einwilli- 
gung beruhende Ausgleichung gegenseitiger Schulden innerhalb eines 
Personenkreises 0. Zum Zweck dieser allseitigen Ausgleichung, die 
allemal auf einem vorausgehenden Abrechnungs- oder Clearing- Ver- 
trag beruht^), werden nun eine grössere Anzahl von einzelnen Rechts- 
akten zwischen einzelnen Betheiligten unter sich oder auch Gruppen 
des Personenkreises erforderlich. Diese Rechtsakte sind theils Zah- 
lungsanweisungen (Checks, Wechsel), theils Gompensationen , theils 
Delegationen. Setzen wir einen Giroverkehr unter 6 Personen, A, 
B, C, D, E, F. Der einfachste Fall zwischen denselben würde mög- 
lich sein, wenn von denselben allemal der Nebenmann links die 
gleiche Summe von c Mark dem Nebenmann rechts schuldete, A 
also dem B, B dem C, G dem D u. s. w. und schliesslich F diese 
Summe dem A schuldete. Es ist klar, dass in diesem Fall alle 
6 Personen den Kreislauf des Geldes unter sich dadurch ersparen 
können, dass sie einfach allseitig vereinbaren, ihre Schulden anter 
einander als getilgt anzusehen. Ein solcher einfacher Tilgungsver- 
trag wird aber in den meisten Fällen nicht möglich sein, die obli- 
gatorischen Beziehungen der betheiligten Personen werden nach 
Verhältniss von Person und Summe sehr verschieden sein und daher 
noch andere Rechtsakte erforderlich machen, um die Baarzahlung 
nach Möglichkeit einzuschränken. 

Zunächst werden die Einzelnen, welche direkt mit einander 
compensiren können, dies natürlich unter sich besorgen; dies ge- 

1) Per ans mehr ab zwei Personen besteht; bei nur zwei Personen wflrde 
einfache Compensation, bezw. Gompensation nebst Zahlung, bezw. Gutschrift 
vorliegen. 

2) Pactum de scontrando; kann übrigens auch stillschweigend geschlossen 
werden, selbst durch ratihabitio ex post. Yergl. Gohn (Endemanns Handbuch in. 
§ 448. S. 1070). 
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sehieht, indem sie sich gegenseitig ihre Forderungen nnd Schulden 
mittheilen und das Saldo debitiren, bezw. kreditiren; — soweit sie 
dann nicht direkt eompensiren können, könnten sie nun delegiren, 
d. h. einen Schuldner (Delegaten) überweisen^ der seinerseits viel- 
leicht wieder Gläubiger des Delegatars ist, oder auch cediren, d. h. 
einea Cessionar zu finden suchen, der im Stande ist, mit dem cessus 
zu compensiren. Am einfachsten geschieht dies nun in der Weise, 
dass jeder seine sämmtlichen, nicht durch unmittelbare Compensation 
getilgten Forderungen an die Einzelnen der Gesammtheit cedirt 
(Äctivsaldo), bezw. bezüglich seiner sämmtlichen nicht so getilgten 
Einzelschulden als Schulden der Gesammtheit expromittirt (Passiv- 
saldo). 

So muss sich das Gesammtguthaben, resp. die Gesammtschuld 
jedes Einzelnen, wenn es auch nicht wie in dem zuerst gedachten 
idealen Fall auf Null gebracht wird, jedenfalls auf einen relativ un- 
bedeutenderen Theil herabmindern. Dieses Rechtsgeschäft jedes Ein- 
zelnen mit dem Verein ist eine Delegation. Delegare est vice sua 
alienum reum dare creditori, vel cui jusserit. L. 11 D. de novationi- 
t)us. Als solche ist es zugleich eine Novation, d. h. Tilgung der 
alten Schuld Verhältnisse durch Begründung neuer. Der Einzelne 
als Gläubiger ist allemal Delegant, als Schuldner Delegat, der Verein 
allemal zugleich th eilweise Delegat, th eilweise Delegatar.^) Die 
nun noch nicht compensirten Beste müssten dann eigentlich von den 
Schuldnern dem Verein baar eingezahlt und von ihm den Gläubigern 
wieder baar ausgezahlt werden, so dass der Verein einfach als 
Bankier, d. h. als Zahlungs-, bezw. Incasso-Mandatar jedes Einzelnen 
fungiren würde. 

Statt dieser Baarzahlungen ^) wird nun aber mit der bisherigen 
Scontration die davon wohl zu scheidende Giro Zahlung in Verbin- 



1) Yergl. Biccius, Ezercit. juris cambiaUs. Göttingen 1781. §6: 

„Scontratio imitatur delegationem/' 
Des Weiteren siehe unten zur Girozahlung. 

Da die auf Grund der Delegationsaufträge erfolgenden Gutschriften in den 
Folien der besonderen Abrechnung beim Clearing - Verkehr (S. 28—31} die Dele- 
gationen perfect machen, wird zwischen den einzelnen Betheiligten die Zahlung 
Behon vor der letzten allgemeinen Aufrechnung perfect; nur ist zu „unter- 
scheiden" zwischen der provisorischen und definitiven Gutschrift. S. 29. 30 
oben, 31. Nr. 2. 

2) Vergl. Jevons, Geld und Geldverkehr S. 274 (Londoner Clearing-House) : 
y^rüher wjoxäe der dner jeden Bank schuldige Uebersehuss in Banknoten bezahlt 
und im Jahre 1839 wurden täglich Forderungen von etwa 60 Mill. Mark mit An- 
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dang gesetzt.) Die Oirozahlang setzt, wie der Check, einen Giro- 
V ertrag des Zahlenden mit einem Dritten voraus, nämlich mit dem 
Bankier, welcher dem Oiroknnden eine Oirogntschrift ertheilt, sich 
verpflichtet hat, ihm zu letzterer auf Anweisung anderer Kunden zu- 
zuschreiben oder davon auf seine Anweisungen zu Gunsten der anderen 
Girokunden abzuschreiben (perscribere, rescribere der alten Römer). 
Diese Umschreibung hat einerseits die Bedeutung einer Zahlung, 
sie ist keine solutio im engeren Sinne, aber eine satisfactio, unter 
deren allgemeineren Begriff die solutio fällt; genauer qualificirt sie 
sich als Delegation. 

Vergl. 1. 49 D. de solutionibus 46, 3 : 
„Solutam pecuniam intelligimus utiqne naturaliter, si nume- 
rata sit creditori. Sed et si jussu alii solvitur vel cre- 
ditori ejus vel futuro debitori vel etiam si, cui dona- 
turus erat, absolvi debet." 
L. 54 ebd.: 
„Solutionis verbum pertinet ad omnem liberationem 
quoquo modo factam, magisque ad substantiam obligationis refertur 
quam ad numerorum obligationem." 
L. 52 ebd.: 

„Satisfactio pro solutione est." 
L. 3 Cod. de novat. et delegat. VIII, 42: 
„Quod si delegatione facta jure novationis tu liberatus es, frustra 
vereris, ne eo, quod quasi a diente suo non faciat exactionem, ad 
te periculum redundet: cum per verborum obligationem volun- 
tate novationis interprete a debito liberatus sis." 
Andererseits begründet sie eine neue selbstständige Forderung, 
welche von der causa der Delegation unabhängig ist, also einen 
abstracten Schuldtitel mit der geschehenen Gutschrift im Girokonto 
zu Gunsten desjenigen, dem sie ertheilt ist. Vergl. S. 80 u. 81 oben. 

Wendung von etwa 4 Mill. Banknoten und 400 Mill. gemünzten Geldes ausge- 
glichen, also mit einer dem 15. TheU der liquidirten Schulden gleichkommenden 
Summe baaren Geldes. In neuerer Zeit wurde ein Vorschlag des verstorbenen 
Charles Babbage zur Ausführung gebracht, indem die Ueberschoisse durch 
Anweisungen auf die Bank von England bezahlt werden !^^ Vergl. die oben 
S. 33. 34 beschriebenen Transfer-Tickets! 

1) Terent., PhormioV. 8, 29 ff.: „Sed transi, sodes, ad forum, atque illud 
mihi argentum rursus jube rescribi." Adelphilll. 4,13, wozu Donatus: „Tum 
enim in foro et de mensae scriptura magis quam ex arca domoque vel cista 
pecunia numerabatur^^ und oben S. 22, N. 2. 
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Mit Unrecht bestreitet Begelsberger (Endemanns Handbuch 11. 
§ 257. N. 35} die Delegation als geltendes Bechtsinstitnt. Die Giro- 
zahlang nnd Scontration lassen sich darch keines der von ihm daftlr 
genannten Surrogate (Anweisung, Cession) befriedigend erklären. 
Vergl. auch Cohn, a. a. 0. § 447. N. 92. Thöl, Handelsrecht § 333—340. 

Es ist, wie 1. 49 cit. ausdrücklich hervorhebt, keineswegs er- 
forderlich^ dass der Delegat stets Schuldner des Deleganten, und 
letzterer Schuldner des Delegatars sei, die Delegation ist ein abstractes 
Geschäft, das sowohl constituendae obligationis, wie dissolvendae, 
anch donandi causa gemacht werden kann, genau wie die Zahlung 
im weiteren Sinne selbst, von der sie eine Species bildet. 

Der Auftrag zur Oirozahlung ist an sich an keine Form ge- 
bunden, er kann mündlich ertheilt werden. Bei der in Verbindung 
mit dem Clearing vorkommenden, den Abschluss der Scontration bil- 
denden Girozahlung, sowie bei den heutigen Girobanken sind jedoch 
heutzutage schriftliche Anweisungen üblich. Solche Giroanweisungen 
sind die oben Si 33 u. 34. N. 1 mitgetheilten englischen Transfer-Tickets. 

Eine solche Giroanweisung ist auch der oben S. 43 
mitgetheilte sog. „rothe" Check der Beichsbank. 

Der rothe Check unterscheidet sich also vom weissen Check 
dadurch, dass letzterer eine Zahlungsanweisung enthält, eine An- 
weisung auf Zahlung im engeren Sinne, numeratio, ersterer aber 
eine Delegationsanweisung. Wie die Zahlungsanweisung, so ent- 
hält auch die Delegationsanweisung oder der Girocheck zwei 
Mandate, 

1. einen Aultrag, an die Bank, zu versprechen, gutzuschreiben, 
zwischen Deleganten und Delegaten, 

2. einen Auftrag, sich versprechen (gutschreiben) zu lassen, zwischen 
Deleganten und Delegatar. 

Es ergibt sich daraus die Analogie alles dessen, 
was bisher für den weissen Check in Kap. HI— VH ent- 
wickelt worden ist. Insbesondere sind die französischen Irrthümer 
abzuweisen, als handle es sich um eine brevi manu traditio. S. 106. 
107 oben. 

Femer ist die Uebernahme der Giroanweisung freiwillig, der 
Aussteller darf den ümschreibungsauftrag widerrufen, bis zur Präsen- 
tation des Checks ; dagegen wird die Delegation unwiderruflich per- 
fect mit der geschehenen Umschreibung, durch welche der Delegat 
(die Bank) dem Delegatar selbstständig verpflichtet wird. Etwaige 
Einreden aus dem Verbältniss des Cbeckausstellers zur Bank gehen 
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ihm nichts an, sein Ansprach ist unabhängig vom Deckungsver- 
hältniss. » 

Ebenso wenig kann der Delegat (die Bank) die Gutschrift mit 
Einreden aas der causa delegationis, aus dem Verhältniss des Oiro- 
checkremittenten zum Aussteller anfechten. 
L. 19 D. de novat. 46,2: 
„Doli exceptio quae poterat deleganti opponi, cessat in per- 
sona creditoris cui quis delegatus est. Idemque est, et in ceteris 
similibus exeeptionibus .... Ideo autem denegantur exceptiones 
adversus secundum creditorem, quia in privatis contractibus et 
pactionibus non facile scire petitor potest, quid inter eum, qui 
delegatus est, et debitorem actum est: aut etiam si sciat, dissimu- 
lare debet, ne curiosus videatur, et ideo merito denegandum est 
adversus eum exceptionem ex persona debitoris." 
Vergl. Schlossmann, Zur Lehre von der causa S. 56. 



Kapitel IX. 

Der Wechsel im internationalen S^hlungs- 

verkehr (Bankier-Rembours), und seine Dele- 

gationsfunktion. 

Wir haben im vorigen Kapitel gesehen, wie die Delegation und 
ihre Novationswirkung ein für das Girowesen unentbehrlicher Begriff 
ist. Der Grundsatz: „Anweisung ist keine Zahlung '' steht damit 
nicht im Widerspruch, er stellt lediglich eine Präsumtion auf, welche 
durch thatsächlich weitergehende Parteivereinbarungen durchbrochen 
werden kann. Letztere brauchen keine ausdrtlcklichen zu sein. 
Die 1. ult. Cod. de novationibus wird zu Unrecht häufig in diesem 
Sinne missdeutet. Die Novationsabsicht der Parteien kann sehr 
evident aus den Umständen hervorleuchten. Letzteres ist von ganz 
besonderer Wichtigkeit in den nicht seltenen Fällen, dass eine Zah- 
lung durch Wechsel erledigt wird, und hier wird die Frage wie- 
derum hervorragend praktisch im internationalen Zahlungsver- 
kehr. Für diesen hat, wie wir bereits im I. Theil S. 18 andeuteten, 
der Wechsel noch nicht seine wesentlichste Bedeutung in der zeit- 
lichen Verschiebung der Zahlung, in der Kreditfunktion, sondern 
in der Baumüberwindung, hier besteht sein Wesen in der That noch 
wesentlich in „einem Kauf abwesenden Geldes mit gegenwär- 
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tigern oder einem Austauseh des ersteren ftlr letzteres^'; er soll 
eben die Baarsendung gemünzten Geldes, die beim Verkehr mit dem 
Auslände auch heute noch unbequem und weitläufig sein würde, 
ersetzen. Bei Tilgung einer ausländischen Forderung ist daher die 
Delegationsfunktion des Wechsels wohl zu beachten, was, wie mir 
scheint, die heutige Praxis, da sie den Wechsel in der Regel nur 
als inländisches Ereditwerkzeug kennen lernt, leicht geneigt ist, zu 
verkennen. Ein Fall aus meiner Praxis dürfte geeignet sein, dies 
klarzustellen. 

Die Getreidehandlung J. H. Hugo in Osnabrück erhielt im Jahre 
1881 eine Offerte von der Firma Rostowsky & Co. in Libau (Russ- 
land) dahin, dass letztere ihr eine grosse Quantität Hafer zum Kauf 
anbot „zum Preise von M. 128 cif ^) 3 Monate Rembours auf 
Prima -Bankier". Nachdem J. H. Hugo zunächst seinerseits pro- 
ponirt hatte, den Preis auf sein eigenes Wechselaccept zu stellen, 
welcher Zahlungsmodus aber von der Verkäuferin abgelehnt wurde, 
die telegraphisch antwortete: „Entweder baar gegen Oonnosse- 
ment oder 3 Monat-Prima-Bankier-Rembours," fragte er an, ob Ver- 
käuferin den Bankier Fortlage Osnabrück als Prima-Bankier gelten 
lasse und mit demselben als „Käufer des Rembours" einverstanden 
sei, was Rostowsky bestätigte. Die Waare ward jetzt geliefert, 
Bankier Fortlage acceptirte eine über den Kaulpreis von Rostowsky 
anf ihn gezogene Tratte, nachdem er selbst sich von J. H. Hugo 
zur Deckung ein anderes Accept über dieselbe Summe zuzüglich 
seiner Provision hatte ertheilen lassen. 

Nach Ablauf der drei Monate gerieth der Bankier Fortlage in 
Konkurs, und nunmehr verlangte die Firma Rostowsky & Co., ohne 
auch nur ihrerseits den Wechsel im Konkurse anzumelden, noch- 
mals Zahlung von J. H. Hugo. Letzterer wandte ein, durch Kauf 
des „Rembours" bei Fortlage seine Schuld getilgt zu haben. Er 
wurde mit dieser Einrede in beiden Instanzen, nämlich von der 
Civilkammer des Königl. Landgerichts Osnabrück und dem Givil- 
senat des KQnigl. Oberlandesgerichts zu Gelle, abgewiesen. Aus den 
Gründen des erstinstanzlichen Urtheils, welche in H. Instanz ledig- 
lich bestätigt wurden, hebe ich Folgendes hervor: 

„Es ist lediglich eine Frage des Willens der Contrahenten, ob in 
dem vorliegenden FaU die Eaufpreisfordening der El&gerin durch die Fortlage- 
schen Wechselaccepte getilgt werden soUte. Bei Beantwortung dieser Frage ist 

1) G. i. f. =» cost, Insurance, freight. S. Rothschüd, Taschenbuch für Eaof- 

leate. S. 388. 

L. Knhlenbeck, Der Check. 10 
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theils das, was der allgemeine Wille des Gontrahenten im Verkehr bei 
derartigem Geschäfte ist, in Erwägung zu ziehen, theils das Besondere des 
einzelnen Falles, falls derselbe nämlich etwas Besonderes hat. Wenn man 
nun auch den mit dem Willen der Klägerin gegebenen Auftrag des Beklagten 
.an Fortlage, der Klägerin ein Wechselversprechen auf eine der Schuldsumme 
gleiche Summe zu geben, als Delegation und das Wechselversprechen einer Stipu- 
lation, bezw. Expromission gleich behandeln will (I), so kommt es doch (?) für 
die Frage, ob damit eine bestehende Schuld getilgt, also eine Novation derselben 
angenommen werden sollte, auf den Willen der Gontrahenten an. Der Novations- 
wille muss aber (auch) nach 1. ult. G. de novat. et del. ausdrücklich erklärt 
worden sein (?) oder derselbe muss sich doch mit Sicherheit ergeben. 

Der Novationswille ist aber im Allgemeinen dann, wenn behufs Realisiran^ 
einer Forderung ein Wechsel ausgestellt wird, nicht schon an sich anzunehmen; 
denn es kann] auch die Absicht sein, mittels der Ausstellung (Annahme) einer 
Begebung des Wechsels nur den Versuch zu machen, die Forderung zii realisiren. 

Der von dem Beklagten femer geltend gemachte Gesichtspunkt, die Fort- 
lageschen Accepte seien in solutum gegeben, ist im Grunde von dem vorigen 
nicht verschieden, da es sich auch hier um die Aufhebung einer bestehenden 
Schuld durch Verschaffung eines anderen Schuldners, und zwar hier eines solchen, 
der aus einem Formular(?)contract haftet, handelt und vor Allem auch hier der 
Wille der Gontrahenten, eine datio in solutum zu geben, nachgewiesen werden 
musste. 

Auch in den Fällen, wo der Rembours durch Accept eines Prima-Bankiers 
vereinbart ist, ist der Wille des Gläubigers, sich mit diesem Accepte zufrieden 
zu geben, und den Schuldner damit freizugeben, abgesehen von besonderen um- 
ständen, nicht anzunehmen (?). 

Das Verlangen des Acceptes eines Prima-Bankiers begründet deshalb keinen 
nothwendigen Schluss auf eine solche Absicht, weil es auch andere Gründe haben 
kann, und insbesondere an erster Stelle deswegen verlangt wird, weil solche 
Accepte viel leichter negotiabel sind, als die Accepte anderer, selbst sicherer, 
aber im allgemeinen Verkehr wenig bekannter Personen. 

Der vorliegende Fall bietet keine ihm besondere Erscheinung, welche eine 
andere Auffassung des Willens der Parteien begründen könnte (?). 

Zunächst konnte geltend gemacht werden, dass die Klägerin das Accept des 
Beklagten abgelehnt und das eines Prima- Bankiers verlangt habe. Allein 
dies gehört in die Frage nach den Gründen, welche die Klägerin bestimmt 
haben, so zu handeln, wie sie that, was ihr vollkommen freistand, und i^t ja 
überhaupt die Vereinbarung des Rembourses durch Prima -Bankier Voraus- 
setzung der Frage überhaupt. 

Sodann macht Beklagter geltend, dass Klägerin die Auswahl des Prima- 
Bankiers nicht ihm überlassen, sondern den Namen desselben behufs Prüfung, ob 
sie ihn werde annehmen können, sich habe melden lassen und ihn alsdann, also 
bei Möglichkeit der Erkundigung, wenn auch nicht wirklich erfolgter, angenom- 
men habe. Allein dies Verfahren der Klägerin war auch schon geboten durch 
den blossen Wunsch, einen negotiablen Wechsel zu erhalten; begründet also 
nicht die Annahme des Willens der Tilgung der Forderung (?). 

Diese Annahme kann auch nicht mit Rücksicht darauf begründet werden, 
dass der Beklagte gar nicht mit auf dem Wechsel erscheint. 
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Wenn die Klägerin, wie sie es wünscht und auch gethan hat, direkt auf 
Fortlage zog, so hatte der Beklagte überhaupt wohl nur per aval zeichnen kön- 
nen (?) und muss der Klägerin die Wechselzeichnung des Beklagten für das, was 
sie mit dem Wechsel bezweckte, unnöthig erscheinen. Wenn schliesslich die 
Beklagte geltend macht, dass sie den Fortlage ihrerseits sogleich durch Wechsel- 
accept gedeckt habe, welches sie habe einlösen müssen und eingelöst habe, so 
kann dies nur insofern Bedeutung haben, als gesagt werden könnte» 
dass Klägerin sich sagen musste, dass nach der im Verkehr üblichen 
Regulirung diese nicht bis zur Einlösung des Accepts hinausgeschoben werde, 
sondern «ofort erfolge, insbesondere durch Baarzahlung oder Accept unter Ab- 
zug des Diskontos (was als Kaufen des Wechsels bezeichnet wird) oder durch 
Hingabe des Accepts, und dass eben um des willen Beklagte durch Hingabe, bezw. 
Verschaffung des Fortlageschen Accepts sich definitiv von der Schuld gegen sie, 
die Klägerin, zu befreien^ die Absiebt haben musste. Diese Deduction würde 
sich nicht auf das Besondere des concreten Falles, sondern auf die all- 
gemeine Natur des Rembourses stützen. Sie erscheint als nicht zutreffend. 
Der Schuldner würde (I) doch haften, wenn (!) von ihm verlangt würde, dass 
er als Indossant oder per aval den Wechsel mit unterzeichnete, und er Solches 
thäte (!)y ein Verlangen, dem er sich schwerlich würde entziehen können (?), 
und es erscheint als nicht unbilliger, dass der Schuldner im Kon- 
kurse des Bankiers den Ausfall erleidet, als dass der Gläubiger den- 
selben erleide (1)." 

Ich glaube die Richtigkeit dieses Erkenntnisses 
nicht ohne Grund zu bezweifeln. 

In concreto ist schon darauf hinzuweisen , dass von vornherein 
„3 Monate, Prima-Bankier-Rembours" als Preis, d. h. also als die 
bestimmte Norm der satisfactio gefordert war, was ebenso viel bedeutet, 
als wenn z. B. Jemand eine Waare nicht einfach gegen baar, sondern 
gegen eine ganz bestimmte Münzsortß oder Notensorte oder etwa 
gegen einen bestimmten Check oder Wechsel, z. B: auf die Bank von 
England, feilbietet. Seine satisfactio ist erfolgt mit Erfüllung dieser 
bestimmten Bedingung; diese satisfactio tritt an Stelle der Zahlung. 
Vergl. die Stelle oben S. 142. Derartiges kommt nicht selten vor, 
es gibt ausländische Firmen, die nur „gegen Rembours eines von 
ihnen selbst angegebenen bestimmten Bankiers" abschliessend Dieser 
bestimmte Bankier ist dann ihr Incassomandatar , vielfach auch 
Zahlungsmandatar für das Inland. Auch das Wort Rembours selbst 
bestätigt die kaufmännische Auffassung des Rechtsgeschäfts als „Zah- 
lung". Dieses rein kaufmännische WortO bezeichnet ein zumal bei 



1) Die französische Sprache kennt nur das Substantiv remboursement 
kommt vom Verb rembourser, welches Littr^, Dictionnaire de la langue fran- 
Qaise, umschreibt: „rendre de l'argent d^bours^", ebenso das Lexicon der Aca- 
ddmie franQaise. 

10* 
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internationalen Waarensendnngen ttbliehes Zahlnngsgeschäft, das die 
Kauf leute sogar als „ V o r s c h u s s Zahlung" bezeichnen. Vergl. Roth- 
schild, Taschenbuch für Kauf leute S. 242: 

„Zuweilen leistet auch der Spediteur Vorschuss auf die Waare, 
indem er einen Wechsel des Absenders ttber einen Theil des Be- 
trages derselben acceptirt und sie nun gegen Rückerstattung dieses 
Vorschusses an den Empfänger, Besteller oder vielmehr den Destinatar 
ausliefert. Man nennt das Remboursgeschäft;." 

Wenn Rostowsky betont: „entweder baar gegen Con- 
nossement oder Prima -Bankier -Rembours", so bestätigte er da- 
durch nur wiederum die Oleichstellung des Accepts mit der Baar- 
Zahlung, seine Auffassung desselben als solutio. . (Zahlung gegen 
Connossement wäre jedenfalls so viel wie Vorschusszahlung ge- 
wesen, der Käufer hätte sich dadurch jeder Sicherheit bezüglich 
GontractserfüUung begeben.) 

Nur so, und nicht, weil er etwa an der „Negotiabilität" 
des Wechsels ein besonderes Interesse gehabt hätte, wird auch das 
Rostowskysche Verlangen eines Prima- Bankiers und das Interesse 
an der Person desselben verständlich. 

Gerade, dass Rostowsky das eigene Accept des J. H. Hugo ab- 
lehnte, beweist, dass er das Accept eines Prima-Bankiers der 
Baarzahlung gleichstellt, — eigenes Accept des Käufers würde eben 
dreimonatliche Kreditirung bedeutet haben, — Bankieraccept ver- 
tritt im internationalen Zahlungsverkehr fast durchweg die Baar- 
sendung von Geld. Nun ist zuzugeben, dass derjenige, welcher, um 
beispielshalber eine Schuld in Russland zu tilgen, einen auf irgend 
Jemanden dort gezogenen Wechsel kauft und einsendet, auch in der 
Regel nur einen Versuch der Zahlung macht und dass seine Schuld 
erst durch den Eingang des Wechsels getilgt wird. In einem solchen 



1) Beispiel (Rothschild II. S. 28): 

„Herrn N. N. in Stettin. 
Ich sende die (oben bezeichnete) Waare nach St. Petersburg in EommisBion 
und erlaube mir den 3. Theil des Betrages mit M. 6000 per ultimo Eigene als 
Rembours auf Sie zu kassiren. Herr Rammer (Empfänger) wird Ihre Tratte 
in gleicher Sicht und über den nämlichen Betrag mit Zuziehung Ihrer Spesen 
honoriren; Sie wollen indess den Indigo nicht eher an ihn absenden, als bis 
Sie über sein Accept Gewissheit haben. 

Ich zweifle keinen Augenblick, dass Sie diesen Yors eh uss willig leisten 
werden; sollten Sie indess wider Erwarten nicht dazu geneigt sein, so erwarte 
ich darüber vor Weitersendung des Indigo Ihre gef. Anzeige. 

Mit Hochachtung Ihr ergebener P.'* 
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Fall sendet er eine blosse Zahlnngs an Weisung und „Anweisung 
ist keine Zahlung'^ Im vorliegenden Fall aber war dab Verbältniss 
angenscheinlicb umgekehrt; der Schuldner zahlt mit einem im In- 
land e fälligen Wechsel. 

Hätte er nun selbst diesen Wechsel nur aus eigener Initiative 
nnd im eigenen Namen gekauft und dann an seinen Gläubiger im 
Auslände begeben, so würde ebenfalls keine definitiv befreiende Zah- 
lung, sondern nur eine Zahlungsanweisung vorliegen. 

Das Bechtsverhältnissi ist aber im vorliegenden Fall, wie in 
allen ähnlichen Geschäften, nicht so einfacher Natur. Nicht 
J.H.Hugo bezeichnet sich als Käufer des Fortlageschen Wechsels, 
sondern der Bankier Fortlage tritt auf Veranlassung des aus- 
wärtigen Gläubigers dazwischen, als „Käufer des Bembonrs''^), 
Fortlage ertheilt dem Ausländer direkt sein Accept und lässt sich 
als Valuta dafür das Accept des inländischen Schuldners geben ; letz- 
terer vermittelte dieses Geschäft lediglich als Stellvertreter seines 
Gläubigers. 

Die richtige Gonstruction ist also die: Rostowsky & Co. war 
Delegant, Fortlage Delegatar und J. H. Hugo Delegat; Fort- 
lage „kaufte'' von Bostowsky dessen inländische Forderung. 

Dass diese Gonstruction die einzig zulässige war, musste sich 
auch im Fortlageschen Konkurse ergeben, J. H. Hugo konnte in dem- 
selben gegen das von ihm an Fortlage gegebene Accept nicht auf- 
rechnen mit dem an ihn später von Bostowsky indossirten Accept 
Fortlages. Denn: 

„eine Aufrechnung im Konkursverfahren ist unzulässig: 

wenn Jemand vor der Eröffnung des Verfahrens Etwas schuldig 
war und nach derselben eine Forderung an den Gemeinschuldner 
erworben hat, auch wenn die Forderung vor der Eröffnung fftr 
einen anderen Gläubiger entstanden war." § 48, 2 der B.-K.-0. 

Das Fortlagesche Accept war eben eine abstracte Forderung 
Kostowskys an Fortlage, ähnlich derjenigen, die auf Grund einer 
Giroanweisung durch die geschehene Umschreibung entsteht. In 
diesen Fällen gilt unbedenklich der Satz: promissio mercatoris cedit 
in locum solutionis. 

Es war daher nicht, wie das hiermit kritisirte Erkenntniss meint, 
billig, dass J. H. Hugo erstens sein Accept voll in die Konkursmasse 



1) D. h. also der Yorschasszahlung oder wenigstens Haftung für den ihm 
besser, als dem Ausländer bekannten Besteller. 
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zahlen und dann noch den Ausfall der ihm cedirten Bostowskyschen 
Tratte erleiden und seinerseits dem Verkäufer zum zweiten Male 
zahlen musste. Billig wäre letzteres nur gewesen, wenn er bloss 
einen von Fortlage gekauften Wechsel in Zahlung gegeben hätte; 
er hätte aber alsdann auch im Konkurse wegen Gonnexität der 
Forderung aus seinem Kauf mit dem als Kaufpreis gegebenen Accept 
aufrechnen dürfen und keinen Verlust erlitten. 

Ein Bemboursgeschäft der hier fraglichen Art ist also vom ge- 
wöhnlichen Wechselkauf wohl zu unterscheiden; in letzterem Fall 
verspricht der Bankier die Zahlung für den Schuldner, in diesem 
Fall übernimmt er das Incasso für, kauft selbst den Bembours 
vom Gläubiger. 

In unserem Fall acceptirt der Bankier pro soluto, im anderen 
schickt der Schuldner nur seine Tratte pro solvendo, im ersteren 
haben wir ein Geschäft an Zahlungs statt, im letzteren nur zahlungs- 
halber. 

Das Bemboursgeschäft enthält, wie die Engländer sagen würden, 
absolute payment, der einfache Wechsel des Schuldners oder ein 
vom Schuldner begebener Wechsel eines Dritten conditional payment. 
Vergl. auch Daniel, on negotiable instruments II, p. 270; auch 
Goldschmidt, Handelsrecht § 109, nach Note 24: 

„So ist insbesondere ,Zahlung mit Wechseln^ immer nur datio 
in solutum und nur aufgeschobene Zahlung. Ob der Zahlende so- 
gleich liberirt wird, hängt von der besonderen Modalität der 
,Zahlung* ab. Sofortige Liberation tritt ein, falls die 
,Zahlung* als Verkauf des Wechsels gemeint ist." 
Bei einem Bemboursgeschäft obiger Art verkauft der ausländische 
Gläubiger seine inländische Forderang an einen inländischen Bankier 
und lässt sich den Kaufpreis durch dessen für ihn negotiableres Ac- 
cept berichtigen. 

Das internationale Bemboursgeschäft bildet, wie wir im I. Theil 
IV, § 6 angedeutet haben, die erste Etappe zxx der Entwicklung eines 
internationalen Giroverkehrs, eines der bedeutendsten Probleme der 
Weltwirthschaft. 
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Kapitel X. 
Legislativer Standpunkt. 

In der Einleitung des II. Theils (S. 71—74) haben wir unsere 
allgemeine Ansicht über den Beruf der Gesetzgebung, zumal in wirth- 
schaftlichen Dingen, bereits angedeutet. Hier, wie in allen Dingen 
bewasster Geistesthätigkeit, ist es am zweckmässigsten, das Gesetz 
der Sparsamkeit zu befolgen, ftlr welches die Natur selbst, die 
in ihrem unbewussten Schaffen immer streng die Richtung des ge- 
ringsten Widerstandes wahrt und niemals vergisst, dass die gerade 
Linie die kürzeste ist, uns das Muster bietet. Dieses Gesetz würde 
man zu Unrecht als Trägheitsgesetz bezeichnen; umgekehrt be- 
zeichnet es nicht selten eine gewisse Trägheit des juristischen Denkens, 
gar zu voreilig Lücken im gesetzlichen Recht zu constatiren; wir 
glauben den Beweis geführt zu haben, dass sich auch anscheinend 
neue Verkehrsbildungen, wie das Checkwesen, dem wissenschaftlichen 
Gesammtsystem des gemeinen Rechts organisch eingliedern oder so- 
zusagen von demselben „verdauen'' lassen. Damit haben wir aber 
nur eine voreilige Gesetzgebung verurtheilt; — die Gesetzes an- 
wendung soll nicht träge sein; — aber andererseits würde man 
auch der Gesetzgebung den Vorwurf der Trägheit nicht ersparen 
können, wenn sie die Gelegenheit, wahrhaft fördernd und mit dem 
richtigen Massgefühl zur Förderung und Vereinfachung der Rechts- 
pflege rechtzeitig einzugreifen, versäumte. Nur darf man keine ver- 
kehrten Anforderungen an die Gesetzgebung stellen, das beste Check- 
gesetz würde einen gesunden Checkbetrieb da nicht ins Leben rufen 
können, wo der wirthschaftliche Boden selber den erforderlichen 
Kulturgrad noch nicht besitzt; wohl aber können voreilige und un- 
praktische Gesetze einer gesunden Entwicklung des Verkehrs hem- 
mend und störend in den Weg treten. 

Die Frage nach dem Bedürfniss einer Codification des Checkrechts 
ist in Deutschland seit einer Reibe von Jahren ziemlich lebhaft dis- 
cutirt worden. ') Nachdem sie von Professor Dr. Georg Cohn und dem 
Präsidenten der Reichsbank, Geh. Oberfinanzrath Dr. Koch, im be- 
jahenden Sinne beantwortet, Professor Dr. Behrend aber ein ver- 



1) Zuletzt und am eingehendsten behandelte den Stand der Frage Rechts- 
anwalt Dr. Ries 8 er (Frankfurt) in dem Beüageheft zur Zeitschrift für Handels- 
recht 1889. 
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neinendes Gutachten abgegeben, hat der XVII. deutsche Juristen- 
tag sich mit sehr schwacher Majorität ftlr das Bedtlrfniss ent- 
schieden. Vergleiche die Verhandlungen des XVII. Juristentags. 
Berlin 1884. 

Ungeachtet unseres allgemeinen Standpunkts glauben auch wir 
diesem Votum beipflichten zu müssen, und zwar nicht, weil wir eine 
factische Unzulänglichkeit des gemeinen oder irgend eines partiku- 
laren Rechts zur Bewältigung irgend welcher Fragen des Gheck- 
verkehrs einräumen müssten ; — derartige Verlegenheiten können flir 
einen wissenschaftlich fähigen Juristenstand überhaupt nie eintreten ; — 
sondern im Interesse der Vereinheitlichung der deutschen Rechts- 
pflege, in deren Interesse jegliche, partikulare Verschiedenheiten auf 
einem universellen Gebiete beseitigende Codification zu begrüssen ist. 
Dass aber der Check zur Zeit in Deutschland in wichtigen prak- 
tischen Punkten sehr verschiedenen partikularrechtlichen Normen 
unterliegt, haben wir, obwohl wir unsere Aufgabe wesentlich auf 
seine gemeinrechtliche Gonstruction beschränkten, nicht verhehlt Vergl. 
S. 102. 112. 114 oben; und auch innerhalb des gemeinen Rechts ist es 
als ein Uebelstand zu bezeichnen, dass ein und dasselbe Verkehrs- 
institut, das gleichermassen von Kaufleuten und Nichtkauflenten be- 
nutzt wird, bald aus einem Rechtssatze des kaufmännischen Special- 
rechts, bald wieder aus einem gemeinrechtlichen Gesichtspunkte 
behandelt werden muss. Vergl. Kap. III, § 3 oben. Eine gewisse 
Unsicherheit der Praxis in Gheckprozessen, mag dieselbe nun im 
einzelnen Fall objektiv gerechtfertigt oder nur subjektiv begründet 
sein, ist auch nicht zu verkennen. Einige klar und kurz gefässte 
Gheckparagraphen von absolut gemeinrechtlicher Bedeutung würden 
in der deutschen Praxis gewiss wohlthätig empfunden werden. Dass 
Gheckprozesse, wie Prof. Bohrend in seinem ablehnenden Gutachten 
meint, äusserst selten seien, scheint mir nicht ganz richtig; und 
selbst wenn es richtig wäre, so läge darin kein Grund gegen die 
Vereinheitlichung des Rechts auf einem seiner Natur nach einheit- 
lichen Gebiete. Schon vor dem deutschen Juristentage hatte sieb 
denn auch der am 16. Dez. 1882 in Berlin abgehaltene deutsche 
Hand eis tag dahin ausgesprochen: 

„Der Erlass eines Gheckgesetzes würde günstig wirken, wenn 
darin festgestellt ist: 

a) eine legale Definition des Ghecks als Sichtanweisung des 
Ausstellers auf das verfügbare Gutachten desselben bei dem 
Bezogenen, 
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b) kurze Präsentationsfrist fUr Platzchecks, entsprechend ver- 
längerte für alle übrigen Checks, ancli ansländischey 

c) Stempelfreibeit, 

d) Regress in der Form des Wecbselrechts gegen dip Aus- 
steller und die eventuellen Giranten/^ 

Von diesen Wttnschen ist derjenige der Stempelfreiheit, wirth- 
schaftlich der werthvoUste, ja längst erfüllt worden. S. 71. Was die 
anderen drei Punkte betrifft, so verdienen diese denn doch noch sehr 
ernstlich discutirt zu werden. 

Es gibt kaum ein schwierigeres Problem als dasjenige eines 
guten civilgesetzlichen Aktes; materiell und redactionell kann hier 
sehr folgenschwer gesttndigt werden. Uns gestattet Zeit und Raum 
nicht, unsere Arbeit mit einer umfassenden vergleichenden Behand- 
lung der Gheckgesetze und Checkgesetzentwtlrfe abzuschliessen; eine 
solche Arbeit würde ein selbstständiges Buch erheischen. Wesent- 
liche Verdienste hat sich gerade in dieser Richtung Prof. Dr. Cohn 
erworben. Vergl, dessen im Literaturverzeichniss angegebene Ar- 
beiten. Doch wollen wir uns einige unmassgebliche Bemerkungen, 
zugleich unter Hinweis auf die in Anh. II befindlichen Gesetze und 
Entwürfe, nicht versagen. 

Der legislative Grundgedanke, der in der Erkenntniss des wirth- 
schaftlichen Zwecks wurzelt, muss allerdings auch in der juristischen 
Formulirung des Checks zu Tage treten, das Gesetz hat also vor 
Allem darauf bedacht zu sein, dass der Check nicht als Eredit- 
papier im wirth schaftlichen Sinne, sondern als Zahlungs- 
mittel dienen will. Eine Legaldefinition des Checks ist aber, 
wenigstens wenn dieselbe mehr als ein nothwendiges Essentiale auf- 
stellen soll, bedenklich. Umfassende Definitionen sind nicht Sache 
des Gesetzgebers, ja selbst in der Wissenschaft sind sie nicht selten 
besten Falls sehr unvortheilhafte stilistische Kunststücke^), und wir 

1) Ein solches leistet Simonson (Beiträge zur Lehre vom Check, Archiv für 
Theorie und Praxis des H.-B. 1886) mit folgendem Satz: „Der Check ist ein sich 
als Forderungs- und gesetzliches Präsentationspapier charakterisirendes Werth- 
papier, wdches in einem schriftlichen Auftrag zur Zahlung einer bestimmten 
Geldsumme an eine durch Namen, Order oder „Inhabung" bezeichnete 
Person eine Anweisung für diese zur Einkassirung enthält mit der Versicherung (?) 
dem Empfänger gegenüber, dass er, der Anweisende, zur Zeit der Präsentation 
bei dem Beauftragten diesen Betrag gut haben werde (?), und dass ihm dieser 
gestattet habe, durch Check über dieses Guthaben zu verfügen, sowie mit dem 
Versprechen, dass mangels Zahlung seitens desselben er selbst auf Grund des 
Papiers zahlen werde (?)." 
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haben, in dem Bewusstsein, dass die juristische Natur des Checks 
sich aus dem Gesammtinhalt unserer Untersuchungen deutlich er- 
gibt, uns gern versagt, ein solches Begriffs-Skelett zur Schau zu 
stellen, 

Omnis definitio in jure periculosa. 

Der im Anhang II mitgetheilte Entwurf des Reichsbankdirekto- 
riums zeichnet sich daher vor den übrigen vortheilhaft durch die 
Unterlassung einer eigentlichen Definition aus. Die auf Zahlung 
bei Sicht berechnete Natur des Checks dürfte vielleicht am besten 
dadurch zur gesetzlichen Wirkung gebracht werden, dass eine Zeit- 
bestimmung der Zahlung auf einem Check für ungültig erklärt 
würde. S. 97 oben. 

Empfehlenswerth dürfte es auch nicht sein, zu viele Form- 
requisite der Checks aufzustellen; in dieser Richtung scheint uns 
selbst der Entwurf des Reichsbankdirektoriums in seinem § 1, Nr. 1 
(Checkklausel) und Nr. 4 (Angabe des Ortes, Monatstages und des 
Jahres der Ausstellung) zu weit zu gehen. S. 96 oben! 

Praktisch von grösster Bedeutung ist die Frage der Präsen- 
tationsfrist. Ich kann nicht umhin, auf die Willkürlichkeit 
einer festen Zeitbestimmung, auf das Gefährliche einer derartigen 
Nothfrist im privatwirthschaftlichen Zahlungsverkehr hinzuweisen. 
Schon eine kurze Uebersicht aller derjenigen Gesetze, die eine solche 
Fristbestimmung haben, lässt die völlige Principlosigkeit der- 
selben ins Auge springen; weit richtiger dürfte es sein, einfach die 
sich auch aus unserer gemeinrechtlichen Auffassung ergebende Rechts- 
consequenz: 

„Der Check muss rechtzeitig präsentirt werden" 
gesetzlich zu sanctioniren und die Prüfung der Rechtzeitigkeit im 
einzelnen Fall dem richterlichen Ermessen anheimzustellen, das da- 
bei selbstverständlich auf die verschiedenen lokalen Usancen Rück- 
sicht nehmen würde. Wird aber eine allgemeine gesetzliche Frist 
für praktikabler gehalten, so erscheint doch eine Ausnahme zu Gun- 
sten besonderer Umstände, die eine spätere Präsentation im einzelnen 
Fall rechtfertigen, zur Vermeidung von Unbilligkeiten unab weislich. 
Man sollte das willkürliche formelle Recht nicht ohne Noth vermehren. 
Durch Nichts wird das allgemeine Rechtsbewusstsein schwerer ge- 
schädigt, als durch Unbilligkeiten, die sich aus den nicht seltenen 
Conflicten des formellen Buchstabenrechts und des materiellen Rechts 
ergeben. Das englische Recht mit seinem „reasonable time" 
scheint mir auch hier, als Muster des aequum jus, den Vorrang vor 
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den künstlich mechaniscben Bildungen der romanischen Godificationen 
zu verdienen. Vergessen wir nicht, dass das englische Gesetz als 
reife Frucht vom Baum einer gesunden Erfahrung gefallen ist; ein 
Niederschlag des Billigkeitssinns und gesunden Menschenverstandes 
in Sachen des wirthschaftlichen Verkehrs, der allemal auch congruent 
ist mit den Consequenzen juristischer Sach^Logik. 

Auch die Einfährung des formellen, auf die Urkunde als solche 
und die auf ihr befindlichen Unterschriften begründeten Begress- 
rechts hat ihre wohl zu erwägenden Bedenken. 

Wir haben uns über diese Frage bereits oben Kap. IV, § 4, 
S. 119 u. 120 ausgesprochen. Behrend in seinem gegen das Gheck- 
gesetz gerichteten Gutachten spricht die Besorgniss aus, durch ein 
solches formelles Regressrecht werde der Gheck eine wechselähnliche 
materielle Strenge erhalten, und auf eine ihm nicht zukommende, 
der Volkswirthschaft nachtheilige Bahn gelenkt werden. In der That 
wird kaum Einer, der unser heutiges Geschäftsleben mit vorurtheils- 
freier, unparteiischer Theilnahme beobachtet, bestreiten können, dass 
der Wechsel durch seine abstracte Verpflichtungskraft und die Strenge 
des formellen Regresses gegen Aussteller und Acceptanten ein sehr 
gefährliches, mindestens ein zweischneidiges Werkzeug geworden 
ist. Der kürzlich erst verstorbene geistvolle Socialpolitiker Franz 
Stöpel bemerkt mit vollem Rechte in seinem Buche: „Die freie Ge- 
sellschaft" S. 75: 

„Es ist namentlich der Wechselkredit, der in den eben betrachteten Wirth- 
schaftskreisen (der Eaufleute und Handwerker) seine Verheerungen anrichtet. 
Die Strenge desselben, die ursprünglich vielleicht den Zweck hatte, schwache 
wirthschaftliche Persönlichkeiten von seiner Benutzung abzuschrecken, erfüllt 
nicht bloss nicht diesen Zweck, sondern ist mit der Zeit vielmehr ein Eeizmittel 
für die kreditirenden Klassen geworden, um, im Vertrauen auf seine Strenge, 
auch die schwächeren Positionen mit Kredit auszustatten, oft zum Schaden der 
Gläubiger, öfter zum Yerderben der Schuldner, und immer zum Nachtheile der 
Gesellschaft überhaupt/' 

„Noch sichtbarere Gefahren birgt der Wechselkredit im Grosshandel. Die 
schwindelhaften Geschäftsgebahrungen, die so häufig zu den sogenannten Wirth- 
schaftskrisen führen, sind in der Regel den leichtsinnig gewährten Krediten zu 
danken, und die letzteren würden nicht gewährt worden sein, wenn nicht die 
gesetzlichen Einrichtungen aller handeltreibenden Länder den Kredit aus einer 
Sache des persönlichen Yertrauelos zu einer Angelegenheit des Staatsschutzes 
gemacht hätten.^' 

Und S. 139: „Die Yerzinslichkeit in Yerbindung mit der strengen Form des 
Wechselcontractes haben dem Wechsel, der in neuerer Zeit eine so umfassende 
Anwendung gefunden hat, eine ganz exorbitante Anziehungskraft verliehen, da- 
durch das Girkulations mittel seiner natürlichen Bestimmung entfremdet und 
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die Macht über dasselbe (und mithin die Macht über den Verkehr selbst) in die 
Hände der Institute oder Personen gelegt, welche aus dem Diskontiren ein Ge- 
schäft machen, und dadurch die grossen Anhäufungen des Umlaufsmittels an 
bestimmten Orten, sowie die entsprechende Unterbindung des Verkehrs in den 
feineren Kanälen desselben veranlassen. In zweiter Linie participiren an den 
Vortheilen des Wechselkredits natürlich die Personen, welche sich als Entlehner 
desselben dienstbar machen können. Aber beide, Darleiher wie £ntlehner, ge- 
messen die ganz unglaubliche Macht, welche sie über den Verkehr ausüben, auf 
Kosten des arbeitenden Volkes, das unter allen Umständen die Zeche zu bezahlen 
hat. Weit entfernt daher, die modernen Kreditwerkzeuge, unter denen die Wechsel 
in ihren verschiedenen Formen und die mit den Wechseln verwandten Banknoten 
die hervorragendsten sind, als eine den Verkehr im Allgemeinen belebende und 
fördernde Einrichtung zu betrachten, müssen wir dieselbe vielmehr als Qin Binder- 
niss und zwar als ein ganz colossales Hinderniss der freien Geldcirkulation und 
der Geschwindigkeit derselben kennzeichnen. 

Die geschichtliche Entstehung der Wechselbriefe knüpft an die Gewohn- 
heiten des mittelalterlichen Messverkehrs an, und ihr Gebrauch in einer Zeit der 
äussersten Münzverwirrung, sowie einer höchst beschwerlichen und unsicheren 
Communication war sicherlich ein wohlthätiger Hebel des Verkehrs. Nachdem 
aber die Rechtssicherheit so grosse Fortschritte gemacht hat, sind die Wechsel 
lediglich oder doch weit überwiegend zur Grundlage eines blossen Darlehens- 
geschäftes geworden, und der Wechsel verkehr muss daher, wie jeder Wucher, 
die noth wendige Tendenz haben, den Darleiher (der im Wechselrecht eine ähn- 
lich bevorzugte Stellung geniesst, wie im Hypothekenrecht der Pfandgläubiger) 
zu bereichem, grosse Geldanhäufungen, zu begünstigen, dadurch dem kleineren 
Verkehr die nothwendigen Umlaufsmittel zu entziehen oder, was dasselbe ist, 
dem kleineren Kapital und der blossen Arbeitskraft den direkten Austausch ihrer 
Produkte zu erschweren. So ist der Wechselkredit, und was damit zusammen- 
hängt, zu einem blossen Instrumente der Ausbeutung der Vielen durch die Wenigen 
geworden, und die traditionelle Bewunderung, die man demselben als einer ver- 
kehrserleichternden Erfindung der Neuzeit zollt, wird sich bei näherer Betrach- 
tang in der Erkenntniss auflösen, dass diese Erfindung vielmehr ein Hülfsmittel 
war, um die ausgleichenden Wirkungen, die bei freier Concurrenz der Arbeit 
und des Kapitals jedes gesunde Cirkulationsmittel auf die Besitz- und Macht- 
vertheilung üben muss, zu hintertreiben." 

Endlich S. 148: „Um der ünterhöhlung des ganzen Ver- 
kehrs durch eine so gefahrvolle Kreditwirthschaft vor- 
zubeugen, bleibt nur ein Mittel übrig, das anzuwenden 
allerdings die betheiligten Kreise, der Darleiher so- 
wohl wie der Entlehner, sich mit Händen und Füssen 
sträuben würden, das aber vom Gesichtspunkte der Ge- 
sellschaft als eines Ganzen nur aufs Dringendste anzu- 
rathen ist. Die Gesetzgebung muss sich entschliessen, 
den scheinbar kühnen, aber völlig unbedenklichen 
Schritt zu thun, das Weehselreeht aufzuheben. 
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Denn 68 ist die Strenge des Wechselrechts, welche dem Wechsel 
das erhöhte Vertrauen verleiht ^ ohne welches der Kredit nicht die 
schwindelnde Höhe erreichen würde, wie es so oft der Fall ist, — 
ein Vertranen, das in den meisten Fällen immerhin gerechtfertigt 
sein mag, oft aber auch grtindlich getäuscht wird und in allen Fällen 
den Kredit in unnatürliche, künstliche Bahnen drängt und seine Yor- 
theile zum Monopol einer Klasse macht, daher mit der gesellschaft- 
lichen Gerechtigkeit schlechthin unverträglich ist." 

Die Wahrheit dieser Ausführungen, die ich ihrer bedeutenden 
Tragweite w^en vollständig wiedergegeben habe, ist unleugbar. Nur 
mangelt Vielen, die sie empfinden, der Mnth, sich auch dazu zu be- 
kennen. Wer eine Beschränkung der Wechsel -„Freiheit" fordert, 
gilt ftlr reactionär, wer aber die Aufhebung des Wechselrechts 
vorschlägt, wird „radikal" genannt werden, vielleicht mit Recht, so- 
fern er ein weitwucherndes sociales Unkraut an der Wurzel zu 
fassen und auszuraufen vorschlägt, i) 

Der ganze I. Theil unserer Untersuchung hat den Nachweis ge- 
führt, dass der Check ein nicht auf ungesunden Personalkredit, son- 
dern auf Intensität des Geld Verkehrs abzielendes Verkehrsinstrument 
sein will. Die Frage verdient daher wohl erwogen zu werden, ob nicht 
durch die Einführung eines strengen Regressrechts nach Analogie des 
Wechselrechts beim Check gerade dieser Zweck gefährdet und dem 
neuen Gebilde eben jenes wirthschaftliche Krankheitsgift missbräuch- 
lichen Kredits wieder eingeimpft würde, indem man dadurch gerade 
die Möglichkeit schaffen würde, ihn als Cirkulations- und Kredit- 
mittel oder, wie Prof. Bohrend sagt, als ein Mittel zu benutzen, 
„sich Geld zu machen". Der Check soll sich doch gerade dadurch, 
dass er eine solide Metallgeldbasis hat, vor dem mit schlechtem Staats- 
papiergeld vergleichbaren Privatkreditpapiergeld der Banknote und 
des Wechsels auszeichnen. 



1) In einer politischen Broschüre aus diesem Jahre : „Das Ganze-Sammeln'^ 
(Eocco, Leipzig 1890) finde ich, dass dieser Stöpelsche Vorschlag schon seine 
Anhänger sncht. Der anonyme Verfasser macht hier (S. 34), nachdem er ver- 
schiedene andere moderne „Freiheiten^' kriüsirt hat, auch den Vorschlag, „das 
ein ungesundes Ereditunwesen und den schnödesten Wucher oder auch Eredit- 
£chwindel vielfach verschleiernde Wechselrecht zu beseitigen, und dasjenige, 
was an demselben Gesundes ist, durch ein, vor jedem Ereditmiss- 
brauch gesichertes rationelles Checkwesen und Checkrecht zu 
ersetzen'^ Die Zeit dürfte kommen, wo dergleichen Stimmen nicht mehr so 
vereinzelt hörbar werden. 
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Für einen auf Gheckvertrag mit einer soliden Bank gegrün- 
deten Check würde das Begressrecht kaum jemals praktisch wer- 
den; — es würde also nur für unsolide Checks von Bedeutung 
sein; die wissentliche Ausstellung eines falschen (ungedeckten) 
Checks* wird sich in Ermangelung des formellen Begresses in den 
meisten Fällen geradezu als Betrug qualificiren lassen ; während ge- 
rade nach Einfahrung des formellen Begresses der Aussteller diese 
Anschuldigung vielleicht eben durch Bezugnahme auf seine eigene 
abstracto Haftung aus dem Check von sich abweisen könnte, wenn 
er sagte, dass es ebenso wenig einen Betrug involvire, einen unge- 
deckten Check auszustellen, wie eine Tratte, da er ja eventuell durch 
die Begebung für die unbedingte Zahlung der Summe selber gut ge- 
sagt habe. Verbindet sich mit derartigen Checks noch der Miss- 
brauch des Indossaments und des Accepts, — so werden wir im 
Checkverkehr wiederum dem ganzen Missbrauch der sog. Gefällig- 
keits-Accepte und -Indossamente preisgegeben werden, der den mo- 
dernen Wechselverkehr schädigt. In Holland und einigen anderen 
Staaten, die den Check ganz nach der Analogie des Wechsels be- 
handeln, sind bereits die Klagen über derartige Checks und selbst 
über „Checkreiterei" nichts Unerhörtes. 

Das Vertrauen^ welches den Checkgebrauch fördern soll, wird 
wesentlich darauf beruhen müssen, dass der Check eine bei einer 
soliden Bank auf Sicht zahlbare Anweisung, nicht darauf, dass er 
ein mit privilegirtem, materielle Einreden ignorirenden Bechtsschutz 
versehenes Zahlungsversprechen enthält. Die wichtigste Bestim- 
mung in dem zu erlassenden Checkgesetz würde also diejenige sein, 
dass der Check bei Sicht zahlbar, und dass die Angabe einer 
anderen Zahlungszeit als nicht geschrieben gilt. 

Mit dem Accepte dürfte auch das Indossament beim reinen 
Check zu verbieten, d. h. richtiger für wirkungslos zu erklären sein; 
nur beim Girocheck (dem sog. „rothen" Check) würde das Ii^dossa- 
ment an einen anderen Girokunden, als grössere Beweglichkeit des 
Giroverkehrs bewirkend, unbedenklich erscheinen. 

Unter solchen gesetzlichen Auspicien würde das Checkwesen 
zu einer gesunden Beife gedeihen können, wenn zwei Vorbedingungen 
erfüllt würden. Diese Vorbedingungen sind: 

1. Die Aufhebung des strengen Wechselrechts, eventuell wenig- 
stens Beschränkung auf den Distanceverkehr. 

Mit dieser Aufhebung würde selbstverständlich der Gebrauch 
der Wechsel als Zahlungsanweisungen im Verkehr nicht verboten 
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werden, den „gesunden" Wechseln würde der Lebensfaden nicht zer- 
schnitten, nur den „faulen" würde der privilegirte Rechts- 
schutz entzogen sein. 

Eaufleute würden, wenn sie einem Schuldner einen Zahlungs- 
auftrag durch Wechsel gesandt haben, bei Nichtzahlung desselben 
nicht mehr der grossen Gefahr ausgesetzt sein, ihren berechtigten 
Auftrag mit ganz unverhältnissmässigen Kosten (Protest-, Prozess-, 
Provisionskosten) zu büssen, freilich auch nicht mehr in der Lage, 
sich durch eine unsichere Forderung unter dem Bisiko solcher 
Wuchernachtheile „Geld zu machen". — Die Banken würden am 
Wechseldiskont nicht mehr viel verdienen, aber auch nicht der Ge- 
fahr grosser Verluste ausgesetzt sein.O 

2. Die (für gesetzliche Förderung kaum empfängliche) Entwick- 
lung eines gesunden Bankwesens. 

Bankieris, welche, wie es in Deutschland leider so oft vorkommt, 
z. B. in dem S. 114 erwähnten Fortlageschen Fall, durch unsolide 
Verwerthung der ihnen anvertrauten Depots (zu Diflferenzgeschäften, 
„faulen" Kreditgeschäften, gewagten Speculationen) ihr Fallissement 
herbeiführen, sind freilich nicht geeignet, das Publikum zum Depot 
ihrer wirthschaftlichen Ersparnisse auf Gheckkontos zu ermuthigen. 
Dagegen ist eine solide geleitete Bank, die auch auf den kleinen 
Geschäftsmann Bücksicht nimmt, wie z. B. die oben S. 41 erwähnte 
Osnabrücker Bank, ein segensreiches, gemeinnütziges Institut in dem 
von Carey, S. 52 oben geschilderten Sinne und geeignet, den wün- 
schenswerthen Fortschritt vom Wechseldiskonto- und Notenbankwesen 
zum Gheckbankwesen zu befördern. 

In einer Zeit, wo uns der Verstaatlichungsgedanke so vertraut 
geworden, wie heutzutage, würde vielleicht der Vorschlag, das Bank- 
wesen zu verstaatlichen, bei manchem Socialpolitiker Anklang 
finden. Allein dadurch würde nur die den Tod alles freien Wirth- 
schaftslebens bedeutende einseitige Gentralisation und Monopolisirung 
in brutalster Form durchgesetzt, deren Gefahr Garey (Socialökonomie, 
Kap. 28 u. 29) und Bagehot (Lombard-Street) so beredt geschildert 
haben. Decentralisation und Freiheit der Association sind 
die reine Lebensluft, ohne welche das wirthschaftliche Blut nicht 
gesund bleiben kann. Nur auf der breiten Unterlage eines freien 

1) Noch im Jabre 1889 musste ein Oldenburger Bankverein (eingetragene 
Genossen scbaft) in Folge Diskontirung ,,fauler'' Wecbsel liqnidiren, und zablreicbe 
kleine Geschäftsleute mussten bei solidarischer Haftung für den Ereditschwindel 
eines Einzigen und die Fahrlässigkeit ihrer Bankdirektoren büssen. 



Digitized by 



Google 



160 Kapitel X. Legislativer Standpunkt. 

Bankwesens werden selbst solche centrale halbstaatliche Gebilde, 
wie die Reichsbank, segensreich wirken können, erst in der einheit- 
lichen Zusammenfiissnng der mannigfaltigsten, in sich selbstständigen 
Einzelsysteme liegt das Bäthsel jeglicher Lebenssteigerang. Genossen- 
schaftliche Bankinstitute soliden Charakters im wechselseitigen Ver- 
kehr durch Yermittelung der Reichsbank — , organisches Zusammen- 
wirken der freien privaten, associatiyen und communalen Wirth- 
schaftsintelligenz mit Hülfe eines Centralorgans — mttssen das Ziel 
unserer Bankpolitik bilden. 

Die bisherigen Ansätze zu einem derartigen decentralisirten Bank- 
system in Deutschland sind noch sehr rudimentär. 

Im Vergleich mit der kräftigen centralistischen Initiative der 
Reichsbank fehlt es den Individuen und kleineren Wirthschaftsgruppen 
an gutem Willen, Kraft und Einsicht; — die üblichen städtischen 
und OrtS'„Sparkassen^' bei ihrer oft zopfig schwerfälligen 
Betriebsweise sind weit entfernt von dem Ideal einer Gheckbank; — 
grosse Verluste und selbst Falissements nicht nur der Privat-, son- 
dern auch der Genossenschaftsbanken, Vorschussvereine n. s. w. sind 
in Folge ungeschickter und selbst unredlicher Leitung, sowie bei der 
Unfähigkeit der Mitglieder zur selbstthätigen Geschäftsaufsicht an 
der Tagesordnung. 

In diesen wichtigsten Beziehungen kann selbstverständlich das 
beste Oheckgesetz (in Verbindung selbst mit der angeregten Auf- 
hebung oder Beschränkung des Wechselrechts) nichts frommen. 

Am allerwenigsten lässt sich ein solider Checkverkehr durch 
Strafbestimmungen erziehen, wie sie einige ausländische Gesetze 
und die bisher vorliegenden deutschen Entwürfe mit sich führen. 

Art. 7 des französ. Gesetzes vom 19. Febr. 1874 (Anhang IL 2.) 
lässt sogar denjenigen mit 50 Francs Geldstrafe büssen, der einen 
Check bezahlt, ohne sich auf demselben quittiren zu lassen. 

Wozu dieses rein polizeiliche, noch dazu so schlecht controUir- 
bare neue Delict, wenn nicht etwa im Interesse einer fiscalischen 
Quittungsstempelsteuer? Umgekehrt würden wir für ein deutsches 
Checkgesetz die Bestimmung vorschlagen, dass der Bezogene zwar 
nur gegen Aushändigung des Checks zu zahlen verpflichtet ist, da8S 
aber dieser in seinem Besitz auch ohne besondere, auf demselben 
ertheilte Quittung als solche gilt; insofern würde also Art. 303, Abs. 3 
des H.-G.-B. für den Checkverkehr zu modificiren sein. 

Der Entwurf des Reichsbankdirektoriums (Anhang II. 4) will den- 
jenigen — vorbehaltlich der etwa verwirkten härteren 
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Strafen des Betrugs — mit Geldstrafe bis zu 1000 M. bestraft 
wissen, wer 

1. einen Check ausstellt oder aushändigt, obwohl der Betrag nicht 
zu seiner Verfügung bei dem Bezogenen steht, 

2. bei Ausstellung eines Checks denselben nicht, oder unrichtig 
datirt, oder mit falscher Bezeichnung des Ausstellungsortes 
versieht. 

Mit Recht wendet sich ausser Behrend (Gutachten S. 38 u. 44) 
auch Riesser (a. a. 0. S. 282) gegen solche Neuschöpfung i'ein for- 
maler Ausnahmedelicte. Gegen den wirklichen Betrüger reicht das 
gemeine Strafrecht aus. Drakonische Härte aber würde darin liegen, 
ein so verzeihliches Versehen, wie dasjenige, ein Datum zu ver- 
gessen, oder unter Umständen auch dasjenige, einen Check zu be- 
geben, ohne zu wissen, dass damit die Gutschrift, bezw. good balance 
beim Bankier tiberzogen wird, — ohne alle Rücksichtnahme auf dolus 
und culpa mit einer Geldstrafe bis zu 1000 M. zu büssen. 

Was das Formaldelict ad 2 betrifft, so ist noch dazu auf S. 96 
oben zu verweisen, wo wir selbst die Datirung und Ortsangabe für 
unwesentliche Bestandtheile der Checkanweisung erkannten. 

Ein Staat, der seinen Strafcodex mit derartigen Formaldelicten 
überfüllt, könnte seine besten Bürger auf den Gedanken bringen, ob 
es nicht sicherer für Ehre und Vermögen sei, in andere Breiten 
auszuwandern, wo ein an solchen Spinnfäden hängendes Damokles- 
schwert der Criminaljustiz nicht über ihren Häuptern schwebt. Wenig- 
stens auf die Neigung des Publicums, sich mit dem Checkverkehr 
einzulassen, würde eine einzige derartige Verurtheilung abschreckend 
wirken. Dagegen ist Nichts geringer anzuschlagen, als die ab- 
schreckende Wirkung derartiger Ausnahmebestimmungen auf wirk- 
lich zum Verbrechen inclinirende Charaktere. Der Betrüger betrügt 
allemal in der Hoffnung, der Strafe zu entgehen, die juristischen 
Voraussetzungen und Folgen der strafbaren Handlungen sind dem 
Delinquenten in actu delinquendi wenigstens das Gleichgültigste von 
der Welt. 

Dagegen hat Staat und Gesellschaft auf keinem Gebiete der 
Gesetzgebung grösseres Interesse an Principientreue und systema- 
tischer Rationalität, als auf dem Gebiete des Strafrechts ; — hier gilt 
mehr als in irgend einer anderen Richtung das Taciteische : „pessimae 
reipublicae plurimae leges^^ 



L. Kühl enb eck, Der Check. U 
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. 1. 

VI. Bestimmungen für den Giroverkelir der Keichsbank. 

1. Die Anträge auf Eröffnung eines Kontos sind an diejenige Reichsbankbaupt- 
stelle oder Beichsbankstelle zu richten, zu deren Bezirk der Antragsteller 
seinem Wohnsitze nach gehört. 

2. Wird der Antrag genehmigt, so erhält der Antragsteller ausser den nöthigen 
Formularen ein Konto- Gegenbuch, in welches alle von ihm oder für ihn baar 
oder durch Verrechnung eingehenden Gelder eingetragen werden. Weitere 
Bescheinigungen werden von der Beichsbank nicht ertheilt. 

3. Baare Einschüsse, bei der Beichsbank zahlbare Ghecks und Wechsel, des- 
gleichen diskontirte Wechsel und ertheilte Lombard-Darlehne werden dem 
Giro-Konto sofort gutgeschrieben. 

4. Die der Beichsbank zum Incasso übergebenen Wechsel, Anweisungen, Bech- 
nungen und sonstigen Papiere müssen quittirt sein und mit einem speciellen 
Verzeichnisse eingereicht werden, zu welchem die Bank die Formulare liefert. 
Auf den letzteren ist die Zeit, bis wann die Ablieferung der Papiere an die 
Bank erfolgen muss, für jede Beichsbankanstalt geuau angegeben. 

Der Gesammtbetrag der in dem Verzeichnisse angegebenen Incasso- 
papiere wird in dem Konto-Gegenbuch vor der Linie sofort eingetragen. Die 
definitive Gutschrift erfolgt erst nach Eingang, in der Begel aber noch an 
dem zur Einziehung bestimmten Tage. 

Unbezahlt gebliebene Papiere erhält der Konto-Inhaber gegen seine 
Quittung spätestens am Vormittage des auf den Einziehungstag folgenden 
Werktages zurück. Auf die Protestirung der Wechsel lässt sich die Bank 
nicht ein.*) 

5. Die Einziehung von Werthpapieren u. s. w. übernimmt die Beichsbank nur an 
den besonders bekannt zu machenden Orten, an welchen sich ein Bedürfhiss 
dafür geltend macht. 

Die Werthpapiere u. s. w. sind der Bank mit speciellem Verzeichnisse zu 
übergeben. Jedes Packet muss versiegelt und mit dem Namen des Einlieferers, 
dem Namen des Empfängers und mit dem nach dem Verzeichnisse dafür zu 
erhebenden Geldbetrage versehen sein. 



1) Auf Einzugspapiere, welche unbezahlt bleiben, ist von dem Einlieferer 
eine Gebühr von 20 Pf. für das Stück zu entrichten. 
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Die Verrechnung der Beträge erfolgt nach den Bestimmangen in Ab- 
satz 2 der Nr. 4. 

6. üeber sein Guthaben kann der Konto-Inhaber in beliebigen Theilbeträgen 
jeder Zeit verfügen, aber, abgesehen von den Bestimmungen unter Nr. 8, nur 
durch Checks auf Formularen, welche ihm die Bank geliefert hat. Verfügungen 
anderer Art werden nicht beachtet.^) 

Baare Abhebungen erfolgen durch weisse Checks , welche auf eine be- 
stimmte Person oder Firma mit dem Zusätze „oder üeberbringer" lauten. 
Die Bank zahlt den Betrag an den Ueberbringer ohne Legitimationsprtlfung, 
auch wenn der Check an eine bestimmte Person girirt ist. 

Soll der Check nur zur Verrechnung mit der Reichsbank oder einem 
Konto-Inhaber benutzt werden, so muss er gekreuzt, d. h. auf der Vorder- 
seite mit dem quer über den Text geschriebenen oder gedruckten Vermerke 
versehen werden : „Nur zur Verrechnung". In diesem Falle darf die Bank 
den Betrag nicht baar auszahlen. 

Zu Üebertragungen auf Konten an demselben oder an einem anderen 
Bankplatze sind die rothen Check-Formulare bestimmt. Sie müssen auf den 
Namen ausgestellt werden und sind nicht übertragbar. 

7. Die Check-Formulare werden jedem Konto-Inhaber nach Bedarf in Heften 
von mindestens 50 Stück gegen Quittung von der Bank geliefert. £r ist ver- 
pflichtet, die Formulare sorgfältig aufzubewahren, und trägt alle Folgen und 
Nachtheile, welche aus dem Verluste oder sonstigen Abhandenkonmien dieser 
Formulare entstehen möchten, wenn er nicht die sein Konto führende Bank- 
anstalt rechtzeitig von dem Abhandenkommen schriftlich benachrichtigt hat, 
um die Zahlung an einen Unberechtigten zu verhindern. 

Ebenso ist der Konto-Inhaber der Bank dafür verantwortlich, wenn er 
die in den Check-Formularen offen gelassenen Stellen nicht so ausfüllt, dass 
eine Fälschung unmöglich ist, oder wenn er von der auf der rechten Seite 
der weissen Checks befindlichen Zahlenreihe nicht diejenigen Zahlen vor der 
Ausgabe abtrennt, welche den Betrag der Checks übersteigen. Checks, welche 
geschriebene Zusätze zwischen den vorgedruckten Zeilen enthalten, werden 
zurückgewiesen. 

Verdorbene Check-Formulare sind an die Bank zurückzuliefern. 

8. Wechsel, aus welchen ein Konto-Inhaber zu einer Zahlung verpflichtet ist, 
sind bei der Reichsbank oder «inem anderen Bankhause, welches mit der 
Beichsbank in täglicher Abrechnung steht, zahlbar zu machen und recht- 
zeitig zu avisiren. Ein Verzeichniss dieser Bankhäuser ist in dem Giro- 
Comptoir aufgelegt. Im Besitze der Reichsbank befindliche Wechsel, welche 
weder bei ihr noch einem der in diesem Verzeichnisse genannten Bankhäuser 
zahlbar gemacht oder nicht rechtzeitig avisirt sind, müssen baar bezahlt 
werden. 

Eingelöste Papiere werden dem Konto-Inhaber gegen Empfangsbeschei- 
nigung ausgeliefert. 

9. Verfügt der Konto-Inhaber über mehr, als sein Guthaben beträgt, so lehnt 
die Bank nicht bloss die Zahlung ab, sondern behält sich auch vor, den Ver- 



1) Es wird empfohlen, die Checks vor der Ausgabe mit dem Firmenstempel 
zu versehen. 
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kehr mit ihm sofort gänzlich abzubrechen. Verfügt er über sein ganzes Gut- 
haben, 60 drückt er damit die Absicht aus, sein Konto zu schliessen. 

10. Die Giro-Gelder werden von der Bank spesenfrei verwaltet, aber nicht verzinst. 

1 1. DieEonto-Gegenbücher sind möglichst oft zur Eintragimg der Posten vorzulegen. 

Jährlich am 7. Juli und 31. Dezember werden s&mmtliche Konten ab- 
geschlossen und der Saldo aufs Neue vorgetragen. 

12. Die Beichsbank erwartet, dass die Konto-Inhaber von den ihnen vorstehend 
unter Nr. 4 und 8 eingeräumten Befugnissen regelmässig Gebrauch machen, 
die Giro-Einrichtung aber nur für sich selbst oder für andere Konto-Inhaber, 
nicht für dritte Personen benutzen und ein der Mühewaltung entsprechendes 
baares Guthaben halten werden. Sie behält sich das Recht vor, den Vertrag 
ohne Weiteres durch schriftliche Benachrichtigung aufzuheben, wenn dieser 
Erwartung nicht entsprochen wird, oder wenn sie aus anderen Gründen die 
Aufhebung für angemessen erachtet. 

Ausserdem können die vorstehenden Bestimmungen nach 14 Tage vor- 
hergegangener öffentlicher Ankündigung in den nach § 30 des Reichsbank- 
statuts bestimmten Blättern jeder Zeit abgeändert werden. 

13. Vor Eröffnung des Kontos hat sich der Konto-Inhaber mit diesen Bestim- 
mungen durch Vollziehung des unten vorgedruckten Vermerks einverstanden 
zu erklären. Die Unterschriften der übrigen Personen, welche als Geschäfts- 
theilhaber oder sonst zur Zeichnung des Namens oder der Firma des Konto - 
Inhabers berechtigt sind, müssen bei der Bank niedergelegt werden. Für 
Prokuristen oder Bevollmächtigte sind ausserdem besondere Vollmachten nach 
den bei der Reichsbank eingeführten Formularen niederzulegen. Alle der 
Reichsbank mitgetheilten Unterschriften und Vollmachten bleiben so lange 
gültig, bis der das Konto führenden Bankanstalt schriftlich von dem Erlöschen 
Anzeige gemacht worden ist. 

Die vorstehenden Bestimmungen für den Giro- Verkehr der Reichsbank sind 
zunächst für das Giro-Gomptoir der Reichshauptbank und die dem Reichsbank- 
Direktorium unmittelbar untergeordneten Bankanstalten erlassen , demnächst auf 
die von zwei Beamten verwalteten Unteranstalten ausgedehnt und finden fortan 
auch auf die nur von einem Beamten verwalteten Unteranstalten an Bankplätzen 
(vergl. Abs. I, 1) mit folgenden Beschränkungen Anwendung: 

1. Anträge auf Eröffnung eines Eontos sind an die Unteranstält zu richten, 
welche dasselbe führen soll. 

2. Von haaren Einzahlungen in Beträgen von mehr als 5000 Mark, welche 
bei einer Unteranstalt geleistet werden, hat der Konto-Inhaber der vor- 
gesetzten Bankanstalt unverzüglich Mittheilung zu machen. 

3. Giro-Uebertragungen auf Grund rother Checks in Beträgen von 3000 bis 
150,000 Mark werden der Bestimmungsanstalt unmittelbar überwiesen, 
Summen von mehr als 50,000 Mark jedoch nur, wenn gegen die üeber- 
weisung Wechsel- oder Lombardgeschäfte gemacht werden, aus welchen 
der Reichsbank ein mindestens zehntägiger Zinsgewinn erwächst. Unter 
derselben Bedingung werden auch Giro-Uebertragungen auf Grund von 
Einzahlungen eines Nicht - Girokontoinhabers in Beträgen von 3000 bis 
150,000 Mark der Bestimmungsanstalt unmittelbar überwiesen. 

4. Zur Einziehung übernehmen die Unteranstalten weder Wechsel noch 
andere Papiere. 
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5. fiaare Abhebungen gegen Checks können bei den ünteranstalten nur 
soweit, als deren Bestände dies gestatten, bei der vorgesetzten Bank- 
anstalt aber unbedingt erfolgen. Wünscht der Konteninhaber die Ein- 
lösung eines weissen Checks bei der vorgesetzten Bankanstalt, so hat er 
denselben der ünteranstalt zuvor behufs der nöthigen Buchung zum Ab- 
stempeln vorzulegen. 

6. Personen, welche ein Giro -Konto bei einer Ünteranstalt haben, können 
ihre Wechsel auch bei der dieser Unteranstalt vorgesetzten Bankanstalt 
oder bei einem mit dieser in täglicher Abrechnung stehenden Bankhause 
zahlbar machen. 

7. Bei Unteranstalten sind die Konto - Gegenbücher am 31. Dezember und 
am 7. jeden Monats — mit Ausnahme des 7. Januar — zur Uebersendung 
an die vorgesetzte Bankanstalt behufs Eintragung der Posten einzureichen. 

8. Die Vollmachten (vergl. Ziffer 13 der obigen Bestimmungen) sind sowohl 
bei der Unteranstalt, als bei der dieser vorgesetzten Bankanstalt nieder- 
zulegen. 

Berlin, den U Februar 1883. 

Beiehsbank-Direktorium. 



Gelesen und genehmigt. 

den" ten 188.. 



Verhandelt BerliD, den 14. Februar 1883 im Reichsbankgebäude. 

Auf Veranlassung des Präsidenten des Reichsbank- Direktoriums haben sich 
die Reichsbank und die am Schlüsse dieses Protokolls genannten Bankhäuser zu 
dem Zwecke vereinigt, durch Errichtung einer gemeinschaftlichen Abrechnungs- 
stelle und durch andere geeignete Mittel die Entwicklung des Checkverkehrs 
am hiesigen Platze thunlichst zu befördern. 
A. Hinsichtlich der Abrechnungsstelle ist Folgendes vereinbart: 

1. Die Abrechnungsstelle soll im Reichsbankgebäude eingerichtet werden. 
Die Leitung und Aufsicht derselben wird unter Mitwirkung der be- 
theiligten Bankhäuser dem Reichsbank-Direktorium unterstellt. 

2. Die Abrechnung wird sich auf Checks, Anweisungen und diejenigen 
Wechsel (Accepte und Domicile) beschränken, welche die Theilnehmer 
gegenseitig abrechnen wollen. 

3. Die Abrechnung erfolgt unmittelbar zwischen den Betheiligten, die 
schliessliche Ausgleichung durch Zu- und Abschreibungen auf den be- 
treffenden Girokonten bei der Reichsbank. 

4. Die Einlieferung eines Papiers (Nr. 2) in die Abrechnungsstelle gilt als 
gehörige Präsentation zur Zahlung, die Ausgleichung im Abrechnungs- 
verfahren als Zahlung im Sinne des bürgerlichen Rechts. 

5. Die Mitglieder können sich durch einen zu dem Behufe bezeichneten 
Beamten oder durch ein anderes Mitglied bezw. dessen Beamten bei 
den täglichen Abrechnungen vertreten lassen. 
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6. Den Geschäftsgang bei den Abrechnungen regelt die diesem Protokoll 
beigefügte, von sämmtlichen Mitgliedern genehmigte und unterschriebene 
Geschäftsordnung. 

Der Ausschuss (cfr. Litt. C Nr. 3) ist ermächtigt, für die nächsten 
neun Monate abweichende Bestimmungen, namentlich hinsichtlich der 
Zeiten, wann die Einlieferungen , Bücklieferungen und schliesslichen 
Ausgleichungen zu erfolgen haben, zu erlassen. Von jeder derartigen 
Bestimmung ist sämmtlichen Mitgliedern sofort Mittheilung zu machen. 
Vor Ablauf der 'neun Monate ist die Geschäftsordnung mit den etwa 
erlassenen abweichenden Bestimmungen zur Bevision und endgültigen 
Feststellung der Plenarversammlung (G 1) vorzulegen. 

7. Die durch die Abrechnungsstelle erwachsenden Einrieb tungs- und Yer- 
waltungskosten mit Ausnahme des für dieselbe bestimmten Lokals, wel- 
ches die Beichsbank unentgeltlich zur Verfügung gestellt hat, tragen 
alle Mitglieder zu gleichen Theilen. Die Kosten werden von dem Beichs- 
bank-Direktorium festgestellt und halbjährlich eingezogen. 

8. Der Tag der Eröffnung der Abrechnungsstelle wird, sobald die nöthigen 
Einrichtungen getroffen sind, von dem Beichsbank-Direktorium festge- 
setzt und den Mitgliedern acht Tage vorher bekannt gemacht werden. 

Bücksichtlich des Checkverkehrs einigte man sich über folgende Mass- 
nahmen : 
1. Es dürfen Checkformulare von den Mitgliedern nur mit folgendem Text 
ausgegeben werden: 

Die p. p« bezw. Herr p. p. (Name des zahlenden Hauses) in Berlin 

wolle zahlen gegen diesen Check aus Guthaben an 

* * unserem 



oder üeberbringer 

M 



den ten 18a. 



Jeder Check soll links oben die laufende Nummer, rechts oben 
den Betrag in Zahlen enthalten. 

2. Checks, in welchen der Zusatz: „oder Üeberbringer" gestrichen ist, 
dürfen nicht bezahlt werden. 

3. Es ist gestattet, durch den quer. durch den Text geschriebenen oder 
gedruckten Zusatz: „Nur zur Verrechnung** vorzuschreiben, dass der 
Check nicht baar bezahlt, sondern nur zur Verrechnung bei dem Be- 
zogenen oder einem anderen Mitgliede der Abrechnungsstelle verwendet 
werden darf. 

Der Bezogene ist für die Beachtung dieser Vorschrift, welche nicht 
widerrufen werden darf, verantwortlich. 

4. Checks, welche die Bestimmung einer Zahlungsfrist enthalten, dürfen 
nicht bezahlt werden. 

5. Kein Check darf acceptirt werden. 

6. Die Mitglieder werden darauf halten, dass Checks auf sie von ihren 
Kunden nur auf Grund eines mittels Checks verfügbaren Guthabens 
gezogen werden, und den Verkehr mit solchen Kunden abbrechen, welche 
hiergegen Verstössen. 
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7. Die Mitglieder verpflichten sich, Checks auf die tlbrigen Theilnehmer 
der Abrechnungsstelle nicht bloss von ihren Kunden, sondern auch von 
anderen hiesigen Bankhäusern anzunehmen, um die Ausgleichung im 
Abrechnungsverfahren provisionsfrei zu besorgen. 

8. Die Mitglieder werden ihre Kunden auf die für sie und das Gemein- 
wesen mit der Check- Einrichtung verbundenen Yortheile durch Girkular 
und andere geeignete Mittel aufmerksam machen und sich erbieten, die 
Gheck-Formulare und andere Drucksachen (Gegenbtlcher u. s. w.) un- 
entgeltlich zu verabfolgen. 

9. Die Bestimmungen unter B, 2 und 4 sollen auf den Check- Formularen 
abgedruckt werden. 

C. Allgemeine Bestimmungen. 

1. Der Verein wird vertreten: 

a) durch die Versammlung sämmtlicher Mitglieder (Plenarversamm- 
lung), 

b) durch den Ausschuss. 

2. Die Reichsbank wird in der Plenarversammlung durch ein Mitglied des 
Beichsbank-Direktoriums vertreten, die übrigen Mitglieder durch je ein 
Mitglied ihres Vorstandes, bezw. durch einen der Geschäftsinhaber. 
Der Vertreter des Reichsbank- Direktoriums führt in den Versammlungen 
den Vorsitz. Zur Beschlussfassung ist die Anwesenheit von mindestens 
der Hälfte der Mitglieder erforderlich. Die Beschlüsse werden mit abso- 
luter* Stimmenmehrheit gefasst, bei Stimmengleichheit gibt die Stimme 
des Vorsitzenden den Ausschlag. 

Zur Abänderung der Geschäftsordnung oder dieses Abkommens, 
sowie zur Aufnahme neuer Mitglieder ist eine Stimmenmehrheit von 
Dreiviertheilen der Anwesenden erforderlich. Die Plenarsitzungen wer- 
den von dem Präsidenten des Reichsbank-Direktoriums anberaumt, so 
oft das Bedürfiiiss es erfordert oder fünf Mitglieder es schriftlich be- 
antragen. Im Februar jedQS Jahres muss eine Plenarversammlung statt- 
finden, um die Wahlen der vier kauftnännischen Mitglieder des Aus- 
schusses (s. Nr. 3) vorzunehmen. Die Wahl erfolgt allemal für ein Jahr. 
Sie geschieht mittels verdeckter Stimmzettel für jede Stelle besonders, 
kann aber auch mit allseitiger Zustimmung durch Acclamation erfolgen. 
Bis zur Wahl der neuen Mitglieder bleiben die alten in Funktion. 

3. Der Ausschuss besteht aus fünf Mitgliedern einschliesslich des den 
Vorsitz führenden Vertreters des Reichsbank-Direktoriums. Wählbar 
ist Jeder, welcher eines der betheiligten Bankhäuser in den Plenarver- 
sammlungen vertreten kann (C Nr. 2). Von mehreren Inhabern eines 
Handlungshauses bezw. Vorstandsmitgliedern kann nur £iner Mitglied 
des Ausschusses sein. 

Der Ausschuss unterstützt das Reichsbank - Direktorium in der 
Aufsicht über die Ausführung der Geschäftsordnung, entscheidet vor- 
kommende Differenzen unter den Vertretern der Mitglieder oder zwischen 
diesen und dem Vorsteher und den übrigen Beamten der Abrechnungs- 
stelle und bereitet die Beschlnssfassung über Abänderungen der Ge- 
schäftsordnung oder Aufnahme neuer Mitglieder für die Plenarversamm- 
lung vor. 
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Er versammelt sich, so oft das Bedürfniss es erfordert oder zwei 
Mitglieder es beantragen. 

Die Versammlungen beruft der Vorsitzende. Seine Beschlüsse fasst 
der Ausschuss mit absoluter Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit 
gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. Zur Beschlussfassmig 
genügt die Anwesenheit von drei Mitgliedern. 
4. Das Ausscheiden aus dem Verein steht jedem Mitglied zum Schluss 
jedes Kalenderjahres frei, muss aber einen Monat vorher dem Präsi- 
denten des Reichsbank-Direktoriums angezeigt werden. 
Der General-Direktion der Seehandlungs-Societät soll unter Mittheilung einer 
Abschrift dieser Verhandlung anheimgestellt werden, diesem Abkommen mit allen 
daraus hervorgehenden Rechten und Pflichten beizutreten, wenn sie sich darüber 
binnen acht Tagen zu Händen des Präsidenten des Reichsbank -Direktoriums 
erklärt. 

Das vorstehende Protokoll ist nach erfolgter Durch- bezw. Vorlesung von 
dem Reichsbank-Direktorium und sämmtlichen übrigen Mitgliedern des Vereins 
zum Zeichen der Genehmigung vollzogen und soll ebenso wie die angeschlossene 
Geschäftsordnung jedem Mitgliede abschriftlich mitgetheilt werden. 

Reichsbank- Direktorium : 
V. Dechend. Koch. 

Bank des Berliner Kassenvereins: 
Hoppenstedt. pp. Harprecht. 

Deutsche Bank: 
Jonas. Dr. Siemens. 

Direktion der Diskonto-Gesellschaft: 
A. V. Hansemann. Erich. 

Dresdener Bank: 
Holländer. pp. Simon. 

Mitteldeutsche Kreditbank, Filiale Berlin: 
Wittekind. Steinthal. 

Deutsche Genossenschaftsbank von Soergel, Parrisins & Co.: 
Parrisius. Weill. 

Nationalbank für Deutschland: 
Dr. Löwenfeld. Michelet. 

Bank für Handel und Industrie: 

Kaempf. 

S. Bleichröder. 

C. N. Engelhard. 

F. W. Krause, Bankgeschäft. 

Delbrück, Leo & Co. 

Mendelssohn & Co. 

H. C. Plaut. 

Robert Warschauer & Co. 

Gebrüder Schickler. 
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Yorstehende Verhandlung haben wir gelesen und treten dem darin ent- 
haltenen Abkommen mit allen daraus heryorgehenden Rechten und Pflichten 
hiermit bei. 

Berlin, den 20. Februar 1883. 

General-Direktion der Seehandiungs-Societ&t: 
Rötger. 

Nachträglich hat vorstehendes Abkommen folgende Zusätze erhalten: 
Zusatz zu A2: 

„Der Reichsbank und der Seehandlung ist gestattet, auch Rechnungen 
zur Abrechnung zu bringen". 
Zusatz zu B: 

„Ausser dem unter l bestimmten Formulare dürfen die Mitglieder auch 
solche Check- Formulare ausgeben, welche statt der Worte: ,oder Ueber- 
bringer* die Worte: ,oder Ordre' enthalten und unter dem Text mit fol- 
gendem Vermerk versehen sind : 

jChecks, in welchen eine Zahlungsfrist angegeben ist, werden nicht 
bezahlt.' 
Auf diese Checks finden alle Bestimmungen in Abschnitt B 1, 3 bis 8 
des Abkommens Anwendung." 

„3. Der Ausschuss besteht aus sechs Mitgliedern einschliesslich des 
den Vorsitz führenden Vertreters des Reichsbank -Direktoriums und eines 
Vertreters der General-Direktion der Seehandlungs-Societät." 

3. 

Geschäftsordnung für die Abrechnungsstelle zu Berlin. 

I. Die Reichsbank wie die übrigen Mitglieder der Abrechnungsstelle entsenden 
werktäglich zur bestimmten Zeit (s. Nr. 111, IV, VIII) einen legitimirten 
Vertreter zur Abrechnungsstelle, auch wenn sie keine Papiere einzuliefern 
haben. 

Die Vollmachten der Vertreter müssen nach dem anliegenden Schema 
aufgestellt sein. Sie werden von dem Vorsteher geprüft und nach Er-\^ 
ledigung etwaiger Anstände seitens der Vollmachtgeber von demselben ver- ^ 
wahrt. 
II. Die zur Abrechnung bestimmten Papiere müssen geordnet und mit dem 
Firmenstempel des betreffenden Hauses versehen, Wechsel und Anweisungen 
auch gehörig quittirt sein. 
III. Die Abrechnungsstelle wird um 8^/4 Uhr geöffnet. Um 9 Uhr haben sämmt- 
liche Vertreter ihre Plätze einzunehmen. Auf ein vom Vorsteher gegebenes 
Zeichen beginnt die Ablieferung. Jeder Vertreter übergibt den Vertretern 
der zahlungspflichtigen Häuser die betreffenden Papiere mit je einem die . 
Beträge einzeln aufführenden , summirten Verzeichniss und einem Schema ^^ 
zu dem nur die Endsumme aufführenden Empfangsbekenntniss, welches\^ 
nach erfolgter Prüfung von dem Empfänger vollzogen und dem Einliefernden \ 
zurückgegeben wird. 

Die Stückzahl der an die Anderen abgelieferten Papiere, sowie die 
Summen der Verzeichnisse sind von einem Jeden in die Debet • Colonnen 
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des nach dem anliegenden Schema zu führenden Abrechnungsblatts thun- 
liehst schon vor der Einlieferung einzutragen, während in die Credit- 
/ Colonne nur die Summen der empfangenen Papiere zu verzeichnen sind. 

y^ IV. Nach geschlossener Einlieferung begeben sich die Vertreter mit den em- 
pfangenen Papieren nach Hause, um dort die Prüfung derselben vornehmen 
zu lassen. Um 1272 ühr finden sich dieselben wieder ein. Es erfolgt nun 
die Rücklieferung der beanstandeten Papiere, welchen je ein den Bean- 
standungsgrund ergebender Zettel angeheftet sein muss, mit Special- Ver- 
zeichniss. 
. Die Rücklieferungen werden dabei wie umgekehrte Einlieferungen be- 

y^ handelt, sind aber mit dem Zusatz R. im Abrechnungsblatt zu versehen. 

Empfangsbekenntnisse werden nicht ausgestellt. Die um 12V2 Uhr nicht 
zurückgelieferten Papiere gelten als anerkannt. 
V. Neue Einlieferungen sind ebenfalls um 12Vs Uhr statthaft. Dieselben sind 
in den Verzeichnissen als „zweite Lieferung" zu bezeichnen und sonst nach 
Nr. III, IV zu behandeln. 
VI. Nach beendeter Ein- und Rücklieferung summirt jeder Vertreter die Debet- 
und Credit- Colonne seines Abrechnungsblattes und ermittelt durch Saldiren 
des letzteren, was sein Haus im Ganzen (der Gesammtheit der Abrechnen- 
den gegenüber) schuldet, bezw. zu fordern hat. — Ueber den Saldo stellt 
er eine Anweisung an das Giro-Comptoir der Reichsbank auf dem Abrech- 

"^y nungsblatt und wörtlich gleichlautend auf einem besonderen Zettel aus, 

^•/ welchen er dem Vorsteher mit dem Abrechnungsblatt übergibt. 

/ VU. Der Vorsteher trägt die Saldi der Abrechnungsblätter in das Bilanzbuch, 
welches nach erfolgter Berichtigung etwaiger Rechnungsfehler im Credit 
und Debet bei der Summirung übereinstimmen muss, vergleicht damit die 
Anweisungen, visirt dieselben und die Abrechnungsblätter, gibt die letzteren 
zurück und übergibt schliesslich das Bilanzblatt des Bilanzbuches dem Giro- 
Comptoir der Reichsbank, welches danach die nöthigen Buchungen auf den 

^v/ Konten der Mitglieder und der Abrechnungsstelle vornimmt. Hiermit ist 

/ die Abrechnung beendet und die Vertreter dürfen die Abrechnungsstelle 

verlassen. 
VIII. Um 4 Uhr Nachmittags findet eine letzte Zusammenkunft statt. Soweit 
Papiere der „zweiten Lieferung*' hierbei nicht zurückgeliefert werden (IVj, 
gelten sie als anerkannt. Neue Einlieferungen, welche jedoch auf Checks 
und Accepte der Mitglieder zu beschränken sind, sind in den Verzeichnissen 
als „Schlusslieferung" zu bezeichnen und sonst nach Nr. III zu behandeln. 
Papiere der Schlusslieferung, welche nicht an demselben Tage, sei es in 
der Abrechnungsstelle oder direkt bis 572 Uhr. Nachmittags zurückgeliefert 
werden, gelten als anerkannt. Sobald die Ein- und Rücklieferungen beendet 
sind, erfolgt die Saldirung und Ausgleichung wie bei der ersten Zusammen- 
kunft (VI, VII). 
IX. Der Vorsteher hat ein Umsatzbuch zu führen, in welches er nach den Ab- 
rechnungsblättem die Stückzahl der eingelieferten Posten und die Debet- 
Summen einträgt. 

Die Bilanzblätter sind vom Giro-Comptoir der Reichsbank in Jahres- 
heften zu vereinigen und sodann ebenso wie das Umsatzbuch und die An- 
weisungszettel von der Registratur der Reichshauptbank aufzubewahren. 
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M. 1,50 Stempel zu kassiren. 

Vollmacht. 

D Endesunterzeichnete bevolhnächtig hiennit 



zur Vornahme aller im Abrechnungsverfahren nach Massgabe der Ver- 
handlungen vom 14. Februar 1883 und der Geschäftsordnung für die 
Abrechnungsstelle vorkommenden Rechtshandlungen, insbesondere der 
Präsentation der zur Abrechnung bestimmten Papiere, dem Empfang 
solcher Papiere, der Erklärung über dieselben, der Rückgabe und Rück- 
nahme beanstandeter Papiere, der Feststellung des Tagessaldo und der 
Ausstellung der erforderlichen Ueberweisungen zu Gunsten oder zu 

Lasten Giroguthaben bei der 

Reichsbank. Die erforderlichen Unterschriften wird der Bevollmächtigte 

unter em Firmenstempel und Beisetzung seines Namens mit 

dem Zusätze ,4- V." (in Vollmacht) abgeben. Diese Vollmacht erlischt 
nur durch schriftlichen, seitens de Machtgeber oder der Rechtsnach- 
folger an das Reichsbank-Direktorium zu richtenden Widerruf. 

Berlin, den ten 18 



Unterschrift des Bevollmächtigten : Unterschrift des Machtgebers : 



Dass Herr. als Machtgeber 

und Herr als Bevollmächtigter 

vorstehende Namensunterschriften eigenhändig geleistet haben, wird 
unter Beidrückung des Amtssiegels bescheinigt. 

Berlin, den ten 18 



Form. A. 



Digitized by 



Google 



172 




Anhang I, 3. 




Berlin, den 


ten . 




18 


an 



Stück 




Summe 






M. Pf. 


M. 


Pf. 


1 














2 














3 














4 






1 








5 














6 






1 








7 














S 














9 














10 





























Form. Bil. 
2. 5. 90. 



Abrechnungsstelle Berlin. 



Empfangsbekenntniss, 



Von 



Abrechnongspapiere im Betrage von M. 
empfangen zu haben, wird hiermit bescheinigt. 



Berlin, den ten 



..18.. 



Form. C. 

18. 10. 89. 
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Abrechnungsstelle, 



Berlin^ den ten 



...18.. 



Stück- 
Zahl 


Debet 


Firma 


Credit 










Anhalt & Wagener Nachf. 

ßk. d. Berl. Kassen- Vereins. 

Bk. f. Handel & Ind. 

Berl. Handels-Ges. 

S. Bleichröder. 

Delbrück, Leo & Co. 

Deutsche Bank 

Dtsch. Geno88.-Bk. Sörgel. 

Diskonto- Gesellsch. 

Dresdner Bank. 

C. N. Engelhard. 

Arthur Gwinner & Co. 

Internationale Bank. 

F. W. Krause & Co. Bkgsch. 

Mendelssohn & Co. 

Mitteldtsch. Creditbank. 

Nationalbank. 

H. C. Plaut. 

Reichsbank. 

Gebr. Schickler. 

Seehandlung. 

Rob. Warschauer & Co. 

Total-Summe 

Saldo Mark 






















Mark 













Vorstehenden Saldo von Mark 

wolle das Giro-Comptoir der Reichshauptbank dem Konto der Abrechnungsstelle 
zu des Giro-Kontos von 

Richtig. 
Der Vorsteher der Abrechnungsstelle. 

Form. DI. 
18. 10. 89. 
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Abrechnungsstelle Berlin. 




Bückgänge. 


an 



den 



...ten 



IS- 



Stück. 



M. 



Pf. 



Summe 
M. 



Pf. 



1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 

Form. E. 
18. 10. 89. 



Abrechnungsstelle Berlin. 
M. 



Berlin, den ten 18... Das Giro-Comptoir 

der Reichshauptbank wolle dem Konto der Abrechnungsstelle 
Markl 

zu Gunsten des Giro-Kontos von 

belasten. 

Richtig. 
Der Vorsteher der Abrechnungsstelle. 

Abrechnungsstelle Berlin. 
M. 



Berlin, den ;....-ten 18... Das Gil'O-Comptoir 

der Reichshauptbank wolle dem Konto der Abrechnungsstelle 
Markl 



zu Lasten des Giro-Kontos von 

»xj gutschreiben. 

o 

g Richtig. 

' Der Vorsteher der Abrechnungsstelle. 
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Ahrechmwgsstelle Berlin 



Bilanz. 



Debitoren 



Abrechnungsstelle 



Creditoren 



Anhalt & Wagener Nachf. 

Bk. d. Berl. Kassen- Vereins. 

Bk. für Handel & Ind. 

Berliner Handels- Ges. 

S. Blelchröder. 

Delbrück, Leo & Co. 

Deutsche Bank. 

Dtsch. Genoss.-Bk. Sörgel. 

Diskonto- Gesellschaft. 

Dresdner Bank. 

C. N. Engelhard. 

Arthur Gwinner & Co. 

Internationale Bank. 

F. W. Krause & Co. Bkg. 

Mendelssohn & Co. 

Mitteldeutsche Creditbank. 

Nationalbank. 

H. C. Plaut. 

Eeichsbank. 

Gebr. Schickler. 

Seehandlung 

Rob. Warschauer & Co. 

Summa 



Berlin, den ten 189.. ... 

Der Vorsteher der Abrechnungsstelle. 



Form. H. 
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Bedingungen der Osnabrncker Bank im Check- Verkehr. 

1. Es wird Jedem, der mit uns in Check- Verkehr tritt, ein Check- Konto eröffnet. 

2. Das Guthaben auf dem Check-Eonto kann gebildet werden durch Einzahlung 
und üeberweisung, oder durch Uebertrag von einem anderen Konto. Im letz- 
teren Falle beginnt die Verzinsung am Tage des Uebertrags, im Falle der Ein- 
zahlung oder Üeberweisung erst mit dem der Gutschrift folgenden Werktage. 

3. Das Guthaben auf dem Check-Konto wird mit 2^/o pro anno verzinst. 

4. lieber das Guthaben auf Check-Konto kann verfügt werden durch Checks, 
Ueberweisungen und durch Uebertrag auf ein anderes Konto. 

5. Auszahlungen bis zu 5000 M. an einem Tage erfolgen ohne Kündigung; da- 
gegen bedarf es bei Rückforderungen 

von mehr als 5000 M. einer eintägigen Kündigung, 
s 5 s 10000 = s zweitägigen * 
5 s 5 15000 = = dreitägigen 

6. Die Checks dürfen nur auf Grund eines verfügbaren Guthabens auf Check- 
Konto gezogen werden. Wir behalten uns vor, den Check- Verkehr mit einem 
Konto-Inhaber aufzuheben, welcher hiergegen verstösst. Auch ohne solchen 
Grund steht uns die Aufhebung des Check- Verkehrs mit dem einzelnen Konto - 
Inhaber jeder Zeit frei. 

7. Die Check- Formulare werden jedem Konto-Inhaber nach Bedarf in Heften 
von mindestens 25 Stück durch uns unentgeltlich geliefert. Der Konto- 
Inhaber ist verpflichtet, die Formulare sorgfältig aufzube- 
wahren, und trägt alle Folgen und Nachtheile, welche aus dem 
Verluste oder sonstigen Abhandenkommen dieser Formulare 
entstehen mö&hten, wenn er nicht uns rechtzeitig von dem Ab- 
handenkommen schriftlich benachrichtigt hat, um dieZahlung 
an einen Unberechtigten zu verhindern. Ebenso ist der Konto- 
Inhaber uns dafür verantwortlich, wenn er die in den Check- 
Formulareh offen gelassenen Stellen nicht so ausfüllt, dass 
eine Fälschung unmöglich ist. 

8. Andere als die von uns ausgegebenen Check-Formulare dürfen nicht ver- 
wandt werden. Die Durchstreichung des Zusatzes: „oder Ueberbringer*' ist 
unzulässig. 

Checks, welche radirt sind oder geschriebene Zusätze zwischen den 
vorgedruckten Zeilen enthalten, werden nicht bezahlt. 

9. Bei Auszahlung von Checks sind wir berechtigt, aber nicht verpflichtet, die 
Legitimation des Inhabers zu prüfen. 

10. Es steht uns frei, die vorstehenden Bedingungen abzuändern. Die Abände- 
rung ist in einer in Osnabrück erscheinenden Zeitung zu veröffentlichen oder 
dem Konto -Inhaber anzuzeigen. Die Fortsetzung des Check- Verkehrs nach 
Veröffentlichung oder Anzeige gilt als Einverständniss mit den getroffenen 
Abänderungen. 

Osnabrück, den 15. Januar 1886. 

Osnabrttoker Bank. 
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1. 

Englisches Checkrecht. (Auszug aus Bills of Exchange Act 1882.) 

Part III. 

Cheques on a Banker 

Cheque defined. 

1. A cheque is a bill of exchange drawn on a banker payable on demand. 

Except as otherwise provided in this Part, the provisions of this Act 
applicable to a bill of exchange payable on demand apply to a cheque. 

2. Presentment of cheque for payment. 

1. Where a cheque is not presented for payment within a reasonable 
time of its issue, and the drawer or the person, on whose account it is 
drawn had the right at the time of such presentment as between him and 
the banker to have the cheque paid and suffers actual damage through 
the delay, he is discharged to the extent of such damage, that is to say 
to the extent to which such drawer or person is a creditor of such banker 
to a larger amount than he would have been had such cheque been paid. 

2. In determining what is a reasonable time regard shall be had had to the 
nature of this instrument, the usage of trade and of bankers, and the facts 
of the particular case. 

3. The holder of such cheque as to which such drawer or person is dis- 
charged sball be a creditor in lieu of such drawer or person of such 
banker to the extent of such discharge and entitled to recover the amount 
from him. 

Revocaiion of bankers auihority, 

The duty and authority of a banker to pay a cheque drawn on him by bis 
customer is determined by 

1. countermand of payment 

2. notice of the customers death. 

Crossed cheques, 
General and special crossings defined. 

1. Where a cheque bears across its face an addition of 

a) the words „and Company" or any abbreviation thereof between two parallels 
transverse lines, either with or without the words „not negotiable" or 

b) two parallels transverse lines simply, either with or without the words 
,^not negoüable" 

that addition constitutes a crossing and the cheque is crossed generally. 

2. Where a cheque bears across its face an addition of the name of a banker, 
either with or without the words „not negotiable" that addition constitutes 
a crossing, and the cheque is crossed specially and to that banker. 

L. EnhlenbecV, Der Checic. 12 
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Crossing by drawer or öfter issue. 

1. A cbeque may be crossed generally or specially by tbe drawer. 

2. Where a cbeque is uncrossed, tbe bolder may cross it generally or specially. 

3. Wbere a cbeque is crossed generally tbe bolder may cross it specially. 

4. Where a cbeque is crossed generally or specially, tbe bolder may add the 
words „not negotiable". 

5. Wbere a cbeque is crossed specially, tbe banker, to whom it is crossed may 
again cross it specially to anotber banker for coUection. 

6. Where an uncrossed cbeque or a cbeque crossed generally, is sent to a banker 
for coUection, be may cross it specially to bimself. 

Crossing a material pari of cheque. 

A Crossing authorised by tbis Act is a material part of the cbeque; it shaU 
not be lawful for any person to obliterate or, except as authorised by tbis Act, 
to add to or alter the crossing. 

2. 

Französische Checkgesetze. 
a) Loiy concemant les ChhqueSy du 14 juin 1865. 
Art. ler. 
Le cbeque est T^crit qui, sous la forme d'un mandat de payement, sert au 
tireur ä effectuer le retrait, ä son profit ou au profit d'un tiers, de tout ou partie 
de fonds port^s au credit de son compte cbez le tir^, et disponibles. 
II est sign6 par le tireur et porte la dato du jour oü il est tir^. 
II ne peut 6tre tir6 qu'ä, vue. 

II peut etre souscrit au porteur ou au profit d'une personne d^nommöe. 
II peut ^tre souscrit ä ordre et transmis meme par voie d'endossement 
en blanc. 

Art. 2. 
Le chöque ne peut etre tir^ que sur un tiers ayant proyision präalable; il 
est payable ä Präsentation. 

Art. 3. 
Le cbeque peut 6tre tir^ d'un Heu sur un autre ou sur la mtoe place. 

Art. 4. 

L'^mission d'un ch§que, m6me lorsqu'il est tir^ d'un lieu sur un autre, ne 
constitue pas, par sa nature, un acte de commerce. 

Toutefois, les dispositions du Code de commerce relatives ä la garantie 
solidaire du tireur et des endosseurs, au protzt et ä l'exercice de l'action en 
garantie, en matiere de lettres de change, sont applicables aux cb^ques. 

Art. 5. 
Le porteur d'un cbeque doit en r^clamer le payement dans 
le d^lai de cinq jours, y compris le jour de la date, si le chäque 
est tirä de la place sur laquelle il est payable, et dans le d^lai de huit 
jours, y compris le jour de la date, s'il est tir^ d'un autre lieu. 
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Le porteur d'un cbeque qui n'en r^clame pas le payement dans leg d^Ials 
ci-dessas, perd son recoors contre les endosseurs ; il perd aussi son recoars contre 
le tireur, si la provlsion a pari p^ le fait du tir^ apr^s lesdits d^lais. 

Art. 6. 

Le tireur qui 4met un chäque sans date ou qai le rev^t d*une fausse data, 
est passible d'une amende 4ga)e k six pour cent de la somme, pour laquelle le 
cheque est tirä. 

L'^mission d'un cheque sans Provision prealable est passible de la m§me 
amende, sans pr^judice de Tapplication des lois pönales, s*il y a lieu. 

. Art. 7. 
Les cb^ques sont exempts de tont droit de timbre pendant dix ans h, dater 
de la promalgation de la präsente loi. . 

b) Loi du 19 fevrier 187 i. 

Art. 5. 

Les dispositlons soivantes sont ajoutäes a Tarticle l^r de la loi du 14 juin 1865. 

Le chöque indique le lieu d'oü il est ömis. 

La date du jour oü il est tirö est inscrite en toutes lettres et de la 
main de celui qui a öcrit le chäque. 

Le cbeque, mSme au porteur, est acquittö par celui qui le touche; Tacquit 
est dato. 

Toutes stipulations entre le tireur, le bönöficiaire ou le tirö, ayant pour 
objet de rendre le chöque payable autrement qu'ä vue et ä premiäre röquisition, 
sont nulles de plein droit. 

Art. 6. 

L'article 6 de la loi du 14 juin 1865 est abrogö et romplacö par les dispo- 
sitlons suivantes: 

Le tireur qui ömet un cheque sans date, ou non dato en toutes lettres, sll 
s'agit d'un chäque de place ä place ; celui qui reyet un cheque d'une fausse date 
QU d'une fausse önonciation du lieu oü il est tirö, est passible d'une amende de 
six pour cent de la somme pour laquelle le cheque est tirö, sans que cette amende 
puisse 6tre inf(5rieure ä cent francs. 

La m§me amende est due personnellement et sans recours par le premier 
endosseur ou le porteur d'un cheque sans date ou non dato en toutes lettres, sll 
est tirö de place ä place ou portant une date postörieure ä l'öpoque ä laquelle 
11 est endossö ou präsente. Cette amende est due, en outre, par celui qui paye 
ou re^it en compensation un cbäque sans date, ou irr^uliärement dato, ou prä- 
sente au payement avant la date d'^mission. Celui qui ömet un cheque sans pro- 
Tision prealable et disponible est passible de la m^me amende, sans präjudice 
des peines correctionnelles, s'il y a lieu. 

Art. 7. 
Celui qui paye un cbeque sans exiger qu'il soit acquittö est passible per- 
sonnellement et sans recours d'une amende de cinquante francs (50 fr.). 

Art. .8. 
Les chöques de place ä place sont assujettis ä un droit de timbre fixe de 
20 Centimes. 

12* 
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Les ch^qaes sur place continueront ä Stre timbr^s ä 10 Centimes. 

Sont applicables aux cb^ques de place ä place, non timbr^s conform^ment 
au präsent article, les dispositions pönales des articles 4, 5, 6, 7 et 8 de la loi 
du 5 juin 1850. 

Le droit de timbre additionnel peut 6tre acquittö au moyen d^un timbre 
mobile de 10 Centimes (0 £r. 10). 

Art. 9. 

Toutes les dispositions legislatives relatives aux cb^ques tir^s de France, 
sont applicables aux cb^ques tir^s hors de France et payables en France. 

Les cbäques pourront, avant tout endossement en France, ^tre timbr^s avec 
des timbres mobiles. 

Si le cb^que tir^ bors de France n'a pas ^t^ timbr^ conform^ment aux 
dispositions ci-dessus, le bön^ficiaire, le premier endosseur, le porteur ou le tir^, 
sont tenus, sous peine de Tarnende de six pour cent, de le faire timbrer aux 
droits fix^s par Tarticle pr^c^dent avant tout usage en France. Si le cb^que tirä 
bors de France n'est pas souscrit conform^ment aux prescriptions de Tarticle 1«^ 
de la loi du 14 juin 1865 et de Tarticle 5 ci-dessus, il est assigetti aux droits 
de timbre des effets de commerce. — Dans ce cas, le bän^ficiaire, le premier 
endosseur, le porteur ou le tir^ sont tenus de le fairer timbrer avant tout usage 
en France, sous peine d'une amende de six pour cent. 

Toutes les partles sont solidaires pour le recouvrement des droits et amendes. 



3. 

Belgisches Checkgesetz vom 20. Juni 1S73. 

Loi sur les cheques et autres mandals de payement et offres reelles. 

Art. ler. 

Les cbäques, les bons ou mandats de virement, les accröditifs, les billets 
de banque ä ordre et gön^ralement tous titres ä un payement au comptant et ä 
Tue sur fonds disponibles, sont exempts du droit de timbre. 



Entwurf der Brann- Entwurf der Mannheimer Entwurf der Braon- 

fichweiger Handelskam- Handelskammer sehweiger Delegirten- 

mer von 1879. (Dr. Landgraf) von 1879. Konferenz v. 18. Nov. 1879. 

L Begriff. L Begriff. L Begriff. 

Check ist die auf Sicht Check ist die auf Sicht. Check ist die auf Sicht 

zahlbare Anweisung auf zahlbare Anweisung auf zahlbare, nicht accep- 

einen bei dem bezogenen einen bei dem Bezogenen tirbare Anweisung aaf 

Bankbause oder Bankinsti- zur Zeit der Aussteilung einen bei einem Dritten 

tute zur Zeit der Ausstel- zur Verfügung des Ausstel- zur Zeit der Ausstellung 

lung zur Verfügung stehen- lers stehenden Geldbetrag, zur Verfügung des Ausstel- 

den Geldbetrag. Der Check kann auch in lers stehenden Geldbetrag. 

Quittungsform ausgestellt 

werden. 
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Art. 2. 

Ces dispositions sont signees par le tireur et portent rindication du lieu et 
da jour oü elles sont faites. 

EUes peuvent ^tre nominatives cu au porteur, ou transmissibles par yoie 
d'endossement, meme en blanc. 

Art. 3. 

La loi du 20 mai 1872 siir la lettre de change est applicable ä ces titres, 
en ce qui concerne la garantie solidaire du tireur et des endosseurs, Taval, l'inter- 
vention, la perte du titre, le protzt faute de payement, la d^claration constatant 
le refus de payement, Taction en garantie et la prescription. 

Art. 4. 

Le payement doit Stre r^clam4 dans les trois jours, y compris le jour de la 
data, si la disposition est faite de la place oü eile est payable, et dans les six 
jours, y compris le jour de la date, si eile est tiree d'un autre lieu. 

A d^faut d'indication du Ueu, la disposition est cens^e faite de la place oü 
eile est payable. 

Le titulaire ou porteur qui n'en r^clame pas le payement dans ces d^lais 
perd son recours contre les endosseurs; il perd aussi son recours contre le tireur, 
si la Provision a p^ri par le fait du tir^, apr^s les dits d61ais. 

Art. 5. 

Le tireur qui ^met une disposition non dat^e ou revetue d'une fausse date 
ou qui, par une contre -lettre, altere le caractäre de la disposition, est passible 
d'une amende ^gale ä dix pour cent de la somme exprimäe. 

Celui qui dispose sans provision pr^alable est passible de la meme amende, 
Sans pr^judice de Tapplication des lois pönales, s*il y a lieu. 

Art. 6. 

Les offres reelles peuyent Stre faites en billets de la Banque Nationale, 
aussi longtemps qu*ils sont payables h vue et en monnaie legale. 

Cette facultö cesserait de plein droit d'exister, si les billets de la Banque 
Nationale n'^taient plus admis en payement dans les caisses de r£tat. 



Amtlieber ^österreichischer Entwurf EntwurfdesBeiohsbank-Direktoriums 

(verfasst von Dr. Funk) von 1S80. von 1882. 

Art. 1. Der Check ist eine bei Sicht § 1. 

zahlbare Anweisung auf eine Bank. j^ ^heck muss enthalten: 

Er hat zur Voraussetzung die voran- , %,. . ^ , / T. 7 ,. tt u 

gegangene Zustimmung der Bank zur l-.P^e m den Inhalt oder die üeber- 
Trassirung, sowie einen bei derselben schrift aufzunehmende Bezeichnung als 
zur Verfügung des Ausstellers stehenden Check (theque) oder, wenn der Check 
entsprechenden Geldbetrag. nicht in deutscher Sprache ausgestellt 

'^ ist, einen jener Bezeichnung entsprechen- 

den Ausdruck in der fremden Sprache ; 
2. die Angabe der zu zahlenden Geld- 
summe; 
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Entwurf der Braun- 
schweigrer Handelskam- 
mer von 1879. 

IL Erfordernisse. 

1. Der Check ist mit dem 
Aasstellungsorte und mit 
dem Ausstellungsdatum zu 
versehen, auf inländische 
Währung zu stellen und 
vom Aussteller zu unter- 
zeichnen. 

2. Er kann auf den Aus- 
stellungs- oder einen an- 
deren Platz gezogen sein. 

3. Er kann auf Inhaber, 
auf Namen oder an Ordre 
lauten. 

4. Er ist hei Vorzeigung 
zahlhar, auch ohne dass 
dies im Texte besonders 
ausgedrückt ist. 

5. Der an Ordre oder 
auf Namen lautende Check 
muss, um in der Hand des 
Bezogenen als Beweis der 
Zahlung zu gelten, quittirt 
sein oder wenigstens ein 
Indossament tragen. 

6. Ist die zu zahlende 
Geldsumme in Buchstaben 
und Ziffern ausgedrückt, 
so gilt bei Abweichungen 
die in Buchstaben ausge- 
drückte Summe. Ist die 
Summe mehrmals mit Buch- 
staben oder mehrmals mit 
Ziffern geschrieben, so gilt 
bei Abweichungen die ge- 
ringere Summe. 

7. Der einmal ausgehän- 
digte Check ist sieich der' 
Baarzahlung in allen Thei- 
len un widerruf bar. 



Entwurf der Maunheimer 
Handelskammer 

(Dr. Landgraf) von 1879. 

IL Erfordernisse. 

1. Der Check soll mit 
dem Ausstellungsorte und 
mit dem Ausstellungsdatum 
versehen sein. Er ist vom 
Aussteiler zu unterzeich- 
nen. 

2. Er kann auf den Aus- 
stellungs- oder einen an- 
deren Platz gezogen sein. 

3. Er kann auf Inhaber, 
auf Namen oder an Ordre 
lauten. 

4. Er ist bei Vorzeigung 
zahlbar, auch ohne dass 
dies im Texte besonders 
ausgedrückt ist. 



5. Ist die zu zahlende 
Geldsumme in Buchstaben 
und Ziffern ausgedrückt, 
so gilt bei Abweichungen 
die in Buchstaben ausge- 
drückte Summe. Ist die 
Summe mehrmals mit Buch- 
staben oder mehrmals mit 
Ziffern geschrieben, so gilt 
bei Abweichungen die ge- 
ringere Summe. 



Entwurf der Branu- 
schweigrer Beleglrten- 

Konferenz v. 18. Nov. 1879. 

IL Erfordernisse. 

1. Der Check ist mit dem 
Ausstellungsorte und mit 
dem Ausstellungsdatum zu 
versehen und vom Aus- 
steller zu unterzeichnen. 



2. Er kann auf den Aus- 
stellungs- oder einen an- 
deren Platz gezogen sein. 

3. Er kann auf Inhaber, 
auf Namen oder an Ordre 
lauten. 

4. Er ist bei Vorzeigung 
zahlbar, auch ohne dass 
dies im Texte besonders 
ausgedrückt ist. 

5. Die zu zahlende Geld- 
summe ist in Buchstaben 
und Ziffern auszudrücken, 
bei Abweichungen gilt die in 
Buchstaben ausgedrückte 
Summe. 

Ist die Summe mehrmals 
mit Buchstaben oder mehr- 
mals mit Ziffern geschrie- 
ben, so gilt bei Abweich- 
ungen die geringere Sunmie. 



6. Der einmal ausgehän- 
digte Check ist gleich der 
Baarzahlung unwiderruf- 
bar. 



IIL Stempel. IIL Stempel. 
Der Check ist Stempel- Der Check ist stempel- 
frei, solange er ohne Ac- frei, solange er ohne Ac- 
cept bleibt. Wird er ac- cept bleibt. Wird er ac- 
ceptirt, so unterliegt er dem ceptirt, so unterliegt er dem 
Wechselstempel. Wechselstempel. 



IIL StempeL 
Der Check ist stempel- 
frei. 



IV. Pflichten und 
Rechte der am Um- 
laufe Betheiligten. 
1. Jeder, der den Check 
in irgend einer Form, sei 
es als Aussteller, als In- 
dossant oder als Acceptant 



IV. Pflichten und 
Rechte der am Um- 
laufe Betheiligten. 
1. Jeder, der den Check 
in irgend einer Form, sei 
es als Aussteller, als In- 
dossant oder als Acceptant 



IV. Pflichten und 
Rechte der am Um- 
laufe Betheiligten. 
1. Jeder, der den Check 
in irgend einer Form, sei 
es als Aussteller oder als 
Indossant, mit seiner Unter- 
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Amtlicher (^sterreiehischer £ntTriirf Entwarf des Beiohshank-Direktorinms 

(verfasst von Dr. Funk) von 1880. von 1882. 



Art. 2. a) Der Check ist mit dem Aus- 
stellungsorte und mit dem Ausstellungs- 
datum zu versehen und vom Aussteller 
zu unterzeichnen. 

b) Der Check kann nur auf einem von 
der Bank ausgegebenen Formulare ge- 
schrieben werden. 

c) £r kann auf den Ausstellungs- oder 
einen anderen Platz gezogen sein. 

d) Er kann auf Inhaber, auf Namen 
oder an Ordre lauten. 

e) Er ist bei Vorzeigung zahlbar, auch 
ohne dass dies im Texte besonders aus- 
gedrückt ist. 

f) Die zu zahlende Geldsumme ist in 
Buchstaben und Ziffern auszudrücken; 
bei Abweichungen gilt die geringere 
Summe. 



3. die Unterschrift des Ausstellers mit 
seinem Namen oder seiner Firma; 

4. die Angabe des Orts, des Monats- 
tages und des Jahres der Ausstellung; 

5. den Namen der Person oder Firma, 
welche die Zahlung leisten soll (des Be- 
zogenen). 

§ 2. 

Der bei dem Namen oder der Firma 
des Bezogenen angegebene Ort gilt als 
Zahlungsort und zugleich als Wohnort 
des Bezogenen. Ist ein solcher Ort nicht 
angegeben, so vertritt dessen Stelle der 
Ausstellungsort. 

Die Angabe eines anderen Zahlungs- 
ortes macht den Check ungültig. 
§3. 

Ist die zu zahlende Geldsumme (§ 1 
Nr. 2) in Buchstaben und in Ziffern aus- 
gedrückt, so gilt bei Abweichungen die 
in Buchstaben ausgedrückte Summe. Ist 
die Summe mehrmals mit Buchstaben 
oder mehrmals mit Ziffern geschrieben, 
so gilt bei Abweichungen die geringere 
Summe. 



Art. 3. Jeder, der den Check in irgend 
einer Form, sei es als Aussteller oder 
als Indossant mit seiner Unterschrift 
versehen hat, haftet für den Eingang. 



§4. 
Der Check kann in Form einer An- 
weisung oder einer Quittung ausgestellt 
werden. Der Quittungs - Check kann 
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Entwurf der Braun- 
sehweigrer Handelskam- 
mer von 1879. 



Entwurf der Mannheimer Entwurf der Braun- 
Handelskammer sehweiger Delegirten- 

(Dr. Landgraf) von 1879. Konferenz v. 18. Nov. 1879. 



mit seiner Unterschrift ver- mit seiner Unterschrift ver- schrift versehen hat, haftet 
sehen hat, haftet für den sehen hat, haftet für den für den Eingang. 
Eingang. Eingang. 



2. Der Bezogene ist, auch 
ohne acceptirt zu haben, 
zur Einlösung verpflichtet, 
wenn dem Aussteller zur 
Zeit der Präsentation ein 
entsprechender Betrag zur 
Venugung steht, oder wenn 
er (der Bezogene) den ihm 
zur Gutschrift eingehändig- 
ten Check ohne ausdrück- 
lich enVorbehalt überNacht 
in Händen behält. 

3. Der Bezogene ist aus- 
serdem verpflichtet, jede 
Zahlung, welche ihm für 
das Guthaben des Ausstel- 
lers zugeht, während er den 
Check in Händen hat, zu- 
nächst zu dessen Einlösung 
zu benutzen. 

4. Er darf selbst dann 
noch einlösen, wenn der 
Aussteller ohne sein (des 
Bezogenen) Wissen insol- 
vent ist. 

5. Der Aussteller kann 
den Bezogenen für die aus 
einer unberechtigten Zah- 
lungsweigerung entstande- 
nen Nachtheile verantwort- 
lich machen. 



2. Der Aussteller kann 
den Bezogenen für die aus 
einer unberechtigten Zah- 
lungsweigerung entstande- 
nen Nachtheile verantwort- 
lich machen. 



2. Der Aussteller, sowie 
die Inhaber können den 
Bezogenen für die aus einer 
unberechtigten Zahlungs- 
weigerung entstandenen 
Nachtheile verantwortlich 
machen. 
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Amtlielier Osterreiehiseher Entwurf Entwarf des Reiehsbank-Direktoriums 

(verfasse von Dr. Funk) von 1880. von 1882. 



von jedem Inhaber eingezogen werden. 
Der Anwelsungs-Check muss entweder 
an den Inhaber oder an eine bestimmte 
Person oder deren Ordre gestellt wer- 
den. Auch der auf eine bestimmte Per- 
son lautende Check kann an den In- 
haber gezahlt werden, wenn der Be- 
zeichnung die Worte „oder Ueberbringer** 
oder ein gleichlautender Zusatz beige- 
fügt sind. 

§ 5. 
Der Aussteller kann sich selbst als 
denjenigen bezeichnen, an welchen ge- 
zahlt werden soll. 



§6. 
Der Check ist bei Sicht zahlbar. Die 
Angabe einer anderen Zahlungszcit macht 
den Check ungültig. 



Der Aussteller, sowie der Inhaber 
können die Bank für die aus einer un- 
berechtigten Zahlungsweigerung ent- 
standenen Nachtheile verantwortlich 
machen. 



§ 7. 

Der Anweisungs-Check, welcher nicht 
lediglich an den Inhaber lautet, kann 
durch Indossament übertragen werden. 

In Betreff der Form des Indossaments, 
in Betreff der Legitimation des Inhabers 
und deren Prüfung, sowie in Betreff der 
Verpflichtung des Besitzers zur Heraus- 
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Entwarf der Braun- 
Schweiger Handelskam- 
mer von 1879. 



Entwurf der Mannheimer 
Handelskammer 

(Dr. Landgraf) von 1879. 



Entwurf der Braun- 
sehweiger Belegirten- 

Konferenz v. 18. Nov. 1879. 



6. Präsentation. Der 
Check soll, wenn amWohn- 
orte des Inhabers zahlbar, 
spätestens am 5. Werktage 
nach dem Ausstellungstage, 
wenn an einem anderen 
Orte zahlbar, spätestens am 
S.Werktage nach dem Aus- 
stellungstage zur Zahlung 
präsentirt und im Nicht- 
zahlungsfalle gleich dem 
Wechsel protestirt werden. 

Sonntage und gesetzliche 
Feiertage werden nicht mit- 
gezählt. 



3. Präsentation. Der 
Check soll, wenn amWohn- 
orte des Inhabers zahlbar, 
spätestens am I.Werk- 
tage nach dem Ausstel- 
lungstage, wenn an einem 
anderen Orte zahlbar, spä- 
testens am 4. Werktage 
nach dem Ausstellungstage 
zur Zahlung präsentirt und 
imNich tzahiungsfalle gleich 
dem Wechsel protestirt wer- 
den. 

Sonntage und gesetzliche 
Feiertage werden nicht mit- 
gezählt. 



7. Bei auf Namen oder 
an Ordre lautenden Checks 
darf jeder spätere Inhaber 
die vorstehenden Präsen- 
tationsfristen, vom Datum 
des letzten Indossaments an 
gerechnet, aufs Neue voll 
für sich in Anspruch neh- 
men, jedoch nur zu Lasten 
seines unmittelbaren Vor- 
manns, nicht des Ausstel- 
lers. 

8. In Bezug auf Inne- 
haltung der Präsentations- 
fristen ist der Präsentation 
beim Bezogenen gleich zu 
achten die Einreichung an 
das Clearing-House, wo ein 
solches besteht, jedoch 
nicht gleich zu achten die 
Präsentation bei einer Fi- 
lialstelle, oder einem Agen- 
ten des Bezogenen, selbst 
wenn eine solche Stelle als 
Domicil vermerkt ist 



3. Der Check soll, wenn 
am Wohnorte des Ausstel- 
lers und des ersten Em- 
pfängers zahlbar, späte- 
stens an dem nach dem 
Ausstellungsdatum folgen- 
den Werktage zur Zahlung 
präsentirt werden ; wenn an 
einem anderen Orte als dem 
Wohnorte des Ausstellers 
oder des ersten Empfangers, 
dann am fünften folgenden 
Werktage. — Im Nicht- 
zahlungsfalle solider Check 
spätestens am Tage nach 
erfolgter Präsentation pro- 
testirt werden. -— Eine auf 
den Check gesetzte schrift- 
liche Ablehnungserklärung 
des Bezogenen ist dem Pro- 
teste gleich zu erachten. 

Sonntage und gesetzliche 
Feiertage werden nicht mit- 
gezählt. 

4. Bei Yersäumunff dieser 
Fristen geht der Regress 
gegen den Indossanten und 
dessen Tormänner, ein- 
sclüiesslich des Ausstellers 
verloren, wenn diese da- 
durch nachweislich in Yer- 
lust kommen würden. 

5. Der Bezogene ist zur 
Einlösung verpflichtet, 
wenn er den ihm zur Gut- 
schrift eingehändigten 
Check nicht an dem auf 
den Empfangstag folgen- 
den Werktage zurückge- 
geben hat. 

6. Der Bezogene ist ver- 
pflichtet, den eingelösten 
Check bis 3 Monate nach 
stattgehabter Abrechnung 
mit dem Aussteller aufzu- 
bewahren. 
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Amüleher Osterreiehiseher Entwarf Entwurf des Reiehsbank-Direktoriums 

(verfasst von Dr. Funk) von 1880. von 1882. 



Art. 4. Der Check soll, wenn am Wohn- 
orte des Inhabers zahlbar, spätestens 
am zweiten Werktage nach dem Aus- 
stellungstage, wenn an einem anderen 
Orte zahlbar, spätestens am ftlnften 
Werktage nach dem Ausstellungstage 
zur Zahlung präsentirt und im Nicht- 
zahlungsfalle protestirt werden. 

Sonntage und gesetzliche Feiertage 
werden nicht mitgezählt. 

Wenn der Ausstellungsort auf dem 
Check nicht angegeben ist, so gilt der 
Zahlungsort zugleich als Ausstellungs- 
ort 

Eine auf den Check gesetzte schrift- 
liche Ablehnungserklärung der Bank 
ist dem Proteste gleich zu erachten. 

Bei Yersäumung obiger Frist geht der 
Regress gegen den Indossanten und des- 
sen Yormänner jedenfalls und der Re- 
gress gegen den Aussteller dann ver- 
loren, wenn dieser dadurch nachweis- 
lich in Verlust kommen würde. 



gäbe gelten alsdann die Vorschriften, 
welche die Art. 11--13, 36 und 74 der 
Wechselordnung bezüglich des Wech- 
sels enthalten. 

§ 8. 

Der am Ausstellungsorte zahlbare 
Check (Platz-Check) ist spätestens bin- 
nen zwei, der an einem anderen Orte 
des deutschen Reiches zahlbare Check 
spätestens binnen fünf Tagen, den Aus- 
stellungstag nicht eingerechnet, zur Zah- 
lung vorzulegen. 

Liegt der Zahlungsort ausserhalb des 
deutschen Reiches, so ist der Check 
spätestens am Tage nach der Ausstel- 
lung mit den gewöhnlichen Transport- 
mitteln dorthin abzusenden, und späte- 
stens am Tage nach der Ankunft 
am Zahlungsorte zur Zahlung vorzu- 
legen. 

Sonntage oder allgemeine Feiertage 
werden nicht gerechnet. 



Art. 5. Wenn ein Check vor der Prä- 
sentation vom Aussteller widerrufen 
wird, darf ihn die Bank nicht honoriren. 

Art. 6. Der Tod des Ausstellers hebt 
die Gültigkeit des Checks nicht auf. 

Art. 7. Die Präsumtion des § 1407 des 
allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches 
hat auf den Check keine Anwendung. 



§9. 
Der Bezogene hat nur gegen Aushän- 
digung des Checks zu zahlen. Er hat 
die Zahlung abzulehnen: 

1. wenn ihm die Zahlungseinstellung 
des Ausstellers oder der Antrag auf Er- 
öffnung des Konkurses gegen denselben 
bekannt geworden ist; 

2. wenn die Präsentationsfrist ver- 
strichen und der Check nach deren Ab- 
lauf von dem Aussteller ausdrücklich 
widerrufen ist. 



Art. 8. Wird der Check nicht hono- 
rirt, so kann der Inhaber gegen seinen 
unmittelbaren Vormann auch auf das 
zu Grunde liegende Rechtsgeschäft zu- 
rückgreifen, jedoch nur gegen Rückgabe 
des Checks. 



§ 10. 
Der Inhaber des Checks kann die 
Rechte des Ausstellers gegen ^en Be- 
zogenen wegenNichteinlösung des Checks 
geltend machen. 
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Entwurf der Braun- Entwurf der Mannheimer Entwurf der Brauu- 
sehweigrer Handels kam- Handelskammer sehweigrer Delegrirten- 

mer von 1879. (Dr. Landgraf) von 1879. Konferenz v. 18. Nov. 1879. 



9. Bei Versäumung die- 
ser Fristen geht der Re- 
gress gegen den Indossan- 
ten und dessen Vormänner, 
einschliesslich des Ausstel- 
lers, verloren, wenn diese 
dadurch nachweislich in 
Verlust kommen würden. 

10. Der eingelöste 
Check. Der Bezogene ist 
verpflichtet,den eingelösten 
Check drei Monate lang zur 
Verfügung des Ausstellers 
aufzubewahren. 

V.Allgemeine Bestim- 
mungen. 
Für Checks gelten 

1. in Betreff der Form 
des Indossaments, 

2. in Betreff der Legiti- 
mation und der Prüfung 
dieser Legitimation, 

3. in Betreff der Ver- 
pflichtung des Besitzers zur 



4. in Betreff des Protestes, 
des Klagerechts und der 
Verjährung, sowie des Pro- 
zesseä, 

5. in Betreff abhanden 
gekommener oder gefälsch- 
ter Checks, — dieselben 
Bestimmungen, welche die 
entsprechenden Vorschrif- 
ten über Wechsel enthalten. 
Im Zweifel gelten diejenigen 
Bestimmungen, welche für 
den Gläubiger die günsti- 
geren sind. 



4. Bei Versäumung die- 
ser Fristen geht der Re- 
gress gegen den Indossan- 
ten und dessen Vormänner 
einschliesslich des Ausstel- 
lers verloren, wenn diese 
dadurch nachweislich in 
Verlust kommen würden. 

5. Der. eingelöste 
Check. Der Bezogene ist 
verpflichtet, den eingelö- 
sten Check drei Monate 
lang zur Verfügung des Aus- 
stellers aufzubewahren. 

V. Allgemeine Bestim- 
mungen. 
Für Checks gelten 

1. in Betreff der Form 
des Indossaments, 

2. in Betreff* der Legi- 
timation und der Prüfung 
dieser Legitimation, 

3. in Betreff der Ver- 
pflichtung des Besitzers 
zur Herausgabe, 

4. in Betreff des Protestes, 
des Klagerechts und der 
Verjährung, sowie des Pro- 
zesses, 

5. in Betreff abhanden 
gekommener oder gefälsch- 
ter Checks, — dieselben 
Bestimmungen, welche die 
entsprechenden Vorschrif- 
ten über Wechsel enthalten. 



V.Allgemeine Bestim- 
mungen. 
Für Checks gelten: 

1. in Betreff der Form 
des Indossaments, 

2. in Betreff der Legiti- 
mation und der Prüfung 
dieser Legitimation, 

3. in Betreff der Ver- 
pflichtung des Besitzers 
zur Herausgabe, 

4. in Betreff des Protestes, 
des Klagerechts und der 
Verjährung, sowie des Pro- 
zesses, 

5. in Betreff abhanden 
gekommener oder gefälsch- 
ter Checks, — dieselben 
Bestimmungen, welche die 
entsprechenden Vorschrif- 
ten über Wechsel enthalten. 



Va. Sperrung des 
Checks. 

1. Jeder Check kann sei- 
tens des rechtmässigen In- 
habers zur Wahrung gegen 
jede Art des Abhanden- 
kommens „gesperrt*' wer- 
den, dadurch dass querüber 
den Check zwei parallele 
Linien gezogen werden, 
zwischen welche man ent- 
weder den Namen einer be- 
stimmten Bank (specielle 
Sperrung) oder nur die 
Worte „u. Cie." (generelle 
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Amtlieher (^sterreiehischer Entwurf Entwurf des Reiehsbank-Direktoriums 

(verfasst von Dr. Funk) von 1880. von 1882. 

§ 11. 
Der Aussteller, die Indossanten und 
Jeder, welcher den Check oder das In- 
dossament mit unterzeichnet, haften dem 
Inhaber für die Einlösung des Checks. 
Dieser kann sich wegen seiner ganzen 
Forderung an den Einzelnen halten. Es 
steht in seiner Wahl, welchen Verpflich- 
teten er zuerst in Anspruch nehmen will. 
Der Schuldner kann sich nur solcher 
Einreden bedienen, welche ihm aus dem 
Check selbst oder unmittelbar gegen den 
jedesmaligen Kläger zustehen. 



Art. 9. Für Checks gelten in Betreff 
der Form des Indossaments, in Betreff 
der Legitimation und der Prüfung dieser 
Legitimation, in Betreff der Verpflich- 
tung des Besitzers zur Herausgabe, in 
Betreff des Protestes (Art. 4 AI. 4), des 
Klagerechtes, der Verjährung, sowie des 
Prozesses, in Betreff abhanden gekom- 
mener oder gefälschter Checks (Art. 5) 
— dieselben Bestimmungen, welche die 
entsprechenden Vorschriften über Wech- 
sel enthalten. 



§ 12. 
Zur Ausübung des Regressrechts (§11) 
muss die rechtzeitige Präsentation und 
die Nichteinlösung durch eine von dem 
Bezogenen innerhalb der Frist (§ 8) auf 
den Check gesetzte, unterschriebene und 
datirte Erklärung oder durch einen unter 
entsprechender Anwendung der Art. 87, 
88, Nr. 1—4,6; Art. 89-91 der Wechsel- 
ordnung aufgenommenen Protest nach- 
gewiesen werden. 



§ 13. 

Wegen des Inhalts der Regressfor- 
derung (§§11, 12), sowie in Betreff der 
Benachrichtigung der Vormänner und 
der Befugniss zur Ausstreichung von In- 
dossamenten sind die Art. 45— 48, 50 — 52, 
54, 55 der Wechselordnung entsprechend 
anzuwenden. 

§ 14. 

Die Regressansprüche gegen den Aus- 
steller und die übrigen Vormänner ver- 
jähren, wenn der Check in Europa zahl- 
bar ist, in 3 Monaten, andernfalls in 
6 Monaten nach dem Ablauf der Prä- 
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Entwurf der Brami- 
sehweigrer Handelskam- 
mer von 1879. 



Entwurf der Mannheimer Entwurf der Braun- 
Handelskammer sehweigrer Delegirten- 

(Dr. Landgraf) von 1879. Konferenz v. 18. Nov. 1879. 

Sperrung) setzt; die letz- 
tere Art der Sperrung kann 
in ihrer Wirkung noch 
weiter potenzirt werden 
durch die Zusetz ung der 
Worte : „ausser Verkehr". 

2. Einen generell ge- 
sperrten Check darf der 
Bezogene nur an eine Bank, 
einen speciell gesperrten 
Check nur an die namhaft 
gemachte Bank einlösen. 

3. Wenn ein gesperrter 
Check im guten Glauben 
zu Gunsten des Gesperrten 
honorirt ist, so soll die 
Zahlung in Betreff des 
Rechtsverhältnisses zwi- 
schen Aussteller und Be- 
zogenen als an den recht- 
mässigen Eigenthümer des 
Checks geschehen gelten. 

4. Wer einen speciell 
gesperrten Check an einen 
Anaeren zahlt, als an den- 
jenigen, zu Gunsten dessen 
er gesperrt war, haftet dem 
rechtmässigenEigenthümer • 
für allen nachweislich dar- 
aus entspringenden Scha- 
den. 

5. Wer einen mit ,. ausser 
Verkehr" bezeichneten 

Check nimmt, hat nur die 
Kechte seines Gebers. 
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Amtlieher ^Jsterreichiseher Entwurf Entwarf des Beiohsbank-Direktoriams 

(verfasst von Dr. Funk) von 1880. von 1882. 



Art. 10. Der Check kann nicht accep- 
tirt werden. 

Art. 11. Der Check ist stempelfrei. 
Wer jedoch einen Check ohne Datum 
I ausstellt, mit einem falschen Datum ver- 



sentationsfrist (§ 8). Auf die Unter- 
brechung der Verjährung finden Art. 80 
der WO., § 13 Abs. 3 des Einfahrungs- 
gesetzes zur Civilprozessordnung vom 
30. Jan. 1874 und § 3 des Einführungs- 
gesetzes zur Eonkursordnung Anwen- 
dung. 

§ 15. 
Ist die Begressverbindlichkeit des Aus- 
stellers durch Unterlassung der in den 
§§ 8 und 12 vorgeschriebenen Hand- 
lungen oder durch Verjährung erloschen, 
so bleibt derselbe dem Inhaber des Checks 
nur so weit verpflichtet, als er sich mit 
dessen Schaden bereichem würde. Die 
Klage verjährt in 3 Jahren, von Aus- 
stellung des Checks an gerechnet. 

§ 16. 
Jeder Inhaber eines Checks kann durch 
den quer über die Vorderseite geschrie- 
benen oder gedruckten Zusatz: „Nur 
zur Verrechnung^* verbieten, dass der 
Check baar bezahlt werde. Derselbe 
darf in diesem Falle nur zur Verrech- 
nung mit dem Bezogenen oder einem 
Giro-Kunden benutzt werden. Keines 
dieser Verbote kann zurückgenommen 
werden. Die Uebertretung des Verbots 
macht den Bezogenen für den dadurch 
entstandenen Schaden verantwortlich. 

§ 17. 
Aus einem Check, auf welchem die 
Unterschrift des, Ausstellers oder eines 
Indossanten gefälscht ist, bleiben die 
Verbundenen, deren Unterschriften echt 
sind, verpflichtet. 

§ 18. 
Mit Geldstrafe bis zu eintausend Mark 
ist zu bestrafen: 

1. Wer einen Check ausstellt und aus- 
händigt, obwohl der Betrag nicht zu 
seiner Verfügung mittels Checks bei dem 
Bezogenen steht, 

2. wer bei Ausstellung eines Checks 
denselben nicht, oder unrichtig datirt, 
oder mit falscher Bezeichnung des Aus- 
stellungsortes versieht, — vorbehaltlich 
der etwa verwirkten härteren Strafen 
des Betruges. 

§ 19. 
Der Check ist stempelfrei, wenn er 
ohne Accept bleibt; anderenfalls muss 
die Versteuerung erfolgen, ehe der Ac- 
ceptant den Check aus den Händen 
gibt. 
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Entwurf der Braun- Entwarf der Mannheimer Entwurf der Brann- 
sehweiger Handelskam- Handelskammer sehweiger Delegrirten- 

mer von 1879. (Dr. Lan dgr af) von 1879. Konferenz v. 18. Nov. 1879. 



VI. Unberechtigte 
Ausstellung. 

Wer einen Check unbe- 
rechtigter Weise ausstellt, 
verfällt in eine Geldstrafe, 
unbeschadet der criminel- 
len Verfolgung, falls eine be- 
trügerische Absicht nach- 
gewiesen wird. 



VI. Unberechtigte 
Ausstellung. 

Wer einen Check den 
vorstehenden Bestimmun- 
gen zuwider ausstellt, ver- 
fällt in eine Geldstrafe, 
unbeschadet der crimi- 
nellen Verfolgung, falls 
eine betrügerische Absicht 
nachgewiesen wird. Die 
Fälschung von Checks ist 
besonders schwer zu ahn- 
den. 



VI. Unberechtigte 

Ausstellung. 
Wer einen Check un- 
berechtigter Weise aus- 
stellt, verfallt in eine Geld- 
strafe , unbeschadet der 
criminellen Verfolgung, 
falls eine betrügerische 
Absicht nachgewiesen wird. 



Anbang III« 



{Auszug aus den Prozessakten Esch contra Osnabrücker Bank). 

1. 

An 

Königliches Landgericht Osnabrück 

Civilkammer L 

Klage von Seiten des Kaufmanns Eduard Esch hier, Klägers, 

Anwalt Dr. Kuhlenbeck, gegen die Osnabrttcker Bank hier, 

Beklagte, 

wegen Anerkennung einer Forderung von 550 M., auch 
Herausgabe eines Kontobuchs. 
Hat Anl. 1. 2. 3. 

Legitimirt durch Vollmacht Anl. 1, ersuche ich um 
Anberaumung eines Verhandlungstermines 
und lade dazu die Beklagte mit der Aufforderung, einen beim hiesigen Land- 
gericht zugelassenen Anwalt zu bestellen. 

Kläger ist Kaufmann im Sinne des Handelsgesetzbuchs. 
Beweis: Handelsregister des Amtsgerichts hier. 
Beklagte ist eine Aktiengesellschaft und wird gerichtlich und aussergericht- 
lich durch ihre Direktoren Siebert und Garthaus vertreten. 
Beweis: wie oben. 
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Amtlieher Ssterreiehiseher Entwarf Entwarf des Beichsbauk-Birektoriiims 

(verfaast von Dr. Funk) von 1880. von 1882. 

sieht oder in anderer Weise bewirkt, § 20. 

dass der Check nicht bei Sicht zahlbar Aaf Klagen ans Checks finden die 

ist, desgleichen derjenige, der einen sol- §§ 566,567 der Civilprozessordnung, sowie 

chen Check in Eenntniss dieser Um- § lOl Nr. 2 des Gerichfsverfassnngsge- 

stände annimmt, weitergibt oder aus- setzes entsprechende Anwendung, 
zahlt, verfällt in eine Gebührenstrafe. 



Art. 12. Wer einen Check unberech- 
tigter Weise (Art. 1, AI. 2) ausstellt, ver- 
fällt in eine Geldstrafe, unbeschadet 
der criminellen Verfolgung, falls eine be- 
trügerische Absicht nachgewiesen wird. 

Art. 13. Diese Bestimmungen gelten 
sämmtlich auch für Effecten -Checks, 
das sind Checks auf die bei der Bank 
zur Verfügung des Ausstellers stehen- 
den (fungiblen) Werthpapiere. 



Der Kläger steht seit längerer Zeit mit der Beklagten in Giroverkehr und 
hat sich bei derselben durch Einzahlung von haaren Geldsununen ein Check- 
konto errichtet. Die für dieses Eechtsverhältniss vereinbarten Bedingungen sind 
nach Massgabe der Kontobücher , welche die Beklagte den zu ihr in derartige 
Verhältnisse eintretenden Kunden ausbändigt, folgende: 

1. Einzahlungen können durch Baarzahlung oder Uebertragung von anderen 
Konten gemacht werden, jede Baareinlage muss mindestens 20 M. betragen. 

2. Abhebungen bis zu 3000 M. in einem Tage erfolgen ohne Kündigung;, 
dagegen bedarf es bei Rückforderungen 

von mehr als 3000 M. einer eintägigen Kündigung 
= s 5 5000 = = zwei = * 

* ^ 10000 :: = drei := 

:: 15000 ^ := fÜUf * 

3. Die Einlagen werden mit V-\% Procent p. a. verzinst. Die Verzinsung 
beginnt mit dem der Einzahlung folgenden Werktage , bei den durch 
Uebertrag gebildeten Guthaben vom Tage des üebertrags ab. 

4. Zu Geldhebungen dürfen nur die von uns ausgegebenen Checkformulare 
verwandt werden. Radirte und mittels Durchstreichens veränderte Checks 
werden nicht honorirt. 

5. Die Checks dürfen nur auf Grund eines Guthabens abgegeben werden. 
Sollte die Ueberhebung eines Kontos aus Irrthum vorgekommen sein, so 
hat dessen Inhaber innerhalb drei Tagen nach Aufforderung den über- 
hobenen zurückzuzahlen, für den letzteren werden bis zur Rückzahlung 
6 Procent Zinsen in Anrechnung gebracht. 

Osnabrück, den 1. October 1883. 

Osnabrücker Bank 
Siebert. H. Garthaus. Gramberg. 
L. Knhlenbeek, Der Check. 13 
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Auch dem Kläger wurde im vorigen Jahre ein solches Kontobuch seitens 
der Beklagten ausgehändigt. 

Neben dem Kontobuch wurde ihm ein Heft mit Gheckformularen ausgehändigt. 
Diese Gheckformulare haben das Schema der Anl. 2. 

Beweis des Vorstehenden: Eideszuschiebung. 

Der Gheckverkehr vollzieht sich nun nach Massgabe der vorerwähnten Be- 
dingungen und der Bankusance in der Weise, dass der Kontoinhaber aber sein 
bei der Bank eingezahltes Guthaben in beliebigen Theilbeträgen jeder Zeit da- 
durch verfügen kann, dass er eins der ihm ausgehändigten Gheckformulare mit 
seiner Unterschrift versieht und das Formular nach Ausfallung der abzuhebende» 
Summe oder auch als Blankett, indem er die Summenausfüllung dem Inhaber an- 
heimstellt, in Verkehr gibt. 

Die Bank hat alsdann den Betrag an den Ueberbringer des Formulars aus- 
zuzahlen, ohne zur Legitimationsprüfung desselben verpflichtet zu sein, und kann 
darnach das Gheckformular als Quittung zurückbehalten und den abgehobenen 
Betrag vom Guthaben des Kontoinhabers abschreiben. 

Am 6. November 1886 betrug das Guthaben des Klägers bei der Beklagten 
im Checkkonto 950 M. 

Beweis: Gegnerische Handelsbücher , deren Edition begehrt wird^ 
eventuell Eid. 

Am 7. November wurden vom Kläger durch von ihm unterzeichnetes Gheck- 
formular abgehoben 350 M. — Am 11. November 50 M. 
Beweis: wie oben. 

Am 16. November hat der frühere Lehrling des Klägers, Eudolf Eahe, bei 
der Beklagten ein Gheckformular Nr. 13842 ausgefüllt mit der Summe von 550 M. 
präsentirt, welches nicht vom Kläger unterschrieben war. 

Dieses Formular muss von dem Budolf Bähe, welcher am 13. Novem- 
ber 1885 vom Kläger entlassen war, aus dem klägerischen Gheckheft entwendet 
und fälschlich mit der nachgeahmten Unterschrift des Klägers versehen sein. 
Die Beklagte behauptet jedenfalls, auf dieses Gheckformular die Summe von 550 M. 
ausgezahlt zu haben und auf Grund desselben, als auf Grund einer gültigen 
Quittung, dem Kläger die ausgezahlten 550 M. von seinem Guthaben abschreiben 
zu dürfen. 

Beweis: Gegnerische Schreiben mit Bechnungsaufstellung in Anl. 3. 

Sie thut dies mit Unrecht, denn das Gheckformular Nr. 13842, auf welches 
sie am 16. November 1885 550 M. ausgezahlt haben will, ist nicht vom Kläger 
unterschrieben, auch nicht vom Kläger mit dessen Wissen in Verkehr ge- 
kommen. Die darunter befindliche Unterschrift ist unecht und verfälscht. 

Beweis : 

1. Gheckformular Nr. 13842 im gegnerischen Besitz, dessen Edition 
begehrt wird. 

2. Schriftvergleichung 

a) mit klägerischer Handschrift, 

b) mit der Handschrift des p. Eahe. 

3. Untersuchungsakten gegen Eahe bei hiesiger Staatsanwaltschaft 
wegen Urkundenfälschung. 

4. Diesseitiger DifFessionseid. 
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Die Beklagte behauptet, Kläger habe die Abhebung der 550 M. als zu seinen 
Gunsten und mit seiner Genehmigung geschehen anerkannt. 
Beweis: Schreiben Aul. 3. 
Dies ist unwahr. 

Wahr ist allein, dass Kläger in der ersten Zeit, nachdem ihm die Mittheilung 
Yon der Checkfälschung geworden, gelegentlich einer Berechnung mit sich selber 
in seinem Comptoir die Summe von 550 M. und das entwendete Checkformular in 
seinem Kontobuch auf der Debetseite notirt hat. Er hat dies gethan, ohne sich 
etwas Weiteres dabei zu denken, jedenfalls aber ohne die Absicht, dadurch der 
Beklagten gegenüber ein Anerkenntniss über die fragliche Checkabhebung zu 
geben. 

Dazu ist auch eine einseitige Eintragung im Kontobuch seitens des Konto- 
buchinhabers nicht objektiv bestimmt; vielmehr ist das Kontobuch lediglich be- 
stimmt, die Quittungen der Bank über gemachte Einzahlungen aufzunehmen und 
zur Beweiskontrolle für den Buchinhaber zu dienen, nicht aber um Quittungen 
und Anerkenntnisse gegenüber der Bank aufzunehmen. 

Quittungen und Anerkenntnisse der Bank gegenüber können lediglich in 
den Checkformularen selbst, eventuell aber nur in sonstigen besonderen rechts- 
gültigen Urkunden gefunden werden. 

Beweis: Sachverständiges Gutachten über den Zweck der Konto- 
bücher. 
Auch ist die Eintragung ohne jede Unterschrift und daher ohne Bedeutung ; 
und zum Ueberfluss hat Kläger noch später ausdrücklich in dem Kontobuch ver- 
merkt, dass er die Checks 13840^43 nicht anerkenne. 

Beweis : Das fragliche Kontobuch, zur Zeit im widerrechtlichen Be- 
sitz der Gegnerin. 
Die Gegnerin hat das Kontobuch gelegentlich einer am 10. Januar d. J. ge- 
machten Einzahlung gegen den ausdrücklichen Willen des Klägers zurückbehalten, 
und weigert jetzt Rückgabe desselben. 
Beweis: Brief Anl. 3. 
Sie ist noch am 12. d. M. vergeblich zur Bücklieferung desselben aufge- 
fordert. 

Beweis: Eidesdelation. 
Diese Rückbehaltung des Kontobuchs ist völlig unberechtigt. Denn die Konto- 
bücher gehen mit der ersten Ausstellung in das Eigenthum des Kontobuchinhabers 
über, und werden von den Aussteilem zur Erleichterung des Geschäftsverkehrs, 
insbesondere um sich die jedesmalige besondere Ausstellung einer Quittung zu 
ersparen und den Kunden ein bequemes Gegenbuch zu verschaffen, ausgegeben. 
Gegnerin durfte daher das Buch nicht gewaltsam wider Willen des Buchinhabers 
zurückbehalten. Der in Anlage 3 von ihr angegebene Vorwand berechtigte sie 
höchstens zur Editionsklage, nicht aber zur eigenmächtigen, widerrechtlichen 
Zurückhaltung. 

Hiernach werde ich beantragen, 

Beklagte kostenpflichtig zu verurtheilen, 
1. Zur Anerkennung, dass das Guthaben des Klägers vom 1. Ja- 
nuar 1S86 nicht, wie der Bechnungsabschluss in Anl. 3 will, 
nur 113 M. 55 Pf., sondern vielmehr 550 M. mehr, also 663 M. 
55 Pf. beträgt, dass also die von ihr auf den gefälschten Check 

13* 
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Nr. 13842 ausgezahlten 550 M. mit Unrecht auf das Guthaben 
des Klägers von ihr abgeschrieben sind. 
2. Zur Herausgabe des Kontobuchs des Klägers vom Jahre 1885. 

Osnabrück, den 12. Januar 1886. 

Kuhlenbeck, 

Rechtsanwalt Dr. jur. 

2. 

An 

Königliches Landgericht Osnabrück, 

Civilkammer IL 

Klagbeantwortung von Seiten der Osnabrücker Bank hier, Be- 
klagten, Anwälte : Wellenkamp und Dr. Klussmann, gegen den Kauf- 
mann Eduard Esch hier, Kläger, Anwalt: Dr. Kuhlenbeck, 
Hat Anlagen A und B nur wegen Anerkennung einer Forderung von 
zu der Gerichtsabschrift. 550 M., auch Herausgabe eines Kontobuchs. 

Im Giroverkehr hat Beklagte mit Kläger nicht gestanden, im Checkver- 
kehr seit Jahren. 

Die Bedingungen des Checkverkehrs sind richtig mitgetheilt. Dieselben stehen 
im Abdrucke auf der ersten Innenseite jedes Oberdeckels der Checkkontobttcher 
und auf der ersten Aussenseite des Umschlages des Checkformularhefts. Diese 
erste Aussenseite des Umschlages des Checkformularhefts enthält ausserdem 
die Aufforderung: 

„NB. Man wolle zur Verhütung von Fälschungen dieses Quittungsbuch 

unter Verschluss halten und einen etwaigen Verlust sofort bei uns anzeigen.'' 

Beweis: Der hieneben in Anlage A übergebene Umschlag, nur für 

das Gericht bestimmt, femer Zeugen: Prokurist Macke und Handlungs- 

gehalfe Kiemeyer, auch Eid. 

Der Checkverkehr, welchen Kläger mit Beklagter unterhielt, war ein sehr 

reger. £s kamen wöchentlich regelmässig mehrere Einzahlungen und Abhebungen 

auf dem Checkkonto des Klägers vor. Alle, wenigstens bei weitem die meisten 

Einzahlungen und Abhebungen Hess Kläger durch seinen Lehrling Rudolf Rahe 

machen. 

Beweis : Die Strafakten gegen Rahe, das in Anlage B dem Gerichte 

eingereichte Kontobuch der Beklagten, Niemeyer, Prokurist Macke und 

Kassenbote Lorenz als Zeugen, auch Eid. 

Am 13. November v. J. hat Kläger den Lehrling Rahe entlassen, und zwar 

wegen Unterschlagung und Fälschung. Am 16. November v.J. Abends 

sind durch Rahe auf einen Check aus dem Checkformularheft des Klägers, welcher 

über 550 M. ausgestellt war und die verfälschte Unterschrift des Klägers trug, 

550 M. von dem Checkkonto des Klägers abgehoben. Am 17. November v. J. 

machte Kläger bei der Beklagten die Anzeige, dass er seinen Lehrling 

Rahe entlassen habe und dass er sein Checkformularheft vermisse. Bei 

dieser Gelegenheit wurde festgestellt, dass der Lehrling Rahe auf den vorgezeigten 
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verfälschten Check Nr. 13842 550 M. am 16. November abgehoben habe. Bank- 
direktor Gramberg erklärte dem Beklagten unter Hinweis auf die auf der Vorder- 
seite des Umschlages des Gheckformalarhefts stehende Aufforderung 
zur sorgfältigen Aufhebung des Formularhefts und zu einer sofortigen Anzeige 
eines etwaigen Verlustes, dass lediglich das Verschulden des Klägers 
den Schaden veranlasst habe und Kläger daher auch den Verlust tragen 
müsse. Dem widersprach auch Kläger nicht. 

Beweis: Commis Niemeyer und Kassenbote Lorenz als Zeugen, 
auch Eid. 

Kläger hat dann auf der Debetseite deines Kontobuchs selbst sich mit den 
vom Lehrling Bähe abgehobenen 550 M. unter dem 16. November unter Ein- 
tragung der Check-Nr. 13842 debitirt, hat auf Grund des Kontobuchs bis 5. Januar 
d. J. den Checkverkehr mit der Bank fortgesetzt, sich selbst mit 5 späteren 
Debetposten auf der linken Seite belastet, dreimal seitdem auf der Debetseite die 
Debetposten je einer Seite addirt und am Schlüsse der Seite die Gesammtsumme 
ausgeworfen, zweimal diese Additionssummen auf neue Debetseiten vorgetragen 
und 17 neue Einzahlungen seitdem auf sein Konto gemacht und jede Einzahlung 
sich separat in demselben quittiren lassen, folglich 17 mal seitdem das Konto- 
buch auf der Bank zur Bewirkung der Einträge der weiteren Einzahlungen vor- 
gelegt, die eigene Belastung des Klägers auf der Debetseite mit den von Bähe 
abgehobenen 550 M. enthielt das Kontobuch bereits bei der nächsten Wieder- 
vorlage am 23. November, musste also zwischen 17. und 23. November, mithin im 
Anschluss an die Unterredung vom 17. November vorgenommen sein. 
Beweis: Das Kontobuch, Niemeyer, Macke, Lorenz als Zeugen, 
und Eid. 

Erst als Kläger am 11. Januar d. J. sein Kontpbuch wieder vorlegte, zeigte 
dasselbe auf der Debetseite die Aenderungen, welche dem Kläger in dem Schreiben, 
Anlage 3 der Klagschrift, vorgeworfen werden. - 

Beweis: Niemeyer, Macke und Lorenz als Zeugen, auch Eid. 

Die Aenderungen sind, von dem subjektiven dolus djes Klägers dabei 
ganz abgesehen, Fälschungen zum Nachtheile der Beklagten, denn das Konto- 
buch dient keineswegs allein den Interessen des Checkkunden, sondern ebenso 
den Interessen der Bank. Die Einträge in dasselbe haben urkundliche Be- 
deutung. Bestritten wird, dass die Kontobtlcher Eigenthum der Check- 
kunden sind. Dieselben bleiben Eigenthum der Bank. Die Checkkunden haben 
dieselben nicht nur bei den Einzahlungen, sondern auch zu den jährlichen Ab- 
schlüssen der Checkkonten vorzulegen und müssen sie bei Beendigung des Check- 
verkehrs oder auf sonstiges Abfordern wieder abliefern. Durch Aushändigung 
eines Kontobuchs seitens der Bank an einen Checkkunden soll mithin der letztere 
keineswegs zum Eigenthümer gemacht werden. 

Beweis: Niemeyer, Macke, Lorenz als Zeugen. 

Es ist der Anspruch auf Herausgabe des Buchs schon deshalb unbe- 
gründet. Ausserdem würde aber Beklagte glauben, auch deshalb zur Zurück- 
behaltung berechtigt zu sein, weil Kläger mit dem Buche durch die vorgenom- 
menen Fälschungen Missbrauch zum Nachtheile der Beklagten ge- 
trieben hat. Der Eigenthumsklage würde eine doli exceptio der Bank so lange 
entgegenstehen, bis Kläger zugleich dafür Gewähr zu bieten vermöchte, dass ähn- 
liche Missbräuche nicht wiederkehren würden. 
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Was die unterschlagenen 550 M. anlangt, so ist Kläger dafür verant- 
wortlich: 

1. weil er durch Ausserachtlassung derjenigen Sorgfalt, zu welcher er der 
Beklagten gegenüber verpflichtet war, den Verlust verschuldet hat; 

2. weU er eine in seinem Namen ohne Auftrag geschehene Zahlungsabhebung 
hinterher gr<Miehmigt hat. 

ad 1. Das Verschulden des Klägers besteht: 

a) darin, dass er das ihm ausgehändigte Checkformularheft nicht derart 
unter Verschluss hielt, dass es Unberechtigten unzugänglich war; 

b) darin, dass er nach Entlassung des Lehrlings der Bank von dem Ver- 
luste und dem Abhandenkommen des Gheckf ormularhefts nicht unverzOglich 
Anzeige machte; 

c) dass er sich für die Geldgeschäfte bei der Bank eines jungen Menschen 
bediente, der dem Kläger als unzuverlässig seit langem bekannt war und der von 
ihm schon bei früheren Gelegenheiten der Unterschlagung und Untreue über- 
führt war. 

ad a und b. Für den Checkverkehr ist unter 4 der in der Klagschrift 
mitgetheilten Bedingungen Yorgeschrieben : es dürften für Geldabhebungen nur 
die von der Bank ausgegebenen Checkformulare benutzt werden. Darin ündet 
die Bank die Sicherheit, dass sie vor Verlusten durch Fälschungen gewahrt bleibt, 
denn sie vertraut das Checkformularheft nur ihrem Gläubiger an. Bewahrt dieser 
dasselbe mit der Sorgfalt, wie man von einem vorsichtigen Geschäftsmanne er- 
warten muss, und erfüllt zugleich die zweite ihm gleichfalls obliegende Pflicht, von 
dem Abhandenkommen des Hefts oder einzelner Formulare sofort Anzeige zu 
machen, so kann Schaden nicht eintreten. Diese beiden Verpflichtungen treffen 
aber jeden Checkkunden, auch wenn nicht auf dem Umschlage des Formular- 
hefts ausdrücklich darauf hingewiesen wäre. Denn durch Anknüpfung des Check- 
verkehrs übernimmt der Kontoinhaber selbstverständliche Pflichten der Bank 
gegenüber, namentlich aber die, darauf zu halten, dass die ihm anvertrauten 
Checkformulare . nicht von unbefugter Hand missbraucht werden können. Denn 
das Verhältniss desselben zur Bank ist nicht das eines einfachen Darlehnsgläubi- 
gers zum Darlehnsschuldner, sondern das zweier Contrahenten , welche in ein 
dauerndes Vertragsverhältniss getreten sind, das beiden Theilen Pflichten auf- 
erlegt. 

ad c. Schon lange vor der hier in Frage stehenden Unterschlagung soll 
Kläger den Lehrling Rahe anderer Unterschlagungen und Fälschungen überführt 
haben und von den Kaufleuten Junkmann und Spiegier vor dem Lehrlinge ge- 
warnt und dem Kläger der Rath ertheilt sein, den Lehrling sofort zu entlassen, 
weil er Gefahr laufe, durch den Lehrling grössere Verluste zu erleiden. 

Beweis : Die Strafakten Rahe, die Kauf leute Spiegier und Junkmann 
hier als Zeugen, und £id. 

ad 2. Durch die Eintragung der 550 M. unter dem Tage der Entnahme, 
16. November, und unter Angabe des zur Abhebung missbrauchten Checks in das 
Debet des Kontobuchs, zumal nach dem vorhergegangenen Gespräche mit dem 
Bankdirektor Gramberg, mindestens aber in Verbindung mit den späteren häufigen 
Einreichungen des Buchs bei der Bank mit dieser Buchung, in onmem eventum 
durch die dargelegte unbeanstandete Fortsetzung des Checkverkebrs bis 5. v. M., 
ohne dass Kläger jemals zu erkennen gegeben hätte, dass er die Bank für ver- 
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antwortlich für den Verlust halte, ist eine Genehmigung der im Namen des 
Klägers geschehenen Geldabhebung zu befinden, eventuell die Anerkennung 
der Bank gegenüber, dass er für den Verlust aufzukommen habe und auf- 
kommen wolle. 
Danach soll 

Abweisung der Klage ref. exp. 
beantragt werden. 



Gez.: Klussmann. 



Osnabrück, den 20. Februar 1886. 



Erklärung 

von Seiten des klägerischen Anwalts in der Hauptverhandlnng. 

. Was zunächst die Bemerkung des Gegners betrifft, Kläger habe nicht im Giro- 
verkehr, wohl aber seit längerer Zeit im Checkverkehr mit der Bank ge- 
standen, so ist dieselbe hier sachlich unerheblich, da Kläger nichts Anderes 
behauptet, als dass er im Gheckverkehr mit der Bank gestanden habe. Aber 
auch soweit sie die Ausdrucksweise des klägerischen Anwalts bemängeln soll, 
ist sie ungerechtfertigt und fällt auf den Gegner zurück, da das Checkgeschäft 
juristisch nichts Anderes als eine Unterart des Girogeschäfts ist. So sagt 
z. B. Thöl, Handelsrecht § 287: „Zum Zahlgeschäft gehört auch das sog. 
Girogeschäft. Dieses kommt in einem zweifachen Sinne vor. Einmal so, dass 
die Bank für Rechnung und im Auftrage derjenigen, welchen sie ein Folium 
(Konto) erö&et hat, dritten Personen zahlt (kraft einer Zahlungsanweisung, 
cheque).'^ Desgl. Endemann, Handbuch UI, 1043: „Nicht gleichbedeutend 
sind mit Girozahlung die Begriffe Giroverkehr und Girogeschäft. Die 
beiden letzteren beziehen sich nur auf das Verhältniss der Bank zum Kun- 
den, während Girozahlung auf das Verhältniss der beiden Kunden, für 
welche umgeschrieben wird, zu einander Bezug hat; — die Girozahlung ist 
nur ein Girogeschäft; es gehören dazu noch zwei andere, nämlich 
das Incasso und die Baarzahlungr für Rechnung der Girokunden. Giro- 
verkehr aber bildet den Inbegriff aller Girogeschäfte." 

:. Die vom Gegner erwähnte Aufforderung: „NB. Man wolle u. s. w." ist kein 
Bestandtheil der Bedingungen, sondern lediglich ein von der Bank zur Nach- 
richt der Kunden auf dem Umschlag des Formularbuchs verlautbarter Wunsch, 
bezw. der rechtlich überflüssige Ausdruck einer allgemeinen und selbstver- 
ständlichen Vorsichtigkeitsmaxime häuslicher und geschäftlicher Diligenz. Erst 
jetzt nach Einreichung dieser Klage hat die Beklagte jenen Wunsch unter 
die Bedingungen erhoben, und zwar in folgender Form: „Der Kontoinhaber 
ist verpflichtet, die Formulare sorgfältig aufzubewahren, und trägt alle Folgen 
und Nachtheile, welche aus dem Verluste oder sonstigem Abhandenkommen 
dieser Formulare entstehen möchten, wenn er uns nicht rechtzeitig von dem 
Abhandenkommen schriftlich benachrichtigt hat, um die Zahlung an einen 
Unberechtigten zu verhindern." Mit welcher rechtlichen und praktischen Be- 
deutung für zukünftige ähnliche Fälle, mag dahingestellt bleiben! Selbst 
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eine solche ausdrückliche Bedingung dürfte, als gegen die wesent- 
liche Natur des Gheckverkehrs streitend, nach meiner Meinung ohne 
materiell rechtliche Bedeutung sein bei Fällen der hier vorliegenden 
Art, weil auch sie bei der Natur des Ghecks als einer Zahlungsanweisung 
nicht geeignet ist, bei der Fälschung eines Ghecks den zur Begründung eines 
Schadenersatzanspruchs stets erforderlichen vollen natürlichen und recht- 
lichen Gausalzusammenhang zu begründen. Das Abhandenkommen von Check- 
formularen und deren Fälschung durch Dritte ist schliesslich nicht leichter 
als das Abhandenkommen von Wechselformularen und deren Fälschung. Nun 
zweifelt wohl Niemand daran, dass ein Bankier oder Kaufmann, der eine ihm 
zum Kauf übergebene falsche Tratte übernimmt, allen daraus ihm erwachsen- 
den Schaden allein trägt und nicht etwa auf denjenigen abwälzen kann, dessen 
Unterschrift unter der Tratte gefälscht ist. Es ist wegen der Möglichkeit 
derartiger Fälschungen noch Niemand verpflichtet, die Formulare zu Wechseln 
und Anweisungen besonders sorgfältig zu verwahren. Die einzige Gefahr 
beim Wechsel- und Anweisungsverkehr und so auch beim Gheck 
liegt in der Nachahmung der Unterschriften, nicht in der 
Existenz der Formulare, und diese Oefahr ist völlig die gleiche. Die- 
selbe trifft mit Recht denjenigen, der auf die ihm vorgelegten Unterschriften 
als auf echte vertraut. Die Möglichkeit einer Gheckfälschung wird 
auch keineswegs ausgeschlossen durch das sichere Verwahren 
der Formulare, der einzelne Gheck kommt doch in Verkehr und kann 
nachgeahmt und verfälscht werden. 

3. Es kann sein, dass Kläger sehr viele oder auch die meisten Abhebungen im 
Gheckverkehr mit der Bank durch seinen Lehrling Rahe machen liess, so- 
lange derselbe in seinem Geschäfte war. Was aber dieser Umstand für eine 
Erheblichkeit in diesem Rechtsstreit haben könnte, ist unverständlich. Denn 
es ist ja gerade der Zweck des Ghecks, dass er von jedem beliebigen Dritten 
präsentirt werden kann; ob also Kläger durch seinen Lehrling oder durch 
einen Dienstmann abheben liess, oder etwa den Check als Zahlungsmittel in 
Verkehr gab, so dass er durch jeden beliebigen, ihm selbst unbekannten 
Dritten schliesslich abgehoben wurde, bleibt sich völlig gleich. 

4. Richtig ist, dass Kläger den Lehrling Rahe am 13. November v. J. entlassen 
hat. Unwahr ist, dass er ihn entlassen habe wegen Unterschlagung und Fäl- 
schung. Vielmehr hat er ihn entlassen wegen Unordentlichkeit im geschäft- 
lichen Dienst, insbesondere wegen Ungehorsams, häufigen Zuspätkommens und 
Bummelei. Zeuge: Commis Trentel in Klägers Geschäft. 

Uebrigens ist diese Entlassung des Gommis eine für Beklagte ebenso 
unerhebliche Thatsache, wie wenn etwa Kläger sein Dienstmädchen entHesse ; 
denn sie steht in keinerlei Beziehung zum Gheckverkehr. Ob es 
richtig ist, dass der fragliche Check am 16. November abgehoben ist, weiss 
Kläger nicht, die Strafakten gegen Rahe werden darüber Auskunft geben. 

Unrichtig ist, dass Elläger am 17. November zur Beklagten ging, um 
ihr die Anzeige zu machen, dass er den Lehrling entlassen 
habe. Zu einer solchen Anzeige fühlte sich Kläger nicht verpflichtet und 
war es auch wohl nicht. Kläger ist am 17. November zur Beklagten gegangen, 
um ihr anzuzeigen, dass er sein Gheckformular vermisse, 
und durch diese Anzeige einem etwaigen Missbrauch vorzubeugen, und hat 
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allerdings bei dieser Gelegenheit die Entlassung seines Lehrlings Bähe 
erwähnt. 

Dass jetzt erst festgestellt wurde, dass derselbe den gefälschten Check 
erhoben habe, ist richtig. Auch wird zugegeben, dass der Bankdirektor 
Gramberg bei dieser Gelegenheit sich ähnlich geäussert haben mag, wie, Gegner 
angibt, und nach Massgabe des Standpunkts, den Gegner jetzt noch in dieser 
Frage einnimmt. 

Dagegen wird mit Entschiedenheit in Abrede gestellt, dass Kläger bei 
dieser Gelegenheit irgendwie eingeräumt habe, dass er selbst den Verlust 
tragen müsse. Kläger hatte sich damals noch keine selbstständige Ansicht 
über die rechtlichen Folgen der Fälschung und Abhebung des gefälschten 
Checks durch Rahe bilden können, er schwieg deshalb zu den persönlichen 
Meinungsäusserungen des Bankdirektors still. Ist es nun auch richtig, dass 
er nicht direkt widersprochen hat, so liegt in diesem Stillschweigen doch 
keineswegs ein Anerkenntniss dieser Ausführungen des Bankdirektors. Der 
Kläger war keineswegs zu einer sofortigen Erklärung verpflichtet; und der 
Satz: „Qui tacet, consentire videtur'^ ist bekanntlich in dieser Allgemeinheit 
durchaus unrichtig. 
. Zugegeben wird femer, dass Kläger auf der Debetseite seines Kontobuches 
zu Haus, und zwar an einem Tage zwischen dem 17. und 23. November 
gelegentlich einer Berechnung mit sich selbst und in einem Zustande zweifel- 
hafter Erwägung die Summe von 500 Mark und den streitigen Check 
auf der Debetseite seines Kontobuches sich notirt hat; er hat aber damit 
keineswegs eine Erklärung und insbesondere kein Anerkenntniss gegenüber 
dem Gegner abgeben wollen, auch nicht objektiv abgegeben, er konnte diese 
Notiz sofort verändern oder auch später wieder durchstreichen, ohne damit 
eine Fälschung zu begehen. Auch mag das Kontobuch mit dieser noch nicht 
abgeänderten Notiz auf der Bank einige Male präsentirt sein, bei Gelegen- 
heit einer Einzahlung; aber nicht in der Absicht, dem Gegner dadurch ein 
Anerkenntniss durch die fragliche nicht unterschriebene Notiz kund- 
zugeben, vielmehr umgekehrt, lediglich zu dem Zwecke, sich selbst 
auf der Creditseitc des Kontobuches die Einzahlung beurkunden 
zu lassen. 

Wie nun Gegner sich dazu versteigen kann, wegen der späteren Aende- 
rung, richtiger einseitigen Zurücknahme dieser einseitigen Notiz, die niemals 
für Gegner bestimmt war, sondern lediglich der eigenen Rechnungs- 
kontrolle des Klägers diente, gegen den Kläger den Vorwurf der Ur- 
kundenfälschung wenigstens anzudeuten , bleibt völlig unbegreiflich, 
und dürfte höchstens durch eine ganz erstaunliche Verkennung des Zwecks 
der Kontobücher und mit Rücksicht auf den § 193 des St.-G.-B. sich ent- 
schuldigen lassen. 

Allerdings hat das Kontobuch eine urkundliche Bedeutung, aber nicht 
für die Bank, sondern für den Buchinhaber, indem dieser auf der Credit- 
seite desselben sich von der Bank über seine Einzahlungen quittiren lässt. 
Nur sofern der Buchinhaber diese Eintragungen abändert, würde er eine 
Fälschung begehen. Dagegen ist die Debetseite allein für die einseitigen 
selbstständigen Eintragungen des Buchinhabers da und dient zu seiner Kon- 
trolle über die gemachten Abhebungen. Unterlässt er es, überhaupt die Ein- 
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tragungen auf der Debetseite zu machen, so erleidet dadurch die Bank nicht 
den geringsten Nachtheil; denn sie hat kein Interesse am Kontobuch, die 
einzigen für sie erheblichen Erklärungen im Gheckyerkehr werden 
seitens des Gläubigers durch die unterschriebenen Checks selbst ab- 
gegeben, welche ihre Quittungen über die Abhebungen bilden. Ebenso wie 
der Buchinhaber diese Eintragungen auf der Debetseite ganz unterlassen 
kann, kann er sie auch einseitig berichtigen, wenn er sich bei der Ein- 
tragung geirrt hat. Und nur um eine wirkliche Berichtigung, nicht um eine 
Fälschung, geschweige denn um eine Fälschung einer Urkunde zum Nach- 
theile der Bank handelt es sich hier. 

Unmöglich kann auch Gegner aus einer etwaigen subjektiven rechts - 
irrthümlichen Meinung des Klägers bei Gelegenheit dieser seiner Eintragung 
in die Debetseite seines' Kontobuches für sich irgend welche Rechte herleiten; 
Hess Kläger sich durch diese subjektive irrthünüiche Ansicht nur nicht zu 
einer Erklärung derselben in rechtsverbindlicher Weise gegen- 
über der Beklagten selbst verleiten, so kann dieselbe ihm niemals prä- 
judiciren. Jener Zweifel oder Irrthum über sein Becht könnte nur dann dem 
Kläger schädlich geworden sein, wenn er durch denselben sich zur Abgabe 
einer Willenserklärung gegenüber der Beklagten hätte verleiten lassen. L. 38. 
D. de obl. et act. 44, 7. „Nön figura literarum, sed oratione, quam 
exprimunt literae, obligamur.^' 

Die Absicht, eine solche Willenserklärung abzugeben, ist aber bei jener 
Eintragung des gefälschten Checks auf die Debetseite des Kontobuchs ebenso 
wenig vorhanden gewesen, wie objektiv durch die unvermeidliche Repräsen- 
tation des Kontobuchs bei Entgegennahme der Einzahlungsquittungen eine 
Erklärung der Bank gegenüber abgegeben wird. Auch sind die Kassirer der 
Bank lediglich Organe derselben zur Empfangnahme von Einzahlungen, nicht 
aber competente Vertreter derselben bezüglich jeder beliebigen rechtlichen 
Erklärung. 

Die Qualificirung der Debeteintragung als eine verzichtende Willens- 
erklärung, insbesondere als eine Genehmigung der auf den gefälschten Check 
gemachten Abhebung wird auch durch den Stempel der Unterschrift ausge- 
schlossen. Uebrigens würde im vorliegenden Falle bei der Zweifelhaftigkeit 
der einschlägigen Rechtsfrage selbst eine den fraglichen Rechtsirrthum dem 
Zeugen gegenüber deklarirende Erklärung des Klägers wegen Entschuldbar- 
keit dieses Irrthums anfechtbar sein. Vergl. Wächter, Fand. 11 § 72 Note II. 
Savigny, System III. S. 336, und mag eventuell diese Anfechtung hiermit geltend 
gemacht werden. 
6. Mit Unrecht bestreitet Gegner, dass die Kontobücher Eigenthum der Check- 
kunden werden. Er kann diese Rechtsfrage nicht durch Zeugen, und 
sollte es auch das Zeugniss des von ihm benannten Kassenboten Lorenz 
sein, erledigen. Es kommt dabei nicht auf die Meinung der Bank an, son- 
dern es entscheidet die objektive Rechtsregel des Verkehrs und der 
präsumtive Wille des Bankiers. Nun könnten die Kontobücher zweifels- 
ohne ihren einzigen Zweck, nämlich den, für den anderen Contrahenten, der 
in ein Kontoverhältniss mit der Bank tritt, durch Aufnahme der Quittungen 
eine ihm zur Sicherheit gegen den Bankier dienende Urkunde zu werden, ja 
gar nicht erreichen, wenn sie nicht in Besitz und Eigenthum desselben über- 
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gingen, da ja sonst der Bankier durch beliebige Kückforderung des Buchs seinen 
Gegencontrahenten der gesammten Beweismittel berauben würde. Ebenso wie 
jeder Brief in das Eigenthum des Adressaten, jede Quittung in das Eigen- 
thum des Schuldners übergeht, einerlei, ob der Stoff, auf welchem sie ge- 
schrieben, ursprünglich vom Gläubiger angeschafft ist, oder nicht, so auch 
gehen die Kontobücher in das Eigenthum des Checkkunden über. Das ist 
bei allen Kontobüchern im kaufmännischen Verkehr der Fall, der Kaufmann 
prästirt, obwohl an sich nicht dazu verpflichtet, wie die Bank hier beim Check- 
verkehr, sehr gern seinen Kunden derartige kleine Auslagen, es gilt dies als 
kaufmännische Coulaoz, und kein Bankier, der einem Kunden ein Kontobuch 
aushändigt, denkt daran, dass er sich das Eigenthum daran reservire. 

Völlig unwahr ist auch, dass die Checkkunden bei Beendigung des 
Checkverkehrs oder auf sonstiges Abfordern die Kontobücher wieder aus- 
liefern müssen. Die Bank hat auch früher nie darauf bestanden, dass die 
Checkkunden ihre Kontobücher wieder abliefern. Beweis: Zeugniss der Firma 
Heinrich Philipson hier. Dafür, dass andere Bankiers die Kontobücher nicht 
zurückfordern, und nicht daran denken, dass dieselben in ihrem Eigenthum 
bleiben, werden als Zeugen benannt : 1 . Bankier Blumenfeld hier ; 2. Bankier 
Schwenger hier. Ferner über die Traditionsabsicht bei Kontobüchern über- 
haupt, wie solche auch in anderen Geschäften den Kunden ausgeliefert wer- 
den: Kaufmann Henrici hier, Kaufmann Krone hier, Kaufmann Billenkamp 
hier. Klägerischer Anwalt hier ist selbst im Besitz von zwei Kontobüchern, 
die ihm von zwei verschiedenen Bankiers hier ausgehändigt und auch nach 
Beendigung des Kontoverhältnisses nicht wieder abgefordert sind. 

Wenn endlich Beklagte ihr eigenmächtiges Zurückbehalten des Konto- 
buchs damit rechtfertigen will, dass sie geglaubt habe, Kläger werde durch 
Fälschungen desselben Missbrauch zum Nachtheil der Bank damit treiben, und 
sich aus diesem ihren Glauben eine exceptio doli gegen die diesseitige rei vindi- 
catio herleitet, so ist diese Bechtfertigung wiederum Nichts als eine Wieder- 
holung der durch das diesseitige Verhalten sachlich auch nicht im Geringsten 
gerechtfertigten, schon vorher gerügten persönlichen Verdächtigung, die nach 
diesseitiger Ansicht sogar die Grenze des zur Wahrnehmung vermeintlicher 
Hechte prozessualisch Erlaubten überschreitet. Kläger, ein bisher unbe- 
scholtener Kaufmann, hat nicht den geringsten Anlass gegeben, weswegen 
ihm in diesem Prozesse der Verdacht des dolus und der Fälschung in Bezug 
auf rechtserhebliche Urkunden entgegengeschleudert werden dürfte. 

Uebrigens ist dieser Einwand auch abgesehen von dieser persönlichen 
Ehrenfrage materiell hinfällig, da Beklagte nicht berechtigt ist, die Funktion 
derjenigen Behörden, welchen eine etwaige Beschlagnahme von fremdem Eigen- 
thum zusteht, im Wege der Selbsthülfe für sich zu usurpiren. 
. Die Einrede aus einem diesseitigen Verschulden ist unsubstantürt. 
Geleugnet wird übrigens, dass Kläger das Checkformularbuch nicht unter Ver- 
schluss gehalten habe. Kläger hat das fragliche Buch stets mit derjenigen 
Sorgfalt aufbewahrt, die ein ordentlicher Kaufmann in seinen eigenen Ange- 
legenheiten obwalten lässt. Gegen Einschleicher und Diebe aber ist auch der 
sorgfältigste Hausvater nicht absolut gesichert. Im vorliegenden Falle hat 
der Gymnasiast Geuer das Checkbuch durch Diebstahl mittels Einschleichens 
an sich gebracht und dadurch die Fälschung ermöglicht. Beweis : Strafakten 
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gegen denselben bei hiesigem Landgericht. Wie wenig sorgfältig übri- 
gens Beklagte selbst in Beziehung auf die Checkformulare ist, 
und welchen Werth sie auf dieselben in anderen F&llen legt, 
geht daraus hervor, dass sie bei Beendigung des Gheckver- 
kehrs mit einem Kunden nicht einmal die unbenutzt gebliebenen 
Gheckformularbücher einfordert und kassirt, viehnehr diese ruhig 
bei den alten Kunden belässt. Zeugen: Junkmann und Spiegier hier. Was 
die Entlassung eines Lehrlings und der unter c der Klagbeantwortung vom 
Gegner gerügte Umstand, dass Kläger den Lehrling Rahe häufig zu Geldab- 
hebungen benutzt habe, für einen rechtlichen Causalzusammenhang mit der 
vorliegenden Frage haben soll, ist unverständlich. Denn die Natur des Ghecks 
besteht ja gerade darin, dass er durch jeden beliebigen Dritten gehoben werden 
kann, da die Bank lediglich die Echtheit der Unterschrift zu prüfen hat und 
selbst einem noch so verdächtigen Individuum auf einen echten Check aus- 
zahlen darf; um so weniger kann sie Entschädigungsrechte und diesseitige 
culpa auf die mit der Abhebung der Ghecks vom Kläger betrauten Persön- 
lichkeiten begründen. 

Uebrigens wird auch thatsächlich in Abrede gestellt, dass Kläger irgend 
welche culpa in eligendo bei Anstellung seines Lehrlings trifft; Kläger konnte 
derartigen Streichen seines Lehrlings Bähe nicht entgegensehen; er hätte sonst 
selbst das grösste Interesse daran gehabt, ihn nicht mit Gelderhebungen zu 
betrauen. Möglich ist, dass Kläger sich einmal bei Junkmann und Spieglcr 
unzufrieden über Bähe geäussert hat, wie derselbe ja auch schliesslich von 
ihm entlassen ist; bestritten wird, dass er diesem mitgetheilt, derselbe sei zu 
derartigen Verbrechen geneigt. Ueberdies war Bähe bereits entlassen, als 
er das Verbrechen beging, und hat dasselbe nicht in seiner contractlichen 
Stellung begangen. Aus einer etwaigen Nachlässigkeit des Klägers gegen die 
Sorgfalt, die er sich selbst schuldig war, kann aber auch Gegner keinen An- 
spruch begründen. Einen aussercontractlichen Haftungsgrund würde allein die 
actio doli und die actio legis Aquiliae bieten. Erstere ist hier von vornherein 
undenkbar und letztere setzt ein positives Thun voraus. Gf. Wächter, Fand. 
§ 87. Arndts § 86. Für aussercontractliches Handeln und Verschulden des 
Gehülfen haftet der Prinzipal nach gemeinem und Handelsrecht nicht. Cf. Thöl 
§ 86, Nr. 3, selbst dann nicht, wenn das Institorenverhältniss dazu die Ge- 
legenheit gab. Gf. Thöl 1. c. 
10. Umgekehrt aber hat sich der Kassirer der Bank, welcher den Gheck bezahlt 
hat, eine culpa in Auszahlung desselben zu Schulden kommen lassen. Denn 
er hat nicht einmal die Echtheit der Unterschrift durch Vergleichung der- 
selben mit der zu diesem Zwecke vom Kläger auf der Bank vollzogenen Origi- 
nalhandschrift geprüft, wie die Strafverhandlungen ergeben haben. Beweis: 
Die Strafakten. Zeuge : Landgerichtsdirektor Brandt. Staatsanwalt Spengler. 
Lehrling Bähe. Zeuge: Geuer. Diese grössere Schuld würde selbst eine etwaige 
diesseitige Gontractsschuld aufwiegen. Uebrigens ist bei vorliegendem con- 
tractlichen Verhältniss ein contr'actliches Verschulden des Klägers schon be- 
grifflich ausgeschlossen, denn seinem civilistischen Wesen nach ist das hier 
fragliche Gheckverhältniss ein depositum irreguläre; in Bezug auf die 
Bücknahme des Depositums oder Darlehns kann aber Deponenten, bezw. Dar- 
lehnsgläubiger keine Schuld treffen ; um so weniger, wenn vereinbart ist, dass 
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die Erhebung durch jeden Beliebigen geschehen kann. Sofern jedoch etwa 
Kläger als Depositar der Gheckformulare aufzufassen wäre, würde er nur far 
culpa lata haften. 

Was endlich die Einrede aus der vermeintlichen Batihabition der 
Fälschung und Gelderhebung des Rahe betrifiEt, so ist in dieser Hinsicht das 
Nöthige bereits vorhin unter 5 gegen die gegnerischen Behauptungen vor- 
gebracht. 

Eine stillschweigende Genehmigung ist durch Anstellung dieser Klage 
vor Schlussabrechnung der Gheckrechnung ausgeschlossen. 

Zum Schluss mag noch bemerkt werden, dass aach das in der Straf- 
sache gegen Bähe und Geuer ergangene Urtheil ausdrücklich feststellt, dass 
die Angeklagten durch die fragliche Urkundenfälschung das Vermögen der 
Osnabrücker Bank geschädigt haben. 



Verkündet 29. 3. 1886. 
Im Namen des Königs! 
In Sachen 
des Kaufmanns Eduard Esch zu Osnabrück, Klägers, vertreten durch 
den Rechtsanwalt Dr. Kuhlenbeck zu Osnabrück, gegen die Osna- 
brücker Bank zu Osnabrück, Beklagte, vertreten durch die Rechts- 
anwälte Wellenkamp und Dr. Klussmann zu Osnabrück, 

wegen Anerkennung einer Forderung und Herausgabe eines 
Kontobuchs 
erkennt die Givilkammer I des Königlichen Landgerichts zu Osna- 
brück unter Mitwirkung folgender Richter: 

1. des Landgerich tsraths Hoffmann, 

2. des Landrichters Schmid, 

3. des Landrichters Goering 
für Recht: 

Thatbestand. 

Parteien sind Raufleute im Sinne des H.-G.-B. 

Kläger stand mit der Beklagten im Gheckverkehr nach Massgabe der Fol. 2 
der Klage angegebenen Bedingungen. Im vorigen Jahre erhielt Ellftger von der 
Beklagten in Backsicht auf diesen Gheckverkehr ein Kontobuch ausgehändigt, 
welches jene Bedingungen enthielt, und überdies ein Heft mit Gheckformularen, 
in welchem wiedemm jene Bedingungen sowie getrennt hiervon die Bemerkung: 
„NB. Man woUe zur Verhütung von F&lschungen dieses Quittungsbuch unter 
Verschluss halten und einen etwaigen Verlust desselben sofort bei uns anzeigen*' 
vorgedruckt waren. Ueber die im Laufe des zwischen den Parteien sich ent- 
wickelnden lebhaften Verkehrs eingezahlten Summen wurde dem Rlfiger auf der 
Greditseite des Kontobuches regelmässig quittirt, während Kläger selbst die durch 
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Check auf sein Guthaben abgehobenen Summen auf der Debetseite des Buches 
einzutragen pflegte. Die Besorgung der Einzahlungen und Abhebungen auf die 
auf den Ueberbringer ausgestellten Ghecks erfolgte gewöhnlich durch den kläge- 
rischen Lehrling Bähe. 

Am 16. November 1885 hat dieser bereits am 13. November 1885 vom Kläger 
entlassene Lehrling bei der Beklagten ein Gheckformular Nr. 13842, lautend 
auf die Summe von 550 M., präsentirt, welches mit der gefälschten Unterschrift 
des Klägers versehen war. Die Beklagte hat diesen Check honorirt und dem 
Konto des Klägers die ausgezahlte Summe belastet. 

Am 17. November 1885 hat Kläger der Beklagten Anzeige gemacht, dass er 
sein Checkheft vermisse, und bei dieser Gelegenheit auch mitgetheilt, dass er 
seinen Lehrling Bähe entlassen habe. Dabei wurde festgestellt, dass der Lehr- 
ling am Tage vorher die Summe von 550 M. auf den Namen des Klägers auf 
Check enthoben habe, und dass dieser Check gefälscht war. Von einem Ver- 
treter der Beklagten, dem Bankdirektor Gramberg, wurde darauf dem Kläger 
eröffnet, dass der durch die Fälschung erwachsene Schaden vom Kläger zu tragen, 
sei, weil dieser denselben durch nachlässige Aufbewahrung des Checkformular- 
hefts und Unterlassung einer Anzeige von dem Verlust desselben veranlasst habe. 

Kläger hat auf diese Eröffnung seitens des Bankdirektors keine Erklärung 
abgegeben, aber zwischen dem 17. und 23. November in seinem Kontobuche 
die von dem Lehrling auf den gefälschten Check erhobenen 550 M. auf der 
Debetseite notirt. Mit dieser Eintragung ist sodann das Buch der Beklagten 
wiederholt, nach beklagtischer Behauptung 17 mal, präsentirt zur Quittirung neuer 
Einzahlungen. Nach dem 5. Januar hat Kläger diese Eintragung sowie die ihr 
entsprechenden Additionen auf 3 Debetseiten durch Basur wieder entfernt, bezw. 
verändert und die Bemerkung eingetragen« dass er die Checks Nr. 13840 — 43^ 
nicht anerkenne. Gelegentlich der hiernach nächsten am 11. Januar gemachten 
Einzahlung hat Beklagte das ihr präsentirte Kontobuch zurückbehalten und seit- 
dem dessen Herausgabe verweigert. 

Kläger macht nun geltend, dass die Beklagte den durch dier Fälschung ver- 
ursachten Verlust zu tragen habe; überdies sei die Zurückbehaltung des Konto- 
buches durch die Beklagte gänzlich ungerechtfertigt, da dieses Buch ihm zu 
Eigenthum übertragen sei, wie solches dem Zwecke der Ausgabe des Konto- 
buches, das zur Aufnahme der Quittungen für gemachte Einzahlungen be- 
stimmt sei, entspreche. Er beantragt demgemäss, Beklagte kostenpflichtig zu 
verurtheilen, 

1. zur Anerkennung, dass das Guthaben des Klägers vom 1. Januar 188& 
nicht, wie Beklagte im Bechnungsabschlusse von 1885 angibt, nur 113 M. 
55 Pf., sondern viehnehr 550 M. mehr, also 663 M. 55 Pf. beträgt, dass^ 
also die von der Beklagten auf den gefälschten Check Nr. 13842 aus- 
bezahlten 550 M. mit Unrecht auf das Guthaben des Klägers von ihr ab- 
geschrieben sind, 

2. zur Herausgabe des Kontobuches des Klägers vom Jahre 1885. 
Beklagte beantragt dagegen 

Abweisung der Klage unter Verurtheilung des Klägers in die Kosten 
des Bechtsstreits. 
Gegen den Anspruch des Klägers auf Aenderung seines Kontos macht sie 
geltend : 
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I. Kläger habe den durch die Fälschung verursachten Verlust durch Ausser- 
achtlassung der nöthigen ihm obliegenden Sorgfalt verschuldet, indem er das ihm 
ausgehändigte Checkformularheft, wie aus seiner in der Verhandlung mitgetheilten 
Aussage in der Strafsache wider Bähe und Gen., wegen Unterschlagung und Ur- 
kundenfälschung vom 17. Dezember 1885 hervorgehe, nicht unter ordnungsmäs- 
sigem Verschluss gehalten habe, so dass es Unberechtigten zugänglich gewesen 
sei, und nach Entlassung des Lehrlings der Beklagten von dem Abhandenkommen 
des Checkformularheftes erst am 17. November 1885 Anzeige gemacht habe, wie- 
wohl er solches bereits am 15. November gewusst habe — Beweis — Eid — über- 
dies aber sich auch für die Geldgeschäfte bei der Beklagten eines jungen Men- 
schen bedient habe, der ihm als unzuverlässig seit lange bekannt gewesen und 
von ihm schon bei früheren Gelegenheiten der Unterschlagung und Untreue über- 
führt wäre. 

II. Kläger habe durch Eintragung der 550 M. auf der Debetseite des Konto- 
buches, nachdem ihm vorher seitens des Vertreters der Bank eröfl&iet worden, 
dass er den Verlust zu tragen habe, in Verbindung mit den nach der Eintragung 
geschehenen wiederholten Einreichungen des Kontobuches bei der Beklagten und 
durch Fortsetzung des Checkverkehrs die auf seinen Namen geschehene Abhebung 
genehmigt, ev. ein Anerkenntniss dahin abgegeben, dass er der Bank für den 
Verlust aufkommen wolle. 

Gegen den klägerischen Anspruch auf Herausgabe des Kontobuches wendet 
Beklagte ein, dass die Kontobücher im Eigenthum der Bank verblieben und letz- 
tere daher von ihren Kunden nicht nur die Vorlegung der Bücher bei jährlichen 
Abschlüssen, sondern auch deren Bückgabe bei Beendigung des Checkverkehrs 
und auf sonstiges Abfordern begehren könne. Ueberdies habe sie vorliegenden 
Falls ein besonderes Interesse und Recht auf Zurückbehaltung des Buches, da 
Kläger durch Entfernung der von ihm vorher gemachten Eintragung der 550 M. 
zu ihrem Nachtheile eine Fälschung begangen habe, ihr aber so lange eine ex- 
ceptio, doli gegen den Anspruch auf Herausgabe des Buches zustehe, als Kläger 
nicht dafür Gewähr bieten könne, dass solche Missbräuche nicht wiederkehrten. 

Kläger erkennt bezüglich der Aufbewahrung des Checkheftes den Inhalt 
seiner Aussage in der Strafsache wider Bähe und Genossen als richtig an, be- 
streitet aber, überhaupt zur sorgfältigen Aufbewahrung und zur sofortigen An- 
zeige des Verlustes desselben verpflichtet gewesen zu sein, und leugnet auch, 
dass ihm letzterer vor dem 17. November 1885 bekannt geworden sei. Dagegen 
behauptet er ein Verschulden des beklagtischen Kassirers, dem der gefälschte 
Check präsentirt worden sei, indem dieser die Unterschrift desselben einer Prü- 
fung nicht unterzogen und somit sich einer unentschuldbaren Nachlässigkeit 
schuldig gemacht habe. Sodann bestreitet er noch, eine Genehmigung oder eine 
Anerkennung durch die Eintragung im Kontobuche erklärt zu haben, da die Ein- 
tragungen auf der Debetseite des Buches ohne jegliche Relevanz seien, auch eine 
Eintragung ohne Unterschrift wirkungslos sei und ihm die Absicht, eine bindende 
Erklärung abzugeben, gefehlt habe. Eventuell sei auch eine in der Eintragung 
zu befindende Erklärung, da sie aus einem Rechtsirrthum über eine zweifelhafte 
Rechtsfrage hervorgegangen sei, anfechtbar und solle damit angefochten werden. 

Im Uebrigen wird wegen des Thatbestandes auf die vorbereitenden Schrift- 
sätze der Parteien, in Gemässheit deren am 15. März verhandelt ist, Bezug ge- 
nommen. 
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Gründe. 

ad 1. Der Anspruch des El&gers auf Herausgabe des Kontobuches erscheint 
begründet und auch liquide. Das dem Kläger von der Beklagten übergebene Konto- 
buch, sollte im Wesentlichen dem Zwecke dienen, die Quittungen für die im Laufe 
des Gheckyerkehrs gemachten Einzahlungen aufzunehmen. Diesem Zwecke hat 
es auch, wie sein eine fortlaufende Reihe von Quittungen ausweisender Inhalt 
ergibt, gedient Wie aber alle Quittungen in das Eigenthum des Quittung- 
empfängers übergehen, so musste auch das Kontobuch, wenn anders es seinen 
Zweck erfüllen sollte, in das Eigenthum des Klägers übergehen. Wenn es zu- 
treffend wäre, was die Beklagte ausführt, dass sie ein Becht habe, jeder Zeit und 
besonders bei Beendigung des Checkverkehrs die Kontobücher von ihren Kunden 
einzufordern, so würden hierdurch die Quittungen den Kunden entzogen, mithin 
diese jeglichen Zahlungsnachweises beraubt. Es kann daher bei üebergabe der 
Kontobücher nichts Anderes beabsichtigt sein, als den Empfänger ztmiEigenthümer 
des Buches zu machen und ihn dadurch in Stand zu setzen, jeder Zeit über die 
von ihm eingezahlten Summen den Quittungsnachweis zu führen. Ein Anderes 
würde auch durch Vernehmung der beklagtischen Zeugen über das von der Be- 
klagten hinsichtlich der Kontobücher bisher geübte Verfahren nicht festgestellt 
werden können. Ein Becht auf die Vorenthaltung des klägerischen Kontobuches 
kann sich die Beklagte sonach mit Erfolg nicht beilegen. Denn auch die exceptio 
doli, welche sie dem klägerischen Anspruch femer entgegensetzt, ist völlig un- 
begründet. Wenn Kläger thatsächlich in dem Kontobuche eine Fälschung vor- 
genommen hätte, so könnte doch ein solches Verfahren einen eigenmächtigen 
Eingriff der Beklagten in klägerisches Eigenthum um so weniger rechtfertigen, 
als ihre angebliche Besorgniss vor weiteren Missbränchen mit dem gedachten 
Buche hier keineswegs begründet war. 

ad 2. Der fernere klägerische Anspruch auf Wiederherstellung seines Kontos 
unter Kreditirung der von dem Lehrling unterschlagenen Summe stützt sich auf das 
dem Checkverkehr zwischen den Parteien zu Grunde liegende Vertragsverhält- 
niss. Dasselbe entspricht im Wesentlichen bei der Verzinsung der Einlagen 
durch die Beklagte einem Darlehnsverhältniss. Ueber sein bei der Beklagten 
durch die Einlagen gebildetes Darlehn verfügte Kläger durch die von ihm auf 
den Checkformularen ertheilten Anweisungen. Durch Zahlung auf diese Checks 
liberirte sich die Beklagte von dem der ausgezahlten Summe entsprechenden 
Theile ihrer Darlehnsschuld. Wenn nun Beklagte auf den mit der gefälschten 
klägerischen Unterschrift versehenen Check Nr. 13842 die Summe von 550 M. 
auszahlte, so hat sie sich mit dieser vom Kläger nicht verfügten, auch nicht zu 
seinen Gunsten geschehenen Auszahlung dem Kläger g^enüber nicht liberirt. Es 
würde hiemach der klägerische Anspruch begründet sein, wenn er nicht durch 
einen rechtlich erheblichen Einwand der Beklagten elidirt würde. 

a) Als ein solcher stellt sich zwar der beklagtische Einwand klägerischen Ver- 
schuldens durch AusserachÜassung der nöthigen Vorsicht bei Aufbewahrung des 
Checkformularheftes und Unterlassung sofortiger Anzeige von dem Abhandenkommen 
dieses Heftes um des willen nicht dar, weil eine entsprechende Verpflichtung 
des Klägers zur Anwendung grösserer Sorgfalt nach Lage der Sache nicht ange- 
nommen werden kann. Denn weder lässt sich diese Pflicht aus dem Darlehnsver- 
hältniss, welches zwischen den Parteien bestand, begründen, noch ist dieselbe 
Gegenstand besonderer Vereinbarung unter den Parteien gewesen. Vielmehr er- 
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gibt sich aus dem vorgelegten Eontobuche und dem Formularheft, dass sich 
unter den dort vorgedruckten Bedingungen eine desbezügliche Bestimmung nicht 
findet, sondern nur auf dem Umschlage des Heftes mit kleinen Lettern die 
Worte: „NB. Man wolle etc." gedruckt sind, welche durch Form und räum- 
liche Trennung von den Vertragsbestimmungen geschieden sind und nur eine 
Aufforderung an den Checkkunden zur sofortigen Anzeige des Verlustes und 
sorgfältigen Aufbewahrung des Heftes enthalten. Die Befolgung dieser Auffor- 
derung war somit höchstens eine Ehrenpflicht, nicht eine rechtliche Verbindlich- 
keit des Klägers und kann derselbe wegen einer etwaigen Ausserachtiassung der- 
selben von der Beklagten überhaupt nicht verantwortlich gemacht werden. Dem- 
gemäss und da es für den eingetretenen Verlust irrelevant erscheint , ob Kläger 
seinen Lehrling, der den Verkehr mit der Beklagten besorgte, d. h. die Ein- 
zahlungen überbrachte und die Auszahlungen entgegennahm, als einen untreuen 
Menschen kannte oder nicht, war der vorgedachte beklagtische Einwand zu ver- 
werfen und die klägerische Behauptung, dass auch ein Verschulden der Be- 
klagten vorliege und darin ^u befinden sei, dass bei Präsentation des gefälschten 
Checks nicht die Unterschrift desselben geprüft sei, einer Beurtheilung nicht 
mehr zu unterziehen. 

b) Dagegen musste der fernere Einwand der Beklagten, dass Kläger das Ver- 
fahren der Bank, nämlich die Belastung seines Kontos mit dem frag- 
lichen Betrage, nachträglich genehmigt habe, für begründet und liquide 
erachtet werden aus folgenden Gründen. Es steht unter den Parteien fest, dass 
Kläger auf die Eröffnung des Bankdirektors, dass er den Verlust wegen eigenen 
Verschuldens zu tragen habe, geschwiegen, dass er wenige Tage später sich 
selbst mit dem betreffenden Posten in dem Kontobuche debitirt, auch letzteren 
bei Aufsummirung der Debetseite mit berechnet und auf mehrere neue Debet- 
seiten übertragen, dass er mit diesen, auf den ersten Blick sichtbaren Eintra- 
gungen das gedachte Kontobuch etwa 17 mal dem Vertreter der Bank behufs 
Quittirung neuer Einlagen vorgelegt und während des ganzen, über den 
Jahresschluss hinaus fortgesetzten Verkehrs niemals eine Absicht, die Bank für 
den Verlust verantwortlich zu machen, zu erkennen gegeben hat. Ein solches 
Verhalten des Klägers lässt zumal im kaufmännischen Verkehr keine andere Auf- 
fassung zu, als dass derselbe der Bank gegenüber den Verlust hat auf sich 
nehmen, bezw. die Belastung seines Kontos mit dem fraglichen Betrage hat ge- 
nehmigen wollen und genehmigt hat, und zwar um so weniger, als Kläger selbst 
sein Verfahren in keiner anderen Weise erklären, insbesondere bezüglich der 
Eintragungen auf der Debetseite seines Kontobuches zu seiner Vertheidigung 
nur anführen kann, dass er diese Eintragungen, ohne sich dabei Etwas zu 
denken oder in einem Augenblick zweifelhafter Erwägung gemacht habe. Er- 
wägt man dabei noch, dass Kläger die gedachten Eintragungen auch früher 
keineswegs, wie er jetzt behauptet, für irrelevant angesehen, sondern es für 
nöthig erachtet hat, dieselben nachträglich durcu Rasuren zu beseitigen, so 
muss die beklagtischerseits behauptete Genehmigung für völlig erwiesen und auch 
für nicht zweifelhaft angesehen werden, dass die Beklagte lediglich im Vertrauen 
auf dieselbe den Verkehr noch Monate lang mit dem Kläger fortgesetzt hat. 
Demgemäss und da endlich die Ausführung des Klägers, dass die fragliche Ge- 
nehmigung eventuell wegen Bechtsirrthums anfechtbar sei, unzutreffend erscheint, 
einmal, weil nicht feststeht, dass dieselbe überhaupt durch einen Rechtsirrthum 

L. Kuhlenbeck, Der Check. 14 
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veranlasst ist, und sodann, well ein solcher Bechtsirrthum im vorliegenden Falle, 
wo Kläger sich leicht eine Bechtsbelehrung verschaffen konnte, nicht entschuldbar 
sein würdj9, war der in Rede stehende Anspruch des Klägers abzuweisen und 
wegen der Kosten nach § 8S der C.-P.-O., wie nachsteht, zu entscheiden. 

Entscheidung. 

1. Die Beklagte wird verurtheilt, das Kontobuch des Killers vom Jahre 
1885 an den Kläger herauszugeben. 

2. Mit seinem weitergehenden Klageanspruche (Antrag 1 der Klage) wird 
der Kläger abgewiesen. 

3. Die Kosten des Rechtsstreits hat der Kläger zu ^7^0 und die Beklagte 
zu V^o zu tragen. 

Gez.: Hoffmann. Schmid. Goering. 



Verkündet: Im Namen des Königs! 

am 18. Nov. 1886. ^ ^ 

In Sachen 

des Kaufmanns Eduard Esch zu Osnabrück, 
Klägers und Berufungsklägers, vertreten durch 
den Rechtsanwalt Justizrath Borchers zu Gelle, 
gegen die Osnabrücker Bank zu Osnabrück, 
Beklagte und Berufungsbeklagte, vertreten durch 
den Bechtsanwalt Justizrath Evers zu Gelle, 

wegen Anerkennung einer Forderung pp. 
erkennt der dritte Givilsenat des Königlichen 
Oberlandesgerichts zu Celle unter Mitwirkung 
folgender Richter: 

1. des Senatspräsidenten Geh. Ober-Justiz- 

raths Meyer, 

2. des Oberlandesgerichtsraths Schneider, 

3. des ^ Stegemann, 

4. des ^ Going, 

5. des Landrichters Jess, 
für Recht: 

I. Thatbestand. 

Kläger hat gegen das Urtheil des Königlichen Landgerichts Osnabrück vom 
2. 29. März 1886 Berufung erhoben. Wegen der Formalien der Berufung wird auf 
das Protokoll vom 11. Novbr. a. c. verwiesen. 

Im Termine vom 11. Novbr. 1886 haben die Parteien den Thatbestand des 
angefochtenen Urtheils, auf den damit Bezug genommen wird, vorgetragen. 
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Kläger beantragt unter Benennung des Rechtsanwalts Dr. Euhlenbeck in 
Osnabrück als Zeugen dafür, dass er, Kläger, sich bei Gelegenheit des Jahr- 
abschlusses über seine Verpflichtung, den fr. Schaden zu tragen, bei p. Kublen- 
beck Rechts erholt und den Bescheid erhalten habe, dass er die erwähnte Ver- 
pflichtung nicht habe, 

das angefochtene Urtheil möge, soweit es die Klage abweist, aufgehoben, 
und die Beklagte dem Klagantrage gemäss erster Instanz yerurtheilt 
werden. 

Beklagte hat hervorgehoben, das Rechtsverhältniss, welches zwischen den S. 3. 
Parteien obgewaltet habe, sei ein im beiderseitigen Interesse geschlossener zwei- 
seitiger Vertrag, welcher für beide Theile die Pflicht zur Sorgfalt eines ordent- 
lichen Kaufmanns begründe. Diese habe Kläger durch Unyorsichtigkeit in der 
Aufbewahrung der Checkformulare, sowie durch Versäumung sofortiger Anzeige 
des Verlustes des Formularheftes verletzt. 

Kläger hat dem widersprochen und den ihm darüber zugeschobenen Eid, 
dass er nicht erst am 17., sondern bereits am 15. Novbr. vor. Js. von dem Ver- 
luste des Formularheftes Kenntniss erhalten, angenommen. 

Gegenüber der klägerischen Behauptung, der Kassirer der Beklagten habe 
dadurch ein Verschulden begangen, dass er bei Annahme des fr. Checks die 
Unterschrift nicht mit einer echten Unterschrift des Killers verglichen habe, 
hat Beklagte behauptet, die fragliche Unterschrift sei so täuschend nachgemacht 
dass die Fälschung ohne besondere Sachkenntniss nicht habe anerkannt werden 
können. 

Kläger hat dies bestritten. 

Beklagte hat endlich unter dem Hinzufügen, dass das Kontobuch jedenfalls 
eine gemeinschaftliche Urkunde sei, sich der Berufung angeschlossen und bean- 
tragt, die Klage möge völlig abgewiesen werden. 

Kläger hat Verwerfung der Anschlussberufung beantragt. 

II. Gründe. 

Die Berufung des Klägers sowohl wie die Anschliessung der Beklagten ist 
als unbegründet zu verwerfen. 

Was zunächst die letztere anbetrifft, so hat das Landgericht aus zutreffenden S. 5. 
Gründen angenommen, dass der Kläger EigenthtUner des fraglichen Kontobuchs sei 
und eine Befugniss der Beklagten, dasselbe zu retiniren, nicht bestehe. Wenn 
das Kontobuch auch eine gemeinschaftliche Urkunde imSinnede8§ 387 Nr. 2 d. 
G.-P.-O. sein mag, so berechtigt dies die Beklagte gegebenen Falls wohl zu dem 
Verlangen auf Vorlegung desselben, ändert aber in den Eigenthumsverhältnissen 
Nichts. Irrelevant ist die von der Beklagten behauptete Thatsache, dass andere 
Kunden ihre Kontobücher auf beklagtisches Verlangen herausgegeben haben. 
Denn wenn diese einer an sich ungerechtfertigten Anforderung Folge leisten, so 
kann das auf die Rechte des Klägers keinen Einfluss üben. 

Die Berufung anlangend, kann den Grflnden, aus welchen das Land- S. 6. 
gericht den Hauptklagantrag abgewiesen hat, nicht beigepflichtet werden. 

Das Landgericht führt aus, däss der Kläger die Belastung seines Kontos 
mit dem streitigen Posten von 550 M. durch die Eintragung desselben auf der 
Debetseite des Kontobuchs und die Ueberreichung des letzteren genehmigt 
habe. Da hier von einer Genehmigung im Sinne von Ratihabition nicht die Rede 
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sein kann, so laufen die Grflnde des Landgerichts darauf hinaus, dass der Kläger 
den fraglichen Posten als einen ihn belastenden anerkannt habe. Es unter- 
liegt keinem Zweifel, dass in dieser Beziehung nicht eine bloss thatsächliche, 
sondern nur eine vertragsmässige Anerkennung von Bedeutung sein würde. Eine 
S* 7. Anerkennung der letzteren Art b'egt aber nicht vor. Den Eintragungen auf der 
Debetseite des Kontobuchs abseiten des Klägers wohnte eine rechtsbegründende 
Kraft an sich nicht inne. Die genannte Seite diente yielmehr lediglich dem Zwecke, 
dem Kläger, falls er davon Gebrauch machen wollte, die Kontrolle über die Höhe 
seiner Forderung an Beklagten zu erleichtern. Da nun Kläger nicht verpflichtet 
war, auf die mündliche Erklärung des beklagtischen Direktors, Kläger habe den 
entstandenen Schaden zu tragen, zu erwidern, so könnte in der fraglichen Ein- 
tragung in Verbindung mit der Vorlegung des Kontobuchs eine vertragsmässige An- 
erkennung höchstens dann erblickt werden, wenn das Kontobuch der Beklagten 
zum Zwecke der Kenntnissnahme von der Eintragung vorgelegt wäre. Solches 
S. B. ist aber nicht gesehehen, vielmehr ist die Vorlegung nur zum Zwecke der Quit- 
tirung von Einlagen auf der Creditseite erfolgt, und in diesem Falle konnte Be- 
klagte, falls sie die Eintragung der 550 M. auf der Debetseite bemerkte, darin 
nur den unverbindlichen Ausdruck der Meinung des Klägers, den Schaden selber 
tragen zu müssen, erblicken. 

Dagegen muss der vom Landgericht verworfene Einwand der Beklagten, 
dass Kläger die auf den gefälschten Check hin erfolgte Zahlung verschuldet habe 
und daher verpflichtet sei, diese gegen sich gelten zu lassen, für gegründet und 
liquide erachtet werden. 

Das Landgericht hat bei Beantwortung der Frage, ob der Kläger auf Grund 
des Vertragsverhältnisses, welches zwischen den Parteien bestand, auch ohne des- 
8. 9. fallsige besondere Zusage in der von der Beklagten hervorgehobenen Richtung 
zur Diligenz verpflichtet war, lediglich auf die Rechtsstellung Rücksicht genom- 
men, welche der Kläger als Darlehnsgläubiger ^er Beklagten einnahm. Zu 
beachten war aber daneben, dass dem Kläger auch die Befugniss eingeräumt 
war, mittels Checks über sein Guthaben zu disponiren, die Beklagte also sich 
verpflichtet hatte, in Form von Checks ihr zugehende Aufträge zur Zahlung 
auszuführen. In dieser letzteren Beziehung empfing das Vertragsverhältniss der 
Parteien seinen Inhalt nicht nur durch die zwischen den Parteien getroffenen 
Vereinbarungen, sondern auch durch dasjenige, was der Natur des Verhältnisses 
8. 10. als Anforderung der bona fides sich darstellte. — Wenn nun nach den Vertrags- 
bedingungen — ofiensichtlich, um eine Kautel gegen Fälschungen zu schaffen — 
zur Ausstellung der Checks nur die von der Beklagten zur Verfügung gestellten 
Formulare benutzt werden sollten, der Werth jener Kautel aber dadurch bedingt 
war, dass die Formulare nicht in die Hände Unbefugter gelangen konnten, und 
wenn ausserdem durch einen Vermerk auf dem Umschlage des dem Kläger ein- 
gehändigten Formularheftes auf die Gefahr eines Missbrauchs der Formulare und 
die Nothwendigkeit, dieselben unter Verschluss zu halten, hingewiesen war, so 
ergab sich daraus von selbst die durch Treu und Glauben gebotene Pflicht des 
Klägers, mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns darauf Bedacht zu neh- 
S. 11. men, dass ein solcher Missbrauch sich nicht ereignete. Dieser Pflicht hat Kläger 
zuwider gehandelt. 

Es steht fest nach den eigenen Erklärungen des Klägers im Strafverfahren 
gegen den Lehrling Rahe und den Gymnasiasten Geuer, dass das Formularheft 
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entweder in einem unverschlossenen Pulte des Klägers oder in einer Schublade 
aufbewahrt war, zu welcher der Lehrling Habe, dessen sich der Kläger bei Aus- 
führung der Formulare zu bedienen pflegte, den Schlüssel bei sich führte, sowie 
dass der Kläger bei Entlassung des Bähe sich um das Formularheft nicht ge- 
kümmert und den erwähnten Schlüssel sich nicht hat aushändigen lassen, letz- 
terer Tielmehr erst am Tage nach der Entlassung freivrillig von Kahe abgeliefert 
ist. Diese Handlungsweise des Klägers, insbesondere die Art der Aufbewahrung 
des Formularheftes muss als eine nachlässige um so mehr bezeichnet werden, S. 12. 
als der Kläger nach den zugestandenermassen bezüglich seines Lehrlings Rahe 
gemachten Erfahrungen Anlass hatte, in dessen Zuverlässigkeit und Redlichkeit 
Zweifel zu setzen. Nach den Yorliegenden Umständen muss es femer als fest- 
stehend angesehen werden, dass eben der Lehrling Habe sich die für ihn vor- 
handen gewesene leichte Zugänglichkeit des Formularheftes zu Nutze gemacht 
hat, sei es, dass er selbst es an sich genommen, oder dass sein Mitschuldiger 
Geuer, durch ihn unterrichtet, sich dasselbe verschafft hat. 

Ist demnach das Abhandenbringen des Förmularhefts, die sodann ausge- 
führte Löschung und die auf Grund des gefälschten Ghecks erfolgte Zahlung mit 
der dem Kläger zur Last fallenden Nachlässigkeit in Causalzusammenhang zu S. 13. 
bringen, so muss Kläger die Folge seiner Handlungsweise auf sich nehmen und 
jene Zahlung als eine ihm gegenüber rechtswirksame, die Beklagte liberirende 
anerkennen. 

Die Replik des Klägers, dass der Kassirer der Beklagten schuldhaft ge- 
handelt, weil er es unterlassen, die Unterschrift des gefälschten Ghecks mit einer 
echten Unterschrift des Klägers zu vergleichen, ist unbegründet. Denn selbst 
wenn man eine Unvorsichtigkeit des Kassirers als ein von der Beklagten zu ver- 
tretendes Verschulden ansehen wollte, so kann doch ein Verschulden in der 
Unterlassung einer Schriftvergleichung an sich nicht gefunden werden. Ein Ver- 
schulden würde darin nur dann liegen, wenn die Beschaffenheit der gefälschten 
Unterschrift Zweifel an ihrer Echtheit erwecken musste. 

In dieser Richtung hat aber Kläger keine Behauptungen aufgestellt (?). Das S. 14. 
blosse Leugnen der im Thatbestand erwähnten, gegentheiligen Behauptung der 
Beklagten kann um so weniger Berücksichtigung finden, als die Art und Weise, 
wie nach der insoweit mitgetheilten thatsächlichen Feststellung im Strafverfahren 
die Fälschung ausgeführt ist, für die Richtigkeit der Behauptung der Beklagten 
spricht. 

Hiernach ergeht, unter Bezugnahme wegen der Kosten auf die §§ 92, Abs. 1 
und 88, Abs. 1 d. G.-Pr.-O. folgende 

Entscheidung. 
Die Berufung und die Anschliessung werden verworfen. 

Die Kosten der Berufungsinstanz fallen zu ^^20 dem Kläger , zu V^o der S. 15. 
Beklagten zur Last. 

Meyer. Schneider. Stegemann. Going. Jess. 
Ausgefertigt 
(L. S.) Biedermann. 

Gerichtsschreiber des Königl. Oberlandesgerichts. 
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